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Vom Krieg eines Despoten und der Kompli¬ 
zenschaft von EU und Bundesregierung 

S eit Wochen werden wir von einer gigantischen Nachrichtenflut über¬ 
schwemmt. Kaum sind häufig gleichzeitig stattfindende Ereignisse unzurei¬ 
chend verarbeitet, kommen die nächsten im Wortsinn zu begreifenden Schlag¬ 
zeilen, die sprachlos machen ob deren dahinter stehenden Ungeheuerlichkeiten. 
Kriege, Waffenexporte, Aufrüstung, Zerstörungen, Vertreibungen, Menschenmillio¬ 
nen auf der Flucht, Ausgrenzungen durch Errichten von Mauern und Stacheldraht¬ 
wällen, Tod in den Meeren, Tod in Straßen und Cafes, beständig kürzer werdende 
Wege zum „gläsernen“ Menschen, Aufstände der Bösen und Hassprediger, Brand¬ 
stifter in der Nacht und Minister auf Pressekonferenzen und vor Mikrofonen am Tag, 
Schusswaffeneinsatz gegen Menschen an den Grenzen denken - Tabubrüche gibt es 
nicht mehr. Alles ist gesagt und gebrochen bis in den Abgrund der Inhumanität, Aus¬ 
verkauf der Menschenrechte als Leistung/Gegenleistung - Interessensausgleich im 
Sinne der vielbeschworenen „Werte“ des Grundgesetzes, die die politisch Verant¬ 
wortlichen selbst dem Verfall preisgeben. Ein schäbiger Ritt durch die Niederungen 
der politischen Verkommenheit organisierter permanenter Kriege, Konflikte und Aus¬ 
nahmezustände. 

Einer dieser Konflikte ist zweifellos der Krieg, den das Erdogan-Regime seit 
Monaten gegen die Kurden führt. 

Vorbild Hitler-Deutschland und Franco-Diktatur? 

Nachdem der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan von einer Reise nach Saudi- 
Arabien zurückgekehrt war, sagte er am 31. Dezember 2015 vor Journalisten mit dem 
Verweis auf den von ihm betriebenen Ausbau seiner Machtbefugnisse: „In einem 
Einheitssystem (wie in der Türkei) kann ein Präsidialsystem sehr gut bestehen. Es 
gibt aktuelle Beispiele in der Welt und auch Beispiele in der Geschichte. Sie sehen 
das Beispiel dazu in Hitler-Deutschland.“ 

Erdogans Büro ließ am nächsten Tag dementieren. Es sei nicht hinnehmbar, dass 
dessen positiver Verweis auf das Hitler-Deutschland wiedergegeben werde. Er habe 
vielmehr die Ära Hitlers wegen der Verbrechen gegen die Menschlichkeit, wegen des 
Holocaust und Antisemitismus als negatives Beispiel angeführt und deutlich 
gemacht, dass missbrauchte Herrschaft in Katastrophen enden könne. [Zeit online v. 
1.1.2016] 

Ende Januar hatte Ministerpräsident Ahmet Davutoglu zur von der türkischen 
Armee zerstörten Altstadt von Amed (Diyarbakir), Sur, erklärt, der Bezirk werde wie¬ 
deraufgebaut „wie Toledo“ nach dem Spanischen Bürgerkrieg, womit er wohl sein 
Vorgehen mit dem der faschistischen Truppen General Francos vergleichen wollte. 
Hierzu sagte der Vorsitzende der HDP, Selahattin Demirtas: „Nachdem Toledo vor 
dem diktatorischen Regime kapituliert hatte, errang Franco die volle Kontrolle über 
Spanien. Ebenso will der Ministerpräsident nun seine Diktatur mit der Niederringung 
von Sur ausrufen.“ 
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Massaker in Cizre 

Seit August 2015 begeht Erdogan mit seiner AKP 
genau diese Verbrechen gegen die Menschlichkeit, die 
er bezogen auf die Hitler-Ära angeblich kritisiert. Im 
Südosten des Landes führt er einen brutalen Vernich¬ 
tungskrieg gegen die kurdische Zivilbevölkerung, die 
Meinungs- und Versammlungsfreiheit wird massiv ein¬ 
geschränkt und die Bürger*innenrechte werden fort¬ 
während abgebaut. Über 6000 Oppositionelle wurden 
bislang festgenommen, viele davon Mitglieder, Politi¬ 
kerinnen und Bürgermeister*innen der prokurdischen 
HDP, die sich als gesamttürkische Partei versteht. Mit 
dem auf Betreiben der AKP-Regierung hin im März 
2015 verabschiedeten neuen „Sicherheitspaket“ wurde 
die Polizei ermächtigt, auf Verdacht in Menschenmen¬ 
gen zu schießen oder das Feuer auf mutmaßlich 
gewalttätige Demonstranten zu eröffnen, auch wenn sie 
von ihnen weder angegriffen noch bedroht worden 
sind. Hiervon machen die sog. Sicherheitskräfte insbe¬ 
sondere in den kurdischen Gebieten regen Gebrauch. 

Am 7. Februar berichtete der staatliche Fernsehka¬ 
nal TRT mit Verweis auf Äußerungen von Regierungs¬ 
vertretern, dass bei einer Operation und infolge von 
Gefechten in zwei Gebäudekellern in der Stadt Cizre 
60 PKK-Kämpfer getötet worden seien. Faysal Sariyil- 
diz, HDP-Abgeordneter von Simak erklärte gegenüber 
dem kurdischen Fernsehsender Sterk TV, dass es 
wenige Stunden vor dieser Meldung in Cizre keine 
Gefechte, aber zwei große Explosionen gegeben habe. 
Seit dem 22. Januar befanden sich 15 verwundete, 7 
getötete und 9 in Lebensgefahr schwebende Menschen 
in einem Keller in Cizre. Außerdem wurde am 4. Feb¬ 
ruar ein anderes Gebäude von schweren Artilleriege¬ 
schossen der türkischen Armee getroffen, in dem viele 
Menschen Schutz gesucht hatten, woraufhin beim Aus¬ 
bruch eines Feuers 9 Menschen in den Tod gerissen 
worden sind. Freiwilligen aus im Gesundheitswesen 
tätigen Gewerkschaften, die versuchten, mit 
Krankenwagen zu den Verwundeten zu gelan¬ 
gen, wurden von „Sicherheits“kräften daran 
gehindert, den Opfern Hilfe zu leisten. Eine 
Gruppe von Frauen, darunter Mütter von Einge¬ 
schlossenen, wollte - mit weißen Fahnen in 
ihren Händen - zu dem Haus gelangen, doch 
wurden alle von Spezialeinheiten der Polizei 
festgenommen. Der Co-Vorsitzende des Volks¬ 
rates von Cizre, Mehmet Tung, der sich in einem 
der brennenden Häuser befand, hatte in einem 
Telefoninterview gegenüber dem Fernsehsender 
Özgür Gün gesagt: „Wir hatten etwas Wasser, 
wir haben versucht, sie zu löschen, sie zu retten, 
aber wir haben es nicht geschafft“, um das 
Gespräch mit den Worten zu beenden: „Falls wir 
hier sterben sollten, dann war es eindeutig 
Mord.“ 

Davutoglu rechtfertigte in einer Pressekonfe¬ 
renz gemeinsam mit Kanzlerin Merkel am 8. 


Februar den Einsatz der türkischen Armee „gegen kur¬ 
dische Milizen“ in Cizre. Kein Land würde terroristi¬ 
sche Aktivitäten innerhalb seiner Grenzen erlauben. 

Merkel wieder in der Türkei - Kapital schlagen aus dem 
Leid der Menschen 

Einen Tag nach dem Massaker in Cizre reiste Bundes¬ 
kanzlerin Angela Merkel erneut in die Türkei zu 
Gesprächen mit Präsident Recep Tayyip Erdogan und 
Ministerpräsident Ahmet Davutoglu, die neuen takti¬ 
schen Bündnispartner in Sachen Flüchtlingsabwehr. 
Der Krieg gegen die Kurden und die schweren Men¬ 
schenrechtsverletzungen spielten - wie schon bei den 
Konsultationen zuvor - eine eher untergeordnete Rolle. 
Merkel sagte, sie spreche sehr wohl mit der türkischen 
Regierung kritische Themen an. So habe Deutschland 
große Hoffnung auf den Versöhnungsprozess mit Kur¬ 
den und PKK gesetzt, um rasch im Sinne Davutoglus 
fortzufahren: „Man muss allerdings auch sagen, dass 
natürlich bei terroristischen Aktivitäten jedes Land das 
Recht hat, gegen Terrorismus vorzugehen.“ Der Minis¬ 
terpräsident hatte sich bei der Pressekonferenz bezüg¬ 
lich der Einlassung eines Journalisten zum Kampf der 
Türkei gegen die PKK äußerst verärgert gezeigt. Er 
verbat sich eine Einmischung von außen, schließlich 
sei die Türkei eine Demokratie. Diesen Hinweis hat 
Kanzlerin Merkel verstanden und sich zu den Verbre¬ 
chen an der kurdischen Zivilbevölkerung nicht weiter 
geäußert. Dagegen zeigte sich Merkel auf selbiger 
Pressekonferenz „entsetzt über das menschliche Leid“ 
der Tausende aus Aleppo geflohenen Menschen, die an 
der türkisch-syrischen Grenze ohne jede Versorgung 
bei winterlichen Temperaturen ausharren, um in die 
Türkei zu gelangen. So machte sie menschliches Mit¬ 
leid und Menschenrechte teilbar. 

Einigkeit bestand zwischen den Beiden in ihren 
scharfen verbalen Attacken gegen Moskau. Merkel 





In Diyarbakir fand am Montag eine Protestaktion gegen die Doppelmoral von 
Merkels Türkeipolitik angesichts der Realität in der Region statt. 
Unter anderem zeigten die Protestierenden Plakate auf Englisch und Deutsch, auf 
denen u.a. stand: „Frau Merkel, sind Sie bereit, eine halbe Million weitere 
Flüchtlinge aus Kurdistan aufzunehmen?” 
Für die nächsten Tage sind Großdemonstrationen angekündigt. 
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Merkers Regierung 
Karden. 


Erdogan das will! 
Freiheit für alle 
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beklagte, Russ¬ 
land verletze 
wegen der 
Bombarde¬ 
ments auf Zivi¬ 
listen die UN- 
Resolution und 
Davutoglu warf 
Putin vor, 
nichts zum 
Frieden beizu¬ 
tragen. Und 
Beide setzten 
sich für eine 
Beteiligung der 
NATO gegen 
Schlepper im 
Gebiet zwi¬ 
schen Grie¬ 
chenland und 

der Türkei ein. Außerdem solle die Zusammenarbeit 
zwischen türkischer Küstenwacht und der EU-Grenz- 
schutzagentur FRONTEX verbessert werden. 
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Flüchtlinge als Druckmittel für AKP-Regierung 

Angekündigt wurde zudem, dass die Türkei die Errich¬ 
tung von 5000 Containern für 30 000 Menschen auf 
syrischem Gebiet plane, um diese am Überschreiten 
der türkisch-syrischen Grenze zu hindern. Das Flücht¬ 
lingshilfswerk UNHCR und die EU hingegen fordern 
die Regierung auf, Flüchtlinge ins Land zu lassen, für 
deren Versorgung Milliarden Euro zur Verfügung 
gestellt würden. „Die Vorstellung, dass die Türkei 
Flüchtlinge menschenwürdig behandeln würde und 
damit die weitere Flucht dieser Menschen in den Wes¬ 
ten Europas verhindern könnte, ist irrational. Die AKP- 
Regierung nutzt das als Druckmittel, um einige geo- 
strategische Ziele zu erreichen und finanzielle Unter¬ 
stützung zu bekommen. [...] Erdogan löst das Flücht¬ 
lingsproblem nicht, er produziert und verschlimmert es 
selbst. Hunderttausende Kurden haben jüngst ihre 
Städte aufgrund des brutalen Vorgehens der türkischen 
Armee verlassen müssen und sind selbst zu Flüchtlin¬ 
gen gemacht worden“, antwortete Ali Atalan, der seit 
Juni 2015 für die HDP Mitglied des türkischen Parla¬ 
ments ist, auf eine Frage der jungen weit vom 10. Feb¬ 
ruar. Atalan war von 2010 bis 2012 Mitglied der Links¬ 
fraktion im Landtag von NRW. Weitere Aussagen des 
Politikers s. unter der Rubrik „Zur Sache: Türkei“. 


Kritik unerwünscht 

Selbst auf zaghafteste Kritik aus dem Ausland an 
Erdogans Politik und insbesondere die Forderung, den 
Krieg gegen die Kurden zu beenden und den von ihm 
Ende Juli 2015 einseitig aufgekündigten Friedenspro¬ 
zess mit der PKK wieder aufzunehmen, reagierte der 


Staatschef und sein Ministerpräsident mit brüsker 
Ablehnung. Bei einem Besuch in London zwei Tage 
vor einer ersten deutsch-türkischen Regierungskonsul¬ 
tation am 22. Januar, behauptete Ahmet Davutoglu gar, 
alle Schützengräben seien zugeschüttet und die Region 
werde bald „blitzsauber“. 

Erfolgreicher war US-Vizepräsident Joe Biden 
anlässlich seines Besuchs bei Präsident Erdogan und 
und Ministerpräsident Davutoglu am 24. Januar auch 
nicht. Auf den Einwand, die Türkei solle endlich einen 
Unterschied machen zwischen der PKK und der kurdi¬ 
schen „Partei der Demokratischen Union“ (PYD) 
Nordsyriens, machte Davutoglu klar: Es gebe drei 
gleichwertige Bedrohungen für die Türkei und das 
seien die PKK, die Assad-Regierung und die PYD. Die 
türkische Regierung lasse es zudem nicht zu, dass eine 
PYD-Delegation an den Friedens Verhandlungen in 
Genf teilnimmt; hierfür lasse man auch die Verhand¬ 
lungen platzen. 

Erdogan dreht am Rad 

Nicht genug. Am 9. Februar ließ Erdogan Medienbe¬ 
richten zufolge den US-Botschafter einbestellen. Hin¬ 
tergrund waren Äußerungen von John Kirby, Sprecher 
des US-Außenministeriums. Er hatte gesagt, dass die 
kurdische „Partei der Demokratischen Einheit“ (PYD) 
Nordsyriens aus Sicht der USA „keine Terrororganisa¬ 
tion“ sei. Erdogan wirft den USA vor, durch ihre Wei¬ 
gerung, die PYD sowie die Selbstverteidigungseinhei¬ 
ten YPG/YPJ nicht als Terrororganisationen einzustu¬ 
fen, in Syrien ein „Blutbad“ angerichtet zu haben, das 
jetzt zu einer Angelegenheit der inneren Sicherheit der 
Türkei geworden sei. Während PYD und YPG Verbün¬ 
dete für Washington im Kampf gegen den IS sind, ste¬ 
hen sie für die Türkei als „terroristische Organisatio¬ 
nen“ auf einer Stufe mit der PKK. 

Für Erdogan im Vordergrund steht nach wie vor der 
Sturz des syrischen Präsidenten Baschar al-Assad. 

Am 8. Februar veröffentlichte das griechische 
Nachrichtenmagazin „euro2day“ das Protokoll über 
Gespräche zwischen EU-Vertretern und Präsident 
Erdogan, wonach dieser auf Vorwürfe, er erpresse die 
EU mit Flüchtlingen, mit der Öffnung der Grenzen 
nach Europa gedroht habe. „Wir schämen uns nicht 
dafür. Das Protokoll ist für uns nur eine Bestätigung“, 
sagte Erdogan in Ankara. Es könne sein, dass die Tür¬ 
kei eines Tages „das Tor aufmacht und ihnen gute 
Reise wünscht“. Es solle niemand glauben, „dass 
unsere Flugzeuge und Busse umsonst da seien“. 
Gegenüber der Nachrichtenagentur Anadolu meinte er, 
dass die Flüchtlinge in die Länder geschickt würden, 
die derzeit „gute Ratschläge“ erteilten zur Öffnung der 
Grenze wegen der Lage in der Stadt Aleppo. Außerdem 
kritisierte er erneut die UNO wegen ihrer Forderung. 
[AFP v. 11.2.2016] 
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„Schmutziger“ Interessensausgleich 

Nach den deutsch-türkischen Konsultationen am 22. 
Januar hieß es in einer gemeinsamen Erklärung u. a.: 
„Die jüngsten, abscheulichen Anschläge in Istanbul 
und zuvor in Ankara und Surug bestätigen die (...) 
Notwendigkeit, die Zusammenarbeit im rechtmäßigen 
Kampf gegen den Terrorismus (...), einschließlich 
Daesh, PKK, DHKP-C und anderen, weiter zu vertie¬ 
fen.“ Bundeskanzlerin Merkel hatte auf Fragen von 
Journalistinnen genervt erklärt, zwar seien die Kon¬ 
flikte in der Türkei angedeutet worden, aber das sei 
nicht Thema der Gespräche gewesen. 

Noch deutlicher wurde Bundesinnenminister Tho¬ 
mas de Maiziere, der am 25. Januar erklärte: 

„Alle, die uns jetzt sagen, man muss die Türkei von 
morgens bis abends kritisieren, denen rate ich, das 
nicht fortzusetzen. Wir haben Interessen. Die Türkei 
hat Interessen. Das ist ein wichtiger Punkt. “ 

Um fortzufahren: 

„Natürlich gibt es in der Türkei Dinge, die wir zu kriti¬ 
sieren haben. Aber die Türkei, wenn wir von ihr etwas 
wollen, wie, dass sie die illegale Migration unterbin¬ 
det, dann muss man auch Verständnis dafür haben, 
dass es im Zuge des Interessenausgleichs auch Gegen¬ 
leistungen gibt. “ ( http://www.ardmediathek.de/tv/Monitor/ 
Schmusekurs-mit-Erdogan-Wir-sollten-au/Das-Erste/Video?docu 
mentld=33195684&bcastld=438224 ; 

Diese Gegenleistungen sind - vorerst - 3 Milliarden 
Euro, Visaerleichterungen, Dynamisierung der EU- 
Beitrittsverhandlungen, verstärkter Kampf gegen die 
PKK und linke türkische Organisationen und vor allem 
SCHWEIGEN zu allen „Dingen“ wie Krieg und Men¬ 
schenrechtsverletzungen. 

Wir hören die inbrünstigen Ermahnungen deutscher 
Politikerinnen, dass in erster Linie die Fluchtgründe 
in den Herkunftsländern beseitigt werden müssten - 
ein Hohn angesichts der Tatsache, dass diese Bundesre¬ 
gierung kontinuierlich neue Fluchtgründe und -bewe- 
gungen schafft. Sei es durch die Entsendung von Sol¬ 
daten und Waffenlieferungen in zahlreiche Konfliktre¬ 


gionen oder durch das Schweigen bei schwersten 
Kriegsverbrechen im Interesse von Interessen. 

Wie perfide ist es, von anderen Ländern lauthals die 
Einhaltung von Menschenrechten und demokratischen 
Standards zu fordern, wenn man selbige mit Füßen 
tritt? 

Kurze Blicke in die deutsch-türkischen Beziehungen 

An dieser Stelle sei ein kurzer Blick in die Vergangen¬ 
heit getan. Welcher Art das Verhältnis Deutschlands zur 
Türkei bzw. zum Osmanischen Reich bereits vor 100 
Jahren gewesen ist, wird am Verhalten zum Genozid an 
den Armeniern deutlich. 

In einem Kommentar der jungen weit vom 23./24.1. 
zitierte Sevim Dagdelen von der Linksfraktion eine 
Meldung der deutschen Militärzensur: „Über die 
Armeniergreuel ist folgendes zu sagen: Unsere freund¬ 
schaftlichen Beziehungen zur Türkei dürfen durch 
diese innertürkische Verwaltungsangelegenheit nicht 
nur nicht gefährdet, sondern im gegenwärtigen, 
schwierigen Augenblick nicht einmal geprüft werden. 
Deshalb ist es einstweilig Pflicht zu schweigen. Später, 
wenn direkte Angriffe des Auslands wegen deutscher 
Mitschuld erfolgen sollten, muss man die Sache mit 
größter Vorsicht und Zurückhaltung behandeln und 
später vorgeben, dass die Türken schwer von den 
Armeniern gereizt wurden.“ 

Deutsch-türkische Beziehungen noch früher: Der 
preußische Generalfeldmarschall Graf von Moltke 
wurde einem Wunsch des Sultans zufolge von 1836 bis 
1839 nicht nur als Ausbilder der Truppen des Osmani¬ 
schen Reiches abkommandiert, sondern er nahm 1838 
auch an einem Feldzug gegen die Kurden teil. 

Wer stoppt diesen Autokraten? 

Bezogen auf Erdogans politische Vergangenheit genü¬ 
gen 28 Jahre, um seine wahren Absichten zu erkennen, 
denn 1988 sagte er: „Die Demokratie ist nur der Zug, 
auf den wir aufsteigen, bis wir am Ziel sind. Die 
Moscheen sind unsere Kasernen, die Minarette unsere 


URLAUBSPLANUNG FÜR DIE TÜRKEI? 

Die Türkei, die Kriegsverbrecher! an der Zivilbevölkerung begeht? 

Die Türkei, die kurdische Städte mit Ausgangssperren belagert? 

Die Türkei, die ISIS und andere reaktionäre Gruppen in Nordsyrien und 
Irak unterstützt? 

Die Türkei, die routinemäßig politische Kontrahenten, Journalisten und 
Demonstranten verhaftet? 

Als Tourist Ihr Geld in der Türkei auszugeben bedeutet, den Krieg der 
Regierung gegen die eigene kurdische Bevölkerung anzuheizen. 
Bedenken Sie bitte, was Ihr Geld unterstützt, und informieren Sie sich 
unter: 

https://isku.blackblogs.org/1368/planen-sie-ihren-urlaub-in-der-tuerkei/ 
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Bajonette, die Kuppeln unsere Helme und die Gläubi¬ 
gen unsere Soldaten.“ 

Nun gießt das AKP-Regime erneut frisches Öl ins 
Feuer und facht den Flächenbrand im Mittleren Osten 
weiter an. Weil die von Ankara unterstützten dschiha- 
distischen Truppen wie Ahrar al-Sham und Al-Nusra- 
Front möglicherweise in Nordsyrien von der Assad- 
Armee umzingelt werden, hat Ankara am 13. Februar 
damit begonnen, militärisch zu intervenieren. Haupt¬ 
sächlicher Anlass für die Angriffe ist jedoch die Tatsa¬ 
che, dass an der Absperrung des Korridors zur Türkei 
neben den Syrischen Demokratischen Kräften auch 
Einheiten der kurdischen Volksverteidigungseinheiten 
Rojavas, YPG/YPJ beteiligt sind. 

Schon länger droht das türkische Regime mit einer 
militärischen Intervention gegen die kurdischen Kräfte, 
sollten sie die Gebiete nördlich von Aleppo erobern, 
um die beiden kurdisch-kontrollierten Kantone Afrin 
und Kobane miteinander zu verbinden. 

Am 11. Februar erst hatten YPG und ihre Verbünde¬ 
ten den Flughafen Menagh und die Gebiete um die 
Kleinstadt Azaz von den Terrormilizen befreit, worauf¬ 


hin Ankara mit Artillerieangriffen reagierte, weil die 
YPG angeblich auch die türkische Grenzstadt Kilis 
attackiert hätte, was von kurdischer Seite vehement 
bestritten wurde. Den Forderungen von Ministerpräsi¬ 
dent Ahmet Davutoglu, die YPG müsse sich aus Azaz 
zurückziehen und ihre Zusammenarbeit mit den Syri¬ 
schen Demokratischen Kräften einstellen, wird die 
YPG nach eigenen Aussagen nicht nachkommen. Die 
angedrohte Bodenoffensive werde als Besatzungsver¬ 
such der Türkei gewertet, gegen die Widerstand geleis¬ 
tet würde. 

Die USA und Frankreich forderten am Rande der 
52. Münchner Sicherheitskonferenz von der Türkei ein 
Stopp der Angriffe in Nordsyrien. John Kirby, Sprecher 
des US-Außenministeriums, rief gleichzeitig die Kur¬ 
den dazu auf, kein Kapital aus den Kämpfen zu ziehen. 

Unterdessen hat Saudi-Arabien unter dem Vorwand 
des Anti-IS-Kampfes Kampfflugzeuge zum NATO- 
Stützpunkt ins türkische Incirlik verlegt. 

(ND 15.2.2016) 


AUFRUFE 


GEW: Gewalt beenden! 

Die Vorsitzende der GEW, Marlis Tepe, kritisiert „die 
fortgesetzten Repressionen gegen Oppositionelle und 
Minderheiten in der Türkei und fordert von der türki¬ 
schen Regierung die Einhaltung der Menschenrechte 
und ein Ende der Gewalt im Kurdenkonflikt“. In dem 
Aufruf vom 25. Januar kündigt die GEW an, sich 
gemeinsam mit europäischen Bildungsgewerkschaften 
an einer Delegationsreise in die Türkei zu beteiligen, 
„um sich vor Ort zu informieren und ein Ende der 
Gewalt zu fordern.“ 

Linksfraktion: Krieg gegen Kurden sofort beenden ! 

Am 26. Januar beschloss die Linksfraktion des Bun¬ 
destages eine „Solidaritätserklärung mit der Bevölke¬ 
rung in der Türkei“. 

„Das perfide Ziel der Bundesregierung, die Türkei 
als Bollwerk gegen Schutzsuchende einzusetzen und 
im Gegenzug zu den Verbrechen der türkischen Regie¬ 
rung zu schweigen, wird nicht aufgehen. Denn wenn 
die Angriffe der türkischen Sicherheitskräfte weiterge¬ 
hen, werden hunderttausende Kurden nach Europa flie¬ 
hen,“ heißt es in dem Text. Die Fraktion fordert, „den 
Krieg gegen die Kurden sofort zu beenden“, eine 
offene Diskussion zu den Autonomieforderungen der 
Kurden ohne strafrechtliche Konsequenzen zu ermögli¬ 
chen und „mit einem Waffenexportstopp ein klares Sig¬ 
nal an Staatspräsident Erdogan zu senden, dass die 
Eskalationspolitik beendet werden muss.“ 


Jurist*innen-Delegation in Amed: 

Massive Menschenrechtsverletzungen erfordern sofor¬ 
tige internationale Aktivitäten 

Vom 21. bis 24. Januar hielt sich eine 10-köpfige 
Jurist*innen-Delegation aus Belgien, Deutschland, 
Österreich und Italien in Amed (türk.: Diyarbakir ) auf. 
Diese Reise wurde koordiniert von der „Europäischen 
Vereinigung demokratischer Juristinnen und Juristen 
für Demokratie und Menschenrechte weltweit“ e.V. 
(ELDH), der „Vereinigung demokratischer Juristinnen 
und Juristen“ (VDJ) sowie der „Unione delle Camere 
Penali Italiane“. 

Dort trafen sie zusammen mit Vertreter* innen von 
Vereinsvorständen, Menschenrechtsorganisationen, der 
Ärztekammer, Opferfamilien, Frauenorganisationen 
und Co-Bürgermeistem der HDP von Amed. In diesen 
Gesprächen erhielten sie umfassende Informationen 
über die dramatischen Entwicklungen in der Region, 
insbesondere auch im Stadtteil Sur, dem Altstadtviertel 
von Amed. 

Hierbei sind sie zu dem Fazit gelangt, dass gegen 
die auch von der Türkei ratifizierten internationalen 
Menschenrechtsabkommen verstoßen und sie nicht res¬ 
pektiert werden. 

Die Anwält*innen forderten nach Beendigung ihrer 
Delegationsreise, 

• dass die türkische Regierung umgehend die ille¬ 
galen Ausgangssperren aufhebt und nationale 
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wie internationale Gesetze und Verträge respek¬ 
tiert 

dass die europäischen Institutionen alles in ihrer 
Macht stehende tun, diese humanitäre Tragödie 
zu beenden. Die Kooperation zwischen der EU 
und der Türkei hinsichtlich der Flüchtlingsbewe¬ 
gung kann nicht rechtfertigen, dass zu den Ver¬ 
brechen geschwiegen wird, die derzeit in Diyar- 
bakir, Cizre und anderen Städten der Region 
verübt werden. 

Die Vereinten Nationen müssen ein Dringlich¬ 
keitstreffen des UN-Sicherheitsrates einberufen 
im Hinblick auf eine Verschlimmerung der 
Situation von unter Ausgangssperren leidenden 
Zivilisten . 

(aus PMELDH v. 25.1.2016/Azadi) 


TATORT KURDISTAN ohne IM de Maiziere 

Wegen der unsäglichen Äußerungen des Bundesinnen¬ 
ministers Thomas de Maiziere gegen Kritiker* innen 
am Kriegskurs der Türkei gegen kurdische Menschen 
und Städte im Südosten des Landes, fordert die bun¬ 
desweite Kampagne TATORT KURDISTAN in einem 
Aufruf vom 8. Februar dessen Rücktritt. 

Der gesamte Text ist als Petition zu finden und zu 
unterstützen unter: 

https://change.org/p/bundesregierung-menschenrechte-sind- 
nicht-verhandebar-im-de-maiziere-muss-zur%C3%BCck 
treten/share?after sign exp=default&just signed=true 
Mehr Informationen: 
http://tatortkurdistan.blogsport.de 
Kontakt: tatort_kurdistan@aktivix.org 


VERBOTSPRAXIS 


Bundesanwaltschaft erhebt Anklage gegen 
Bedrettin Kavak vor dem OLG Hamburg 

Laut Pressemitteilung des Generalbundesanwalts vom 
10. Februar hat die Bundesanwaltschaft (BAW) am 3. 
Februar vor dem Staatsschutzsenat des OLG Hamburg 
Anklage erhoben gegen Bedrettin Kavak, der am 26. 
August 2015 in Bonn festgenommen worden war und 
sich seitdem in Untersuchungshaft in Hamburg befindet. 

Die Anklage beschuldigt ihn der Mitgliedschaft in 
einer „terroristischen Vereinigung im Ausland“ gern. § 
129b Abs. 1 i.V.m. § 129a Abs. 1 StGB. 

Seit November 2012 soll er hauptamtlicher Kader 
gewesen sein und verschiedene PKK-Sektoren verant¬ 
wortlich geleitet haben. Laut BAW soll er sich nach 
einem Aufenthalt in Skandinavien „spätestens Mitte 
Juli 2014“ wieder als Gebietsleiter betätigt haben. 

Zu seinen von der BAW als terroristisch eingestuf¬ 
ten Tätigkeiten sollen u.a. die Überwachung von Spen¬ 
den- und Beitragssammlungen, das Erteilen von Auf¬ 
trägen an ihm angeblich untergeordneten 
Aktivist*innen, die Berichterstattung über Ereignisse, 
Veranstaltungen und sonstigen Aktivitäten in seinem 
Wirkungsbereich an die Europaebene der PKK, gehört 
haben. Zudem habe er - kaum zu glauben - dafür 
gesorgt, dass sich eine hinreichende Zahl von Men¬ 
schen an Veranstaltungen und Schulungen beteiligen ! 

Bedrettin Kavak wird in Deutschland keine Straftat 
vorgeworfen. Nach der Logik des als politisches 
Repressionsinstrument genutzten § 129b StGB genügt 
einzig die Mitgliedschaft in einer inkriminierten Verei¬ 
nigung. Danach werden Betroffene wie Bedrettin 
Kavak, die sich in Europa politisch für einen legitimen 
Kampf gegen Unterdrückung, für Befreiung und eine 
friedliche Konfliktlösung in dem seit Jahrzehnten 


ungelösten türkisch-kurdischen Konflikt einsetzen, für 
alle Aktivitäten der PKK und ihrer Guerilla in der Tür¬ 
kei oder anderen Regionen, mitverantwortlich 
gemacht. Dabei stützen sich die Strafverfolgungsbe¬ 
hörden in erster Linie auf „Erkenntnisse“ und Informa¬ 
tionen aus dem Justiz- und Sicherheitsapparat der Tür- 
kei. [...] 

Dass der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan 
im August 2015 den Verhandlungsprozess mit Abdul¬ 
lah Öcalan, der kurdischen Bewegung und der HDP 
einseitig aufgekündigt hat und seitdem mit staatsterro¬ 
ristischen Methoden gegen die kurdische Zivilbevölke¬ 
rung vorgeht, spielt in der Welt von BAW, BKA und 
VS eine untergeordnete Rolle. Rückenwind erhalten sie 
jetzt durch die Politik der Bundesregierung, die sich für 
den von Innenminister de Maiziere deklamierten „Inte¬ 
ressensausgleich“ in Sachen Flüchtlingsabwehr zum 
Fußabtreter Erdogans gemacht hat. 

(PMAzadi v. 11.2.2016) 

Razzia im Jugendzentrum Hannover 

In den Morgenstunden wurden heute die Räumlichkei¬ 
ten des „Unabhängige Jugendzentrums“ (UJZ) in Han¬ 
nover durchsucht, nach Angaben der Staatsanwalt¬ 
schaft Lüneburg aufgrund des Verdachts des Verstoßes 
gegen das Vereinsgesetz, weil dort angeblich die PKK 
unterstützt werde. Diese Meldung wurde in der „Neuen 
Presse“ Hannover unter der Rubrik „Kriminalität“ ver¬ 
öffentlicht. 

Diese gegen Kurd*innen und sich mit ihnen solida¬ 
risierende Menschen gerichtete Polizeioperation ist 
Ausdruck der jüngsten deutsch-türkischen Komplizen¬ 
schaft und des Krieges, den das AKP-Regime gegen 
die kurdische Zivilbevölkerung führt. 
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Am Abend des 12.2.2016 demonstrierten in Hannover ca. 1000 gegen die 
Kriminalisierung linker Strukturen sowie gegen das PKK-Verbot 


Durch das Schweigen von Kanzlerin Merkel bei 
ihrem kürzlichen Besuch in Ankara zu dem grausamen 
Massaker von Cizre und den Kriegsverbrechen des tür¬ 
kischen Militärs und sogenannter Sicherheitskräfte in 
zahlreichen anderen kurdischen Städten, sehen sich 
deutsche Strafverfolgungsbehörden aufgefordert, auch 
hier wieder gegen Kurd*innen vorzugehen. Vor dem 
Hintergrund der vielen Proteste gegen den Kriegskurs 
des türkischen Regimes und der Haltung der Bundesre¬ 
gierung sollen wohl Menschen eingeschüchtert und 
kriminalisiert werden, die sich mit den Kurdinnen und 
Kurden gegen diese Politik und „schmutzigen Deals“ 
solidarisieren. 

AZADI verurteilt diese Razzia scharf und erklärt 
sich solidarisch mit den Kurdinnen und Kurden und 
allen, die ihren Widerstand gegen Krieg und Unterdrü¬ 
ckung zum Ausdruck bringen wollen: NICHT IN 
UNSEREM NAMEN. 

(PM Azadi v. 11.2.2016) 

Strafrechtliche Verfolgung - politisch 
motiviert 

Mehrere Abgeordnete der Linksfraktion hatten eine 
Kleine Anfrage an die Bundesregierung gerichtet, 
Thema: Verfolgung sogenannter ausländischer terroris¬ 
tischer Vereinigungen aus der Türkei. 

Auf die Frage, gegen welche Organisationen nach § 
129b StGB ermittelt werde, antwortete das Bundesmi¬ 
nisterium für Justiz und Verbraucherschutz (BMJV) am 
26. Januar, dass der Generalbundesanwalt (GBA) beim 
Bundesgerichtshof Ermittlungsverfahren führe gegen 
die Revolutionäre Volksbefreiungspartei-Front 
(DHKP-C), die Kommunistische Partei der 
Türkei/Marxistisch-Leninistisch (TKP/ML), Devrimci 
Karargah, die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) sowie 
deren Teilorganisationen sowie gegen die Türkische 
Hizbullah (TH). 

Bei der TKP/ML sei im Laufe der Ermittlungen 
festgestellt worden, dass sie insgesamt als terroristische 
Vereinigung im Ausland gern. § 129b StGB zu werten 
sei (obwohl sie auf keiner Terrorliste aufgeführt oder in 
Deutschland verboten ist. Azadi) 


Gegen folgende in der Türkei aktive bzw. 
aus der Türkei stammende Vereinigungen wird 
derzeit wegen eines Anfangsverdachts auf¬ 
grund von § 129b geprüft: MLKP, MKP und 
gegen die faschistische Ülkücü-Bewegung. 
Derzeit würden 25 personenbezogene Vor¬ 
gänge beim GBA geführt. 

Die Ermächtigung zur strafrechtlichen Ver¬ 
folgung von Taten der „Freiheitsfalken“ 
(TAK) nach § 129b wurde am 2. Oktober 2006 
erteilt. Die Ermittlungen hätten ergeben, dass 
die TAK nicht selbstständig seien. Vielmehr 
handele es sich um eine „weitere Bezeichnung 
bewaffneter Kräfte der PKK“. 

Am 6. September 2011 hat das BMJV den GBA zur 
strafrechtlichen Verfolgung „bereits begangener und 
künftiger Taten der Europaführung, des Deutschland¬ 
verantwortlichen und der jeweiligen Verantwortlichen 
für die in Deutschland bestehenden Sektoren der PKK 
und ihrer Teilorganisation in Europa, CDK“, ermäch¬ 
tigt. 

Zwischen April 2011 und September 2015 seien auf 
Anträge des GBA „insgesamt 17 Ermächtigungen zur 
strafrechtlichen Verfolgung einzelner Beschuldigter 
wegen ihrer Tätigkeit für die PKK und ihrer Teilorgani¬ 
sationen“ erteilt worden. 

Auf die Frage, aus welchen Quellen das notwendige 
Wissen des BMJV für die Strafverfolgung nach § 129b 
stamme, heißt es in der Antwort, dass hierbei auf die 
„Erkenntnisse seiner Ermittlungspersonen“ zurückge¬ 
griffen werde. Vor einer endgültigen Ermächtigung 
würde das Ministerium auch das Bundeskanzleramt, 
das Auswärtige Amt und das Bundesinnenministerium 
beteiligen. 

Befragt, welche deutschen und türkischen Behörden 
auf EU- oder NATO-Ebene über welche Vereinigungen 
regelmäßig in welchem Zusammenhang Gespräche 
führt, verweist das Ministerium auf bilaterale Gesprä¬ 
che des Auswärtigen Amtes mit dem türkischen Außen¬ 
ministerium, des Bundesinnenministeriums mit dem 
türkischen Pendant sowie zwischen deutschen und tür¬ 
kischen Sicherheitsbehörden. Thema sei regelmäßig 
die „Bekämpfung von Terrorismus“ sowie „der Kon¬ 
flikt mit der PKK“. 

Die Frage, ob es Ersuchen oder Bitten türkischer 
Behörden bezüglich einer strafrechtlichen Verfolgung 
bestimmter Vereinigungen gegeben habe, verneinte das 
Ministerium. 

Auf Nachfrage sind folgende Vereinigungen auf 
Terrorlisten der USA, EU oder der Vereinten Nationen 
aufgeführt: Auf der EU-Liste sind es die PKK seit dem 
2. Mai 2002, die DHKP-C ebenfalls und die TAK seit 
dem 21. Dezember 2006. 

In den USA wurden PKK und DHKP-C am 8. 
Oktober 1997 als ausländische Terrororganisationen 
gelistet. Zudem seien sie „am 31. Oktober 2001 als 
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Speziell Designierter Globaler Terrorist („Specially 
Designated Global Terrorist“) eingestuft worden. 

Auf den Terror-Sanktionslisten der Vereinten Natio¬ 
nen sind sie nicht enthalten. 

Mit einem Vereinsverbot belegt sind in der Bundes¬ 
republik seit 1993 die PKK und seit 1998 die DHKP- 
C. 


Die Antwort der Bundesregierung auf die Frage, in 
welchen anderen EU-Staaten mit den deutschen §§ 
129, 129a und 129b StGB vergleichbare Strafverfahren 
geführt werden: „Der Bundesregierung liegen hierzu 
keine Erkenntnisse vor“ (!). 

Die Bundestagsdrucksache trägt die Nr. 18/7228 


REPRESSION 


Deutscher Topagent wird leitender EU- 
Geheimdienstler 

Gerhard Conrad, Islamwissenschaftler und Agent des 
Bundesnachrichtendienstes (BND) soll neuer Koordi¬ 
nator des „Intelligence Analysis and Situation Centre“ 
(INTCEN) der EU werden. Diese seit 1999 aufgebaute 
EU-Geheimdienstbehörde im Rahmen der „Gemeinsa¬ 
men Sicherheits- und Außenpolitik“ soll angeblich 
nicht nachrichtendienstlich tätig sein, doch einen tat¬ 
sächlichen Einblick in deren Aktivitäten haben die 
nationalen Parlamente nicht. 

Conrad soll wie seine Ehefrau für den BND 
zunächst in Damaskus und später in Beirut gearbeitet 
haben.2004 übernahm er für seine Abteilung die Ver¬ 
antwortung für Verhandlungen. Ab 2007 hat er im Auf¬ 
trag der UN zwischen Israel und der Hisbollah vermit¬ 
telt, was ein Jahr später zum Austausch von Leichen 
und Gefangenen führte. Eine Vermittlerrolle spielte er 
im gleichen Jahr auch bei der Freilassung von deut¬ 
schen Bergsteigern am Ararat, die von einer PKK-Gue- 
rillaeinheit festgehalten worden waren. An Verhandlun¬ 
gen zwischen Israel und Hamas 2011 im Zusammen¬ 
hang mit dem Austausch des entführten israelischen 
Soldaten Gilad Schalit gegen 1027 Palästinenser war 
Conrad auch involviert. 

(NDv. 12./13.12.2015/Azadi) 

Strafrechtliche Verfolgung von Kämpfern der 
kurdischen Volksverteidigungseinheiten YPG/YPJ 

Spanien 

Am 29. Januar wurden in Spanien im Rahmen einer 
„Operation Valley“ neun Kommunisten - acht Spanier 
und ein Türke - unter dem Vorwurf festgenommen, die 
PKK unterstützt und mitgeholfen zu haben, neue Mit¬ 
glieder für den bewaffneten Kampf zu rekrutieren. Im 
Zuge dieser Operation hatte die Polizei in Madrid, 
Valencia und Bilbao elf Gebäude durchsucht. Allen 
wird vorgeworfen, mit Aktivist* innen aus anderen 
europäischen Ländern ein Netzwerk gebildet zu haben, 
um neue Rekruten für die kurdischen Volksverteidi¬ 
gungseinheiten (YPG) im Selbstverwaltungsgebiet von 
Roj ava/Nordsyrien vor ihrer Reise zu instruieren. YPG 


und die Fraueneinheiten YPJ kämpfen gegen den IS. 
Die türkische Regierung behauptet, es handele sich bei 
ihnen um Ableger der PKK, die sowohl von der Türkei, 
der EU sowie den USA als terroristische Organisation 
eingestuft wird. Für das Pentagon sind die YPG militä¬ 
rische Verbündete gegen den IS. 

In den Reihen von YPG/YPJ kämpfen rund 400 
Intemationalist*innen. Im Juni 2015 hatte sich auf Ini¬ 
tiative der Marxistisch-Leninistischen Kommunisti¬ 
schen Partei (MLKP) aus der Türkei ein „Internationa¬ 
les Freiheitsbataillon“ gebildet, dem sich auch mehrere 
Mitglieder der spanischen PML-RC angeschlossen hat¬ 
ten. Zwei von ihnen wurde nach ihrer Rückkehr aus 
Rojava in Spanien verhaftet und angeklagt, weil sie 
ohne staatliche Erlaubnis an einem bewaffneten Kon¬ 
flikt außerhalb Spaniens teilgenommen hätten. Dadurch 
und weil sie sich einer als terroristisch eingestuften 
Organisation angeschlossen hätten, sei die nationale 
Sicherheit gefährdet worden. (jw v. 29.1.2016) 

Deutschland / Australien 

Anfang Dezember 2015 war der 23-jährige Australier 
Ashley D. am Flughafen Berlin-Tegel aus Erbil/Nord- 
irak kommend eingereist und festgenommen, weil 
gegen ihn zwei Ausschreibungen in nationalen Daten¬ 
banken Vorlagen. Ashley D. kämpfte bei den kurdi¬ 
schen Selbstverteidigungseinheiten YPG und wollte zu 
privaten Besuchen nach Schweden Weiterreisen. Gegen 
eine beabsichtigte Zurückschiebung von Ashley D. 
nach Australien nicht zuletzt wegen einer ihm dort dro¬ 
henden Strafverfolgung wurde ein Eilantrag an das 
Verwaltungsgericht Berlin gerichtet, jedoch abgewie¬ 
sen. Begründet wurde die Entscheidung damit, dass 
nach dem Schengener Grenzkodex Drittstaatsangehö¬ 
rige nicht in das Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten 
einreisen dürfen, wenn sie eine Gefahr für die öffentli¬ 
che Ordnung und die innere Sicherheit darstellen oder 
in nationalen Datenbanken zur Einreiseverweigerung 
ausgeschrieben seien. Dies treffe in diesem Fall zu, 
weil er in deutschen Datenbanken wegen des „Ver¬ 
dachts der Bildung terroristischer Vereinigungen im 
Ausland“ ausgeschrieben sei. So wurde Ashley D. am 
5. Dezember nach Australien zurückgeschoben. ( Azadi ) 
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Niederlande 

Nach einem Bericht in der jungen weit vom 4. Februar 
ermittelt die niederländische Staatsanwaltschaft gegen 
den 46-jährigen Jitse Akse aus Leeuwarden wegen 
mehrfachen Mordes. Mehr als 60 000 Menschen for¬ 
dern in einer Online-Petition die Einstellung des Ver¬ 
fahrens. 

Jitse Akse hat im vergangenen Jahr zehn Monate 
lang in Rojava für die YPG gegen den IS gekämpft; 
seit November 2015 ist er wieder in den Niederlanden. 
Er wollte nach einem Urlaub wieder nach Nordsyrien 
zurückkehren, doch wurde er am 16. Januar von einem 
Sondereinsatzkommando in Arnhem verhaftet, nach 
zwei Tagen zwar wieder freigelassen, doch mit der 
Auflage, die Niederlande bis auf weiteres nicht zu ver¬ 
lassen. Er musste Pass und Handy abgeben und hat 
sich jede Woche bei der Polizei zu melden. 

Akse hatte einer Leeuwardener Zeitung gegenüber 
von seinem Kampf in Rojava berichtet und einge¬ 
räumt, auch IS-Kämpfer getötet zu haben. Er betrachte 
den IS als Bedrohung für Europa, „dagegen wollte ich 
etwas tun“ und vergleiche seinen Einsatz mit dem 
Kampf der internationalen Brigaden im Spanischen 
Bürgerkrieg gegen die Franco-Faschisten. Anders sieht 
das die Staatsanwaltschaft „Niederländische Kämpfer 
gegen den IS fallen ganz normal unter das niederländi¬ 
sche Strafrecht und können verfolgt werden, wenn sie 
Verbrechen begehen,“ so die Anklagebehörde über die 
Motivation für die Ermittlungen gegen Jitse Akse. 
„Das Töten von IS-Kämpfem kann darum zu einer 
strafrechtlichen Verfolgung wegen Mordes führen.“ 

Dabei spiele keine Rolle, dass sich die Niederlande 
mit dem Einsatz von vier Kampfflugzeugen an der 
Anti-IS-Allianz beteilige. 

„Wenn die Staatsanwaltschaft Akse wegen Mordes 
verfolgen will, dann müsste sie auch die niederländi¬ 
schen Piloten verfolgen, die im Auftrag der niederlän¬ 
dischen Regierung IS-Mitglieder bombardieren“, 
schrieb Afshin Ellian, Professor für Recht an der Uni¬ 
versität Leiden, in einer Kolumne im politischen 
Wochenmagazin „Elsevier“. Und selbstverständlich 
bestehe ein Unterschied zwischen Personen wie Akse 


und niederländischen IS-Kämpfern, die nach Syrien 
gehen: „Dschihadisten wollen Kriegsverbrechen bege¬ 
hen, während die Verteidiger der Kurden genau das 
verhindern wollen.“ 

Akse habe zwar nicht im Auftrag der Regierung an 
der Seite der YPG gekämpft, aber er sei Teil einer 
Streitmacht gewesen, „die von der niederländischen 
Regierung und ihren Bündnispartnern militärisch, 
finanziell und politisch unterstützt wird“. 

Akse habe vor dem Gesetz korrekt gehandelt, 
vorausgesetzt, es seien keine Kriegsverbrechen began¬ 
gen worden. 

Noch im Oktober 2014 hatte die Staatsanwaltschaft 
über Mitglieder eines niederländischen Motorradclubs, 
die nach Kurdistan gegangen waren, ausgesagt: 
„Selbst wenn sie IS-Kämpfer ermorden, wird die 
Staatsanwaltschaft sie nicht verfolgen. Solange sie 
keine Kriegsverbrechen begehen, dürfen sie am 
bewaffneten Kampf gegen den IS teilnehmen,“ hieß es 
damals noch. 

Jitzse Akse war im übrigen 10 Jahre lang Soldat 
der niederländischen Armee - zuerst als Fallschirmjä¬ 
ger und später bei einer Einheit, die im Bosnienkrieg 
in Srebrenica stationiert gewesen ist. 

Jetzt hält er sich an einem geheimen Ort auf, 
beschützt von Leibwächtern vor möglichen Racheak¬ 
ten des IS. „Die Justiz hat ihn in große Gefahr 
gebracht“, so seine Rechtsanwältin. 

Abschaffung des Bargeldverkehrs geplant 

Totale Überwachung der Bürgerinnen droht 

Die Bundesregierung plant die Einführung einer Ober¬ 
grenze von 5000 € im Bargeldverkehr. Auf die Frage 
der jungen weit, was er dazu sage, erklärte der Berli¬ 
ner Landesvorsitzende der Piraten, Bruno Kramm u.a., 
dass dies „den Banken ebenso“ gefalle wie dieser „an 
staatlicher Überwachung interessierten Regierung“. 
Wenn nämlich der Geldverkehr nur noch digital und 
über Bankkarten erfolge, ließen sich die Bürgerinnen 
„nahezu lückenlos überwachen“. Durch das europa¬ 
weit eingeführte SEPA-Verfahren seien jetzt auch Pri¬ 
vatpersonen „komplett kontrollierbar - sogar für US- 

amerikanische 
Geheimdienste“. 
Hinzu komme die 
Vorratsdatenspeiche¬ 
rung sowie die 
Bestandsdatenaus¬ 
kunft an Behörden zu 
emails: „Der Staat 
weiß genau, wann du 
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was kaufst und was du tust“. Von jeder Person seien 
Profile erstellbar. 

Befragt, was bargeldloser Handel insbesondere für 
Arme - etwa für Flaschensammler - bedeuten könne, 
meinte Kramm, dass hierdurch die „Zwei-Klassen- 
Gesellschaft insgesamt“ verschärft werde. Außerdem 
seien der Kleinkunsthandel oder die Flohmärkte betrof¬ 
fen oder Bands, die bar aus der Abendkasse bezahlt 
würden. Oder: „Denken Sie an ältere Menschen; meine 
Mutter besitzt keinen Computer, betreibt kein Online- 
Banking, alles läuft mit Bargeld“. 

Profitieren würden die Banken, die dann die Kun¬ 
den besser überwachen könnten und letztlich an jedem 
Geldtransfer verdienen. 

Auf die Frage, was er davon halte, dass die Bundes¬ 
regierung die Abschaffung von Bargeld mit dem 
„Kampf gegen den Terror“ begründe, meinte der Pirat, 
dass diese Ausrede „lachhaft“ sei, weil „Terroristen, die 
im große Stil Waffen kaufen“, so nicht zu stoppen 
seien. Vielmehr müsse die Bundesregierung „Konzerne 
wie Heckler & Koch hindern, Rüstungsprodukte zu lie¬ 
fern, die in Krisenregionen gelangen“. Ferner müsse 
sie „per Gesetz den Waffenhandel verbieten, die in Kri¬ 
senregionen gelangen“. 


Sevim Dagdelen (Linke): Einstufung der 
Türkei als „sicheres Herkunftsland“ wäre 
„reinster Wahnsinn“ 

In einer Kolumne des „Neuen Deutschland“ kritisiert 
die Abgeordnete der Linksfraktion im Bundestag, 
Sevim Dagdelen, die Flüchtlingsabwehr der Bundesre¬ 
gierung und die Diskussionen um „sichere Herkunfts¬ 
staaten“. Bezüglich der Türkei schreibt sie u.a.: „Das 
Ansinnen, die Türkei zum „sicheren Herkunftsland“ zu 
ernennen, ist reinster Wahnsinn“. Denn: „Je autoritärer 
und repressiver die Führung in Ankara, desto effektiver 
verspricht sie darin zu sein, Flüchtlinge mit Zwang 
davon abzuhalten, aus der Türkei in die EU zu kom¬ 
men. Mit dem Hofieren der Regierung Erdogans haben 
die Bundesregierung und die EU der Türkei einen Frei¬ 
brief für ihren erneuten Krieg gegen die kurdische 
Bevölkerung erteilt. Die Türkei ist kein , sicheres Her¬ 
kunftsland 4 .“ Ein „sicherer Drittstaat“ sei sie ebenso 
wenig. Als solche gelten die EU-Mitgliedsländer, „in 
denen die Genfer Flüchtlingskonvention und die Men¬ 
schenrechtskonvention eingehalten“ werden. Komme 
jemand als Flüchtling aus einem solchen Staat, könne 
er dorthin zurückgeschickt werden. 


Es sei mit Blick auf die Zukunft zu befürchten, dass 
„jeder vorhersehbar und programmierbar“ wird. Schon 
heute zeige der Computer Werbung, „die so auf dich 
zugeschnitten ist, dass sie zu dem passt, was du wollen 
könntest.“ 

(jwv. 6.2.2016/Azadi) 

FDP klagt gegen Vorratsdatenspeicherung 

Die FDP hat Beschwerde gegen das im Dezember 2015 
in Kraft getretene Gesetz zur Vorratsdatenspeicherung 
beim Bundesverfassungsgericht eingereicht. Ihrer Auf¬ 
fassung nach ist es unverhältnismäßig und unzulässig, 
die Daten von 82 Millionen Bundesbürgern zu erheben, 
so der Rechtsanwalt und stellvertretende FDP-Bundes- 
vorsitzende Wolfgang Kubicki. Es ist die vierte Verfas¬ 
sungsklage gegen die systematische Speicherung von 
Telefon- und Intemetdaten. 

2010 hatte das Bundesverfassungsgericht die deut¬ 
schen Regelungen für eine Vorratsdatenspeicherung für 
verfassungswidrig erklärt. Die EU-weiten Vorgaben 
wurden dann 2014 vom Europäischen Gerichtshof in 
Luxemburg gekippt. 

(NDv. 28.1.2016/Azadi) 

UND 

SPOLITIK 

In der Türkei aber gilt die Flüchtlingskonvention 
nur mit einem regionalen Vorbehalt, nämlich für 
Flüchtlinge aus Europa. Deshalb schiebt die Türkei 
syrische Flüchtlinge wieder in den Krieg nach Syrien 
zurück. 

Zu dieser Thematik hatte die Bundesregierung in 
der 129. Sitzung vom 14. Oktober 2015 auf eine ent¬ 
sprechende Frage der Linksfraktion u. a. geantwortet: 

„Die Türkei ist zwar Mitglied der Genfer Flücht¬ 
lingskonvention, wendet diese aber nur in Bezug auf 
europäische Staaten („Regionalvorbehalt“) an. Gemäß 
den Bestimmungen des Rückübernahmeabkommens 
mit der Türkei, das am 1. Oktober 2014 in Kraft getre¬ 
ten ist, ist die Türkei zur Rückübemahme von Dritt¬ 
staatsangehörigen, die über die Türkei in die EU-Mit- 
gliedstaaten eingereist sind und sich dort illegal aufhal¬ 
ten, ab Oktober 2017 verpflichtet. 

(Azadi) 

Altmaier verhandelt mit Türkei um 
Rücknahme „krimineller“ Flüchtlinge 

„Wir verhandeln mit der Türkei und anderen Ländern 
über die Rückübemahme auch solcher Flüchtlinge, die 
aus Drittstaaten kommen,“ sagte Kanzleramtsminister 


ASYL¬ 

MIGRATION 
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Peter Altmaier zu Plänen der Bundesregierung, straffäl¬ 
lig gewordene Flüchtlinge auch in die Türkei abzu¬ 
schieben. „Das kann dann bedeuten, dass solche 
Flüchtlinge nicht in ihr Heimatland abgeschoben wer¬ 
den, wenn dort zum Beispiel Bürgerkrieg herrscht, son¬ 
dern in das Land, über das sie in die EU gekommen 
sind“, so Altmaier in der „Bild am Sonntag“. 

Die CSU will indes die Liste der „sicheren Her¬ 
kunftsländer“ erweitern um Armenien, Benin, Bangla¬ 
desch, Georgien, Gambia, Indien, Mali, die Mongolei, 
Nigeria, die Republik Moldau und die Ukraine. 

(ND V. 1.2.2016) 

BND und VS: Informationen gegen Asylvorteile 

Den Antworten einer Kleinen Anfrage der Linksfrak¬ 
tion zufolge sind der Bundesnachrichtendienst (BND) 
und das Bundesamt für Verfassungsschutz“ in den 
Jahren 2000 bis 2013 an 850 Asylbewerber zur 
Abschöpfung von Informationen herangetreten. In 477 
Fällen sei den Flüchtlingen ein Schutzstatus zugespro¬ 
chen worden, den sie möglicherweise ohne eine 
Zusammenarbeit nicht hätten erhalten können. Die 
Zusammenarbeit zwischen dem Bundesamt für Migra¬ 
tion und Flüchtlinge und der aufgelösten BND-„Haupt- 
stelle für Befragungswesen“ war im NSA-Untersu- 
chungsausschuss bekanntgeworden. Inzwischen wer¬ 
den andere Methoden und Wege angewandt, um 
Flüchtlinge „freiwillig“ dazu zu bringen, Informatio¬ 
nen zu geben. 

Die Obfrau der Linksfraktion im Untersuchungs¬ 
ausschuss, Martina Renner, erklärte hierzu: „Wenn 

ZUR SACH 

Türkei will Auslieferung von Fethullah Gülen 

Gegenüber der staatlichen Nachrichtenagentur Anadolu 
kündigte Justizminister Bekir Bozdag an, die Ausliefe¬ 
rung des islamischen Predigers Fethullah Gülen zu 
beantragen. Einen entsprechenden Antrag werde man 
bald an das US-amerikanische Justizministerium stel¬ 
len. In Abwesenheit wird Gülen bereits in der Türkei 
der Prozess gemacht. Die Anklage fordert für ihn eine 
erschwerte lebenslange Haft, weil er mit seiner Hiz- 
met-Bewegung den türkischen Staat unterwandert 
habe. Außerdem soll er eine „bewaffnete Terrororgani¬ 
sation“ gegründet und geleitet haben. 

(jwv. 16.01.2016) 

Justiz fordert lebenslange Haft für Dündar 
und Gül 

Die beiden regierungskritischen Journalisten Can Dün¬ 
dar und Erdern Gül von der Tageszeitung Cumhuriyet 
sollen nach dem Willen der Justiz zu lebenslangen 


Geheimdienste fortgesetzt Flüchtlinge unter Druck set¬ 
zen, ist das nicht nur moralisch verwerflich.“ Vielmehr 
müsse der „Wahrheitsgehalt der so gewonnenen Infor¬ 
mationen in Zweifel gezogen werden“. 

(ND v. 1.2.2016/Azadi) 

Christdemokraten schrecken Flüchtlinge 
weiter ab 

Kaum ist die Tinte trocken, mit der das Asylabschre¬ 
ckungspaket II geschrieben und die unsäglichen Ausei¬ 
nandersetzungen um den Familiennachzug von allein 
reisenden Flüchtlingen beendet wurden, drängen Abge¬ 
ordnete christdemokratischen Geistes auf weitere Ein¬ 
schränkungen für Flüchtlinge. Zu ihnen gehört CDU- 
Vize Thomas Strobl. Er will höhere Hürden für ein 
unbefristetes Aufenthaltsrecht für Asylbewerber, das es 
künftig erst nach frühestens fünf Jahren (bisher 3 
Jahre) und nur nach „bestimmten Integrationsleistun¬ 
gen“ geben sollte. Seiner Meinung nach sollte ein 
Flüchtling „einigermaßen ordentlich Deutsch spre¬ 
chen“ können, „Grundkenntnisse unserer Rechts- und 
Gesellschaftsordnung“ haben und „keine Straftaten 
begangen“ haben. Außerdem sollen sie „mit 60 Beiträ¬ 
gen zur gesetzlichen Rentenversicherung nachweisen 
können, dass sie selbst für ihren Lebensunterhalt sor¬ 
gen“ können. „Das Recht, unbefristet in Deutschland 
zu sein, sollte es nicht zum Nulltarif geben“, seine 
abstoßende Begründung. Günter Burkhardt, Geschäfts¬ 
führer von PRO ASYL, sagte zu den Plänen: „Zuerst 
isoliert man die Flüchtlinge und dann fordert man Inte¬ 
gration. Das passt nicht zusammen und ist unfair.“ 

(ND V. 9.2.2016/Azadi) 

E: TÜRKEI 

Haftstrafen verurteilt werden. Die Anklageschrift wirft 
ihnen neben Unterstützung von Terrororganisationen 
auch vor, einen Umsturz versucht zu haben, weil sie 
über Waffenlieferungen der Türkei an islamistische 
Dschihadistengruppen berichtet hatten. 

(jwv. 28.1.2016) 

Türkei ohne russische Touristen 

Die russische Tourismusbehörde Rostourism hat vor 
Reisen in die Türkei gewarnt, weil der IS die Entfüh¬ 
rung russischer Bürger plane, um diese nach Syrien zu 
verschleppen, um sie dort hinzurichten oder als 
„menschliche Schutzschilde“ zu missbrauchen. Bereits 
seit 28. November dürfen Tourenanbieter wegen man¬ 
gelnder Sicherheit keine Reisen mehr in die Türkei ver¬ 
kaufen. Ein Zusammenhang mit dem Streit um den 
Abschuss eines russisches Jets an der Grenze zu Syrien 
durch türkisches Militär ist naheliegend. 

(ND v. 28.1.2016) 
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Türkische Botschaft in Moskau mit neuem 
Straßenname 

Die Stadtverordnetenversammlung von Moskau plant, 
die 7. Rostowski-Gasse, in der sich die türkische Bot¬ 
schaft seit 1923 befindet, umzubenennen nach dem im 
November 2015 abgeschossenen russischen Piloten 
Oleg Peschkow: „Die Türken sollen ihr Verbrechen 
ständig vor Augen haben“. 

Präsident Erdogan hatte nach dem Abschuss der 
russischen Maschine Wladimir Putin ein persönliches 
Treffen zur Klärung der Differenzen angeboten. Darauf 
gab es keine Reaktionen Putins. 

(NDv. 9.2.2016) 

Ausbeutung von Flüchtlingen für europäische 
Textilketten 

Einem Bericht des „Business and Human Rights Cen¬ 
tre“ zufolge arbeiten in der Türkei 250 000 bis 400 000 
Flüchtlinge aus Syrien illegal, insbesondere in türki¬ 
schen Textilfabriken für große Bekleidungsketten. 
Unter diesen befänden sich u.a. H & M aus Schweden 
und Next aus Großbritannien. Von zu illegaler Beschäf¬ 
tigung befragten 28 Textilunternehmen antworteten 
lediglich 10 umfassend. 

(jwv. 3.2.2016) 


HDP-Abgeordneter Atalan: 

AKP will Diktatur mit Erdogan als Kalif 

„Die EU wird hier richtig erpresst - besser gesagt sie 
lässt sich von der AKP-Regierung erpressen. Die beste 
Lösung ist, den Menschen in ihren Herkunftsländern 
zu helfen und bei der Lösung ihrer Probleme mitzuwir¬ 
ken. Was tut hingegen die EU? Sie unterstützt die 
unterdrückenden Regime, kooperiert und paktiert mit 
ihnen und wundert sich, weshalb Menschen aus ihrer 
Heimat fliehen. [...] 

Erdogan löst das Flüchtlingsproblem nicht, er pro¬ 
duziert und verschlimmert es selbst. Hunderttausende 
Kurden haben jüngst ihre Städte aufgrund des brutalen 
Vorgehens der türkischen Armee verlassen müssen und 
sind selbst zu Flüchtlingen gemacht worden,“ sagt der 
HDP-Abgeordnete Ali Atalan im türkischen Parlament 
und früheres Mitglied der Linksfraktion im Landtag 
von NRW 2010 - 2012, in einem Gespräch mit der jun¬ 
gen weit v. 10. Februar. 

Die Frage, was Erdogan und seine AKP genau vor¬ 
habe, beantwortete Atalan so: „Die Homogenisierung 
der Gesellschaft, eine Neutralisierung aller oppositio¬ 
nellen Kräfte und schließlich die Herstellung einer 
Diktatur mit ihm als Kalifen. Erdogan tut inzwischen 
alles für diese Zielsetzung. Im Moment sind die HDP 
und kurdische Kräfte die einzigen, die die Verwirkli¬ 
chung dieser Zielvorgabe stören.“ 

(jwv. 10.2.2016/Azadi) 


KURDISTAN/ 

RUSSLAND 


Diplomatische Vertretung Rojavas in Moskau eröffnet 



Am 10. Februar wurde in Moskau eine diplomatische Vertretung der Selbstverwaltung Rojavas (Westkurdis¬ 
tan/Nor dsyrien) eröffnet. Anwesend waren sowohl kurdische als auch russische Vertreter*innen und 
Politikerinnen. Sinam Mohamad, Rojavas Verantwortliche für Außenbeziehungen, sagte gegenüber der kurdi¬ 
schen Nachrichtenagentur ANF, dass dieses Ereignis ein historischer Tag für die Anerkennung des Modells der 
seit drei Jahren in Rojava existierenden Demokratischen Autonomie darstelle. Dieses Projekt, das auf den grund¬ 
legenden Werten von Gleichheit und Demokratie beruhe, könne ein Beispiel sein für die Lösung der Konflikte 
Syriens und des gesamten Mittleren Ostens. Die Eröffnung einer „Botschaft“ in Moskau bedeute einen gewalti¬ 
gen Schritt hin zu einer stärkeren Außenbeziehung. 

Rodi Osman, nun Vertreterin von Rojava in Moskau 
erklärte, dass sie in der Teilhabe und Offenheit für russi¬ 
sche Politikerinnen, offizielle Persönlichkeiten, NGOs, 
Akademiker*innen sowie der kurdischen Gesellschaft in 
Russland einen wichtigen Impuls sehe. Beschildert ist die 
Vertretung in russischer, kurdischer, arabischer und assyri¬ 
scher Sprache, womit die Vielfalt der Völker Rojavas nun 
auch in Russland sichtbar werde. 

(ANF/ISKU v. 10.2.2016) 

Bei der Eröffnung der Vertretung 
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KEIN VERGESSEN, 
KEIN VERGEBEN 


Aufklärung der politischen Morde an Sakine, Fidan und Leyla ! 

Zum Gedenken an die am 9. Januar 2013 im Kurdistan-Informationszentrum in 
Paris ermordeten kurdischen Aktivistinnen Sakine Cansiz, Fidan Dogan und Leyla 
Saylemez, demonstrierten am 9. Januar rund 10 000 Kurdinnen und Kurden in 
Frankreichs Metropole. Kritisiert wurde, dass sich trotz vielfacher Aktionen und 
Aufrufe die französischen Politiker und Behörden bislang wenig um die Aufklä¬ 
rung dieser politisch motivierten Morde bemüht haben. Vieles deutet darauf hin, 
dass der türkische Geheimdienst MIT in das Verbrechen involviert gewesen ist, 
doch weigert sich Frankreich bis heute, die Geheimhaltungspflicht aufzuheben und 
Erkenntnisse auch aus Untersuchungen in der Türkei preiszugeben. So wurde der 
Vorgang abgeschlossen, ohne an die Hintermänner und Unterstützer des Verbre¬ 
chens zu rühren. Lediglich der vermeintliche Täter Ömer Güney, der augenschein¬ 
lich im Auftrag des MIT gehandelt haben soll, befindet sich in französischer Haft. 

Kontakte offizieller französischer Vertreter zu den Familien der Opfer oder zur 
kurdischen Community hat es nie gegeben. Gleichzeitig aber hat Frankreich seine 
Beziehungen zur Türkei fortgeführt und Präsident Hollande bei seinen Ankara- 
Besuchen diesen dreifachen Mord unerwähnt gelassen. 

Frankreich wurde aufgefordert, alle Anstrengungen zu unternehmen, die Ver¬ 
antwortlichen für das Verbrechen herauszufmden und zu benennen, die Geheim¬ 
haltungspflichten aufzuheben und Rechenschaft von der Türkei für die Morde auf 
französischem Territorium zu verlangen. 



(aus dem Aufruf der „Internationalen Vertretung der kurdischen Frauenbewegung“) 



FREIHEIT FÜR 
ABDULLAH ÖCALAN 


Imrali - das türkische Guantänamo muss 

geschlossen werden! 

Demonstrierende in Straßburg fordern Freiheit für 
Abdullah Öcalan 

In Erinnerung an den 17. Jahrestag der von verschiede¬ 
nen Geheimdiensten - u.a. dem türkischen MIT - orga¬ 


nisierten Verschleppung von Abdullah Öcalan aus 
Kenia in die Türkei fand am 13. Februar in Straßburg 
die jährliche europaweite Demonstration mit Zehntau¬ 
senden Teilnehmerinnen und Teilnehmern statt. 

Das AkP-Regime des Präsidenten Recep Tayyip 
Erdogan führt seit dem Sommer 2015 einen Krieg 
gegen die Kurden seines Landes und auch gegen deren 
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Repräsentanten, Abdullah Öcalan. Der PKK-Vorsit¬ 
zende verbüßt seit 17 Jahren auf der Gefängnisinsel 
Imrali eine von der Todes- zur lebenslang umgewan¬ 
delten Haftstrafe, davon elf Jahre lang als einziger 
Häftling, bewacht von mehr als 1000 Soldaten. Nun ist 
er einer von vier Gefangenen in Isolationshaft. Seit 
Ende Juli 2011 hat Herr Öcalan mit keinem/r seiner 
Anwälte/Anwältinnen sprechen können und Besuche 
darf er seit April 2015 nicht mehr empfangen. 

Abdullah Öcalan war es, der 2009 eine „Roadmap 
für den Frieden“ vorgelegt und 2013 die Guerilla zum 
Rückzug vom Territorium der Türkei aufgerufen und 
der jahrelang mit der türkischen Regierung Gespräche 
zur Lösung der kurdischen Frage geführt hatte, soll nun 
offenbar zum Schweigen gebracht werden. 

Die Demonstrierenden forderten die Freiheit für 
Abdullah Öcalan und die Schließung von Imrali, ein 
Stopp der Massaker in der Türkei, eine sofortige Auf¬ 
hebung aller Belagerungen und Ausgangssperren sowie 
Respekt für die kurdischen Forderungen nach Autono¬ 
mie. 

(aus dem Flyer der,, Internat.Initiative,Freiheit für Abdullah Öcalan 

-Frieden in Kurdistan \ Febr. 2016) 

EU-Delegation in die Türkei gereist 

MdB Andrej Hunko befürwortet Besuch bei Abdullah Öcalan 

Der europapolitische Sprecher der Linksfraktion, 
Andrej Hunko, hält sich am 15. und 16. Februar in der 
Türkei auf. Er ist Teil einer von der EU Turkey Civic 


Commission (EUTCC) organisierten internationalen 
Delegation, die sich für einen Neustart des Friedens¬ 
prozesses einsetzt. Im Rahmen des Programms ist auch 
ein Besuch des auf der Gefängnisinsel inhaftierten kur¬ 
dischen Repräsentanten, Abdullah Öcalan, geplant. Die 
Delegation wird geleitet von dem südafrikanischen 
Richter und ehemaligen Anwalt Nelson Mandelas, Essa 
Moosa. 

Andrej Hunko erklärt zu dieser Reise u. a. : 

„Gerade jetzt ist es wichtig, entgegen der Eskalati¬ 
onspolitik der türkischen Regierung wieder Schritte in 
Richtung Frieden zu gehen. Nachdem in den vergange¬ 
nen Jahren große Fortschritte zur Lösung des türkisch¬ 
kurdischen Konflikts erreicht wurden, setzt Erdogan 
erneut auf Krieg gegen die eigene Bevölkerung. Diese 
Eskalation muss aufhören. Ziel muss die Wiederauf¬ 
nahme der Friedensgespräche zwischen Regierung und 
PKK sein. 

In diesem Zusammenhang ist Abdullah Öcalan eine 
Schlüsselfigur. [...] Ich fordere die türkische Regie¬ 
rung auf, Isolation und Konfrontation zu beenden und 
an den Verhandlungstisch zurückzukehren, um einen 
dauerhaften und gerechten Frieden möglich zu 
machen.“ 

(PM Andrej Hunko v. 15.2.2016) 


INTERNATIONALES 


Netanjahus Vertrauter neuer Mossad-Chef 

Der israelische Auslandsgeheimdienst Mossad hat 
einen neuen Chefspion - den 54-jährigden Jossi 
Cohen, der seit 2013 Sicherheitsberater und engster 
Vertrauter von Ministerpräsident Benjamin Netanjahu 
war. Zuvor hat er 30 Jahre lang für den Mossad tätig, 
zuletzt als stellvertretender Direktor. 

Zum ersten Mal wurde eine der Öffentlichkeit 
bekannte Persönlichkeit zum Chef des Nachrichten¬ 
dienstes ernannt, weil bis in die 90er Jahre die Namen 
der Mossad-Direktoren geheim gehalten wurden. Von 
Cohen erwarte Netanjahu, dass er Operationen gegen 
den Iran und den IS ausweitet. Sein Vorgänger Tamir 
Pardo galt als Gegner von Militärschlägen gegen den 
Iran. 

Zudem solle der neue Mossad-Chef Kontakte zu 
muslimischen Staaten hersteilen, zu denen Israel keine 
offiziellen Beziehungen pflegt, was im Außenministe¬ 
rium mit Sorge verfolgt werde. Diplomaten fürchten 
die Zerstörung ihrer jahrelangen Arbeit im Rahmen der 


eigenen Vertretungen in zahlreichen UNO-Organisatio- 
nen. 

(NDv. 11.1.2016) 

Militäreinsatz zur „Sicherung“ von 
Ölraffinerien in Libyen geplant 

Die Europäische Union und die NATO planen, Solda¬ 
ten nach Libyen zu schicken. Sobald dort eine Regie¬ 
rung der nationalen Einheit gebildet worden sei, würde 
man sich auf eine militärische Unterstützung Libyens 
vorbereiten, erklärte NATO-Generalsekretär Jens Stol¬ 
tenberg am 5. Februar in Amsterdam am Rande des 
Treffens der EU-Verteidigungsminister. Begründet 
werden militärische Aktivitäten mit der Bekämpfung 
des IS, in Wirklichkeit dürfte es um die Ressource Öl 
und die „Sicherung“ von Raffinerien in dem nordafri¬ 
kanischen Land gehen. Die deutsche Kriegsministerin 
von der Leyen erwägt eine Ausweitung der EU-Mari- 
nemission „Sophia“ in libysche Hoheitsgewässer. 

(AFP-Meldungv. 6.2.2016) 
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Ex-Generalinspekteur: Russlands Einsatz in 
Syrien hat Frieden erst ermöglicht 

Der frühere Generalinspekteur der Bundeswehr, Harald 
Kujat, fand lobende Worte zur Rolle Russlands in 
Syrien: „Die Russen haben mit ihrem militärischen 
Eingreifen den Friedensprozess erst ermöglicht, sagte 
er gegenüber der „Passauer Neuen Presse“. „Weder die 
Amerikaner noch die Europäer hatten eine Strategie für 
ein friedliches Syrien und waren auch nicht bereit, sich 
massiv zu engagieren. Die Russen haben es gemacht 
und damit ein Fenster für eine politische Lösung aufge- 
stoßen“, so Kujat. Hätte die russische Armee nicht ein¬ 
gegriffen, hätte die syrische Armee vor ihrem Aus 
gestanden, „dann wäre Syrien kollabiert und der IS 
hätte das Land übernommen“ und die nächsten Ziele 
wären „der Libanon gewesen und Israel“. 


Er widersprach den Behauptungen, Putin habe mit 
Bombardements auf Aleppo versucht, die Lage zu ver¬ 
schärfen. Vielmehr habe er einen strategischen Plan: 
„Putins Ziel lautet, den Vormarsch der syrischen Trup¬ 
pen in Richtung IS-Gebiet zu unterstützen. Aleppo ist 
auf diesem Weg bisher wie ein Sperrriegel gewesen, 
weil die Stadt von der syrischen Opposition gehalten 
wurde.“ 

Allerdings sprach er sich gegen den Einsatz von 
Awacs-Aufklärungsflugzeugen aus. Gegenüber der 
„Neuen Osnabrücker Zeitung“ vom 8. Februar warnte 
er: „Wir dürfen uns nicht in Trippelschritten in einen 
Konflikt hineinziehen lassen, ohne zu wissen, was der 
nächste Schritt sein wird und was am Ende dabei 
herauskommt“. 

http://www.n-tv.de/politik/Kujat-Ohne-Russlands-Bomben-kein- 

Frieden.de 


IN MEMORIAM 


Andreas Büro: Mentor der Friedensbewegung 
und Freund der Kurden verstorben 

Am 19. Januar verstarb 
Prof. Dr. Andreas Büro, 
Politikwissenschaftler, 
Bürgerrechtler und Men¬ 
tor der deutschen Frie¬ 
densbewegung. 

„Andreas Büro wollte 
den Kurden gegen die 
brutale Unterdrückung 
und Vernichtungspolitik 
eine Stimme geben und 
setzte sich unermüdlich 
für die Anerkennung der 
elementaren Rechte der 
Kurden ein“, heißt es in einem Text von Mitgliedern 
des im März 1995 auch von Andreas Büro gegründeten 
Dialog-Kreises „Krieg in der Türkei - Die Zeit ist reif 
für eine Lösung“. Stets habe er die falsche Freund¬ 
schaft der deutschen Politik zur Türkei kritisiert und 
bereits vor über 20 Jahren gesagt: „Freundschaft zur 
Türkei kann in dieser historischen Situation nur heißen, 
ihrer großen Gesellschaft aus Türken, Kurden, Arme¬ 
niern, aus Moslems, Christen und vielen anderen Völ¬ 
kern und Religionen beizustehen“. Er rief dazu auf, 
endlich mit Gesprächen und Verhandlungen zu begin¬ 
nen, „damit die Vernunft siegt“. Zu seinem Aufgaben¬ 
bereich habe jedoch nicht nur die Türkei und Kurdistan 
gehört, sondern eine „Vielzahl weiterer Konflikte“. 

Nun sei ein „volles Leben für Frieden und Versöh¬ 
nung gegen Gewalt und Zerstörung“ zu Ende gegan¬ 
gen. AZADI wird Andreas Büro nicht vergessen. 

(Dialog-Kreis, 20. 1. 2016) 


Abschied von Peter Kleinert 


Verstorben ist auch Peter 
Kleinert (78) - ein „68er“ 
- politisch, kulturell, jour¬ 
nalistisch aktiv, stets kri¬ 
tisch und unbeugsam bis 
zu seinem Tod. 

In der Traueranzeige - 
unterzeichnet von Werner 
Rügemer, Wolfgang Bitt- 
ner, Rolf Gössner und 
Evelyn Hecht-Galinski - 
heißt es: 

„In Würdigung des 
Lebenswerkes des Journa¬ 
listen, Redakteurs, Produzenten, Dokumentarfilmers, 
Regisseurs, Zeitungsmachers und unbeugsamen Auf¬ 
richtigen, Freund und Verfechter der ungeteilten Men¬ 
schenrechte - überall auf der Welt und in Deutschland 
- des Gründers des unabhängigen Fernseh-KANAL4, 
des KAOS-Kunst- und Videoarchivs, der KÖLNER 
WOCHE, der NEUEN RHEINISCHEN ZEITUNG, 
der am 6. Februar 2016 verstorben ist, sagen wir 
DANKE, lieber Peter, und nehmen Abschied.“ Diesem 
Dank schließen wir uns an. 

Mit Peter Kleinert hatte AZADI regelmäßigen Kon¬ 
takt, weil er sich sowohl für die Situation der in 
Deutschland lebenden Kurdinnen und Kurden interes¬ 
sierte als auch für die politischen Entwicklungen in der 
Türkei. Er wird uns in Erinnerung bleiben. 

(Azadi) 
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DEUTSCHLAND SPEZIAL 


Gabriels kündigt „echtes Rüstungs- 
kontrollgesetz“ an 

Linke nennen es eine „Luftnummer“ und „Etiketten¬ 
schwindel“ 

Nach massiver öffentlicher Kritik an deutschen Waf¬ 
fenlieferungen an Regime wie Saudi-Arabien, kündigte 
Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) an, 
nun ein „echtes Rüstungskontrollgesetz“ vorlegen zu 
wollen. Es werde eine Expertenkommission eingesetzt, 
die einen entsprechenden Gesetzentwurf erarbeiten 
soll. Selbstkritisch meinte er, dass die Bestimmungen 
in der Vergangenheit „häufig zu industriefreundlich 
ausgelegt“ worden seien. Das habe er geändert. Aller¬ 
dings wies er die Kritik an Waffengeschäften mit 
Saudi-Arabien zurück: „Ich habe den Saudis weder 
Kampfpanzer noch G-36-Maschinengewehre geliefert, 
und ich hätte den Kataris auch keine Leopard-II-Panzer 
genehmigt.“ Das habe die Vorgängerregierung aus 
CDU/CSU und FDP zu verantworten. Jan van Aken, 
außenpolitischer Sprecher der Linksfraktion, erklärte, 
dass es sich bei Gabriels Ankündigung um eine „Null¬ 
nummer“ handele, wenn das Vorhaben als „absolutes 
Minimum“ nicht auch ein „komplettes Exportverbot 
von Kleinwaffen“ enthalte. Waffenlieferungen an 
„Menschenrechtsverletzer“ müssten gesetzlich verbo¬ 
ten werden. Der Bundesvorsitzende der Linkspartei 
Bernd Riexinger warf Gabriel „Etikettenschwindel“ 
vor und wies darauf hin, dass die Rüstungsexporte 
unter Gabriel zugenommen habe. Aus einer parlamen¬ 
tarischen Anfrage der Linken an die Bundesregierung 
war hervorgegangen, dass im zweiten Halbjahr 2015 
der Export von Rüstungsgütem im Wert von 91 Millio¬ 
nen Euro an Saudi-Arabien genehmigt wurde. Insge¬ 
samt hatten die Lieferungen an die Golfmonarchie 
2015 einen Umfang von 268 Millionen Euro - eine 
Steigerung um knapp 60 Millionen Euro im Vergleich 
zu 2014. 

O'WV. 16.01.2016) 

Kriegsministerium rüstet auf 

Bis 2030 soll die Bundeswehr 130 Milliarden Euro für 
die Materialbeschaffung erhalten - eine Verdoppelung 
der bislang im Verteidigungsetat zur Verfügung gestell¬ 
ten Summe für militärische Beschaffung. Ohne Gelder 
für Forschung und Entwicklung gibt die Bundeswehr 
für den Kauf von Waffen und Material rund 4,7 Milli¬ 
arden Euro jährlich aus. Wie das Bundesverteidigungs¬ 
ministerium am 26. Januar erklärte, wolle man soge¬ 
nannte Missionsausrüstungspakete Vorhalten. 

(ND v. 27.1.2016) 


Gegnerinnen von Rüstungsexporten gestiegen 

Eine im Auftrag der Linksfraktion im Bundestag 
durchgeführte Umfrage von TNS Emnid hat ergeben, 
dass 83 Prozent der Befragten mit Nein darauf antwor¬ 
teten, ob Deutschland Waffen und andere Rüstungsgü¬ 
ter in andere Länder verkaufen sollte oder nicht. Nur 
14 Prozent befürworteten solche Exporte. 2011 waren 
bei einer ähnlichen Befragung 78 Prozent dagegen; 
damit ist die Zahl der Exportgegner*innen gestiegen 
ist. Die Zustimmung zu Waffenausfuhren betrug unter 
Anhängern der Rechtspartei AfD 44 Prozent, der CDU- 
Anhänger 20 Prozent und der Nichtwähler*innen nur 
noch 10 Prozent. Am geringsten ist die Zustimmung 
bei Wählern der Linkspartei mit 4 Prozent, der Grünen 
9 und der SPD 7. 

(NDv. 1.2.2016) 

AfD-Personal an den Gewehren 

Vizechef der GdP: So etwas hatten wir schon einmal 

Die AfD-Chefin Frauke Petry meinte gegenüber dem 
„Mannheimer Morgen“, dass „umfassende Kontrollen“ 
notwendig seien, „damit nicht weiter so viele unregis- 
trierte Flüchtlinge über Österreich einreisen können“. 
Um das zu verhindern, müssten Polizisten notfalls 
„auch von der Schusswaffe Gebrauch machen“, so 
stehe es im Gesetz. Bereits im November 2015 hatte 
ihr Lebensgefährte Marcus Pretzell, Landesvorsitzen¬ 
der der AfD in NRW, gefordert, die deutsche Grenze 
„mit Waffengewalt als Ultima Ratio“ zu verteidigen. 

Ihre Rechtsaußen-Kameradin Beatrix von Storch, 
AfD-Landesvorsitzende von Berlin, sekundierte auf 
ihrer Facebook-Seite, dass die aus Österreich einreisen¬ 
den Flüchtlinge kein Asylrecht hätten. „Wer das HALT 
an unserer Grenze nicht akzeptiert, der ist ein Angrei¬ 
fer. Und gegen Angriffe müssen wir uns verteidigen.“ 
Auch gegen Frauen und Kinder. 

Jörg Radek, Vizechef der Gewerkschaft der Polizei 
empörte sich über das „radikale und menschenverach¬ 
tende Gedankengut“ der AfD. „So etwas hatten wir 
schon einmal in der deutschen Geschichte, und das 
wollen wir nie wieder.“ 

Jan Körte, Vize-Fraktionsvorsitzender der Linken 
nannte Petrys Aussagen „inhuman, verroht, antidemo¬ 
kratisch“. Bei der AfD fielen offensichtlich „die letzten 
moralischen Hüllen“, meinte Simone Peter, Vorsit¬ 
zende der Bundestags-Grünen. „Für mich gehört die 
AfD in den Verfassungsschutzbericht“ sagte SPD-Chef 
Sigmar Gabriel und CDU-Generalsekretär Peter Tauber 
sah in der AfD eine „Ansammlung frustrierter Ewig¬ 
gestriger, denen Demokratie, Rechtsstaat und Werte 
wie Nächstenliebe und Barmherzigkeit nichts bedeu- 
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ten“. Für Ex-Bundesjustizministerin Sabine Leutheus- 
ser-Schnarrenberger gehöre die AfD „ins absolute poli¬ 
tische Abseits“. 

(ND v. 1.2.2016/Azadi) 

Wolfgang Ischinger und sein „Sicherheits“netz 
aus Politikwissenschaft und Rüstungsindustrie 

„Ich kämpfe auch persönlich 
gegen die pazifistische Nei¬ 
gung in Deutschland, dass 
jede Form der militärischen 
Intervention verteufelt wird. 
Im Jahr 2011, als der Bürger¬ 
krieg (in Syrien, Azadi) los 
ging, herrschte in Berlin die 
Meinung vor: Wer interve¬ 
niert, löst einen Flächenbrand 
aus. So intervenierte Deutsch¬ 
land nicht, die USA nicht, ebenso wenig Frankreich 
und Großbritannien. (...) Wir tragen durch unser Weg¬ 
schauen Mitverantwortung. Und wir sind mitschuldig 
am Tod von Hunderttausenden von Menschen, weil wir 
nichts getan haben.“ Wer das sagte, ist Wolfgang 
Ischinger, Leiter der „Münchner Sicherheitskonfe¬ 
renz“, die am 11. Februar in München eröffnet wurde. 
Er erwähnte allerdings nicht, dass die NATO-Staaten 
und ihre Verbündeten wie Saudi-Arabien oder die Tür¬ 
kei den Syrien-Krieg von Anbeginn an durch ihre 
Unterstützung für den IS angetrieben haben. 

Ischinger war Staatssekretär im Auswärtigen Amt 
zu der Zeit, als Joseph Fischer (Bündnis 90/Die Grü¬ 
nen) Außenminister gewesen ist. Maßgeblich hat er 
den NATO-Überfall auf Jugoslawien diplomatisch und 
propagandistisch abgesichert. Sein Credo, dass er Ende 
Januar in der Tageszeitung „Welt“ wiederholte, war 
schon damals: „Frieden kann und muss gelegentlich 
erzwungen werden.“ So fordert er auch eine drastische 
Erhöhung des Militärhaushalts. 

Zu den Sponsoren der „Sicherheitskonferenz“ gehö¬ 
ren u.a. der Panzerproduzent Krauss-Maffei Wegmann, 


Blutspur 
der NATO 

Einmischung 
in Syrien 4 

EI Afireuerurtg des 
HUI dortigen Bürgerkrieges 


Fotos von der Demo gegen die Sicherheitskonferenz in München 




der Flugzeugbauer Airbus und das Raketenunterneh¬ 
men MBDA. Unterstützung findet Ischinger in der 
„Stiftung Wissenschaft und Politik“ (SWP) oder die 
Bundesakademie für Sicherheitspolitik. Involviert ist 
auch die private „Hertie School of Governance“, die 
Ischinger im September 2014 auf einen Lehrstuhl für 
„Sicherheitspolitik und diplomatische Praxis“ berief. 
Die Universität Tübingen hat ihn 2010 zum Honorar¬ 
professor im Bereich „Friedens- und Konfliktfor¬ 
schung“ ernannt. 

(jwv. 9.2.2016/Azadi) 

2015 über 13800 rechtsextreme Straftaten 

Nach vorläufigen Zahlen wurden im vergangenen Jahr 
13 846 rechtsextreme Straftaten begangen. Das teilte 
das Bundesinnenministerium auf Anfrage der Abgeord¬ 
neten Petra Pau (Linksfraktion) mit. Für 2014 hatten 
die Sicherheitsbehörden 10 541 Straftaten durch 
Rechtsextreme registriert. 

Auch deren Gewaltbereitschaft stieg: von 496 im 
Jahre 2014 auf 921 im vergangenen Jahr; die Zahl der 
Verletzten betrug 2014 noch 431 und im letzten Jahr 
bereits 691, wovon insgesamt 612 fremdenfeindlich 
motiviert waren - im Vergleich zu 2014 nahezu eine 
Verdoppelung. 

„Erfahrungsgemäß verdoppeln sich die Zahlen nach 
der Nachmeldung der Polizeibehörden von Bund und 
Ländern noch einmal“, erklärte Pau gegenüber der 
Deutschen Presse Agentur. „Das heißt, wir haben täg¬ 
lich drei bis vier rechtsextrem motivierte Gewalttaten.“ 
Dies mache deutlich, dass der Rechtsextremismus 
„längst wieder eine Gefahr für Leib und Leben von 
Menschen ist, die nicht in das menschenfeindliche 
Muster der Nazis passen“, so Petra Pau. 

(ND v. 11.2.2016) 
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UNTERSTÜTZUNGSFÄLLE 

Im Januar 2016 wurde über fünf Anträge entschieden und insgesamt ein Unterstützungsbetrag von 1141,32 € zur 
Verfügung gestellt. Die Fälle im einzelnen: Asylwiderruf eines ehemaligen §129-Gefangenen, eingestelltes 
Ermittlungsverfahren wegen Verstoßes gegen das Vereinsgesetz, Hausfriedensbruch im Zusammenhang mit der 
Besetzung eines Sendestudios, ein Ausweisungsverfahren sowie ein eingestelltes Verfahren wegen Verletzung der 
Bannmeile vor einem Landtag. 

Die sieben politischen Gefangenen erhielten für Einkauf in den JVAen insgesamt einen Betrag von 
813,—€. 

Wie wir im Dezember-Info berichtet hatten, muss AZADI aufgrund der finanziellen Situation den monatlichen Betrag 
für die Gefangenen auf jeweils 80,— € reduzieren. Wir freuen uns sehr, dass sich daraufhin eine Freundin bereit 
erklärt hat, für drei Gefangene die monatliche Differenz zu übernehmen. Ein weiterer Freund ermöglicht es, dass ein 
vierter Gefangener den ursprünglichen Betrag erhalten kann. 

Es wäre schön, wenn sich für die verbleibenden drei Gefangenen noch Unterstützerinnen bei AZADI melden würden 
(es handelt sich 23,— € monatlich). 
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infodienst nr.158 


märz 2016 


ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Hansaring 82 
50670 Köln 
Tel. 0221/16 79 39 45 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.P.: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 


Bankverbindung: 

GLS-Bank Bochum 

BIC: GENODEM1GLS 

IBAN: DE80 4306 0967 8035 7826 00 


Revision in §129b-Verfahren erfolgreich 

OLG Düsseldorf hebt Haftbefehl gegen Abdullah Sen auf 

A m 5. März 2015 wurde Abdullah Sen gern. § 129b Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 129a Abs. 1 StGB zu einer Freiheitsstrafe von 6 Jahren verurteilt - der bis¬ 
lang höchsten Strafe in ähnlich gelagerten Verfahren. Gegen das Urteil des 
Oberlandesgerichts (OLG) Düsseldorf hatten seine Verteidiger Revision eingelegt. 

Mit Beschluss vom 12. Januar 2016 hat der 2. Strafsenat des Bundesgerichtsho¬ 
fes (BGH) das Urteil aufgehoben und zu neuer Verhandlung und Entscheidung an 
einen anderen Strafsenat des OLG Düsseldorf zurückverwiesen. 

Abdullah Sen war am 12. April 2012 festgenommen und das Hauptverfahren 
gegen ihn am 5. Juni 2013 eröffnet worden. 

AZADI sprach mit Rechtsanwalt Heinz Schmitt, einem der Verteidiger von 
Abdullah Sen. 

Welches waren die von Ihnen vorgetragenen konkreten Revisionsgründe, die nun zur Auf¬ 
hebung des Urteils gegen Ihren Mandanten geführt haben? 

Es wurde u.a. die Besetzung gerügt. Das Verfahren hätte vor dem 6. Strafsenat und 
nicht vor dem 5. Strafsenat geführt werden dürfen. Insoweit war nach Auffassung 
des 3. Strafsenats des BGH die Zuweisung der Strafsache vom 6. auf den 5. Strafse¬ 
nat fehlerhaft und führte zum Entzug des gesetzlichen, nämlich zuständigen Rich¬ 
ters mit der zwingenden Folge der Aufhebung des gesamten Urteils und Neuver¬ 
handlung vor dem jetzt zuständigen (6.) Strafsenat. 

Was bedeutet der Beschluss des BGH für den Prozess bzw. für den Angeklagten Abdullah 
Sen, der sich seit nunmehr vier Jahren in Untersuchungshaft befindet? 

Es ist damit zu rechnen, dass die Strafhöhe von sechs Jahren reduziert werden wird 
und Abdullah Sen damit zwei Drittel der Haftstrafe bereits durch Untersuchungshaft 
verbüßt hat. Die Aufhebung des Haftbefehls, mindestens aber eine Verschonung von 
weiterer Untersuchungshaft kommt ernsthaft in Betracht. 

Wird diese Entscheidung des BGH möglicherweise Auswirkungen haben auf die Revisio¬ 
nen in anderen Strafverfahren nach § 129b StGB gegen mutmaßliche Funktionäre der 
PKK? 

Solche Auswirkungen wird es nicht geben, da ein Verfahrensfehler korrigiert wird, 
nicht aber Rechtsfragen etwa zur Verfolgbarkeit von PKK-Mitgliedem oder Fragen 
des Widerstandsrechts und dergleichen. An diesen Grundhaltungen bisheriger OLG- 
Rechtsprechung wird sich in naher Zukunft nichts ändern. 
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Seitdem der BGH im Oktober 2010 entschieden hat, auch 
die PKK mithilfe des § 129b StGB strafverfolgen zu lassen, 
wurden bereits zahlreiche Kurden festgenommen bzw. ver¬ 
urteilt. Die Verteidigerinnen der Betroffenen haben in 
allen Fällen mit den ihnen juristisch zur Verfügung stehen¬ 
den Mitteln versucht, die Gerichte zu sensibilisieren, ihre 
festgefahrene Sichtweise hinsichtlich der Akzeptanz eines 
Befreiungskampfes wie jener der PKK zu ändern. Was kön¬ 
nen Ihrer Meinung nach Verteidigerinnen von linken kur¬ 
dischen und türkischen Aktivistinnen angesichts der der¬ 
zeitigen dramatischen Situation in der Türkei, insbeson¬ 
dere in den kurdischen Gebieten der Türkei, darüber 
hinaus tun, um die anhaltende Kriminalisierung in 
Deutschland anzuprangern und öffentlich zu kritisieren? 
In Ergänzung der vorherigen Antwort bleibt es natür¬ 
lich weiterhin Auftrag und Aufgabe der Verteidigung, 


die Kriminalisierung der PKK und ihrer Mitglieder 
anzugreifen und den Zusammenhang des Widerstands 
der kurdischen Bevölkerung gegen den Unterdrü¬ 
ckungsapparat und die brutale Verfolgungspraxis der 
türkischen Sicherheitsorgane zu thematisieren und das 
Ziel nicht aus den Augen zu verlieren, die Ermächti¬ 
gung der deutschen Bundesregierung zur Strafverfol¬ 
gung des türkischen und kurdischen Widerstandes 
zurückzunehmen. 

Wir bedanken uns für das Gespräch. 

Am 15. März hat das OLG Düsseldorf den Haftbefehl 
aufgehoben und Abdullah Sen konnte die JVA verlas¬ 
sen. Die Eröffnung der Hauptverhandlung ist für Ende 
dieses Jahres geplant. 



Kurdischer Aktivist Muhlis Kaya in Düsseldorf 
festgenommen 

Am 16. Februar wurde in Düsseldorf Muhlis Kaya fest¬ 
genommen und am folgenden Tag dem Ermittlungs¬ 
richter beim Bundesgerichtshof (BGH) in Karlsruhe 
zwecks Eröffnung des Haftbefehls vorgeführt. Er wird 
- wie die anderen sechs in Haft befindlichen Kurden - 
beschuldigt, als mutmaßliches Mitglied der PKK für 
Kadertätigkeiten verantwortlich gewesen zu sein. 

Nachdem der Bundesgerichtshof (BGH) im Okto¬ 
ber 2010 entschieden hatte, die §§ 129b Abs. l/129a 
Abs. 1 StGB auch auf die PKK anzuwenden, wurden 
kurze Zeit später die ersten Aktivisten verhaftet. Am 6. 
September 2011 dann ermächtigte das Bundesministe¬ 
rium für Justiz und Verbraucherschutz (BMJV) den 
Generalbundesanwalt, all jene Kurden strafrechtlich zu 
verfolgen, die mutmaßlich als Deutschlandverantwort¬ 
liche oder Verantwortliche für in Deutschland beste¬ 
hende PKK-Gebiete tätig sind bzw. waren. Sie sehen 
sich - wie in der Türkei - mit dem Vorwurf der Mit¬ 
gliedschaft in einer „terroristischen Vereinigung im 
Ausland“ konfrontiert. 

Anfang des Jahres hatte die Linksfraktion im Bun¬ 
destag eine Kleine Anfrage an die Bundesregierung 
gerichtet und Auskünfte über die „Verfolgung soge¬ 
nannter ausländischer terroristischer Vereinigungen aus 
der Türkei“ erbeten (BT-Drucksache 18/7228). In ihrer 
Antwort teilte das BMJV am 26. Januar 2016 u a. mit, 
dass „zwischen April 2011 und September 2015“ ins¬ 
gesamt 17 Ermächtigungen gegen Kurden wegen ihrer 
politischen Aktivitäten für die PKK erteilt worden sind. 


Auf die Frage, wie viele Vorgänge bei der General¬ 
bundesanwaltschaft (GBA) zur Prüfung eines Anfangs¬ 
verdachts aufgrund von § 129b StGB laufen, wird aus¬ 
geführt, dass „derzeit 25 personenbezogene Vorgänge 
geführt“ werden, „die die Prüfung eines Anfangsver¬ 
dachts wegen Mitgliedschaft in oder Unterstützung 
einer terroristischen Vereinigung zum Gegenstand 
haben - davon 20 bezüglich PKK und fünf bezüglich 
DHKP-C.“ 

Befragt, aus welchen Quellen das notwendige Wis¬ 
sen für die Strafverfolgung nach § 129b stamme, ver¬ 
wies das BMJV in seiner Antwort u. a. auf „bilaterale 
Gespräche“ des Auswärtigen Amtes mit dem türki¬ 
schen Außenministerium, des Bundesinnenministeri¬ 
ums mit dem türkischen Innenressort sowie zwischen 
deutschen und türkischen Sicherheitsbehörden. 

Der Ende des Jahres 2012 begonnene Gesprächs¬ 
prozess zwischen der kurdischen Bewegung und dem 
türkischen Staat wurde im Sommer 2015 einseitig vom 
AKP-Regime für beendet erklärt. Stattdessen spielt 
sich vor den Augen der Weltöffentlichkeit im NATO- 
Partnerland ein Vernichtungskrieg gegen die Zivilbe¬ 
völkerung in den kurdischen Gebieten ab und eine bru¬ 
tale Repression gegen jegliche Opposition. Doch für 
die deutschen Strafverfolgungsbehörden sind diese 
gefährlichen Entwicklungen kein Grund zur Änderung 
ihres Vorgehens gegen Kurdinnen und Kurden. 

AZADI fordert die Abschaffung der Verfolgungser¬ 
mächtigungen nach § 129b Abs. 1 Satz 3 StGB durch 
das BMJV, die Einstellung aller politisch motivierten 
Verfahren und die Freilassung der Gefangenen. 

(PM AZADI v. 17.2016) 
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BGH verwirft Revision im §129b-Verfahren 
gegen Mehmet Demir 

Ein Jahr nach seiner Festnahme, wurde der kurdische 
Politiker Mehmet Demir am 28. August 2015 von der 
3. Kammer des Hanseatischen Oberlandesgerichts 
(OLG) Hamburg zu einer Freiheitsstrafe von 3 Jahren 
verurteilt; gegen dieses Urteil hatte sein Verteidiger 
Revision eingelegt. Das Gericht sah die Mitgliedschaft 
des Angeklagten in einer „terroristischen Vereinigung 


im Ausland“ als erwiesen an. [Zum Urteil s. AZADI- 
InfoNr. 150/151, Seite 5] 

Mit Beschluss vom 23. Februar 2016 hat der 3. 
Strafsenat des Bundesgerichtshofs (BGH) die Revision 
verworfen, weil sich nach Prüfung des Urteils kein 
Rechtsfehler zu Ungunsten des Angeklagten habe fest¬ 
stellen können. 

Damit ist das OLG-Urteil vom 28.8.2015 rechts¬ 
kräftig. 

(Azadi) 



Demonstration für Versammlungsfreiheit, Heilbronn 4. März 2016 


Organisierte Linke Heilbronn: 

Gemeinsam gegen Repression - 
für eine freie Gesellschaft 

Schon seit längerer Zeit bereitet die Stadt Heilbronn 
mit ihren verschiedenen städtischen Institutionen der 
dort lebenden kurdischen Bevölkerung und ihren 
Unterstützer* innen vielfache bürokratische und politi¬ 
sche Schwierigkeiten. 

Das von rot-grün regierte Bundesland Baden-Würt¬ 
temberg zeichnet sich seit Jahren dadurch aus, dass die 
Ausländerbehörden von Städten und Gemeinden als 
asylberechtigt anerkannte Kurdinnen und Kurden in 
großer Zahl drohen, sie nach § 54 Aufenthaltsgesetz 
auszuweisen. Viele der Betroffenen leben gut integriert 
seit Jahrzehnten im „Ländle“, sind berufstätig, zahlen 
Steuern und interessieren sich selbstverständlich für 
alle Entwicklungen und Ereignisse in ihrer einstigen 
Heimat in Kurdistan. Sie treffen sich in ihren Vereinen, 
führen politische, kulturelle und Bildungsveranstaltun¬ 
gen sowie Versammlungen durch, organisieren 


Demonstrationen und Kundgebungen - allesamt Akti¬ 
vitäten, die zu den elementaren Grundrechten gehören. 
Doch nicht für Kurdinnen und Kurden. 1993 hat die 
damalige Bundesregierung das PKK-Betätigungsver- 
bot erlassen. Seitdem wird die kurdische Bewegung 
und ihre Anhänger*innen als „Gefährder der inneren 
Sicherheit“ und „Unterstützer*innen des Terrorismus“ 
stigmatisiert, kriminalisiert und strafverfolgt. So sehen 
sich hunderte Kurdinnen und Kurden mit Auswei¬ 
sungsverfügungen konfrontiert, weil sie sich an - lega¬ 
len - Aktivitäten beteiligt, in - legalen - Vereinsvor¬ 
ständen oder auch nur als Vereinsmitglieder betätigt 
haben. Ihnen wird der Asylstatus aberkannt, sie müssen 
sich ein- oder mehrmals wöchentlich bei Polizeidienst¬ 
stellen melden und werden in die Perspektivlosigkeit 
gestürzt. Viele von ihnen werden aus ihrem sozialen 
Umfeld gerissen, in Asylheime gezwungen und unter 
Druck gesetzt in der Weise, dass sie ihre Situation 
ändern können, wenn sie ihre politische Vergangenheit 
bereuen und für die Zukunft jeder Aktivität und jeden 
früheren sozialen Kontakten abschwören. Auf diese 
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Weise sollen die Menschen ihrer Würde und politi¬ 
schen Identität beraubt werden, sie zu Nichtpersonen 
mutieren. 

Die Bürokratie der Stadt Heilbronn gehört in dieser 
Hinsicht zu den eifrigen. 

Drangsaliert werden regelmäßig auch Veranstaltun¬ 
gen wie Demonstrationen, Mahnwachen oder Kundge¬ 
bungen. Die von der Polizei oder städtischen Ord¬ 
nungsämtern gefertigten Listen der Auflagen sind 
beachtlich lang, wobei auch Tatsache ist, dass dies bun¬ 
desweit sehr unterschiedlich gehandhabt wird. 

In den letzten Wochen machte die Stadt Heilbronn 
den Kurd*innen und ihren Unterstützerinnen das poli¬ 
tische Leben schwer und das ausgerechnet zum jetzi¬ 
gen Zeitpunkt, da das AKP-Regime unter der Führung 
von Präsident Recep Tayyip Erdogan einen blutigen 
Feldzug gegen die kurdische Zivilbevölkerung im Süd¬ 
osten der Türkei führt, aber auch militärische Operatio¬ 
nen auf den Norden des Irak und Syriens anordnet. 

AZADI führte ein Gespräch mit Aktivistinnen der 
„ Organisierten Linke Heilbronn “ (IL). 

Die Stadt Heilbronn hat vor einigen Wochen tatsächlich ein 
pauschales Demonstrationsverbot für einen bestimmten 
Zeitraum gegen Kurdinnen und Kurden erlassen. Was war 
der Hintergrund für eine solch weitreichende Entschei¬ 
dung? 

Der offizielle Anlass für das pauschale Verbot aller 
Veranstaltungen, die sich mit der Lage der Kurdinnen 
und Kurden in der Türkei beschäftigen, war eine Reihe 
von Versammlungen der kurdischen Community in 
Heilbronn. Vor allem kurdische Jugendliche sind in den 
vorausgegangenen Wochen immer wieder auch spon¬ 
tan auf die Straße gegangen, um gegen den Krieg der 
AKP-Regierung gegen die kurdische Bevölkerung und 
das Schweigen der deutschen Medien zu protestieren. 
Dabei kam es auf Grund polizeilicher Provokationen 


auch zu Auseinander¬ 
setzungen mit Poli¬ 
zeibeamten. Die Heil- 
bronner Stadtverwal¬ 
tung wirft nun pau¬ 
schal allen kurdischen 
Aktivistinnen vor, 
sich in der Vergan¬ 
genheit nicht an Auf¬ 
lagen gehalten zu 
haben und hat dreist 
versucht, ihnen mit 
dieser Begründung 
ihr Recht auf Ver¬ 
sammlungsfreiheit zu 
nehmen. Solche 
Repressalien sind in 
Heilbronn allerdings 
nichts Neues: Bereits im Jahre 2010 zerschlugen Poli¬ 
zei und Stadtverwaltung gewalttätig eine Demonstra¬ 
tion kurdischer und deutscher Linker, um die dahinter¬ 
stehende politische Verbindung zu schwächen. Hinter 
solchen Aktionen steht ein offensichtlicher politischer 
Verfolgungswille. 

Ich vermute, dass ihr gegen einen solchen Behördenbe¬ 
scheid einen Anwalt eingeschaltet habt. Welche juristi¬ 
schen Schritte hat er unternommen und mit welchem 
Ergebnis? 

Nachdem der Versuch der Stadtverwaltung, die kurdi¬ 
sche Community zum Schweigen zu bringen bekannt 
wurde, haben wir gemeinsam mit unseren kurdischen 
Genossinnen, Gruppierungen der Heilbronner Zivil¬ 
gesellschaft, Gewerkschaftsgliederungen und der 
Linkspartei eine Demonstration gegen diesen Angriff 
auf die Versammlungsfreiheit und die Massaker in den 
kurdischen Gebieten angemeldet. Dafür haben wir uns 
auch anwaltlichen Beistand gesucht. Offensichtlich war 
den Verantwortlichen die Unhaltbarkeit ihrer Verfü¬ 
gung klar geworden. Es gab keinen Versuch, die Ver¬ 
sammlung im Vorfeld zu verhindern. Als Begründung 
wurde angeführt, dass sie nicht von jemandem aus der 
kurdischen Gemeinschaft angemeldet worden sei. 
Dank dieser Arbeitseinsparung hat sich unser Anwalt 
dann mit Erfolg der langen Liste von Auflagen zuge¬ 
wendet und sie deutlich gekürzt. 

In einer Stellungnahme habt ihr sehr deutlich eure politi¬ 
sche Meinung zu diesem Vorfall zum Ausdruck gebracht. 
Was waren eure zentralen Aussagen? 

Die zentrale Position, die zu unserer Freude auch von 
anderen Gruppierungen der Heilbronner Zivilgesell¬ 
schaft unterstützt wurde, war, dass das Vorgehen der 
Stadt Heilbronn einen nicht hinzunehmenden Eingriff 
in die Versammlungsfreiheit darstellt. Das repressive 
Verständnis des Versammlungsrechts, das hier zum 
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Ausdruck kam, trifft früher oder später alle, die ihre 
demokratischen Grundrechte wahmehmen wollen. 
Deshalb war es uns wichtig, diesen Angriff gemeinsam 
mit politisch Aktiven aus den verschiedensten Spektren 
zurückzuweisen. 

Es ist völlig inakzeptabel, dass dieselbe Stadtver¬ 
waltung, die Nazis und Rassist*innen unter dem Vor¬ 
wand der Versammlungsfreiheit den Weg freiräumt 
oder sie mit Stadtbussen zu ihren Kundgebungen 
chauffiert, jetzt die kurdische Gemeinschaft mit Verbo¬ 
ten überzieht. 

Am 4. März fand allen Widerständen zum Trotz eine 
Demonstration gegen das offenbar politisch motivierte 
Verbot statt. Wie ist sie verlaufen und werdet ihr in Zukunft 
weiter an der Seite der kriminalisierten kurdischen Com¬ 
munity in Heilbronn (und anderswo) stehen? 

Über 300 Menschen haben solidarisch gegen die 
Repressalien der Stadt und die Massaker in Kurdistan 
demonstriert. Die Polizei war mit einem massiven Auf¬ 
gebot angerückt. Ihre Taktik für den Abend war offen¬ 
sichtlich und simpel. Die Niederlage durch die Aufhe¬ 
bung des Versammlungsverbots sollte durch die Krimi¬ 
nalisierung in der Öffentlichkeit kompensiert werden. 
Nachdem immer wieder über Lautsprecher auf angeb¬ 
lich verbotene Parolen hingewiesen wurde, kürzte die 
Einsatzleitung einfach die Route der angemeldeten 
Demonstration. 

Auch nach Ende der Versammlung gingen die Mus¬ 
kelspiele weiter: Durch völlig übertriebene Festnah¬ 
men, bei denen mindestens ein Genosse ernsthaft ver¬ 
letzt wurde, versuchte die Polizei die heiß ersehnte 
Eskalation noch zu provozieren. Sie ging mit Hunden 
und Pferden gegen abreisende Demonstrant*innen vor. 
Auch der Vertreter einer lokalen Umweltinitiative 
wurde mit der unhaltbaren Behauptung festgenommen, 
er sei bereits bei einer früheren Demo straffällig 
geworden. Dieses Gebaren der Polizei und Stadtver¬ 
waltung lassen wir uns nicht gefallen. Auf die Solidari¬ 
tät, die der kurdischen Bewegung von Anti-Atom-Akti¬ 
vistinnen bis zur Gewerkschaftsjugend entgegenge¬ 
bracht wurde, finden sie keine Antwort. Sie wünschen 
sich eine isolierte kurdische Jugend, die sie nach Belie¬ 
ben mit Repression überziehen können. Wir werden 
dem auch in Zukunft gemeinsam und solidarisch 
begegnen. Uns eint der gemeinsame Kampf für eine 
freie Gesellschaft. 

Welches sind eure Forderungen an Politik und Gesellschaft 
hinsichtlich des Umgangs mit der kurdischen Bewegung, 
insbesondere mit Blick auf die aktuelle Situation in Kurdis¬ 
tan und der Komplizenschaft der EU - insbesondere der 
BRD - mit dem AKP-Regime? 

Wir fordern ein Ende der schmutzigen Deals mit dem 
türkischen AKP-Regime, die auf dem Rücken von 
Menschenrechten und Humanität, auf Kosten der 


Flüchtenden und der türkischen und kurdischen Oppo¬ 
sition gemacht werden. Wir fordern ebenso ein Ende 
der Kriminalisierung der kurdischen Bewegung hier in 
der BRD, ein Ende der Hausdurchsuchungen, der 
Demonstrations- und Vereinsverbote und der existen¬ 
ziellen Bedrohung von Aktivistinnen und Aktivisten. 
Zentral dafür ist die Aufhebung des PKK-Verbots und 
die damit verbundene Anerkennung des kurdischen 
Strebens nach demokratischer Autonomie. Wir geben 
uns, was die Umsetzung dieser Forderungen angeht, 
aber keinen Illusionen hin. Sie können nur solidarisch 
von unten erkämpft werden. Gemeinsam mit unseren 
kurdischen Freunden und Genossinnen sind wir bereit, 
auch in Heilbronn diesen Kampf weiter zu führen. 

GBA verwehrt Besuchserlaubnis wegen 
Übersetzung des Buches von Sakine Cansiz / 
Oberlandesgericht Celle genehmigt 
Einzelbesuche 

A.v.A. hatte im Dezember 2015 eine Dauererlaubnis 
bei der Generalstaatsanwaltschaft für den Besuch bei 
Mustafa C. beantragt, der sich seit seiner Festnahme 
am 11. November des letzten Jahres in U-Haft befin¬ 
det. Er wird der mutmaßlichen Mitgliedschaft in einer 
„terroristischen Vereinigung im Ausland“ gern. 
§§ 129a/b StGB beschuldigt. 

Mit Verweis auf „Erkenntnisse“ des LKA Nieder¬ 
sachsen verwehrte ihr die GenStAnw generell jede 
Besuchserlaubnis, weil dies dem „Zweck der Untersu¬ 
chungshaft“ widerspreche. Als Grund gab sie an, dass 
A.v.A. das Buch von Sakine Cansiz „mein ganzes 
leben war ein kampf 4 vom Türkischen ins Deutsche 
übersetzt und sie der Zeitung „Ronahi“ hierzu ein 
Interview gegeben habe, bei der es sich um das Organ 
des „PKK-nahen“ Verbandes der Studierenden aus 
Kurdistan (YXK) handele. Und schließlich sei die am 
9. Januar 2013 in Paris ermordete Sakine Cansiz eine 
„PKK-Aktivistin“ gewesen. 

Gegen diese Entscheidung hat A.v.A. - teilweise 
erfolgreich - Beschwerde eingelegt. 

Laut Beschluss des 4. Strafsenats des Oberlandes¬ 
gerichts Celle vom 26. Februar 2016 wird eine Dauer¬ 
besuchserlaubnis zwar abgelehnt, nicht aber Einzelbe¬ 
suche, weil ihr erster Besuch bei Mustafa D. „bean¬ 
standungsfrei“ verlaufen sei. Auf der anderen Seite 
übernahm das Gericht aber die Ausführungen des LKA 
Niedersachsen hinsichtlich der Buchübersetzung. 
Jedoch rechtfertige eine „möglicherweise bestehende 
Nähe der Antragstellerin zu PKK-nahen Gruppierun¬ 
gen“ keine von ihr ausgehende „Verdunkelungsge¬ 
fahr“. Deshalb könne ihr eine Einzelbesuchserlaubnis 
nicht versagt werden. 

(Azadi) 
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Mehmet Yesilgali aus der Schweiz an die BRD 
überstellt 

Am 8. März wurde Mehmet Yesilgali aus der Schweiz 
an die BRD überstellt, der Haftbefehl eröffnet und 
gegen ihn Untersuchungshaft angeordnet. Der 52-Jäh- 
rige war aufgrund eines Haftbefehls des Ermittlungs¬ 
richters beim Bundesgerichtshof (BGH) vom 13. April 
2015 in der Schweiz fest- und in Auslieferungshaft 
genommen worden. Er wird beschuldigt, seit Sommer 
2012 als „Mitglied im Auslandskomitee“ der „Kom¬ 
munistischen Partei der Türkei/Marxisten-Leninisten“ 
(TKP/ML) sowie als deren Gebietsverantwortlicher für 
die Schweiz tätig gewesen zu sein. In den Jahren 2013 
und 2014 habe er an Versammlungen des Komitees in 
mehreren deutschen Städten teilgenommen, wo er laut 
Generalbundesanwalt „mit hoher Wahrscheinlichkeit“ 
an der Willensbildung des Gremiums mitgewirkt habe 
(!). Einer Straftat wird er nicht beschuldigt, was für die 
strafrechtliche Verfolgung nach § 129b Abs. 1 StGB 
(Mitgliedschaft in einer „terroristischen Vereinigung 
im Ausland“) auch nicht erforderlich ist. Die TKP/ML 
ist weder auf der EU-Terrorliste aufgeführt noch in der 
BRD verboten. Ihr wird von bundesdeutschen Strafver¬ 
folgungsbehörden vorgeworfen, seit 2007 gemeinsam 
mit Einheiten der PKK zu kämpfen. 

Mehmet Yesilgali wurde während des Militärput¬ 
sches am 12. September 1980 schwer verletzt verhaftet 
und dennoch brutal gefoltert. Insgesamt verbrachte er 
15 Jahre in Gefangenschaft - in Sagmalcilar und Amed 
(türk. Diyarbakir). Weil er auch nach seiner Haftentlas¬ 
sung einem permanenten Verfolgungsdruck durch die 
politische Polizei ausgesetzt war, hat er die Türkei ver¬ 
lassen und ist in die Schweiz geflohen, wo er Asyl 
beantragte und im Jahre 2010 als politischer Flüchtling 


18. März 2016- Tag der politischen Gefangenen - in Stuttgart 



anerkannt wurde. An den Folgen der schweren Folter 
leidet Mehmet Yesilgali noch heute. 

Nach Polizeirazzien wurden am 15. April 2015 sie¬ 
ben Aktivisten und eine Aktivistin der TKP/ML in 
Deutschland verhaftet und seither in verschiedenen 
Gefängnissen Bayerns inhaftiert. Zeitgleich wurde 
jeweils eine Person in der Schweiz und in Frankreich 
sowie drei Aktivisten in Griechenland festgenommen. 
Müslüm Elma, einer der in der BRD Festgenommenen, 
wird der Rädelsführerschaft beschuldigt. Er wurde zu 
Beginn des Militärputsches 1980 in Amed ( türk. Diyar¬ 
bakir) verhaftet und musste im dortigen Gefängnis - 
Hölle 5 genannt - 22 Jahre verbringen. Die Folter und 
ein Hungerstreik haben bei ihm bleibende gesundheit¬ 
liche Schäden verursacht. 

(PMGBA v. 9.3.2016/Azadi) 

Erdogan unterstellt EU Sympathien für die 
PKK / Linke in der Türkei verurteilen TAK- 
Anschlag in Ankara / Cemil Bayik: Kampf um 
„Sein oder Nichtsein“ 

In einer Rede in Canakkale am 13. März warf Präsi¬ 
dent Recep Tayyip Erdogan der EU vor, Sympathien 
für die PKK zu hegen. 

Während sein Regierungschef Ahmet Davutoglu in 
Brüssel auf dem Türkei/EU-Gipfel über den „Flücht¬ 
lings-Deal“ verhandelte, drohte Erdogan, Anschläge 
wie am 13. März in Ankara können sich auch in euro¬ 
päischen Städten ereignen. 

„Trotz dieser Tatsache passen die europäischen 
Länder nicht auf - als ob sie auf einem Minenfeld tan¬ 
zen“, fügte er hinzu. Besonders kritisierte er hierbei 
Belgien, das PKK-Anhängern erlaubt hatte, hinter dem 
EU-Ratsgebäude in Brüssel ein Zelt aufzuschlagen: 
„Das bedeutet, vor dem Terrorismus zu kapitulieren.“ 
Kurdische Aktivistinnen demonstrierten in der Nähe 
des Tagungsortes gegen die Kriegspolitik des AKP- 
Regimes. Sie zeigten Fahnen mit dem Bild von Abdul¬ 
lah Öcalan und bezeichneten in Sprechchören Erdogan 
als „Diktator“ und „Faschisten“. 

Am 13. März wurden bei einem Anschlag in 
Ankara 35 Menschen getötet und 120 verletzt. Zu dem 
Attentat bekannt hatten sich die „Freiheitsfalken Kur¬ 
distans“ (TAK), bei denen es sich um eine Abspaltung 
der PKK handelt. Kurdische und türkische Linke ver¬ 
urteilten das Attentat scharf, machten aber die Regie¬ 
rung für die Eskalation verantwortlich. „Der 
unmenschliche Anschlag in Ankara ist ein weiterer 
Beweis dafür, wie unser Land in die Katastrophe 
geführt worden ist“, erklärte u. a. die Kommunistische 
Partei. 

Cemil Bayik, führender Kader der PKK, warnte in 
einem Gespräch mit der britischen TIMES: „Wir befin¬ 
den in einer neuen Phase des Kampfes der Bevölke¬ 
rung. Wenn uns Erdogan besiegt, dann besiegt er jeden 
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in der Türkei, der Demokratie will. Also ist unser 
Hauptziel im Moment der Fall Erdogans. Es ist ein 
existenzieller Kampf, in dem wir uns befinden: Sein 
oder Nichtsein.“ 

Jetzt macht türkische Regierung IS für Anschläge ver¬ 
antwortlich 

Aussagen des türkischen Innenministers Efkan Ala 
vom 20. März zufolge sei der Anschlag vom Vortag in 
Istanbul, bei dem vier Menschen getötet und 39 ver¬ 
letzt wurden, von einem Selbstmordattentäter des IS 


verübt worden. Während die Regierung zuvor die PKK 
als möglichen Urheber des Attentats im Januar auf 
deutsche Touristen - zwölf wurden getötet - verant¬ 
wortlich gemacht hatte, ist sie nun der Auffassung, dass 
auch diese Tat auf das Konto des IS gehe. Gleiches ver¬ 
mutet sie hinsichtlich des Selbstmordanschlags im 
Oktober 2015 in Ankara auf eine regierungskritische 
Demonstration, bei der mehr als 100 Menschen ihr 
Leben verloren hatten. 

(jw/dpa/AP v. 19./20.3.2016/Azadi) 


REPRESSION 


Schutz der AfD durch VS-Präsident 

Bundesjustizminister Heiko Maas plädiert für eine 
Beobachtung der AfD durch den Verfassungsschutz: 
„Wer an der Grenze auf Flüchtlinge, auf Männer, auf 
Frauen und auf Kinder schießen lassen will, der vertritt 
menschenfeindliche Positionen.“ Hans-Georg Maaßen, 
nicht für erforderlich. Der Maßstab zur Beobachtung 
von politischen Parteien sei sehr hoch und es könne 
nicht Sache der Verfassungsschutzbehörden sein, „in 
den demokratischen Diskurs der Parteien einzugrei¬ 
fen“. (jwv. 3.2.2016) 

(Da sei Maaßen aber daran erinnert, dass sein 
Geheimdienst bei der Linkspartei oder Organisationen 
der migrantischen Linke eine solche Rücksicht nicht 
nimmt. Da wird durchaus kräftig in Diskurse einge¬ 
griffen , Azadi) 

Bundes-Hacking gegen Bundesbürgerinnen 

Am 22. Februar erteilte das Bundesinnenministerium 
die Genehmigung für die Überwachungssoftware zur 
Ausspähung von Computern. Dieser „Bundestrojaner“ 
wurde vom Bundeskriminalamt (BKA) entwickelt und 
soll angeblich zur Terrorismusbekämpfung eingesetzt 
werden. Dem Ministeriumssprecher zufolge könne das 
Instrument nach richterlicher Genehmigung jederzeit 
zum Einsatz kommen, wenn tatsächliche Anhalts¬ 
punkte für eine konkrete Gefahr für Leib, Leben und 
Freiheit eines Menschen vorliegen. Diese Bedingung 
hatte das Bundesverfassungsgericht 2008 in Karlsruhe 
für die Billigung einer Überwachungssoftware für 
Onlinedurchsuchungen genannt. 

Ermittler sollen mit dem Trojaner künftig Zugang 
zur Computer- oder Smartphone-Kommunikation von 
Verdächtigen haben, also laufende Gespräche und 
Chats überwachen können. 

Der ehemalige FDP-Innenminister Gerhart Baum 
(FDP) kritisierte: „Ich möchte genau wissen, dass mit 
diesem Trojaner kein Missbrauch getrieben werden 
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kann, und das ist mein Grundrecht auf Gewährleistung 
und Vertraulichkeit der Integrität informationstechni¬ 
scher Systeme.“ Er zweifle daran, ob „dieses staatliche 
Hacking“ vor dem Hintergrund des Grundrechts richtig 
sei. Der Fraktionsvize vor sitzende der Bündnisgrünen, 
Konstantin von Notz, bezweifelt, dass das jetzt entwi¬ 
ckelte Programm den Vorgaben aus Karlsruhe nicht 
entspricht. 

(jw v. 23.2.2016/Azadi) 
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Rolf Gössner: Staatliche Überwachungs¬ 
systeme dienen der Kontrolle und Gesinnung 

Meltem Kural von „Perspektif 4 sprach mit dem Publi¬ 
zisten und Vorstandsmitglied der Internationalen Liga 
für Menschenrechte e.V., Dr. Rolf Gössner über das 
Problem ausufernder Überwachung. 

„Überwachungssysteme dienen auch dazu, Kommu¬ 
nikation und Gesinnungen zu kontrollieren sowie Mei¬ 
nungsfreiheit zu beschneiden, ,verdächtige 4 Netzwerke, 
Szenen und Parteien zu infiltrieren, politische Konflikte, 
soziale Unruhen und militante Aufstände zu bekämpfen 
oder geopolitische und militärische Interessen zu verfol¬ 
gen 44 , antwortete Gössner auf die Frage, wofür Staaten 
Überwachungssysteme brauchen. Befragt, inwiefern 
Aktivitäten der Geheimdienste dem Grundgesetz wider¬ 
sprechen, erklärte der Jurist: „Geheimdienste sind 
Fremdkörper in der Demokratie: Sie widersprechen 
demokratischen Grundprinzipien, weil sie weder trans¬ 
parent noch kontrollierbar sind. 44 Es bestehe die Gefahr 
von „Verselbstständigung und Machtmissbrauch 44 und 
gefährdeten „Bürgerrechte und Rechtsstaat 44 . Ihr System 
- „Schutz von V-Leuten, verdeckten Ermittlern, ihrer 
geheimen Methoden 44 - wirke „bis hinein in Justiz und 
Parlamente 44 und torpediere „jeden Ansatz von Kon¬ 
trolle 44 , weil sich selbst die parlamentarische Kontrolle 
im Geheimen vollziehe. Zudem würden Gerichtspro¬ 
zesse, in denen V-Leute eine Rolle spielen, „tendenziell 
zu Geheimverfahren mit geschwärzten Akten und 
gesperrten Zeugen 44 . Das sei keine „Rechtsstaatlichkeit 44 . 

Antiterror-Krieg als Herrschaftssicherung 

Ob der „Krieg gegen den Terror 44 ausschlaggebender Fak¬ 
tor beim heutigen „Überwachungswahn 44 sei, verneinte 
Gössner: „Wohl kaum, denn in diesem globalen Cyber- 
und ,Informationskrieg 4 geht es nicht allein um Terrorbe¬ 
kämpfung. 44 Vielmehr stünden „geopolitische, ökonomi¬ 
sche, militärstrategische Interessen 44 im Vordergrund, bei 
denen es letztlich um „präventive Vormacht- und Herr¬ 
schaftssicherung in Zeiten verschärfter ökonomischer 
Krisen, sozialen Niedergangs, drohender Rohstoffknapp¬ 
heit und wachsender ,Flüchtlingsströme 4 gehe 44 . 

Fehlendes Bewusstsein „gefährlich“ 

Angesichts staatlicher Massenüberwachung sei die 
Meinung verbreitet „Ich habe nichts zu verbergen 44 . Was 
er von einer solchen Einstellung halte: Dieses ,Argu¬ 
ment 4 sei „einfältig und gefährlich 44 . Nach den Enthül¬ 
lungen von Edward Snowden seien die Menschen „eher 
besorgt 44 . Es fehle das „Bewusstsein individueller 
Betroffenheit mit persönlichen Auswirkungen 44 , weil 
man ja nichts spüre. Die staatliche Massenüberwachung 
erzeuge „Ohnmachtsgefühle und Resignation 44 . Millio¬ 
nenfach würden Persönlichkeitsrechte verletzt. Deshalb 
sei eine „breite gesellschaftliche Debatte über den 
Umgang mit sensiblen Personendaten, über den Wert 


von Privat- und Intimsphäre und über das Problem aus- 
ufemder Überwachung 44 erforderlich. 

Alternative zu Geheimdiensten 

Welche Alternative zu Geheimdiensten sich Gössner 
vorstelle, der schon lange deren Abschaffung fordert. 
Insbesondere angesichts von NSU/VS- und NSA/BND- 
Skandalen halte er eine bloße Reform für nicht ausrei¬ 
chend. Er verwies auf ein Memorandum namhafter 
Bürgerrechtsorganisationen, in dem die Auflösung des 
Verfassungsschutzes 44 gefordert und begründet wird. 
So könnten „öffentlich kontrollierbare Dokumentati¬ 
ons- und Forschungszentren die Rechtsentwicklung und 
andere Gefahren für Demokratie und Verfassung ohne 
gefährliche Methoden erforschen und erklären 44 . Alles 
andere sei Sache von Politik und Zivilgesellschaft bzw. 
von Polizei und Justiz in Fällen strafbarer Handlungen. 

Ohne Stopp von Kriegen und Waffenexporten kein Friede 
möglich 

Die Frage, ob mit den herkömmlichen Antiterror- 
Methoden etwas erreicht werden könne, zieht Gössner 
in Zweifel. Solange die „Ursachen des modernen Ter¬ 
rors und der zugrunde liegenden menschenverachten¬ 
den Ideologie 44 nicht bekämpft würden, sei eine grund¬ 
legende Veränderung nicht zu erwarten. Hierüber 
würde zu wenig gesprochen. Die desaströse Rolle 
Europas und besonders der USA im Mittleren Osten 
„mit Hunderttausenden toter Zivilisten seit 9/11 44 
müsse thematisiert werden. 

„Mit ihren Einmischungen, Wirtschaftssanktionen, 
Waffenexporten, völkerrechtswidrigen Angriffs- und 
mörderischen Drohnenkriegen ist der Westen zumin¬ 
dest mitverantwortlich für die Zerstörung menschlicher 
Lebensgrundlagen, für massenhaftes Elend, Folter und 
Tod, den Zerfall ganzer Staaten - letztlich auch für die 
Entstehung der IS-Terrormiliz 44 . Ohne ein „Stopp von 
Kriegseinsätzen und Waffenexporten 44 sei „weder Fort¬ 
schritt noch Frieden 44 möglich. 

(Vollständiges Interview in deutscher Sprache www.ilmr.de ; 

In Türkisch: http://www.perspektif.eu/hukuk-devletinde-isler-boyle- 

yurumez/) 

EU-Justizminister beschlossen erneut 
Verschärfung der Antiterrorgesetzgebung 

Zum Vorgehen gegen mutmaßliche Dschihadisten aus 
Europa haben die EU-Justizminister am 11. März in 
Brüssel die Verschärfung der Antiterrorgesetzgebung 44 
beschlossen. Danach sollen u. a. vorbereitende Hand¬ 
lungen für Terrorakte wie Reisen in Konfliktgebiete 
oder Kampfausbildung europaweit unter Strafe gestellt 
werden. Der entsprechende Richtlinienentwurf bein¬ 
haltet auch die Finanzierung, Organisation oder 
Erleichterung derartiger Reisen und Vorbereitungs¬ 
handlungen. 

(jwv. 12./13.3.2016) 
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GERICHTSURTEILE 


EuGH: Wohnortauflage für Migranflnnen 
rechtens - Bundesverwaltungsamt muss 
Klagefälle prüfen - Bundesregierung plant 
weitere Schlechterstellung 

Am 1. März entschied der Europäische Gerichtshof in 
Luxemburg, dass Migranten der Wohnsitz vorgeschrie¬ 
ben werden kann, sofern dies der Integration dienen 
soll. 

Der Entscheidung zugrunde lag die Klage von zwei 
Syrern, die in Deutschland nicht als Asylbewerber 
anerkannt sind und lediglich über einen sog. „subsidiä¬ 
ren Schutz“ verfügen, weil ihnen in ihrer Heimat 


Gefahr droht. Menschen aus dieser Gruppe, die soziale 
Leistungen beziehen, schreiben die Behörden den 
Wohnsitz vor. Der von den Syrern genannten Klage¬ 
grund, wonach in der EU das Recht auf freie Wahl des 
Wohnsitzes gelte, könne nach Auffassung der Richter 
gerechtfertigt sein, wenn die Personengruppe beson¬ 
dere Integrationshindemisse aufweisen würde. Ob dies 
in den beiden Fällen vorliegt, hat nunmehr das Bundes¬ 
verwaltungsgericht zu prüfen. Die Bundesregierung 
erwägt, die Wohnsitzauflage auch auf anerkannte 
Flüchtlinge auszuweiten. Bislang gilt die „Residenz¬ 
pflicht“ nur für Asylbewerber, wohingegen anerkannte 
Flüchtlinge ihren Wohnsitz frei wählen können. 

(ND 


ASYL- UND 
MIGRATIONSPOLITIK 


Bundestag und Bundesrat beschlossen 
weitere Verschärfungen des Asylrechts 

Am 25. Februar hat die Mehrheit des Bundestages das 
„Asylpaket II“ verabschiedet, das der Linken-Abgeord¬ 
nete Jan Körte als „Anti-Asylpaket“ bezeichnete. In 
seiner Rede warnte er davor, dass diese Gesetze dazu 
führen würden, dass mehr Menschen auf ihrer Flucht 
im Mittemeer ertrinken. „Wo ist eigentlich ein umfang¬ 
reiches Integrationspaket? Wo ist eigentlich das große 
Fluchtursachenbekämpfungspaket?“ fragte er. Von 580 
Abgeordneten stimmten 429 für die Neuregelungen, 
147 dagegen (darunter 30 von der SPD, einer von der 
CDU) und 4 SPDler enthielten sich der Stimme. 

Das Gesetz sieht Abschiebezentren vor, in denen 
beschleunigte Asylverfahren für Menschen aus sog. 
sicheren Herkunftsländern bearbeitet werden sollen: 
eine Woche für die Entscheidung des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge, eine Woche für einen mög¬ 
lichen Einspruch und eine weitere für die Entscheidung 
des Verwaltungsgerichts. Personen, die bei ihrem Ver¬ 
fahren nicht mitwirken, sollen ebenfalls beschleunigt 
abgeschoben werden. 

Das Recht auf Familiennachzug wird für alle 
Geflüchteten mit eingeschränktem Schutz für zwei 
Jahre ausgesetzt; dies gilt auch für Minderjährige, 
wenn auch mit der Möglichkeit der Einzelfallprüfung. 
Gesundheitliche Gründe - Traumatisierungen einge¬ 
schlossen - sollen für Abschiebungen nicht mehr gel¬ 


tend gemacht werden können. Künftig ist eine Auswei¬ 
sung von straffällig gewordenen Ausländern nach jeder 
Verurteilung wegen einer schwerwiegenden Tat selbst 
dann möglich, wenn die Strafe zur Bewährung ausge¬ 
setzt wurde. 

Pro Asyl erklärte, dass der Gesetzgeber mit diesen 
Verschärfungen Hand anlege an das Asylrecht. Die 
Diakonie Deutschland bezweifelte, dass mit diesem 
Paket die Verfahren beschleunigt würden: „Stattdessen 
geht es ausschließlich um Restriktionen und Sanktio¬ 
nen.“ Die Integrationsbeauftragte Aydan Özoguz (SPD) 
versuchte zu beschwichtigen: die heftig kritisierte Aus¬ 
setzung des Familiennachzugs betreffe ja nur eine 
„kleine Gruppe“ von Flüchtlingen. 

Im Eilverfahren beschlossen die Bundesländer - 
mit Ausnahme von Brandenburg und Thüringen - am 
26. Februar, „keine Einwände“ gegen das Asylpaket zu 
erheben. 

(ND v. 26., 2 7./28.2.2016/Azadi) 

Massive Kritik an EU/Türkei-Flüchtlingspakt 

Der UN-Hochkommissar für Menschenrechte, Zeid 
Raad al-Hussein, äußerte in Genf massive Kritik und 
Vorbehalte gegen den geplanten Flüchtlingsdeal von 
EU und Türkei. Wegen der möglichen „kollektiven und 
willkürlichen Abschiebungen“ von Flüchtlingen aus 
Griechenland in die Türkei sei er besonders besorgt. Er 
appellierte an die EU, sich beim nächsten Gipfeltreffen 
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am 17. März darauf zu verständigen, „sehr viel rechts¬ 
konformer und menschlicher“ zu sein. Zurückweisun¬ 
gen von Menschen müssten im Einklang mit den inter¬ 
nationalen Menschenrechtsstandards stehen. 

Beim letzten EU-Gipfel hatte die Türkei angeboten, 
alle in Griechenland ankommenden Flüchtlinge 


zurückzunehmen; dafür soll ein syrischer Migrant 
direkt von der EU aus der Türkei aufgenommen wer¬ 
den. Dafür forderte die Regierung in Ankara nicht nur 
Visa-Freiheit für türkische Staatsbürger, schnellere EU- 
Beitrittsverhandlungen, sondern auch statt bislang 3 
jetzt 6 Milliarden Euro. 

(AFP V. 10.3.2016) 


VERANSTALTUNG 



Resolution des Internationalen Symposiums 
zur Kritik der politischen Justiz vom 20. Februar 2016 in Nürnberg 

• Gegen Kriege, Notstands- und Anti-Terrorgesetze und wachsenden Staatsterrorismus! 

• Für Demokratie, das Selbstbestimmungsrecht der Völker, das Recht auf Befreiung und internationalen Widerstand! 


Am Samstag, den 20. Februar 2016, fand in den Räum¬ 
lichkeiten der „Villa Leon“ in Nürnberg ein lebhaftes 
und erfolgreiches Internationales Symposium zur Kri¬ 
tik der politischen Justiz statt. 

Die Organisatoren und Teilnehmer*innen dieser 
Veranstaltung bezogen eine juristisch-politisch kriti¬ 
sche Stellung gegen außen- und machtpolitisch moti¬ 
vierte Strafverfolgungen nach §§ 129, 129a und 129b 
des deutschen Strafgesetzbuches (StGB), für den 
berechtigten Kampf gegen Repression und das interna¬ 
tionale Recht auf Widerstand am Beispiel der laufen¬ 
den Strafverfahren gegen 9 immigrantische linke poli¬ 
tische Persönlichkeiten aus der Türkei. 

Zu dieser Veranstaltung hatten die Internationale 
Vereinigung der Rechtsanwälte der Völker (IAPL) und 
der Deutsch-Kurdischer Verein für Demokratie und 
Internationales Recht (MAF-DAD e.V.) aufgerufen. 
Getragen wurde die Veranstaltung vom Rechtshilfe¬ 
fonds für Kurdinnen und Kurden in Deutschland 
AZADI e.V., dem ROTE HILFE-Bundesvorstand und 
der Immigranten- Organisation ATIK (Konföderation 
der Arbeiterinnen und Arbeiter aus der Türkei in 
Europa). 

Der Anlass, diese Veranstaltung gemeinsam durch¬ 
zuführen, ist das äußerst repressive Vorgehen der bun¬ 
desdeutschen Politik und Justiz gegen Aktivist*innen 
von linken türkischen und kurdischen Organisationen. 
So erteilte das Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz (BMJV) die Ermächtigung zur 
Strafverfolgung mutmaßlicher Rädelsführer und Mit¬ 
glieder der „Kommunistischen Partei der Türkei / Mar¬ 
xistisch-Leninistisch“ (TKP/ML), die weder in 


Deutschland verboten ist noch auf der EU-Terrorliste 
geführt wird. 

In diesen Verhaftungen sehen wir eine neue Form 
der politisch motivierten Strafverfolgung bzw. Krimi¬ 
nalisierung, die sich im Grunde gegen alle fortschrittli¬ 
chen, demokratischen und revolutionäre Kräfte welt¬ 
weit richtet. 

Seit April 2015 befinden sich neun in Deutschland 
lebende politische Persönlichkeiten in U-Haft in ver¬ 
schiedenen Justizvollzugsanstalten Bayerns. Ein weite¬ 
rer Betroffener, der in der Schweiz inhaftiert wurde, 
wartet auf seine bevorstehende Auslieferung wegen der 
gleichen Anklage nach Deutschland. Allen wird vorge¬ 
worfen, Mitglieder in einer sogenannten „ausländi¬ 
schen terroristischen Vereinigung“ (§ 129b StGB) zu 
sein. Laut ihrer Pressemitteilung vom 26. Januar hat 
die Bundesanwaltschaft (BAW) Anfang des Monats 
Anklage gegen neun Beschuldigte vor dem Oberlan¬ 
desgericht München erhoben. Vörgeworfen wird ihnen 
unter anderem, seit 2007 „zunehmend auch Anschläge 
gemeinsam mit kämpfenden Einheiten der PKK gegen 
den türkischen Staat“ verübt zu haben. 

Repressionen und Strafverfolgungen gegen die kur¬ 
dische Befreiungsbewegung werden seit der Verbots¬ 
verfügung des Bundesinnenministeriums vom Novem¬ 
ber 1993 massiv ausgeübt. Im Laufe der vielen Jahre 
sind deren politische Aktivitäten entweder als krimi¬ 
nell, terroristisch oder Beides stigmatisiert worden - 
ungeachtet jeglicher struktureller oder politischer Neu¬ 
orientierung. Über 150 kurdische Aktivist*innen sind 
seither nach den §§ 129, 129a/b (StGB) zu Freiheits¬ 
strafen verurteilt worden. Derzeit befinden sich 8 kur- 
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dische politische Gefangene in Straf- oder Untersu¬ 
chungshaft. 

Die bis heute ungelöste türkisch-kurdische Frage 
als ein politischer Dauer-Konflikt, dessen Lösungsver¬ 
such vor einigen Jahren in greifbare Nähe gerückt 
schien, wurde im Sommer 2015 vom AKP-Regime mit 
einer neuen Offensive und großer Brutalität durch 
direkte und verdeckte Staatsgewalt beendet. 

Die militärische Eskalation und daraus resultierende 
substanzielle Menschenrechtsverletzungen seitens der 
türkischen Sicherheitsorgane in den kurdischen Städten 
spielt sich derzeit vor den Augen der Weltöffentlichkeit 
ab. Für die Strafverfolgungsbehörden in Deutschland 
sind sie dennoch kein Grund, ihr Vorgehen gegen kur¬ 
dische und türkische Freiheitskämpfer* innen und die 
linke Opposition zu ändern. Mehr denn je kann sich 
heute der türkische Staat einer politischen Rückende¬ 
ckung durch die EU und Deutschland gewiss sein. 

Mit diesem Symposium sollten die Hintergründe der 
politisch motivierten Strafverfolgung und Repression 
gegen die migrantische Linke aus der Türkei und Kur¬ 
distan, insbesondere in Deutschland, beleuchtet werden. 
Die dramatischen Entwicklungen im NATO-Partner¬ 
land Türkei, für die das faschistische Regime in Ankara 
unter Führung der AKP verantwortlich ist, der Krieg 
gegen die kurdische Zivilbevölkerung und demokra¬ 
tisch-revolutionäre Bewegungen, aber auch die 
„schmutzigen Deals“ der EU mit Ankara zur „Flücht¬ 
lingsabwehr“, gaben den Teilnehmer*innen viel Gele¬ 
genheit zu intensiven Diskussionen und politischen 
Übereinstimmungen. So wurde die aktuelle politische 
Unterstützung des türkischen Staates durch die EU und 
BRD von allen Teilnehmern ablehnend kritisiert. 

Die rund 200 Teilnehmer*innen und Unter¬ 
stützerinnen des Internationalen Symposiums erklären 
ihre Solidarität mit den politischen Gefangenen welt¬ 
weit. In diesem Sinne sind wir solidarisch mit den poli¬ 
tischen revolutionären Gefangenen wie Prof. Dr. G.N. 
Saibaba (Indien), Mumia Abu Jamal (USA), Abdullah 
Öcalan (Türkei), Müslüm Elma (Deutschland) und vie¬ 
len tausend anderen. Diese Personen, Vertreter und 
Vorbilder des internationalen Widerstandsrechts und 

ZUR 

Türkisches AKP-Regime sauer auf EU-Besuch 
in Kurdistan 

Über den Besuch der Türkei-Berichterstatterin des 
Europäischen Parlaments, Kati Piri, im kurdischen 
Gebiet der Türkei, zeigte sich die AKP-Regierung ver¬ 
ärgert. Ihr Aufenthalt im Südosten des Landes zeige, 
dass die niederländische Politikerin im Konflikt zwi¬ 
schen türkischem Staat und der PKK ihre Neutralität 


der globalen Befreiungskämpfe, haben elementare 
Rechte auf ein unversehrtes, freies Leben, auf Selbst¬ 
bestimmung und Meinungsfreiheit. 

Von den Teilnehmer*innen wurde insbesondere der 
andauernde und zerstörerische Kriegszustand im 
Nahen und Mittleren Osten, mit dem die wirtschaftli¬ 
chen und geopolitischen Interessen der imperialisti¬ 
schen Mächte abgesichert werden sollen, schärfstens 
verurteilt. Als Zeichen der Ablehnung dieser auf Aus¬ 
beutung, Zerstörung und Gewalt basierenden Politik 
haben die Teilnehmer*innen des Symposiums auf Soli¬ 
darität und internationale Zusammenarbeit aller pro¬ 
gressiven Kräfte gesetzt und folgende Schritte für not¬ 
wendig erachtet: 

• Sofortige Freilassung der türkischen, kurdischen 
und anderen inhaftierten Kämpfer* innen internatio¬ 
naler Befreiungsbewegungen weltweit! 

• Abschaffung aller geltenden Notstands- und Anti- 
Terrorgesetze, die den Staatsterrorismus legitimie¬ 
ren und der Demontage von Demokratie dienen! 

• Abschaffung der Gesinnungsparagraphen 129, 129a 
und 129b des deutschen Strafgesetzbuches (StGB). 

• Sofortige Rücknahme der Verfolgungsermächtigun¬ 
gen nach § 129b StGB durch das BMJV und die 
Einstellung aller politisch motivierten Verfahren! 

• Aufhebung des PKK-Verbots und die Streichung 
der PKK, aller Befreiungsbewegungen sowie revo¬ 
lutionärer Organisationen von der EU-Terrorliste! 

• Sofortige Freiheit für Mumia Abu Jamal, Abdullah 
Öcalan, Prof. Dr. G.N. Saibaba, Müslüm Elma und 
allen anderen politischen fortschrittlichen revolutio¬ 
nären Gefangenen! 

Widerstandsrecht ist ein Freiheitsrecht! 

Wo Recht zu Unrecht wird, wird Widerstand zu Pflicht! 
Hoch die internationale Solidarität! 

www. int-symposium. blogspot. de; 
internationales.symposium@gmail.com 


aufgegeben habe, erklärte der türkische EU-Minister 
Volkan Bozkir am 22. Februar. Anlässlich einer Visite 
bei der Armee in Diyarbakir habe sie dieser vorgewor¬ 
fen, beständig auf Zivilisten zu feuern. Mit dieser Kri¬ 
tik habe sie die PKK unterstützt. Und schließlich sei 
die PKK von ihr nicht als Terrororganisation bezeich¬ 
net worden, obwohl sie doch auf der EU-Terrorliste 
aufgeführt sei. 

(NDv. 23.2.2016) 


SACHE: TÜRKEI 
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„Glaubt nicht, ihr hättet Millionen Feinde. 
Euer einziger Feind heißt - Krieg.“ 

(Erich Kästner, Schriftsteller 1898 -1974) 


Journalisten Dündar und Gül aus U-Haft 
entlassen 

Verfahren wegen Spionage beginnt am 25. März / Mas¬ 
sives Vorgehen gegen Erdogan-Kritiker*innen 

Nach einer Entscheidung des Verfassungsgerichts sind 
der Chefredakteur der Istanbuler Tageszeitung „Cum- 
huriyet“, Can Dündar und sein Büroleiter in Ankara, 
Erdern Gül, am 26. Februar nach drei Monaten Unter¬ 
suchungshaft aus dem Gefängnis entlassen worden. 
Die Richter waren der Auffassung, dass ihr Recht auf 
Meinungsfreiheit und ihre Persönlichkeitsrechte ver¬ 
letzt wurden. Das Verfahren gegen sie wegen Spionage 
und Geheimnisverrats wird fortgesetzt; es droht ihnen 
eine lebenslange Freiheitsstrafe. Hintergrund: In der 
„Cumhuriyet“ war ein mit Fotos unterlegter Bericht 
über Waffenlieferungen des Geheimdienstes MIT an 
Dschihadisten in Syrien veröffentlicht worden. 

Präsident Erdogan, der die beiden Journalisten per¬ 
sönlich angezeigt hatte, zeigte sich verärgert und 
meinte, die Entscheidung des Gerichts nicht akzeptie¬ 
ren zu wollen. Das Gericht habe „gegen Land und 
Volk“ geurteilt. 

Sevim Dagdelen, Linken-Abgeordnete begrüßte die 
Freilassung der Journalisten und kündigte an, dass sie 
gemeinsam mit anderen Parlamentariern an dem am 
25. März beginnenden Prozess teilnehmen werde. 
„Nicht Dündar und Gül gehören vor Gericht, weil sie 
Kriegsverbrechen aufdecken, sondern diejenigen, die 
Kriegsverbrechen begehen und diese verantworten, 
allen voran der türkische Präsident Recep Tayyip 
Erdogan.“ 

Zahlreich sind auch die Verfahren wegen Beleidi¬ 
gung des Präsidenten; eines wurde im Februar gegen 
den Publizisten Cengiz £andar eröffnet. Dieser hatte 
geschrieben, dass der Kampf gegen den Terror für die 
Regierung nur ein Vorwand sei, um die prokurdische 
HDP für ihren Wahlerfolg am 7. Juni zu bestrafen. 
Weiter wurde eine Kunststudentin in Bursa während 
des Unterrichts von der Antiterrorpolizei verhaftet, ein 
9-Jähriger zu Hause festgenommen und zur Wache 
gebracht und in Izmir zeigte ein Mann seine Frau an, 
weil diese andauernd den Präsidenten beleidige. 

O'w/NDv. 27J28.2.; 1.3.2016/Azadi) 


Nächster Schlag Erdogans gegen die Presse: 
Zeitung „Zaman“ unter staatliche Kontrolle 
gestellt 

Am 4. März wurde das Gebäude der Istanbuler Zeitung 
„Zaman“ von Polizeikräften gestürmt und unter staatli¬ 
che Kontrolle gebracht. Für die bis dahin auflagen¬ 
stärkste regierungskritische, dem ehemaligen Imam 
Fethüllah Gülen nahestehende Zeitung ist aufgrund 
einer Gerichtsentscheidung ein staatlicher Treuhänder 
ernannt worden. 

„Zaman“ hatte eigenen Angaben zufolge im vergan¬ 
genen Jahr eine Auflage von rund 850 000 Exempla¬ 
ren. Der Leitende Redakteur der englischsprachigen 
Schwesterblatt „Today’s Zaman“ erklärte gegenüber 
telefonisch gegenüber dpa : „Es sieht so aus, als wür¬ 
den die unabhängigen Medien sterben“ und fügte 
hinzu, dass dann nur noch „Cumhuriyet“ und „Sözcu“ 
übrigblieben: „Aber niemand weiß, wie lange.“ 

Wer ist Fethüllah Gülen? 

Die Zeitung „Zaman“ stand der Bewegung des türki¬ 
schen in den USA lebenden Predigers Fethüllah Gülen 
nahe, der mit seinem erheblichen Kapital und seinen 
Anhängern systematisch den Justiz- und Polizeiapparat 
unterwanderte und in rund 140 Ländern - u.a. auch in 
der BRD - ein enges Netzwerk von Bildungseinrich¬ 
tungen und Unternehmen schuf. Gülen verfolgte das 
Ziel, aus der kemalistisch-laizistischen Türkei einen 
frommen Gottesstaat zu machen. Die einst engen Weg¬ 
gefährten Erdogan und Gülen sind seit 2012 allerdings 
erbitterte Feinde: Gülen hatte zu viel „grünes“ Kapital 
angehäuft und dadurch Einfluss und Macht gewonnen. 
Erdogan drohte mit der Schließung von Schulen, Gülen 
ließ Staatsanwälte gegen Erdogan wegen Korruption 
ermitteln und dieser wiederum ging autoritär gegen 
seine neuen Gegner vor. Er ließ Zeitungen, eine Bank 
und Fernsehsender beschlagnahmen. Gülen wurde zum 
Staatsfeind und Terroristen erklärt. Erdogan, Minister¬ 
präsident Ahmet Davutoglu, der Geheimdienstchef 
Hakan Fidan und mehrere AKP-Minister reichten 
Klage gegen den einstigen Imam ein. In Abwesenheit 
wurde am 1. Februar in Istanbul der Prozess gegen den 
74-jährigen Gülen und 121 mutmaßliche Anhänger 
eröffnet. Vorwürfe: Bildung einer „bewaffneten terro¬ 
ristischen Vereinigung zum Sturz der Regierung“.Die 
türkische Justiz fordert von den USA die Auslieferung 
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von Gülen. Wegen dessen jahrzehntelangen guten 
Beziehungen zur CIA scheint das unwahrscheinlich. 

(dpa/jwv. 4.3. bzw. 3.2.2016/Azadi) 

Schamesröte im Gesicht des Justizministers 

Wegen angeblicher Beleidigung von Recep Tayyip 
Erdogan seit dessen Antritt als Präsident vor anderthalb 
Jahren hat die Staatsanwaltschaft Jahren 1845 Verfah¬ 
ren eröffnet. 

Auf Nachfragen im Parlament hatte Justizminister 
Bekir Bozdag geantwortet: „Ich bin nicht in der Lage, 
die schändlichen Kränkungen gegen unseren Präsiden¬ 
ten zu lesen.“ Es würde ihn die „Schamesröte ins 
Gesicht“ treiben. Unter den Beschuldigten befinden 
sich Karikaturisten, Journalisten und sogar Schulkin¬ 
der, denen Gefängnisstrafen bis zu vier Jahren drohen. 

(jwv. 4.3.2016) 

Demonstrationen zum Internationalen 
Frauentag verboten 

Frauen dennoch auf den Straßen / Brutale 
Polizeiangriffe gegen Versammlungen 

In diesem Jahr wurden Demonstrationen und Kundge¬ 
bungen zum Internationalen Frauenkampftag u.a. in 
Istanbul, Ankara, Batman und Urfa verboten; sogar das 
Verlesen von Erklärungen sollte untersagt werden. Die 
„Frauenplattform 8. März“ in Istabul, ein Bündnis aus 
linken und kurdischen Organisationen hatte schon im 
Vorfeld angekündigt, sich ihr Recht auf Demonstration 
nicht nehmen lassen zu wollen. Deshalb hatten sich 
Tausende Frauen am 6. März auf einem Platz im 
Bezirk Kadiköy eingefunden, um für ihre Rechte und 
gegen die Politik der Regierung von Präsident Recep 
Tayyip Erdogan zu protestieren. Die Reaktion des 
Staates: Polizeiangriffe mit Tränengas, Wasserwerfern 
und mit Gummi ummantelten Stahlgeschossen. An 
mehr als 20 verschiedenen Stellen Istanbuls ist es zu 
Auseinandersetzungen mit der Polizei gekommen, die 
die Frauen aufgefordert haben sollen, nach Hause zu 
gehen und ihre Männer zum Kämpfen zu holen. „Sol¬ 
len die Väter kommen, die Ehemänner, der Staat, der 


Schlagstock - Trotzdem rebellieren wir, trotzdem wol¬ 
len wir Freiheit“ war ihre Antwort. Die Co-Vorsitzende 
der HDP, Figen Yüksedag und ihr Berater Sitki Güngör 
wurden in Gewahrsam genommen. „Der Widerstand 
der Frauen gegen die Gewalt des herrschenden Patriar¬ 
chats ist wie ein kleiner Gezi-Aufstand“, kommentierte 
Fadime £elebi, Sprecherin der Sozialistischen Frauen¬ 
räte (SKM). 

Auf den Demonstrationen in der Türkei und in Kur¬ 
distan wurde auch der am 7. März 2015 bei einem 
Angriff getöteten Duisburger Intemationalistin Ivana 
Hoffmann gedacht, die in den Reihen der MLKP in 
Rojava gegen den IS gekämpft hatte. 

(jwv. 8.3.2016/Azadi) 

Kurdische Frauenverbände zum 8. März: 

Welt aus Frauensicht neu interpretieren 

„Das patriarchale Herrschaftssystem bedroht die 
gesamte Menschheit mit Kriegen, durch Naturzerstö¬ 
rung, herbeigeführten Katastrophen und Armut. In ver¬ 
schiedenen Regionen der Welt finden vom kapitalis¬ 
tisch-imperialistischen System hervorgerufene Kriege 
statt. Besonders betroffen von diesem noch nicht 
benannten dritten Weltkrieg sind der Mittlere Osten 
und die Frauen“, heißt es u.a. in einer Erklärung der 
Kurdischen Frauenbewegung Europa (TJK-E) und des 
Verbandes der Frauen aus Kurdistan in Deutschland 
(YJK-E) zum 8. März. Der von der Türkei unterstützte 
IS arbeite auch daran, „Frauen ins Mittelalter zurück¬ 
zuversetzen“. Deshalb müsse die Welt „aus Frauensicht 
neu interpretiert“ und die „Menschheitsgeschichte neu 
geschrieben“ werden. 

(ausNÜCEv. 11.3.2016) 

Situation von Frauen in der Türkei 

Auf dem Gleichberechtigungsindex des UN-Entwick- 
lungsprogramms liegt die Türkei von 138 Plätzen auf 
Rang 77. Die Wahrscheinlichkeit, in dem Land als Frau 
zum Opfer häuslicher Gewalt in der Ehe zu werden, 
liegt den Vereinten Nationen zufolge zehn Mal höher 
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als in Ländern der Europäischen Union. Im Jahre 2014 
wurden in der Türkei 281 Frauen von Ehemännern, Ex- 
Gatten oder Lebensgefährten getötet. Laut Bundeszen¬ 
trale für politische Bildung liegt der Anteil der rein 
religiös, aber rechtlich nicht anerkannten Ehen mit 8,3 
Prozent (Stand 2011) besonders hoch. Das 2012 einge¬ 
führte „Gesetz zum Schutz der Familie und zur Verhin¬ 
derung von Gewalt gegen Frauen“, erweise sich nach 
Aussagen von Amnesty International als wirkungslos. 
Einige Frauen, für die Gerichte Schutzmaßnahmen 
angeordnet hatten, sind Berichten zufolge ermordet 
worden. 

In der „Gender Gap“-Studie des Weltwirtschaftsfo¬ 
rums von 2015, die die bestehende Kluft zwischen den 


Geschlechtern in 145 Ländern untersucht hat, erreichte 
die Türkei nur Rang 130. 

(NDv. 8.3.2016) 

Worte von Sultan und Sultanine Erdogan zum 
Frauentag 

Während Sultan Erdogan zum Internationalen Frauen¬ 
tag meinte, dass für ihn eine Frau „in erster Linie eine 
Mutter“ sei, wurde er von seiner Gattin noch getoppt: 
„Der Harem war eine Schule für Mitglieder der osma- 
nischen Dynastie und eine Lehreinrichtung, in der 
Frauen auf das Leben vorbereitet wurden.“ 

(AFP v. 10.3.2016) 


KURDISTAN 


HDP und Zehntausende Menschen fordern in 
Amed: Stoppt das Massaker! 

Aus Protest gegen den von Polizei und Militär seit drei 
Monaten abgeriegelten Altstadtteil Sur, sind am 2. März 
Zehntausende Menschen auf die Straßen von Amed 
(türk. Diyarbakir) gegangen. Zu dem Marsch aufgeru¬ 
fen hatte der Co-Vorsitzende der prokurdischen „Demo¬ 
kratischen Partei der Völker“ (HDP), Selahattin Demir- 
tas. Die Demonstration wurde von der türkischen Poli¬ 
zei mit Wasserwerfern und Gasgranaten angegriffen. 

Inzwischen hat die Mehrzahl der Bewohnerinnen 
ihren Stadtteil wegen des ständigen Beschusses verlas¬ 
sen und sind in andere Wohnviertel zu Verwandten 
gezogen. Dennoch leisten die aus Anwohnern und 
Jugendlichen bestehenden Zivilverteidigungseinheiten 
YPS in sechs Nachbarschaften einen bewaffneten 
Widerstand. Außerdem halten sich dort seit Wochen 
Hunderte Zivilisten in den Kellern ihrer zerstörten 
Häuser auf. „Wir müssen ein Massaker stoppen“, 
appellierten Demirtas und die Co-Vorsitzende Fidan 
Yüksedag in einem Brief an die Vereinten Nationen, 
die EU, OSZE sowie weitere internationale Institutio¬ 
nen. Der erst im Sommer des vergangenen Jahres als 
UNESCO-Weltkulturerbe anerkannte Altstadtbezirk 
von Amed drohe derzeit durch Panzerbeschuss völlig 
zerstört zu werden. Täglich würden Menschen von 
„Sicherheits“kräften ermordet. 

Um ein ähnliches Massaker wie in £izre vor weni¬ 
gen Wochen zu verhindern, fordern sie eine sofortige 
Aufhebung der Ausgangssperre und ein Ende der Mili¬ 
tärblockade, damit die eingeschlossenen Menschen in 
Sicherheit gebracht werden können. 

(jwv. 3.3.2016/Azadi) 


Drei PKK-Gefangenen gelang Flucht aus 
Gefängnis in Amed 

Am Morgen des 6. März konnten sechs PKK-Gefan¬ 
gene aus dem Typ D-Gefängnis in Amed (türk. Diyar¬ 
bakir) fliehen. Bisherigen Meldungen zufolge sollen 
sie während des Hofgangs mit Bettlaken die meterhohe 
Gefängnismauer überwunden haben und konnten 
wegen dichten Nebels unbemerkt über die Felder 
davonkommen. Der bei der Flucht ausgelöste Alarm 
wurde vom Gefängnispersonal offenbar nicht ernst 
genommen. Wegen des schlechten Wetters konnten die 
auf den Dächern installierten Kameras keine klaren 
Bilder liefern. Drei der Geflüchteten sollen schon am 
25.9.2013 bei einem Ausbruch aus dem M-Typ- 
Gefängnis in Cewlik (türk. Bingöl) beteiligt gewesen 
sein. Damals hatten 18 Gefangen der PKK einen 80 
Meter langen Tunnel gegraben. Einen Tag später wur¬ 
den sie auf dem Weg in die Berge allerdings wieder 
verhaftet. 

(ISKUv. 7.3.2016) 

Föderales Demokratisches System Rojava 
ausgerufen 

Am 17. März gab Sihanuk Dibo der „Partei der demo¬ 
kratischen Union“ (PYD) nach einem Treffen bekannt, 
dass in dem überwiegend von Kurden bewohnten 
Gebiet Rojava mit den Kantonen Afirin, Kobane und 
Cazire eine autonome „Bundesföderation“ errichtet 
werde. Ziel sei, diese drei kurdischen Bezirke an der 
türkischen Grenze zu einer zusammenhängenden 
Region zu verbinden. Umgehend abgelehnt wurde das 
Vorhaben vom AKP-Regime der Türkei sowie der von 
Saudi-Arabien gestützten Exilopposition. Aber auch 
die USA wollen ein Föderalsystem nicht anerkennen 
und die syrische Regierung äußerte sich ablehnend 
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gegenüber dem Autonomiebestreben, weil dieses die 
territoriale Einheit des Landes verletzen würde, 
obwohl die PYD unmissverständlich klar gemacht hat, 
derartige Absichten nicht zu hegen. 

Zu den Genfer Syrien-Friedensgesprächen war die 
PYD nicht eingeladen worden. 

Roland Etzel schrieb in seinem Kommentar u.a.: 
„Erdogan hat beim Thema Kurden - ob syrisch oder 
türkisch - das Messer zwischen den Zähnen, ohne Kri¬ 
tik aus dem Westen fürchten zu müssen. Und man 
muss kein Prophet sein, um zu erahnen, dass die ver¬ 
meintlichen Freunde in den westlichen Regierungen 
ihre Logenplätze bei der Betrachtung des kurdischen 
Freiheitskampfes still und heimlich verlassen werden.“ 

(ND V. 18.3.2016/Azadi) 

Bündnis für eine Zukunft in Freiheit 
gegründet 

Am 12. März wurde im Gebiet der Guerilla die Grün¬ 
dung des „Bundes der Revolutionären Bewegung der 
Völker“ (TSYG) bekanntgegeben. Bei den Organisa¬ 
tionen handelt es sich um TKP/ML, THKP-C/MLSPB, 
MKP, TKEP-LENINIST, TIKB; DKP; DEVRIM£I 
KARARGAH, MLKP und PKK. Der Gründung waren 
seit Dezember 2015 Gespräche vorausgegangen. 

Die Organisationen erklärten, dass Zielsetzung 
ihres Bundes die Verstärkung des Kampfes gegen die 
AKP sei, „die mit einer Politik der Restauration der 
Militärputsche vom 12. März 1971 und vom 12. Sep¬ 
tember 1980 den Faschismus erneut institutionalisiere 
und eine neue faschistische Diktatur errichte“. Das 
Bündnis setze sich ein „für eine Zukunft in Freiheit“ 
durch die „Errichtung von demokratischen Selbstver¬ 
waltungen in Kurdistan“. Es gehe grundlegen und vor¬ 


rangig um die „Sicherheit des Lebens und der Zukunft“ 
aller Demokraten und Völker. 

(ANF/NÜCEv. 12./18.3.2016) 

Amed feierte Newroz / Armee setzte Angriffe 
fort / Erdogan pöbelt gegen EU 

Während Newrozfeierlichkeiten in vielen Städten 
Nordkurdistans/Türkei verboten wurden, konnten Hun¬ 
derttausende am 21. März in Amed (türk. Diyarbakir ) 
das Neujahrsfest begehen, das vom Co-Vorsitzenden 
der HDP, Selahattin Demirtas eröffnet wurde. Seine 
Rede begann er mit einem Gruß an den seit 1999 auf 
der Insel Imrali inhaftierten Abdullah Öcalan. Die von 
Erdogan angedrohte Verbannung der HDP aus dem 
Parlament beantwortete er: „Was ändert es in einer sol¬ 
chen Situation, ob sie uns aus dem Parlament werfen 
oder nicht? So etwas wie ein Parlament gibt es doch 
gar nicht mehr.“ Sein Hauptanliegen sei ein friedliches 
Zusammenleben von Kurden und Türken, wozu jedoch 
die Friedensgespräche zwischen dem Staat und der 
PKK wieder aufgenommen werden müssten. 

Augenzeugen zufolge sei es während der Feier zu 
Zusammenstößen kurdischer Jugendlichen mit der 
Polizei gekommen, wobei diese Tränengas eingesetzt 
habe. In Istanbul gab es massive Auseinandersetzungen 
zwischen Polizei und Demonstrierenden, die versuch¬ 
ten, trotz des Verbots zum Versammlungsort zu gelan¬ 
gen. Es soll rund 100 Festnahmen gegeben haben. In 
den kurdischen unter Ausgangssperren stehenden Städ¬ 
ten Yüksekova und Nusaybin hat das Militär seine 
Angriffe fortgesetzt. Die Armee soll am 19. März in 
Yüksekova chemische Kampfstoffe eingesetzt haben. 
Dabei seien TV-Berichten zufolge mindestens 40 Men¬ 
schen getötet worden. 

Währenddessen erklärte Erdogan, er zweifle an der 
Aufrichtigkeit der EU, 
„wenn die Terrororganisa¬ 
tion (gemeint die PKK) in 
Brüssel vor dem Ratsge¬ 
bäude ein Zelt errichten 
darf 4 . Kurd*innen hatten 
dort während des EU-Tür- 
kei-Gipfels am 17./18.3. 
gegen den staatlichen Terror 
gegen die Kurden in der 
Türkei protestiert. 

In Hannover beteiligten 
sich rund 30 000 Menschen 
an den Newrozfeiern und 
protestierten gegen den 
Krieg Erdogans. Die Polizei 
sprach von einem „sehr 
friedlichen“ Verlauf. 

(jw/NDv. 21. ,22. 3. 2016/Azadi) 
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SYRIEN 


Feuerpause in Syrien vereinbart 

Türkei tanzt auch hier aus der Reihe 

Für den 26. Februar, um 23.00 Uhr MEZ / 24.00 Uhr 
Ortszeit wurde unter UN-Vermittlung in Syrien eine 
auf zwei Wochen festgelegte Waffenruhe vereinbart. 
Fast 100 verschiedene Rebellengruppen hatten kurz 
vor Inkrafttreten deren Einhaltung zugesagt. Gleiches 
traf auf das Hohe Verhandlungskomitee (HNC), ein 
von Saudi-Arabien unterstütztes Bündnis bewaffneter 
und ziviler Gegner von Präsident Baschar al-Assad, zu. 
Eine unter dem Vorsitz des HNC-Generalkoordinators 
Riad Hidschab gebildete Militärkommission soll die 
Anwendung der Waffenruhe überwachen. 

Nach einem Plan von den USA und Russland sollen 
Angriffe auf die Terrororganisationen IS und die zu Al 
Qaida gehörende Al Nusra-Front fortgesetzt werden. 

Die Volksverteidigungskräfte von Rojava, 
YPG/YPJ - momentan Verbündete der Anti-IS-Allianz 
- stimmten der Waffenruhe ebenfalls zu. Der türkische 
Ministerpräsident Ahmet Davutoglu jedoch erklärte, 
man fühle sich daran nicht gebunden und schloss Artil¬ 
lerie-Angriffe auf kurdische Einheiten in Syrien nicht 
aus. „Diese Waffenruhe gilt nur für Syrien, für die Sei¬ 
ten, die innerhalb Syriens kämpfen.“ In den Augen des 
AKP-Regimes seien die YPG Verbündete der PKK und 
ihrer Guerilla. 

(NDv. 26.,2 7.Z28.2.2016/Azadi) 


Israels Geheimdienst foltert Häftlinge 
regelmäßig 

Weitere Zerstörungen palästinensischen Eigentums 

In einem am 24. Februar veröffentlichten Bericht, wer¬ 
fen die israelischen Bürgerrechtsorganisationen B’Tse- 
lem und Hamoked dem Inlandsgeheimdienst Schin Bet 
vor, Häftlinge bei Verhören regelmäßig zu misshan¬ 
deln. Für diesen Bericht wurden 116 Palästinenser 
befragt, die 2013 und 2014 im Geheimdienst-Verhör¬ 
zentrum des Schikma-Gefängnisses von Aschkelon in 
Südisrael vernommen worden waren. Zu den Metho¬ 
den gehöre demnach, Verdächtige langzeitig des Schla¬ 
fes zu berauben, sie über Stunden mit Händen und 
Füßen an Stühle zu fesseln oder sie extremen Tempera¬ 
turen auszusetzen. 

Israelische Besatzungsbehörden haben Meldungen 
der palästinensischen Nachrichtenagentur Maan 
zufolge am 2. März Dutzende Gebäude in der Ortschaft 


Lawrow: Türkisches Militär dringt in Norden 
Syriens ein 

Türkei verhindert erneut kurdische Teilnahme an Genfer 
„Friedens“-Gespräche 

Der russische Außenminister Sergej Lawrow sprach in 
einem Interview mit dem Sender REN TV von einer 
„schleichenden Expansion“ der Türkei in den Norden 
Syriens. Das türkische Militär gehe auf syrischem Ter¬ 
ritorium gegen kurdische Einheiten vor und sei bereits 
einige hundert Meter tief auf das Gebiet vorgedrungen. 
Damit wolle die Türkei verhindern, dass sich die drei 
kurdischen Kantone Afrin im Westen, Kobane im Nor¬ 
den und Cizire im Osten Syriens (Rojava) vereinigen. 
Lawrow verwies auf Äußerungen aus der Türkei, 
wonach man das Recht habe, deshalb auf syrischem 
Gebiet eine Sicherheitszone einzurichten. 

Die Teilnahme einer kurdischen Delegation an den 
am 14. März beginnenden weiteren Syrien-Friedensge¬ 
sprächen in Genf, wird von dem AKP-Regime erneut 
abgelehnt. Lawrow warnte in dem Interview mit REN 
TV vor einem Ausschluss der Kurden. 

(AP/dpav. 13.3.2016/Azadi) 


0NALES 

Khirbet Tana nahe Nablus im Westjordanland dem Erd¬ 
boden gleichgemacht. Die komplette lokale Infrastruk¬ 
tur sei zerstört worden, darunter Wohnhäuser, landwirt¬ 
schaftliche Gebäude und die Grundschule des 275 Ein¬ 
wohner zählenden Dorfes. Diese mobile Bildungsein¬ 
richtung war von einer europäischen Hilfsorganisation 
gespendet worden. In der Nacht auf den 21. Februar 
rissen Baufahrzeuge eine von Frankreich finanzierte 
Grundschule im von Beduinen bewohnten Ort Abu Al- 
Nuwar östlich von Jerusalem ab. Rami Hamdallah, 
palästinensischer Premierminister, fordert ein Ende der 
Zerstörung palästinensischen von der EU finanzierten 
Eigentums. Laut der Nachrichtenagentur Wafa seien 
die Zerstörungen eine Vergeltung für die EU-Richtli- 
nien zur Kennzeichnung von Produkten aus von Israel 
besetzten Siedlungen. Deshalb demonstrierten Hun¬ 
derte Menschen in Ramallah für den Boykott israeli¬ 
scher Waren. EU-Vertretungen in Jerusalem und 


INTERN ATI 


zu seite 1 


16 




Ramallah bedauerten die Zerstörungen und Konfiszie¬ 
rungen palästinensischen Eigentums. 

Die Menschenrechtsgruppe B’Tselem sprach von 
einer „neuen Welle“ der Hauszerstörungen in den 
besetzten Gebieten. Seit Jahresbeginn seien 158 
Gebäude zerstört worden, darunter 83 Wohnhäuser; 
352 Menschen seien dadurch obdachlos geworden - 
einschließlich 201 Minderjähriger. Die Vereinten 
Nationen, die EU sowie die USA seien mitverantwort¬ 
lich für Vertreibungen und Menschenrechtsverletzun¬ 
gen, weil sie wissentlich hierzu schweigen würden. 

(AFP/jw v. 24.2./4.3.2016) 

Vor 30 Jahren wurde schwedischer 
Ministerpräsident Olof Palme ermordet 
Verbrechen bis heute nicht geklärt / Experte beschuldigt 
Polizei und Militär 

Am 28. Februar 1986 wurde der damalige schwedische 
Ministerpräsident Olof Palme im Zentrum von Stock¬ 
holm erschossen und seine Frau verletzt. Bis heute ist 
nicht geklärt, wer diesen Mord begangen hat; es exis¬ 
tieren mehrere Theorien, eine davon von dem renom¬ 
mierten Kriminologen Leif Persson. In einer Fernseh¬ 
sendung machte er deutlich, dass Olof Palme mächtige 
Feinde hatte, z.B. Rechtsradikale, von denen seinerzeit 
sehr viele bei der Polizei und beim Militär arbeiteten. 
Oder auch die Wirtschaftselite, die den Sozialdemokra¬ 
ten wegen seiner linken Politik hassten. So wollte er 
etwa Unternehmer über Arbeitnehmerfonds teilweise 
enteignen. Er zeigte sich überzeugt: „Sucht den Palme- 
Mörder bei der Polizei und dem Militär.“ 

So wurde der rechtsextreme Palme-Hasser und 
Waffennarr Victor Gunnarsson zeitweise des Mordes 
verdächtigt, aber freigelassen. Mit zwei Kopfschüssen 
niedergestreckt wurde seine Leiche 1993 in den USA 
aufgefunden. 

Behauptungen, das Südafrikanische Apartheidsre¬ 
gime, iranische Agenten oder die PKK seien für den 
Mord verantwortlich, halten Experten heute für nahezu 
ausgeschlossen. 

(ND v. 26.2.2016/Azadi) 

IS - trotz Sanktionen weiter Zugang zum 
weltweiten Bankensystem 

Das ARD-Magazin „Kontraste“ berichtete unter Beru¬ 
fung auf Angaben des Bundesfmanzministeriums, dass 
die Terrororganisation IS offenbar immer noch Zugang 
hat zum weltweiten Bankensystem. Danach kann der 
IS trotz verhängter Sanktionen über den Finanzdienst¬ 
leister SWIFT internationale Transaktionen abwickeln. 

(NDv. 4.3.2016) 


Großer Empfang in San Sebastian für aus der 
Haft entlassenen Arnaldo Otegi 

Über zehntausend Menschen haben am 5. März in San 
Sebastian den aus der Haft entlassenen Ex-Chef der 
verbotenen baskischen Partei „Batasuna“, Amaldo 
Otegi (57), empfangen. „Wir kämpfen für die Freiheit 
dieses Landes, und wir werden niemals damit aufhö¬ 
ren“, rief er seinen Anhänger*innen zu, von denen 
viele rot-weiß-grüne baskische Flaggen und Plakate 
tmgen mit der Fordemng nach Freilassung von mnd 
400 in Spanien und Frankreich inhaftierten Mitgliedern 
der baskischen ETA. Otegi - zu einer 15-jährigen Haft¬ 
strafe vemrteilt - war am 1. März nach sechseinhalb 
Jahren aus dem 

Gefängnis in Logrono in Nordspanien entlassen 
worden. Vemrteilt worden war er wegen des Versuchs, 
die 2003 verbotene und aufgelöste Batasuna-Partei 
(Einheit), die als politischer Arm der ETA gilt, wieder 
zu beleben. Sie wie die ETA strebten die Unabhängig¬ 
keit des Baskenlandes von Spanien an. 

Bereits im Alter von 19 Jahren hatte sich Otegi der 
ETA angeschlossen. In den 1990er Jahren rief er als 
eines der ersten Mitglieder zur Niederlegung der Waf¬ 
fen auf. In den Friedens Verhandlungen 2006/2007 ver¬ 
mittelte er zwischen der ETA und der spanischen 
Regiemng. 2011 erklärte die Organisation ihren 
bewaffneten Kampf für beendet. 

(NDv. 7.3.2016) 

Zugespieltes Dokument enttarnt 20 000IS- 
Terroristen 

Dem britischen Fernsehsender Sky News wurden die 
Namen von mnd 22 000 Dschihadisten des IS zuge¬ 
spielt, die aus 51 Ländern stammen - damnter Groß¬ 
britannien, nordeuropäische Staaten, die USA, Kanada 
sowie aus zahlreichen Ländern des Mittleren Ostens 
und Nordafrikas. Die Daten seien von dem ehemaligen 
Angehörigen der Freien Syrischen Armee und ent¬ 
täuschten IS-Mitglied, Abu Hamed, gestohlen und auf 
einem Speichermedium an Sky News übermittelt wor¬ 
den. Auf Registriemngsbögen seien neben den Namen 
auch Merkmale wie Blutgmppe, Ausbildung, Kampfer¬ 
fahrung und Kenntnisse im islamischen Scharia-Recht 
sowie Telefon-Nummern enthalten. Auf einem Daten¬ 
satz sei zudem vermerkt, wer sich zu Selbstmordan¬ 
schlägen bereiterkläre oder dafür ausgebildet worden 
sei. Dem Informanten zufolge wolle sich der IS vom 
syrischen Al-Rakka in die Wüstengebiete und in den 
Irak zurückziehen. Die Daten würden aber auch Män¬ 
gel des EU-Sicherheitsapparates offenbaren. 

(dpa v. 10.3.2016) 
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DEUTSCHLAND 

SPEZIAL 


Keine Anerkennung von Pässen aus IS- 
kontrollierten Gebieten 

Laut Anweisung des Bundesinnenministeriums vom 
10. Dezember 2015 werden Pässe von Flüchtlingen aus 
von der Terrororganisation IS kontrollierten Regionen 
nicht mehr anerkannt. Danach werden Reisedoku¬ 
mente, die nach dem 1. Januar 2015 ausgestellt wur¬ 
den, als ungültig angesehen. Hiervon betroffen sind die 
syrischen Städte Dair as-Saur, Raqqa und Hasaka 
sowie im Irak Mossul und die Provinz Anbar. Hinter¬ 
grund ist, dass der IS massenhaft Blankodokumente 
aus Behörden dieser Städte erbeutet hatte. Deshalb 
werde bei Flüchtlingen aus dieser Region ohne andere 
Dokumente von einer „ungeklärten Identität“ ausge¬ 
gangen. 

(SZv. 29.2.2016) 

Justiz: Nach Neonazis wird öffentlich nicht 
gefahndet - Bedeutung zu gering 

Nach Auskunft des Bundeskriminalamtes (BKA) fahn¬ 
det die Polizei nach vier Neonazis wegen Verstößen 
gegen das Waffengesetz sowie nach einem weiteren 
wegen Verstoßes gegen das Sprengstoffgesetz. Voll¬ 
streckt werden können diese Haftbefehle allerdings 
nicht, weil der Aufenthaltsort der Täter nicht bekannt 
sei. Hiervon berichtete die SWR-Dokumentation „Ter¬ 
ror von rechts - Die neue Bedrohung“ in der Ausstrah¬ 
lung vom 7. März. Auf Anfrage des Senders teilte das 
BKA mit, dass eine öffentliche Fahndung nicht einge¬ 
leitet worden sei, weil Richter und Staatsanwälte die 
hierfür erforderliche „erhebliche Bedeutung“ für nicht 
gegeben erachten. 

(jwv. 3.3.2016) 

Salafistischer Arzt und IS-Unterstützer in 
Berlin festgenommen 

In Berlin wurde ein Arzt aus Baden-Württemberg als 
mutmaßlicher Rekrutierer eines islamistischen Selbst¬ 
mordattentäters festgenommen. Er habe geholfen, die¬ 
sen mittels Propagandavideos zu radikalisieren. Außer¬ 
dem habe der Salafist die Ausreise des 24-Jährigen mit 
organisiert, der am 18. Mai 2015 für die Terrorgruppe 
im Nordirak einen Selbstmordanschlag verübte, bei 
dem mindestens 12 irakische Soldaten getötet worden 
sein sollen. 

(NDv. 4.3.2016) 


AfD will Russlanddeutschen „politische 
Heimat“ geben 

Die AfD hat herausgefunden, dass deutsche Spätaus¬ 
siedler aus der ehemaligen Sowjetunion das Potenzial 
haben, diese Partei zu wählen. „Ich glaube schon, dass 
sie zu uns passen, weil sie mehrheitlich konservativ 
sind“, erklärte Jörg Meuthen, AfD-Spitzenkandidat in 
Baden-Württemberg. Sie hegen große Vorbehalte 
gegen muslimische Zuwanderer und sind häufig auf 
Kundgebungen islam- und fremdenfeindlicher Grup¬ 
pen zu finden. Einer Studie des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge von 2013 zufolge gebe es 
ein „vergleichsweise hohes gegenseitiges Misstrauen 
von (Spät-)Aussiedlern und Personen türkischer Her¬ 
kunft“. Bei einer Kundgebung der AfD in Erfurt wur¬ 
den in einem Meer von Deutschlandfahnen die Russ¬ 
landdeutschen auf Russisch begrüßt. In Berlin, wo im 
September die Wahlen zum Abgeordnetenhaus stattfm- 
den, will sich der AfD-Landesverband stärker um die¬ 
ses Wählersegment kümmern, weil diese im Moment 
„keine politische Heimat“ hätten. 

(NDv. 7.3.2016) 

Übergriffe auf Abgeordnetenbüros 

Nach Angaben des Landeskriminalamtes Thüringen 
gab es im vergangenen Jahr 45 Übergriffe auf Büros 
von Abgeordneten; 2014 waren es 24. Seit Jahresbe¬ 
ginn wurden wieder Büros der Linkspartei und der 
CDU sowie das „Haus der Demokratie“ in Kahla zum 
Ziel von Anschlägen. 

Im thüringischen Heiligenstadt haben Unbekannte 
am 6. März eine Bierflasche in die Scheibe des Bürger¬ 
büros der Linken geworfen. Polizeiangaben zufolge 
werden die Scherben kriminaltechnisch untersucht. 

(NDv. 8.3.2016) 

Untergetauchte Nazis und Waffenscheine 

In Bayern werde nach 67 untergetauchten Neonazis mit 
Haftbefehl gesucht, teilte das Innenministerium auf 
eine Anfrage der Grünen-Abgeordnete Katharina 
Schulze mit, wobei die Zahl aus dem September 2015 
stamme. Ein Jahr zuvor seien „nur“ 53 Neonazis 
gesucht worden. 

Gegen einige der Gesuchten liegen nach Angaben 
des Ministeriums mehrere Haftbefehle vor. 20 der ins¬ 
gesamt 76 Haftbefehle seien mit rechten Delikten 
begründet. Der Aufenthalt der Neonazis sei zwar 
bekannt, doch der Vollzug der Haftbefehle nicht mög- 
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lieh, weil sich die Gesuchten im Ausland befänden. 
{Frage: Und wieso kann kein Auslieferungsantrag 
gestellt werden? Azadi) 

Das sei eine „sicherheitspolitische Bankrotterklä¬ 
rung“, kommentierte Schulze und für Bayern eine 
„ernst zu nehmende Gefahr“. Sie wies daraufhin, dass 
Neonazis ein Halbwelt-Dasein führen; eine ähnliche 
Situation habe die Gründung des sog. NSU zur Folge 
gehabt“. 

Recherchen der ARD zufolge dürfen zahlreiche 
Rechtsextreme ihre Schusswaffen behalten. Das Bun¬ 
desamt für Verfassungsschutz teilte auf Nachfrage des 
Südwestrundfunks (SWR) für die Sendung „Terror von 


rechts“ mit, dass 2014 bundesweit rund 400 Rechte 
einen Waffenschein besaßen. Der bayerische Verfas¬ 
sungsschutz habe bis Ende des vergangenen Jahres 97 
Neonazis mit Waffenschein ermittelt, der eingezogen 
werden könne, wenn die Besitzer in den letzten fünf 
Jahren rechtsextreme Bestrebungen aktiv unterstützt 
hätten. Von den 25 Fällen in Sachsen hätten die Behör¬ 
den nach Prüfung der waffenrechtlichen Zuverlässig¬ 
keit lediglich drei Waffenscheine eingezogen. 

(ND 7., 12./13.3.2016/Azadi) 


UNTERSTÜTZUNGS¬ 

FÄLLE 


Im Februar wurde über vier Anträge entschieden und insgesamt ein Unterstützungsbetrag von 751,- € bewilligt. 
Bei den Fällen handelte es sich um ein Zeitungsabo für einen Gefangenen, ein gegen Geldauflage eingestelltes 
Verfahren wegen einer Besetzungsaktion sowie ein eingestelltes Verfahren wegen Verstoß gegen das Vereinsge¬ 
setz. 

Die politischen Gefangenen erhielten im Monat Februar für Einkauf in den Gefängnissen insgesamt einen Betrag 
von 732,-€. 
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Die Erdogan-Autokratie und § 129b-Prozesse 
gegen kurdische Exilpolitiker in Deutschland 

Schmutzige Kooperation 

Seit im vergangenen Jahr Bundeskanzlerin Merkel und die EU das AKP-Regime 
unter der Führung von Präsident Recep Tayyip Erdogan als Bündnispartner auser¬ 
koren haben, um die Außengrenzen der Festung Europa gegen Flüchtlingsmigration 
abzuschirmen, bleibt Kritik am Vorgehen des türkischen Staates gegen die kurdische 
Bevölkerung, Oppositionelle, Medienschaffende und zum Frieden aufrufende Wis- 
senschaftler*innen weitgehend aus. Der Besuch von Kanzlerin Angela Merkel in 
Gaziantep am 22. April machte erneut deutlich, dass ihr das deutsch-türkische 
Flüchtlingsabkommen wichtiger ist als „klare Kante“ zu zeigen gegen die unerträg¬ 
lichen Menschenrechtsverletzungen in der Türkei. Der außenpolitische Sprecher der 
Bundestags-Grünen, Omid Nouripour warnte davor, die Augen vor den Realitäten 
zu verschließen: „Wir haben es in der Türkei mit einer autokratischen Regierung zu 
tun, die austestet, wie weit sie gehen kann. Sie wird so weitermachen, wenn man 
sich ihr nicht entgegenstellt“. Er bezweifle die angestrebte Wirkung des Abkom¬ 
mens: „Vielleicht behält Ankara die Syrer bei sich, aber dann kommen eben die 
Kurden, gegen die er [Erdogan] gerade Krieg führt.“ 

Durch das jahrzehntelange Festhalten der bundesdeutschen Politik an der Krimi¬ 
nalisierung und strafrechtlichen Verfolgung politisch aktiver Kurdinnen und Kurden 
und eine seit dem Flüchtlings-Deal noch engere Kooperation mit der türkischen 
Polizei, den Geheimdienst- und Justizbehörden sowie mehreren Ministerien, wird 
das AKP-Regime ermutigt, seinen Vemichtungskurs gegen die kurdische Bevölke¬ 
rung fortzuführen. 

Parlamentsentmachtung 
HDP-Abgeordnete verbannt 

Der jüngste Coup des von seinen Parteifreunden „unser Führer“ genannten Recep 
Tayyip Erdogan war zweifelsohne die Entmachtung des türkischen Parlaments. 373 
der 550 Parlamentarier*innen votierten am 20. Mai für die Aufhebung der Immuni¬ 
tät von über 130 Abgeordneten, denen nun Strafverfolgung und der Verlust ihrer 
Mandate drohen. Erdogan, der kurz nach der Abstimmung von einem „großen Tag“ 
sprach, scheint damit seinem Ziel, ein Präsidialsystem in der Türkei zu installieren, 
immer näher zu kommen: Entfernung der HDP-Politiker*innen aus dem Parlament 
und staatsanwaltliche Ermittlungen gegen 50 von ihnen wegen angeblicher „Unter¬ 
stützung der terroristischen Organisation“ PKK. Dass Erdogan die Justiz unter 
Druck setzen kann, hat er bereits mehrfach bewiesen. 

Weil es in der Türkei kein Nachrückersystem gibt, wird es in den Wahlbezirken 
dieser Abgeordneten zu Neuwahlen kommen. Erdogan rechnet fest damit, dass die 
Kandidaten der AKP gegen die Kurd*innen gewinnen, so dass er die erforderliche 
parlamentarische Zweidrittelmehrheit für seine Alleinherrschaft gesichert sieht. 




Demonstration für Versammlungsfreiheit, Heilbronn 4. März 2016 

Diese zu organisieren, hat er sich den Nachfolger des 
geschassten Ministerpräsidenten Davutoglu, Binali Yil- 
dirim, ausgewählt. 

Der HDP-CoVorsitzende Selahattin Demirtas 
sprach nach dem Parlamentsbeschluss von einer „Kri¬ 
minalisierung“ seiner Partei und einem „Staatsstreich“, 
mit dem einem „diktatorischen Regime“ alle Wege 
geebnet worden sei. 

Kanzlerin Merkel derweil besucht wieder einmal 
die Türkei, diesmal zum UN-Gipfel für humanitäre 
Nothilfe. Vor ihrer Abreise nach Istanbul am 22. Mai 
zeigte sich Merkel von „großer Sorge“ erfüllt ange¬ 
sichts der Entscheidung zum Immunitätsentzug der 
Abgeordneten, die für die kurdischen Politiker*innen 
„schwerwiegende Folgen“ habe. „Wir wollen, dass die 
kurdische Bevölkerung ihren gleichberechtigten Platz 
und eine gute Zukunft in der Türkei hat,“ meinte sie 
gegenüber der „Frankfurter Allgemeinen Sonntagszei¬ 
tung“. Falsch sei gewesen, den Gesprächsdialog mit 
den Kurden 2015 abgebrochen zu haben. Obwohl 
gerade Abdullah Öcalan und die PKK die Hauptakteure 
dieses Prozesses gewesen sind, glaubte sie, betonen zu 
müssen, dass die PKK auch aus deutscher Sicht eine 
terroristische Vereinigung sei. Auf den Vorwurf, sie 
habe sich durch den Flüchtlingsdeal von der Türkei 
abhängig gemacht, räumte sie ein: „Es gibt natürlich 
wechselseitige Abhängigkeiten. Sie können es auch 
einfach die Notwendigkeit zum Interessenausgleich 
nennen.“ Ähnlich hatte sich im Januar schon Innenmi¬ 
nister Thomas de Maiziere geäußert. 

Bevor sich Merkel am 23. Mai mit Erdogan traf, 
kam sie mit Oppositionellen zusammen. Allerdings 
gehörten - aus Rücksichtnahme auf den Despoten - zu 
diesem Kreis weder von der Immunität betroffene Poli¬ 
tiker* innen der HDP noch verfolgte Vertreter*innen 



der türkischen Presse - wie der jüngst zu einer mehr¬ 
jährigen Haftstrafe verurteilte Journalist Can Dündar. 

EU-Parlamentspräsident Martin Schulz (SPD) kom¬ 
mentierte den Parlamentsbeschluss: „Seit den letzten 
Wahlen wird systematisch der Rechtsstaat ausgehöhlt 
und eine Ein-Mann-Herrschaft zementiert.“ Vor Mer¬ 
kels Abreise äußerte er gegenüber dem Kölner Stadt- 
Anzeiger, dass nicht weiter geschwiegen werden dürfe 
zu der „atemberaubenden“ Abwendung der Türkei von 
den „Werten Europas“. Die Flüchtlingsbeauftragte der 
Bundesregierung, Aydan Özoguz (SPD), stellte in der 
Welt klar: „Bei den Menschenrechten werden wir keine 
Abstriche zulassen.“ 

Zeitungsberichten zufolge geht die Bundesregie¬ 
rung davon aus, dass die Türkei die Voraussetzungen 
für eine ab Juli zugesagte Visumsfreiheit nicht erfüllen 
wird, weil eine zentrale Forderung der EU - die 
Reform der umstrittenen Anti-Terror-Gesetze, von 
Erdogan abgelehnt wird. 

Visafreiheit: EU fordert Türkei zur Reform der Anti- 
Terror-Gesetze auf 

Bundesinnenminister intensiviert Zusammenarbeit mit 
türkischem Regime 

Im Zusammenhang mit der Auseinandersetzung um die 
Visafreiheit für türkische Staatsbürger*innen und der 
Erfüllung von 72 Kriterien als Voraussetzung, forderte 
EU-Parlamentspräsident Martin Schulz (SPD) eine 
Entschärfung der türkischen Anti-Terror-Gesetze, die 
Präsident Erdogan jedoch kategorisch ablehnt, verbun¬ 
den mit der Drohung, man könne jederzeit wieder 
Flüchtlinge in Richtung Europa schicken, sollte die 
Visumsfreiheit nicht umgesetzt werden. 

Auch Bundesinnenminister Thomas de Maiziere 
kritisierte die Haltung Erdogans und hält offenbar die 
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in der Türkei angewendeten Anti-Terror-Gesetze für 
rechtswidrig und undemokratisch. 

Das hält ihn aber nicht davon ab, mit diesem türki¬ 
schen Regime bei der Verfolgung türkischer und kurdi¬ 
scher Exilpolitiker*innen und Aktivist*innen engstens 
zusammenzuarbeiten, was in einer Antwort des Minis¬ 
teriums auf eine schriftliche Frage der Links-Abgeord- 
neten Heike Hänsel (Monat April 2016, Arbeits-Nr. 
4/245) deutlich zum Ausdruck kommt. Gefragt wurde 
u.a., mit welchen Maßnahmen die Regierungen 
Deutschlands und der Türkei ihre verabredete „enge 
Zusammenarbeit insbesondere in den Bereichen Extre¬ 
mismus und Terrorismus umsetzen“. 

Das Bundesinnenministerium verweist in seiner 
Antwort auf die am 23. Februar 2016 in Ankara zwi¬ 
schen Deutschland und der Türkei Unterzeichnete 
„Gemeinsame Absichtserklärung“. Grundlage des 
Abkommens bilde eine „intensivierte Zusammenarbeit 
zwischen dem Bundesministerium des Innern und dem 
türkischen Innenministerium und beinhaltet einen stär¬ 
keren Austausch zwischen den beteiligten Behörden im 
Bereich der Terrorismusbekämpfung. Für Deutschland 
sind neben dem Bundesministerium des Innern das 
Bundeskriminalamt und das Bundesamt für Verfas¬ 
sungsschutz an dieser intensivierten Zusammenarbeit 
beteiligt.“ 

Diese Zusammenarbeit erstrecke sich auf Maßnah¬ 
men hinsichtlich der. „Einreise terroristischer Organi¬ 
sationen oder einzelner Terroristen in das jeweilige 
Hoheitsgebiet beider Staaten gemäß Punkt 6 Buchstabe 
a der Resolution 2178 (2014) des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen.“ Hier sei auf die Antragsbegrün¬ 
dung der Verteidiger zur Verfahrenseinstellung im Pro¬ 
zess gegen Ahmet £elik hingewiesen (Seite Seite 5). 

Ferner finde ein Informationsaustausch mit dem 
Ziel statt, „terroristische Bestrebungen in allen Formen 
und Facetten, einschließlich des sog. Islamischen Staa¬ 
tes (IS), der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK), der 
Revolutionären Volksbefreiungspartei-Front (DHKP- 
C) und anderen zu verhindern, zu bekämpfen und zu 
verfolgen.“ Auch hier verweisen wir auf die Ausfüh¬ 
rungen der Verteidiger, in denen die vielfältige Unter¬ 
stützung des IS durch die Türkei dargelegt wird. 

Ferner arbeite man „bei der Verhinderung und Ver¬ 
folgung terroristischer Bestrebungen sowie bei der 
Ermittlung und Verhaftung der Verdächtigen“ zusam¬ 
men. Auf gemeinsamen Workshops werde im Rahmen 
von „Erkenntnisanfragen sowie Erkenntnismitteilun¬ 
gen, Erfahrungs- und Informationsaustauschen“ mit¬ 
einander kooperiert. Bei der Übermittlung personen¬ 
bezogener Daten richte man sich nach den „gesetzli¬ 
chen Übermittlungsvorschriften“. War nicht gerade 
die Frage des mangelnden Datenschutzes ständiger 
Diskussionspunkt im Zuge der Kriterien zur Visafrei¬ 
heit? 


Hassprediger Erdogan 

Präsident Erdogan war es, der die Ende 2012 begonne¬ 
nen Friedensgespräche mit dem PKK-Vorsitzenden 
Abdullah Öcalan und Vertreterinnen der HDP im 
Sommer des letzten Jahres einseitig aufgekündigt hat, 
nachdem er den Verlust der absoluten Mehrheit bei den 
Parlamentswahlen im Juni 2015 nicht akzeptieren 
wollte. Die Tatsache, dass die prokurdische „Demokra¬ 
tische Partei der Völker“ (HDP) und in ihr organisierte 
weitere Parteien die 10%-Wahlhürde erfolgreich über¬ 
springen und mit zahlreichen Abgeordneten ins Parla¬ 
ment einziehen konnten, ließ Erdogan erzürnen. Ange¬ 
sichts des voranschreitenden Aufbaus von Selbstver¬ 
waltungsstrukturen in den kurdischen Gebieten der 
Türkei und Nordsyriens (Rojava) sowie der erfolgrei¬ 
chen Befreiung der türkisch-syrischen Grenzstadt 
Kobane von der Terrororganisation IS durch YPG/YPJ 
und Kräfte der PKK, entschied sich das Regime für 
eine militärische Eskalation des türkisch-kurdischen 
Konflikts. Das Ziel hatte Erdogan festgelegt: „Wir füh¬ 
ren den Krieg, bis der Letzte tot ist.“ 

Er und sein Ministerpräsident Ahmet Davutoglu 
haben nie einen Hehl daraus gemacht, dass für sie das 
Problem nicht in der Bekämpfung des IS liegt, sondern 
in der Verhinderung einer sich ausdehnenden kurdi- 
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sehen Selbstverwaltung. Seitdem ist der Alltag der 
Menschen geprägt von militärischen Angriffen dies¬ 
seits und jenseits der türkisch-syrischen Grenze, bruta¬ 
len Zerstörungen, wochenlangen Ausgangssperren, 
massiven Menschenrechtsverletzungen und Kriegsver¬ 
brechen - „Mord und Totschlag“ also. Erdogan ist 
nicht Teil der Lösung, sondern Teil des Problems. 
Seine Politik der verbrannten Erde führt zu neuem 
Elend, zu neuen Vertreibungen und neuen Flüchtlings¬ 
bewegungen. 

Einäugige Gerichte 

In den Anklageschriften oder Urteilen bundesdeutscher 
Gerichte wird das terroristische Vorgehen des türki¬ 
schen Staates gegen die kurdische Bevölkerung weit¬ 
gehend ignoriert. Und wird es thematisiert, wirkt sich 
das nicht etwa zugunsten der Angeklagten aus. 

Prägnant ist auch, dass in den Verfahren allein die 
PKK verantwortlich gemacht wird für vergangene und 
aktuelle Situationen in der Türkei; eine objektive und 
differenzierte Darstellung der historischen Entwicklun¬ 
gen der dem Konflikt zugrunde liegenden Ursachen 
findet nicht statt. Dafür sind seitenlang Aktionen der 
Guerilla aufgelistet. Ein Zusammenhang mit militäri¬ 
schen Operationen der türkischen Armee oder sog. 
Sicherheitskräfte gegen die kurdische Bevölkerung 
bleiben unerwähnt. 

Die PKK ist keine Terrororganisation. Sie ist eine 
Befreiungsbewegung, die von der kurdischen Bevölke¬ 
rung in der Türkei, in allen Gebieten des Mittleren 
Ostens und in der europäischen Diaspora unterstützt 
und aktiv mitgetragen wird und sich so auf eine hohe 
Legitimation beziehen kann. 

Politisches Strafrecht 

Dass es sich beim 129b um einen Paragrafen des politi¬ 
schen Strafrechts handelt, erweist sich auch dadurch, 
dass für Ermittlungen durch die Bundesanwaltschaft 
bzw. die Generalstaatsanwaltschaften eine Ermächti¬ 
gung des Bundesjustizministeriums der Justiz und für 
Verbraucherschutz (BMJV) erforderlich ist. Diese hat 
das BMJV mit Schreiben vom 6. September 2011 für 
bereits begangene und künftige Taten der Europafüh¬ 
rung, des Deutschlandverantwortlichen und der jewei¬ 
ligen Verantwortlichen für die in Deutschland beste¬ 
henden Gebiete der PKK erteilt. Diesem Akt vorausge¬ 
gangen war die Entscheidung des Bundesgerichtshofs 
vom Oktober 2010, auch die PKK nach dem im Jahre 
2002 eingeführten § 129b strafrechtlich zu verfolgen. 
Von Anfang 1997 bis zu diesem Zeitpunkt wurden kur¬ 
dische Exilpolitiker wegen Mitgliedschaft in einer „kri¬ 
minellen“ Vereinigung (§129 StGB) verurteilt, davor 
wiederum nach §129a. 

Die bundesdeutsche Politik hat ihre negative Hal¬ 
tung zur kurdischen Bewegung in Stein gemeißelt - in 
ihren Augen sind Kurd*innen, die der PKK naheste¬ 


hen, entweder kriminell oder terroristisch, als politisch 
handelnde Subjekte werden sie ignoriert und in ihrer 
Würde herabgesetzt. 

Wie kann es sein, dass aufgrund der Ermächti¬ 
gungserteilung aus dem Jahre 2011 aktuelle Ermitt¬ 
lungsverfahren durchgeführt werden ? 

Dazwischen liegt der Ende 2012 begonnene Dialog¬ 
prozess zur politischen Lösung der kurdischen Frage, 
der international mit großer Aufmerksamkeit begleitete 
Aufbau von Selbstverwaltungsstrukturen in Rojava, 
der mutige Kampf der Volksverteidigungseinheiten von 
YPG/YPJ und der PKK-Guerilla gegen die Terrororga¬ 
nisation IS, der Einzug der HDP ins türkische Parla¬ 
ment bei den Wahlen vom Juni 2015, der blutige 
Anschlag von Surug, die Aufkündigung des Verhand¬ 
lungsprozesses durch Erdogan, der Krieg gegen die 
kurdische Bevölkerung, ein schmutziger Flüchtlings- 
Deal und Erpressungen durch den türkischen Despoten. 

Angesichts dieser tiefgreifenden Ereignisse müssten 
alle Oberlandesgerichte das BMJ um Auskunft zur 
Gültigkeit seiner Entscheidung von 2011 ersuchen, die 
jederzeit zurückgenommen werden könnte. Bedenklich 
ist nicht zuletzt, dass durch die Erteilung von Ermäch¬ 
tigungen inhaltliche Vorgaben gemacht werden, die 
einer Vorverurteilung der Angeklagten gleichkommen. 

Kurze Prozesse 

In den ersten sechs § 129b-Verfahren hatte die Verteidi¬ 
gung gegen die Urteile jeweils Revision in drei zentra¬ 
len Punkten eingelegt: völkerrechtliche Bewertung des 
kurdischen Freiheitskampfes als legitim, Infragestel¬ 
lung der Zugehörigkeit der „Freiheitsfalken Kurdis¬ 
tans“ (TAK) zur PKK sowie Willkürlichkeit der 
Ermächtigung zur strafrechtlichen Verfolgung nach 
§ 129b. 

Der Bundesgerichtshof jedoch hat die Revisionen 
im Jahre 2013/14 verworfen und die Festlegungen in 
den OLG-Urteilen bestätigt. Seitdem wird seitens der 
Staatsschutzsenate versucht, die Prozesse möglichst 
rasch zu beenden, weil es juristisch nichts mehr zu klä¬ 
ren gebe. So werden Dokumente, Texte oder Telefon¬ 
überwachungsprotokolle im sog. Selbstleseverfahren 
eingeführt, um den Prozessverlauf zu beschleunigen. 
Das bedeutet, dass nur die Verfahrensbeteiligten damit 
befasst sind. Der Öffentlichkeit, die eigentlich in jedem 
Prozess gewährleistet sein muss, werden auf diese 
Weise wichtige Abläufe vorenthalten. Ein weiterer Kri¬ 
tikpunkt ist, dass manche OLGe einem Angeklagten 
nur noch einen Verteidiger zugestehen, weil die Verfah¬ 
ren angeblich weniger umfangreich seien. Festzustellen 
ist ferner, dass die Bundesanwaltschaft (BAW) zuneh¬ 
mend § 129-Fälle an Generalstaatsanwaltschaften abge¬ 
ben. 

Bleibt also abzuwarten, wie sich die laufenden und 
bevorstehenden Prozesse entwickeln werden. 
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Zur Eröffnung des §129-Verfahrens gegen 
Ahmet Qelik: 

Mein Name ist Herne Xelef 

Am 12. Mai begann vor dem 
Oberlandesgericht (OLG) Düs¬ 
seldorf in Anwesenheit zahlrei¬ 
cher Besucher*innen das 
§ 129b-Verfahren gegen Ahmet 
Qelik, dessen Festnahme am 18. 
Juli 2015 in Siegen erfolgt war. 
Auf die Frage der Vorsitzenden 
Richterin Dr. Hohoff nach den 
persönlichen Daten des Ange¬ 
klagten, machte dieser zunächst deutlich, dass sein 
ursprünglich kurdischer Name Herne Xelef im Zuge 
der Assimilierungspolitik des Staates in Ahmet Qelik 
türkisiert worden sei. Er lege auch Wert darauf, 1964 
nicht in Bozok, sondern in Meskina geboren zu sein 
und nicht als türkischer Staatsangehöriger, sondern als 
Staatsangehöriger der Türkei bezeichnet zu werden. 

Die Anwältin der Bundesanwaltschaft (BAW) ver¬ 
las die Anklageschrift, wonach der kurdische Politiker 
unter dem Decknamen „Kerim“ von Anfang Juni 2013 
bis Anfang Juli 2014 Leiter des PKK-Sektors „Mitte“ 
(u.a. Düsseldorf, Bonn, Bielefeld) gewesen sei und sich 
damit als Mitglied an einer terroristischen Vereinigung 
im Ausland beteiligt zu haben, „deren Zwecke oder 
deren Tätigkeit darauf gerichtet“ sei, „Mord (§211 
StGB) oder Totschlag (§ 212 StGB) zu begehen“. 
Schwerpunkte seiner Aufgaben hätten darin bestanden, 
von den Gebietsleitern „regelmäßig zu erstellende 
Berichte“ über Aktivitäten angefordert und selbst die 
Europaführung über „Ergebnisse und Vorgänge“ infor¬ 
miert, Unterschriftensammlungen überwacht oder dafür 
gesorgt zu haben, dass möglichst viele Personen an 
Veranstaltungen, Kundgebungen und Demonstrationen 
teilnehmen. Eine individuelle Straftat wird ihm nicht 
vorgeworfen. Ahmet Qelik war außerdem von Mai 
2008 bis April 2011 Vorsitzender der Föderation kurdi¬ 
scher Vereine in Deutschland, YEK-KOM (heute: 
NAV-DEM). 

Textbausteine 

Die BAW verwendet in allen § 129b-Verfahren gegen 
kurdische Aktivisten einen Textbaustein, der lautet, 
dass die PKK einen „staatsähnlichen Verbund der kur¬ 
dischen Siedlungsgebiete in der Türkei, Syrien, Iran 
und Irak“ anstrebe. Sie verfüge über „militärisch struk¬ 
turierte Guerillaeinheiten, die Anschläge auf Einrich¬ 
tungen türkischer Sicherheitsbehörden“ begehen. Dabei 
seien „seit 2004 bei zahlreichen Anschlägen Soldaten 
und Polizisten, auch Zivilisten, getötet oder verletzt“ 
worden. In Deutschland und anderen westeuropäischen 
Ländern hätten die Mitglieder insbesondere die Auf¬ 


gabe, „Finanzmittel für die Organisation zu beschaf¬ 
fen“ sowie „Nachwuchs für den Guerillakampf 4 zu 
rekrutieren. 

Ahmet Qelik wie andere beschuldigte kurdische 
Politiker werden grundsätzlich für alle militärischen 
Auseinandersetzungen in Türkei/Kurdistan in Haftung 
genommen, für die nach deutscher juristischer Lesart 
einzig die PKK verantwortlich sei. In den zumeist über 
100 Seiten langen Anklageschriften ist von politischen 
Entwicklungen in der Türkei und anderen von 
Kurd*innen bewohnten Regionen nichts zu lesen. 
Dafür finden sich als „Beweismittel“ ellenlange Listen 
über abgehörte Telefonate und Kurzmitteilungen, 
inklusive Standortdaten durch IMSI-Catcher. Es geht in 
den Verfahren einzig darum, ob das Handeln der ange- 
klagten Person als Mitgliedschaft in oder Unterstützung 
der PKK anzusehen ist, die von der deutschen und tür¬ 
kischen Justiz als terroristisch stigmatisiert wird. 

Verteidigung beantragt Einstellung des Verfahrens 
Türkei hat Geburtshilfe bei Aufbau der Terrormiliz IS 
geleistet 

Wegen dieser eindimensionalen Sichtweise und des 
Fehlens jeglicher politisch aktuellen Zusammenhänge 
in dem türkisch-kurdischen Konflikt, haben die beiden 
Verteidiger, Berthold Fresenius und Dr. Björn Elber¬ 
ling, in einer ausführlichen Begründung die Einstellung 
des Verfahrens beantragt. 

Hierbei haben sie insbesondere auf die Frage fokus¬ 
siert, welche Rolle die Türkei in den Jahren 2011 bis 
2014 hinsichtlich ihrer aktiven Unterstützung von ISIS 
bzw. des „Islamischer Staats“ (IS) gespielt hat und die 
bis heute fortgesetzt wird. Mit Verweis auf zahlreiche 
Quellen zeigen sie auf, dass die Terrororganisation 
umfangreich Waffen und technisches Gerät erhalten 
habe, verletzte IS-Kämpfer in der Türkei unentgeltlich 
behandelt worden seien, dem IS von türkischem Staats¬ 
gebiet aus Angriffe auf die kurdischen Gebiete Syriens 
ermöglicht wurden und Geschäftsbeziehungen bis 
heute andauerten. In ihren Ausführungen belegen sie, 
wie tief der türkische Geheimdienst MIT in diese 
Unterstützungshandlungen involviert war und mit wel¬ 
chen Folgen Staatsanwälte, Journalisten oder Lkw-Fah¬ 
rer rechnen mussten, die versucht haben, die Lieferung 
von unter Zwiebeln versteckten Waffen zu verhindern, 
öffentlich zu machen bzw. sie zu kritisieren. 

Türkei verstößt gegen Völkerrecht: 

Wer ist hier der Terrorist ? 

Nach Auffassung der Verteidiger stellt diese Unterstüt¬ 
zung einen Verstoß gegen das Völkerrecht sowie alle 
völkerrechtlichen Verpflichtungen und Resolutionen 
des Sicherheitsrates unter Kapitel VII der UN-Charta 
dar. 

Aus diesem Grunde lägen Verfahrenshindernisse 
vor, „die so schwer wiegen, dass von ihrem Vorhanden- 
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sein die Zulässigkeit des Verfahrens im Ganzen“ 
abhänge, „und zwar nicht nur im Interesse des Ange¬ 
klagten, sondern auch im öffentlichen Interesse.“ 

Immerhin existiere eine Reihe völkerrechtlicher 
Normen, die eine - auch mittelbare - Unterstützung 
des IS verbieten und Staaten konkrete Verpflichtungen 
zu deren Verhinderung auferlegen - so z.B. durch die 
am 28.6.2002 auch von der Türkei ratifizierte „Interna¬ 
tional Convention for the Suppression of the Financing 
of Terrorism“. Schon mit der Resolution 1267 vom 
15.10.1999 sei ein umfassendes UN-Sanktionsregime 
gegen die Terrororganisation Al Qaida sowie mit ihr 
assoziierte Gruppen und Personen installiert worden; 
bis 2013/2014 habe sich der IS als Teil von Al Qaida 
identifiziert. Mit einer Reihe weiterer Resolutionen des 
Sicherheitsrats seien die Verpflichtungen zur Verhinde¬ 
rung einer Unterstützung des IS ausdifferenziert wor¬ 
den. Doch habe die Türkei durch die mannigfaltige 
Unterstützung des IS gegen alle hieraus resultierenden 
Pflichten verstoßen. 

Hierbei zitieren die Verteidiger aus veröffentlichten 
Durchsuchungsprotokollen von mit Waffen beladenen 
LKWs, die sich auf dem Weg nach Syrien befanden, 
aus Berichten der türkischen, deutschen und internatio¬ 
nalen Presse sowie aus Interviews mit Nahost-Experten 
sowie Stellungnahmen von Menschenrechtsorganisa¬ 
tionen und Wissenschaftlern. 

Die Tatsache, dass der IS von der Türkei unterstützt 
wird, stellt laut Verteidigung auch die Generalbundes¬ 
anwaltschaft offenbar nicht in Frage. So habe Ober¬ 
staatsanwalt Meiners am 18. Juni 2015 in einer Haupt¬ 
verhandlung beim OLG Stuttgart den Beweisantrag der 
Verteidigung zur Türkei abgelehnt mit der Begrün¬ 
dung, dass die Fakten allgemein bekannt seien und von 
ihnen nicht angezweifelt würde, dass der türkische 
Staat den IS unterstütze. 

Ähnlich hatte sich das Hanseatische OLG Hamburg 
geäußert. In einem Urteil vom 28. August 2015 heißt es 
u.a., dass der Senat zugunsten des Angeklagten unter¬ 
stelle, dass die türkische Regierung in den Jahren 2011 
bis 2014 den IS und Al Qaida - „insbesondere über den 
Geheimdienst MIT“ - unterstützt habe, „indem sie für 
diese Waffen und Kämpfer von der Türkei nach Syrien 
einschleuste und Kämpfer des IS in der Türkei unent¬ 
geltlich in Krankenhäusern behandeln ließ.“ 

§129b-Verfahren stärken türkische Politik der 
IS-Unterstützung 

Den Verteidigern Fresenius und Dr. Elberling zufolge 
wirken sich diese schweren völkerrechtlichen Verstöße 
der Türkei auch auf das gegen Ahmet Qelik geführte 
Verfahren aus, dessen Zulässigkeit in Frage zu stellen 
sei. Die Türkei handele gegen alle durch das Anti-Ter¬ 
rorregime des Sicherheitsrates festgelegten Verpflich¬ 
tungen, die seit den Anschlägen des 11. September 
2001 gegen den islamistischen Terrorismus beschlos¬ 


sen worden und letztlich auch Grundlage für die Ein¬ 
führung des § 129b StGB gewesen sei. 

Ferner könne man die Bekämpfung der PKK durch 
die Politik der Türkei nicht von der Politik der Türkei, 
den IS zu unterstützen, trennen. Das türkische Regime 
benutze den IS nicht nur gegen die Assad-Regierung, 
sondern insbesondere gegen die Kräfte der kurdischen 
Guerilla HPG sowie der YPG/YPJ. 

Eine Unterstützung des Anti-PKK-Kurses - zum 
Beispiel durch das vorliegende Verfahren gegen Ahmet 
Qelik - müsse als eine den IS unterstützende Politik 
der Türkei gewertet werden. 

Schließlich verweisen die Verteidiger darauf, dass 
es die HPG-Guerilla gewesen sei, die die Terrororgani¬ 
sation IS bekämpft habe und dies weiterhin tue. So 
seien in der Türkei 15 Dschihadisten des IS durch die 
PKK festgenommen worden, was eigentlich Aufgabe 
der türkischen Behörden hätte sein müssen. Hervorge¬ 
hoben wird auch die Rettung Zehntausender Jesidinnen 
und Jesiden durch Angehörige der YPG und HPG, die 
ihnen im Sommer 2014 einen Fluchtkorridor von den 
Sengal-Bergen bis zur syrischen Grenze freigekämpft 
und das Selbstverwaltungsgebiet Roj ava/Nordsyrien 
erfolgreich gegen IS-Angriffe verteidigt haben. 

Aus alledem folgert die Verteidigung, dass ein 
Staat, der eine terroristische die gesamte Region des 
Mittleren Ostens gefährdende Organisation unterstützt 
und im eigenen Land zunehmend staatsterroristisch 
handelt, kein Schutzobjekt für ein § 129b-Verfahren 
sein könne. Die strafrechtliche Verfolgung der PKK 
durch die deutsche Justiz und das Verfahren gegen 
Ahmet Qelik wegen PKK-Mitgliedschaft sei eine 
Bestätigung der den IS unterstützenden Türkei. Des¬ 
halb sei das Verfahren einzustellen. 

Dieser Antrag wurde mit lang anhaltendem Applaus 
der Prozessbesucher*innen gewürdigt. 

Verteidigung rügt Besetzung des OLG-Senats 

In einem zweiten Antrag wenden sich die Anwälte Fre¬ 
senius und Dr. Elberling gegen die Besetzung des 7. 
Strafsenats des OLG. Im Gegensatz zum Gericht sind 
die Verteidiger der Auffassung, dass der Senat ange¬ 
sichts des Verfahrensumfangs statt mit drei 
Richter*innen - einschließlich der Vorsitzenden - mit 
zwei weiteren besetzt sein müsste. Dies sei „rechtsfeh¬ 
lerhaft“. Die der Anklage zugrundeliegenden Sach- 
und Rechtsfragen seien schwierig, komplex und 
umfangreich. Sowohl im Anklagezeitraum und danach 
hätten sich eine Reihe von verfahrensrelevanten Ent¬ 
wicklungen vollzogen, die zu berücksichtigen und zu 
bewerten seien. Deshalb müsse mit der Einholung 
umfangreicher Sachverständigengutachten gerechnet 
werden. 

Dies treffe auch auf die im September 2011 erteilte 
Verfolgungsermächtigung nach § 129b durch das Bun¬ 
desjustizministerium zu. Fraglich sei, ob diese auch im 
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Jahre 2016 noch aufrechterhalten werden könne oder Wir dokumentieren nachfolgend in Auszügen den 
zurückzunehmen ist. Bericht von Beobachter*innen des Prozesses: 


Verteidigung lehnt Selbstleseverfahren ab 

Zum Schluss ordnete die Vorsitzende Richterin das 
sog. Selbstleseverfahren an und ließ an alle Prozessbe¬ 
teiligten jeweils 5 Aktenordner mit Dokumenten und 
Urkunden verteilen, die später in das Verfahren einge¬ 
führt, aber nicht mehr öffentlich verlesen würden. Die 
Verteidiger widersprachen dieser Anordnung, weil 
damit ihrer Auffassung nach eine Qualitätseinbuße ver¬ 
bunden sei und die Öffentlichkeit ausgeschlossen 
werde. 

Fortsetzungstermine: 

Mai: 18. und 30. Mai - jeweils um 9.30 Uhr, Düssel¬ 
dorf-Hamm, Kapellweg 36 

Juni: 3., 10., 16. (13.30 Uhr), 17. und 28. - jeweils 9.30 
Uhr 

Juli: 1. (9.30 Uhr) und 8. Juli (15.oo Uhr) 

August: 1. (8.30 Uhr) 

ANMERKUNG: Termine können kurzfristig verlegt und 
zeitlich geändert werden. 

(PMAzadi v. 14. Mai 2016) 

Verfahren gegen Mustafa Qelik 
vor dem OLG Celle 

Am 29. April begann vor dem 
OLG Celle das Hauptverfahren 
gegen Mustafa Qelik, der am 11. 
November 2015 in Bremen festge¬ 
nommen wurde und sich seitdem 
in der JVA Sehnde in Untersu¬ 
chungshaft befindet. 

Fortsetzungstermine: 

Juni: 7., 10., 14., 17., 21., 24. sowie 
Juli: 1. und 5. - jeweils um 9.15 Uhr. 

Prozess gegen Bedrettin Kavak vor dem OLG 
Hamburg 

Am 10.05. und 11.05. wurde 
der Prozess gegen Bedrettin 
Kavak vor dem 3. Strafsenat 
des hanseatischen Oberlandes¬ 
gerichts fortgesetzt. Das Verfah¬ 
ren gegen ihn begann am 
03.05.2016 wegen Mitglied¬ 
schaft in einer terroristischen 
Vereinigung im Ausland (§§ 
129a/ 129b StGB). Er wird 
beschuldigt, sich als mutmaßlicher Kader der Arbeiter¬ 
partei Kurdistans (PKK) von Juni 2012 bis Mitte 2013 
als Gebietsleiter „Süd“ und ab Mitte Juli 2014 im Sek¬ 
tor „Nord“ betätigt zu haben. 


Am zweiten und dritten Prozesstag stand die Befra¬ 
gung der leitenden BKA-Beamten Hirschberg und 
Becker im Mittelpunkt der Verhandlung. 

Zunächst wurde der 28-Jährige BKA-Beamte 
Hirschberg angehört, der auch am dritten Prozesstag 
aussagen musste. Laut eigenen Angaben wurde er nach 
seiner Ausbildung vom altbekannten BKA-Kommissar 
Becker angeleitet und übernahm nach circa einem Jahr 
die Leitung im Verfahren gegen Bedrettin Kavak. Hier¬ 
bei habe er sich hauptsächlich mit der TKÜ (Telekom¬ 
munikationsüberwachung) beschäftigt. 

Sein Kollege - nach eigener Aussage „Bärenführer“ 
(so lautet scheinbar die Bezeichnung für erfahrene 
Anleiter beim BKA) Becker - wurde am 3. Prozesstag 
vor Gericht geladen. Dieser ist bereits aus früheren 
§ 129b Verfahren gegen Kurden bekannt und konnte 
erneut seine einseitige Betrachtung des türkisch-kurdi¬ 
schen Konflikt darlegen. 

Behinderung der Verteidigung. Antrag abgelehnt! 

Der 3. Strafsenat des Oberlandesgericht Hamburgs, der 
sich wie bei den letzten Prozessen aus den gleichen 
drei Richtern zusammensetzt, machte bereits am ersten 
Tag deutlich, das Verfahren möglichst schnell - auf 
Kosten der Verteidigung und des Angeklagten Bedret¬ 
tin Kavak - durchführen zu wollen. Die Forderung 
nach einer/m Vertrauensdolmetscher*in wurde auch in 
diesem Prozess abgelehnt, jedoch der Verteidigung für 
den Zeitraum der Zeugenbefragung ein zweiter 
Gerichtsdolmetscher zugestanden. 

Auch am zweiten und dritten Prozesstag wurde 
deutlich, dass die Arbeit der Verteidigung deutlich 
behindert wurde, indem Anträge zur Beratung, nach 
Pausen oder zur Zurückweisung der falschen richterli¬ 
chen Befragung zurückgewiesen wurden. [...] Zudem 
wurde der BKA-Beamte Hirschberg als Zeuge direkt 
vor das Richterpult gesetzt, sodass es der Verteidigung 
sowie dem Angeklagten nicht möglich war, das Gesicht 
des Zeugen zu sehen. Nach vehementem Protest der 
Verteidigung wurde es ihr zumindest ermöglicht, die 
Sitzplätze zu wechseln und hierdurch ebenso wie der 
Senat und die Staatsanwaltschaft Blickkontakt zum 
Zeugen herzustellen. 

Im Verlauf der Zeugenbefragung durch die Verteidi¬ 
gung unterstützte der Vorsitzende Richter den Beamten 
Hirschberg in für ihn unangenehmen Situationen, 
indem er den Zeugen darauf aufmerksam machte, dass 
dies nicht Gegenstand seiner Aussagegenehmigung sei. 
In der Folge berief sich der Beamte bei stockenden 
Antworten und nach Hinweisen des Richters immer 
wieder auf dieses Recht. 

Das Gericht machte deutlich, dass es Bedrettin 
Kavak möglichst schnell verurteilen möchte. Als es bei 
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der wiederholten Zeugenbefragung durch die Verteidi¬ 
gung zu Fragen bezüglich der Vorgehensweise der 
Stimmenvergleiche bei Überwachung von Telefonge¬ 
sprächen kam, äußerte der Senat, dass er daran kein 
Interesse habe. Dies wolle die Verteidigung nur für 
einen weiteren Antrag benutzen. 

Daraufhin stellte die Verteidigung einen Antrag auf 
Befangenheit des Senats, weshalb die Sitzung bis zum 
nächsten Verhandlungstag unterbrochen wurde. 

Von Telekommunikationsüberwachung und belgischen 
Telefonanschlüssen 

Der BKA-Kommissar Hirschberg sagte aus, dass zu 
Beginn der TKÜ zwei Anschlüsse überwacht worden 
seien, die durch Recherche der IMEI-Nummer einem 
Dual-SIM Handy zugeschrieben wurden. [...] 

Als Beweis für Bedrettins Funktion als Gebietslei¬ 
ter führte der Beamte aus, dass dieser SMS aus Belgien 
bekommen und die er in Form von sog. „Rund-SMS“ 
an Kontakte in Deutschland weiter verteilt habe. Die 
SMS aus Belgien seien Anweisungen der Europafüh¬ 
rung. Auf Nachfrage der Verteidigung, ob eine TKÜ 
der belgischen Telefonnummern stattgefunden habe, 
um dies zu belegen, verneinte Hirschberg. Der Vorsit¬ 
zende Richter griff an dieser Stelle ein und unterstellte 
der Verteidigung - wie bereits am ersten Prozesstag - 
erneut, „Spiele“ zu betreiben und stellte es als allge¬ 
meingültig dar, dass es sich bei den belgischen Absen¬ 
dern um die Europaführung der PKK handele, was 
allen Verfahrensbeteiligten bekannt sei. 

Eine der überwachten Nummern sei dem BKA 
durch den Verfassungsschutz (VS) zugespielt worden. 
Dies bestätigte auch am nächsten Tag der BKA- 
Beamte Becker. [...] 

Auf Nachfrage zum Verlauf der Verhaftung, der 
Belehrung der Rechte und der Inbeschlagnahme der 
persönlichen Gegenstände erklärte Hirschberg, sich 
nicht genau erinnern zu können bzw. größtenteils per¬ 
sönlich gar nicht anwesend gewesen zu sein. Die Ver¬ 
teidigung hakte an diesem Punkt genauer nach, da 
Unklarheiten über das Durchsuchungsprotokoll bestan¬ 
den. Unklar sei, wann die Durchsuchung genau stattge¬ 
funden habe. Zudem beanstandete die Verteidigung im 
Namen des Angeklagten, dass Teile der beschlagnahm¬ 
ten Asservate nicht ihm gehören würden, darunter ein 
Mobilfunkgerät. 

Die fragwürdige Rolle der Dolmetscherjnnen 

Auf Nachfrage zum genauen Ablauf der TKÜ erklärte 
Hirschberg, dass sämtliches Material in türkischer und 
kurdischer Sprache war und daher zuvor von Dolmet¬ 
scher* innen, die für das BKA arbeiten, übersetzt wer¬ 
den musste. Bei Nachfrage erklärte Hirschberg, dass 
SMS im Wortlaut übersetzt und Telefonate inhaltlich 
gekürzt zusammengefasst worden seien. Im Laufe der 
Befragung stellte sich heraus, dass es keine einheitli¬ 


chen Richtlinien für die Übersetzung und schon gar 
nicht für die inhaltliche Zusammenfassung durch die 
Dolmetscher*innen gibt. [...] 

Demos gegen die Massaker an den Jesidinnen und Jesi- 
den als Gegenstand der Verhandlung 

Hirschberg erklärte, dass Bedrettin Kavak bei der Mit¬ 
organisation von und Teilnahme an Kundgebungen, 
Demonstrationen und Festivals, sowie einer Rede auf 
einer Veranstaltung in Celle beobachtet worden sei. 
Hierbei ging es vorrangig um die Dauermahnwache 
„Freiheit für Abdullah 

Öcalan“ vor dem Europarat in Straßburg und eine 
Demonstration in Hannover vom Sommer 2014 als 
Protest gegen die Angriffe des IS auf Jesidinnen und 
Jesiden in Shengal. Der Beamte erklärte, dass Kavak 
für die Organisierung von Ordnern auf der Demonstra¬ 
tion in Hannover zuständig gewesen sei. Auf Nach¬ 
frage der Verteidigung bestätigte er, dass es sich um 
eine legale Demonstration gehandelt habe. Ob in den 
Auflagen der Versammlungsbehörde Ordner gefordert 
waren, wusste er nicht. [...] 

Dass eine angemeldete Demonstration gegen die 
barbarischen Angriffe des IS sowie die Mahnwache in 
Straßburg als Beweise herangezogen werden, macht 
deutlich, dass es sich keineswegs nur um ein Verfahren 
gegen eine Person handelt. Bedrettin Kavak ist stell¬ 
vertretend für eine politische Bewegung und in der 
Türkei unterdrückte Bevölkerungsgruppe, sowie im 
Fall der Jesid*innen eine genozidal bedrohten Minder¬ 
heit angeklagt, die systematisch kriminalisiert werden 
sollen. Die Organisierung von Demonstrationen gegen 
den IS wird in Deutschland also von den Kriminaläm- 
tem, in diesem Falle vom höchsten deutschen Krimi¬ 
nalamt, bespitzelt und zur Beweisführung gegen 
angebliche „Terroristen“ angeführt. [...] 

Einseitiges (Un)Wissen 

Zum Auftakt des dritten Prozesstages stand die Verneh¬ 
mung des Zeugen Becker, ebenfalls leitender BKA- 
Beamter und „Bärenführer“ des Zeugen Hirschberg, 
an. Dieser sagte - wie bereits in den vergangenen 
§ 129b Verfahren - über (vermeintliche) Strukturen und 
militante Aktionen der PKK aus. 

Er gab zunächst einen groben Abriss über die Füh¬ 
rungsstrukturen im KCK. Laut seiner Erkenntnisse 
gebe es keine großen Veränderungen und die Satzung 
des KCK aus dem Jahre 2007 gelte noch immer. Eine 
Veränderung sei die Besetzung von Positionen durch 
das Prinzip der Doppelspitze. 

Dann führte er der PKK „zugerechnete“ Anschläge 
auf Polizei und Militäreinrichtungen aus den Jahren 
2011 (20), 2012 (40) ,2013 (im Jahre 2013 im März 
begannen dann die Friedensverhandlungen seitens 
Abdullah Öcalans und der Türkei, wodurch er keine 
Erkenntnisse über Terroranschläge habe.), 2014 (11 - 
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die Anschläge zielten auf den Bau von Staudämmen 
und Militäreinrichtungen in den kurdischen Gebieten 
ab) auf. 

2015 sei es dann nach dem Anschlag in Surug zu 
einer Eskalation gekommen. Der Anschlag in Surug 
wurde nach seinen Erkenntnissen vom IS begangen, zu 
dem gab die PKK der türkischen Regierung eine Mit¬ 
schuld. In der Folge berichtete er einseitig von der 
militärischen Eskalation in den kurdischen Gebieten 
der Türkei. Es habe im ersten Halbjahr 400 Anschläge 
gegeben und im zweiten Halbjahr nochmal 200. 
Zudem berichtete er von Anschlägen der Freiheitsfal¬ 
ken Kurdistan (TAK), von denen sich die PKK distan¬ 
zierte habe, aber die Gefallenen als Märtyrer auf ihrer 
Website veröffentlicht sein sollen. 

Mit keinem Wort ging Becker auf Anschläge auf 
Wahlkampfkundgebungen der HDP ein, ebenso wenig 
auf die seit Monaten stattfmdenden Ausgangssperren, 
die militärischen Auseinandersetzungen in kurdischen 
Städten und die hohe Zahl kurdischer ziviler Opfer 
durch das türkische Militär. 

Auf die Frage, wie eine Bewertung stattfinde und 
ob darin auch die Rolle der Türkei ermittelt werde, ant¬ 
wortete Becker, dass das nicht zu seinem Ermittlungs¬ 
auftrag gehöre. Seine Ermittlungen und die Bewertung 
beschränkten sich auf „klassische“ Terroranschläge 
und Angriffe, also auf Straftaten der PKK in der Tür¬ 
kei. Von wem die Aggressionen im Konflikt ausgehen, 
werde nicht ermittelt. [...] 

Für die Entwicklung in Europa und Deutschland, 
betonte der Vorsitzende Richter, sei es wichtig festzu¬ 
stellen, ob die „Kader“ in Europa und Deutschland 
abhängig seien von der Führung in Kurdistan oder 
unabhängig nur die Interessen des kurdischen Volks 
vertreten würden. [...] 

Die schwerpunktmäßige Arbeit in Europa liege - so 
Becker - auf Aktionen für „die Freiheit für Abdullah 
Öcalan“, der Streichung des PKK-Verbots und der Auf¬ 
hebung des Vereinsverbots. Ein weiterer Schwerpunkt 
sei die Durchführung von Spendenkampagnen, die der 
Finanzierung der Medien und der Parteispitze dienten. 
Zusätzlich, merkte Becker an, verschlucke der Frei¬ 
heitskampf gegen den IS in Syrien sehr viel Geld. 

Auf die Frage der Verteidigung, ob der Zeuge 
Erkenntnisse darüber habe, wie die Entscheidungsfin¬ 
dung in Europa stattfmde, entgegnet dieser, dass es 
einen „Befehl von oben“ gebe, der dann umgesetzt 
werde. Über den Diskussions verlauf habe er keine 
Informationen. Seine Kenntnisse über die Europafüh¬ 
rung in Brüssel beschränkten sich auf die auch öffent¬ 
lich auftretende Doppelspitze. In Belgien sitzen nach 
seinem Kenntnisstand noch der TV Sender „Sterk- 
TV“, „der Europarat“ und eine Akademie in der Nähe 
von Brüssel. 

Als Quellen für die Bewertung nannte Becker 
Daten aus Asservaten vorhergehender Ermittlungen aus 


dem Jahre 2011 und ein Rechtshilfeersuchen aus Bel¬ 
gien aus dem Jahre 2012 zu Dokumenten des PKK- 
Finanzbüros. Die Informationen zu Kongressbeschlüs¬ 
sen stammten vom Bundesamt für Verfassungsschutz 
und weitere Informationen aus der TKÜ und der Über¬ 
wachung von E-Mail Postfächern. Zusätzlich würden 
Presseauswertungen vorgenommen, wie etwa Erklä¬ 
rungen von Persönlichkeiten wie Cemil Bayik. 

Auf die Frage welche türkischen Medien ausgewer¬ 
tet würden, nannte er die prokurdische Tageszeitung 
Yeni Özgür Politika und Intemetseiten wie z.B. von 
AZADI. [...] 

Dass er seine (einseitigen) Erkenntnisse auch von 
Google und Wikipedia bezieht, hatte er schon in vorhe¬ 
rigen Prozessen verkündet. Ob sich daran etwas geän¬ 
dert hat, blieb unklar. Sein Zögling und Kollege 
Hirschberg sagte jedoch am 2. Prozesstag, sich sein 
Wissen auch bei Google und Wikipedia anzueignen. 
[-] 

Fortsetzungstermine: 

Juni: 7., 14. und 21. - jeweils Beginn um 9.00 Uhr , 
voraussichtlich in Sitzungssaal 288 

Weiterer Verfahrensauftakt: Kenan BASTU 

j 

Am 9. Juni wird der Prozess 
gegen den kurdischen Politiker 
vor dem Oberlandesgericht Celle 
(Schlossplatz 2) eröffnet. Kenan 
Bastu wurde am 2. Oktober 2015 
festgenommen und befindet sich 
seitdem in der JVA Celle. Ihm 
wird vorgeworfen, von Mitte 
2014 bis zu seiner Festnahme für 
die Bereiche Hannover und Sachsen als Gebietsleiter 
der PKK verantwortlich gewesen zu sein. Neben den 
üblichen inkriminierten Tätigkeiten wird auch ihm 
angelastet, dass er sich zugunsten der HDP anlässlich 
der Parlamentswahlen in der Türkei im Juni 2015 ein¬ 
gesetzt und in diesem Rahmen vielfältige Aktivitäten 
entwickelt hat. 

Laufender Prozess: Ali ÖZEL 

Gegen ihn läuft der Prozess seit 
ffk dem 1. Dezember 2015 vor dem 
6. Senat des Oberlandesgerichts 
_ Stuttgart. Er wurde am 12. Feb¬ 
ruar 2015 festgenommen und 
/ befindet sich in der JVA Stuttgart- 
Stammheim. Bislang sind die 
Vkfi Zeugenvernehmungen noch nicht 
PilCl » abgeschlossen. Er wird beschul¬ 
digt, als Gebietsleiter seit Mitte 2010 verschiedene 
PKK-Sektoren geleitet zu haben. 
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Abgeschlossenes Verfahren: Mehmet DEMIR 


Prozessauftakt gegen TKP/ML-Aktive 


Am 28. August 2015 wurde der 
Kurde vom OLG Hamburg zu 
einer Freiheitsstrafe von 3 Jahren 
verurteilt. Das Gericht sah es als 
erwiesen an, dass er von Anfang 
2013 bis zu seiner Festnahme am 
29. August 2014 als PKK-Sektor- 
leiter tätig gewesen ist. Eine Revi¬ 
sion gegen das Urteil wurde ver¬ 
worfen. Mehmet Demir befindet sich seit März dieses 
Jahres in Strafhaft in der JVA Bremen-Oslebshausen. 

Neue Verhandlungsrunde: Abdullah SEN 

Abdullah Sen, der am 27. April 
2012 festgenommen wurde, ist 
am 5. März 2015 nach einer Pro¬ 
zessdauer von fast zwei Jahren 
vom OLG Düsseldorf zu einer 
Freiheitsstrafe von 6 Jahren verur¬ 
teilt worden, dem bislang höchs¬ 
ten Strafmaß in § 129b-Verfahren 
gegen kurdische Aktivisten. Die 
wegen fehlerhafter Besetzung des Senats eingelegte 
Revision war erfolgreich. Der Bundesgerichtshof 
(BGH) hob das Urteil des OLG auf, so dass ein anderer 
Senat das Verfahren neu verhandeln muss. Der Haftbe¬ 
fehl gegen Abdullah Sen wurde am 16. März 2016 auf¬ 
gehoben. Die Neuverhandlung ist für Ende des Jahres 
geplant. 

Festnahmen 2016 

Am 16. Februar wurde der kurdische Politiker Muhlis 
KAYA in Düsseldorf festgenommen. Er soll von 2013 
bis zu seiner Festnahme in verschiedenen PKK-Sekto- 
ren tätig gewesen sein. Er befindet sich in der JVA 
Stuttgart-Stammheim in U-Haft. 

Am 13. April wurde auf Ersuchen der bundesdeut¬ 
schen Strafverfolgungsbehörden Zeki EROS LU in 
Stockholm (Flughafen) fest- und in Auslieferungshaft 
genommen. Er soll u. a. als Gebietsverantwortlicher im 
Raum Stuttgart tätig gewesen sein. Eroglu genießt poli¬ 
tisches Asyl in der Schweiz. Soweit bekannt, soll die 
schwedische Justiz einer Überstellung an die BRD 
zugestimmt, seine Anwälte jedoch hiergegen Wider¬ 
spruch eingelegt haben. 

Am 25. April wurde der kurdische Aktivist Ali Hidir 
D0GAN in Bremen festgenommen. Er soll von Juli 
2014 bis Juli 2015 Gebietsverantwortlicher der PKK 
für Berlin gewesen sein. Anfang Mai ist er in die JVA 
Berlin-Moabit verlegt worden. 


Am 17. Juni wird das Hauptverfahren gegen neun Akti¬ 
visten und eine Aktivistin der Kommunistischen Partei 
Türkei/Marxisten-Leninisten vor dem OLG München 
eröffnet. Es sind: 

D. Banu BÜYÜKAVA * Müslüm ELMA * Haydar BERN * 
Musa DEMIR * Erhan AKTÜRK * Mehmet YESILQALi * 
Deniz PEKTAS * Sami S0LMAZ * Seyit Ali UgUR * und 
Sinan AYDiN. 

Im April des vergangenen Jahres wurden in vier 
europäischen Ländern - u.a. in der BRD - die linken 
Oppositionellen verhaftet. Obwohl die Organisation 
weder in Deutschland verboten ist, noch auf der EU- 
Terrorliste steht, sehen sich die Betroffenen mit dem 
Vorwurf der mutmaßlichen Mitgliedschaft in einer ter¬ 
roristischen Vereinigung im Ausland (§129a/b StGB) 
konfrontiert. Weil einige der Beschuldigten wegen 
ihrer politischen Aktivitäten bereits in der Türkei ver¬ 
folgt und inhaftiert waren, wurden sie in Deutschland 
als asylberechtigt anerkannt. Im Flugblatt zu einer 
Demonstration am 16. April in Nürnberg heißt es u.a.: 
„Während die Türkei weiterhin dem IS Rückzugs¬ 
räume, Nachschubkorridore und anderweitige Unter¬ 
stützung bietet, verfolgt Erdogans Regierung Gewerk- 
schafter*innen, kritische Journalistinnen und demo¬ 
kratische Bewegungen und führt einen brutalen Krieg 
gegen die Bevölkerung in den kurdischen Gebieten. 
Die Regierung in Berlin und die deutsche Justiz unter¬ 
stützen Erdogan bei seinem Feldzug gegen Demokratie 
und Menschenrechte, indem sie Menschen verfolgen 
und einsperren, die den Herrschenden in der Türkei 
nicht genehm sind.“ 

Näheres unter www.atik-online.net 

INFO: FREIHEIT FÜR DIE KURDISCHEN 
POLITISCHEN GEFANGENEN 

AZADI hat - mit Unterstüt¬ 
zung von NAV-DEM - ein 8- 
seitiges Faltblatt mit dem Titel 
„Freiheit für die kurdischen 
politischen Gefangenen in 
Deutschland“ erstellt. Nach 
einer kurzen Einleitung über 
die Kriminalisierung von Kur¬ 
dinnen und Kurden in Deutsch¬ 
land werden die politischen 
Aktivisten vorgestellt und dar¬ 
gelegt, was Strafverfolgungsbehörden und Justiz ihnen 
vorwerfen, um sie nach § 129b StGB vor Staatsschutz¬ 
senaten bundesdeutscher Oberlandesgerichte anzukla¬ 
gen und zu verurteilen. 

Das Faltblatt kann unter azadi@t-online.de bestellt 
werden. Es ist kostenlos, doch würden wir uns über 
eine Spende sehr freuen; Kontoverbindung s. Impres¬ 
sum. 





FREIHEIT FÜR DIE 

KURDISCHEN POLITISCHEN GEFANGENEN 
IN DEUTSCHLAND 
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UNTERSTÜTZUNGSFÄLLE 

In den Monaten März, April und Mai wurde insgesamt ein Unterstützungsbetrag von 3184,04 € (Beteiligung an 
anwaltlichen Gebühren) bewilligt. Hierbei handelte es sich u. a. um Ermittlungsverfahren wegen Verstoß gegen 
das Vereins- (Zeigen verbotener Symbole auf Demos) und das Versammlungsgesetz. In einem Fall war es wäh¬ 
rend einer Demo gegen die IS-Angriffe auf Kobane zu verbalen Attacken durch „Allah ist groß - wir töten euch 
alle“-Rufe gekommen. Doch statt gegen den Rufer vorzugehen, griff die Polizei kurdische Demoteilnehmer an 
und ermittelt wurde gegen einen von ihnen. Eine Beschwerde des Verteidigers hiergegen führte zur staatsanwalt¬ 
lichen Einstellung des Verfahrens. In einem weiteren Verfahren ging es um Widerstandshandlungen gegen Voll¬ 
streckungsbeamte. In der Hauptverhandlung wurde der Kurde zu einer Freiheitsstrafe von 6 Monaten auf Bewäh¬ 
rung verurteilt. Eine Kurdin wurde von einem Polizeipräsidium zur ED-Behandlung („aus präventiv-polizeilichen 
Gründen“) geladen. Sie schaltete einen Anwalt ein, der Akteneinsicht beantragte mit dem Ergebnis, dass die Poli¬ 
zei auf die ED-Behandlung verzichtete. 

Die politischen Gefangenen wurden im Monat März und April mit einem Gesamtbetrag für Einkauf in den 
Gefängnissen in Höhe von 1442,- € unterstützt. 
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infodienst nr.161 


juni2016 


ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 


Verfassungsschutz kriminalisiert AZADI als 
„sicherheitsgefährdend“ 

I m Bericht des Bundesamtes für Verfassungsschutz findet sich unter der Rubrik 
„Sicherheitsgefährdende und extremistische Bestrebungen von Ausländem“ erst¬ 
malig auch AZADI (Seite 233). In dem kurzen Text wird festgehalten, dass es 
sich bei dem Rechtshilfefonds um einen Verein handele, „dessen Hauptzweck in der 
finanziellen beziehungsweise materiellen Unterstützung von Personen liegt, die auf¬ 
grund ihrer Tätigkeit für die PKK in Deutschland strafrechtlich verfolgt werden“. 
So würden „zum Beispiel ganz oder teilweise Anwalts- und Prozesskosten“ über¬ 
nommen oder „Zeitungsabonnements PKK-naher Zeitschriften für verurteilte Per¬ 
sonen“ finanziert. Die Interpretation der von AZADI seit nunmehr über 20 Jahren 
geleisteten Unterstützungsarbeit für von der bundesdeutschen Kriminalisiemngspo- 
litik betroffenen Menschen: „Auf diese Weise sollen die Betroffenen auch weiterhin 
an die Organisation gebunden werden. Es bestehen enge Verbindungen zu PKK¬ 
nahen Organisationen sowie zur linksextremistischen Gefangenenhilfsorganisation 
Rote Hilfe e.V.“ 


So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Hansaring 82 
50670 Köln 
Tel. 0221/16 79 39 45 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.P.: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 


Bankverbindung: 

GLS-Bank Bochum 

BIC: GENODEM 1GLS 

IBAN: DE80 4306 0967 8035 7826 00 


Zur Klarstellung: 

AZADI versteht sich seit seiner Gründung im Jahre 1996 als ein nicht ausländischer 
Verein, der sich zur Aufgabe gemacht hat, die in Deutschland lebenden politisch 
aktiven Kurdinnen und Kurden sowie jene, die sich mit ihnen solidarisieren, zu 
unterstützen. Das politisch motivierte PKK-Betätigungsverbot, das der damalige 
Bundesinnenminister Manfred Kanther (CDU) im November 1993 verfügte, hatte 
zu umfassenden Verboten und einer flächendeckenden Kriminalisierung von Aktivi¬ 
täten und Personen geführt. Das veranlasste Antirepressions- und Bürgerrechtsgrup¬ 
pen, anwaltliche Organisationen, Mitglieder von Parteien, eine Reihe von Einzel¬ 
personen und Vertreter* innen kurdischer Organisationen zu einem Aufruf, sich mit 
den Kurdinnen und Kurden zu solidarisieren und gegen die Repression zu unterstüt¬ 
zen. Aus dieser Initiative ging 1996 der Rechtshilfefonds AZADI hervor. 

Zu den Aufgaben des Vereins gehörte von Anbeginn an die finanzielle Unterstüt¬ 
zung von Personen, die aufgrund des BetätigungsVerbots strafrechtlich verfolgt 
wurden und bis heute werden (insbesondere wegen Verstoßes gegen das Vereinsge¬ 
setz: Rufen verbotener Parolen, Zeigen verbotener Symbole, Spenden oder Spen¬ 
densammeln). Es werden ferner Kurd*innen unterstützt, denen wegen politischer 
Betätigung (sei es die Teilnahme an genehmigten Demonstrationen, das Aufsuchen 
von kurdischen Vereinen oder der Besuch von Veranstaltungen mit einem kurdi¬ 
schen Bezug wie z.B. die Ermordung der drei kurdischen Aktivistinnen 2013 in 
Paris oder der gesundheitliche Zustand von Abdullah Öcalan) eine Einbürgerung 
verweigert oder eine Aufenthaltserlaubnis nicht verlängert oder der Asylstatus aber¬ 
kannt wird. 

Selbstverständlich gehört zu diesen Aufgaben auch die Unterstützung der kurdi¬ 
schen politischen Gefangenen, die wegen des Vorwurfs der Mitgliedschaft in einer 
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terroristischen Vereini¬ 
gung im Ausland (§ 129b 
StGB) inhaftiert, ange¬ 
klagt und verurteilt wer¬ 
den. 

Diese erhalten von 
AZADI monatlich einen 
Betrag zum Einkauf in den 
Gefängnissen. Darüber 
hinaus werden die Kosten 
für Bücher und die Abo- 
Gebühren für die Zeitung 

„Hürriyet“ - sofern sie gewünscht wird - übernom¬ 
men. Die Zeitung Yeni Özgür Politika wird vom Ver¬ 
trieb kostenlos zur Verfügung gestellt. Sämtliche 
Bücher, die die Gefangenen auf deren Wunsch hin 
erhalten, sind zuvor durch den Ermittlungsrichter beim 
BGH genehmigt worden. 

In dem monatlich erscheinenden ca. 10 - 15 Seiten 
umfassenden AZADI-infodienst werden unter der 
Rubrik „Unterstützungsfälle“ diese Ausgaben doku¬ 
mentiert. Darüber hinaus wird über Prozesse berichtet, 
über aktuelle innen- und asylpolitische Entwicklungen, 
über die politische Lage in der Türkei und anderen kur¬ 
dischen Siedlungsgebieten sowie über international 
relevante Ereignisse. Außerdem treten Vorstandsmit¬ 
glieder und Mitarbeiterinnen von AZADI als Refe- 
rent*innen und Rednerinnen auf. 

Nicht zuletzt organisiert AZADI internationale 
Fachtagungen und gibt Broschüren heraus (z.B. aus 
Anlass des 10., 15. bzw. 20. Jahrestages des PKK-Ver¬ 
bots, zum Thema „Minderheitenschutz, Selbstbestim¬ 
mungsrecht und Autonomie“ als Beitrag für eine 
Lösung der kurdischen Frage in der Türkei oder zu den 
politischen Gefangenen in Deutschland). 

Kontakt pflegt AZADI naturgemäß zu kurdischen 
Organisationen; darüber hinaus zu Bürgerrechts-, 
Flüchtlings- und Antirepressionsgruppen, Anwaltsorga- 




nisationen im In- und 
Ausland. 

Verbindungen beste¬ 
hen seit Gründung von 
AZADI zur Roten Hilfe, 
die sich mehr als Schutz- 
und Solidaritätsorganisa¬ 
tion denn als „Gefange¬ 
nenhilfsorganisation“ ver¬ 
steht, was allerdings nicht 
ausschließt, dass sie auch 
Gefangene unterstützt. 

Die Nennung von AZADI im Jahresbericht 2015 ist 
der Versuch des Bundesinnenministers - Dienstherr des 
VS , eine Solidarisierung mit den Kurdinnen und Kur¬ 
den bzw. mit unserem Verein zu torpedieren. Vor dem 
Hintergrund der seit dem vergangenen Jahr intensivier¬ 
ten deutsch-türkischen Zusammenarbeit nicht nur auf 
dem Sektor der Flüchtlingsabwehr, sondern auch hin¬ 
sichtlich einer verstärkten geheimdienstlichen Koope¬ 
ration unter dem Deckmantel des Anti-Terror-Kampfes, 
will der Bundesinnenminister offenbar die Repression 
auf demokratisch legitimierte Solidaritätsarbeit wie die 
von AZADI erweitern. Der lange Arm des türkischen 
Autokraten Recep Tayyip Erdogan darf nicht noch län¬ 
ger werden. 

Die Strategie des Staates aus den 1970er-Jahren 
darf sich 40 Jahre später nicht wiederholen. Zu jener 
„bleiernen Zeit“ wurden Gruppen, Organisationen und 
Anwält* innen, die radikale Kritik an den herrschenden 
Verhältnissen übten bzw. politische Gefangene betreu¬ 
ten oder verteidigten, allesamt in den Dunstkreis des 
Terrorismus gerückt und für vogelfrei erklärt. 

(PM 1.7.2016) 

Das Komitee für Grundrechte und Demokratier hat 
eine Pressemitteilung herausgegeben, die hier 
(www.grundrechtekomitee.de/node/797) gelesen werden 
kann. 


PROZESSE, AUSLIEFE¬ 
RUNGEN, AUSWEISUNG 


Prozesseröffnung gegen Kenan BASTU vor 
OLG Celle 

Am 9. Juni wurde das §129b-Hauptverfahren gegen 
Kenan BASTU vor dem OLG Celle eröffnet. 

Ihm wirft die Anklage vor, dass er unter dem Deck¬ 
namen „Mahir“ seit Mitte 2014 u.a. in Hannover und 
seit Juli 2015 im Bereich Sachsen als Gebietsleiter der 
PKK tätig gewesen sein soll. Wie in allen anderen 


129b-Verfahren wird auch Kenan Bastu keiner indivi¬ 
duellen Straftat beschuldigt. Organisatorische, perso¬ 
nelle und finanzielle Angelegenheiten, für die der 
Kurde zuständig gewesen sein soll, stempeln die poli¬ 
tisch Verantwortlichen und die von ihnen beauftragten 
Strafverfolgungsbehörden - wie in der Türkei - zu ter¬ 
roristischen Handlungen. 

Kenan Bastu wurde am 21. Oktober 2015 in Dres¬ 
den festgenommen; er befindet sich in der JVA Celle. 
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Delegation aus der Türkei besuchte Prozesse 
und sprach mit Angeklagten 

Eine Menschenrechtsdelegation aus der Türkei hat sich 
für eine Woche in der BRD aufgehalten, um einerseits 
auf Veranstaltungen über die aktuelle Situation in den 
kurdischen Gebieten zu informieren und andererseits 
§129b-Prozesse zu beobachten und die Gelegenheit 
wahrzunehmen, mit einigen Angeklagten Gespräche zu 
führen. Zur Delegation gehörten: Rechtsanwalt Ercan 
Kanar (Mitglied der Plattform „Verteidiger für die Frei¬ 
heit“), Özlem Gümü§ta§ (Anwaltsbüro der Unterdrück¬ 
ten), Frau §ule Recepoglu (Jurist* innenverein für Frei¬ 
heit), Kazim Bayraktar (ehemaliger £HD-Vorsitzen- 
der) und Kemal Toraman vom Anwaltsbüro Istanbul. 

Es wurde u.a. der Prozess gegen Bedrettin Kavak in 
Hamburg besucht, Ahmet Celik in der JVA Köln und 
der Prozessauftakt der zehn TKP/ML-Angeklagten vor 
dem OLG München. 

(Azadi) 


OLG München: Prozessauftakt gegen 10 

türkische Linksaktivisten 
Bürgerrechtsorganisationen: Deutsche Strafjustiz 
„Erfüllungsgehilfe von Erdogan und AKP“ 



GEGEN DIE KRIMINALISIERUNG VON 
MIGRANT1SCHEN STRUKTUREN! 

FREIHEIT 

FÜR DIE ATIK 
GEFANGENEN! 


Zur Eröffnung des Hauptverfahrens nach § 129b StGB 
gegen zehn türkische Linksaktivisten vor dem Staats¬ 
schutzsenat des OLG München am 17. Juni, nahmen 
das Komitee für Grundrechte und Demokratie e.V., der 
RAV und die Vereinigung Demokratischer Juristinnen 
und Juristen e.V. (VDJ) Stellung. Den Angeklagten 
wird die Mitgliedschaft in der 1972 in der Türkei 
gegründeten TKP/ML vorgeworfen, die weder in 
Deutschland verboten ist noch auf irgendeiner Terror¬ 
liste geführt wird - außer als verbotene Organisation in 
der Türkei. In ihrer Pressemitteilung vom 16. Juni heißt 
es u.a.: „Nach unserer Ansicht ist der türkische Staat in 
seiner derzeitigen Verfassung keine die Würde des 
Menschen achtende staatliche Ordnung. Es ist bekannt, 
dass die Republik Türkei seit mehreren Jahren in viel¬ 
fältiger Art und Weise die terroristische Vereinigung 
Islamischer Staat unterstützt, u.a. durch die Lieferung 
von Waffen, durch unentgeltliche Behandlung verletz¬ 
ter IS-Kämpfer, durch Zurverfügungstellung türkischen 
Staatsgebietes für Angriffe des IS auf die kurdischen 
Gebiete in Syrien sowie durch bis in das Jahr 2016 


andauernde Geschäftsbeziehungen.“ Dies stelle einen 
Verstoß gegen Völkerrecht dar. 

Vor dem Hintergrund der „immensen Zerstörungen“ 
in den kurdischen Gebieten der Türkei sowie der Auf¬ 
hebung der parlamentarischen Immunität von mehr als 
einem Viertel der HDP-Abgeordneten seien die 
„Grundlagen für eine Verfolgung von türkischen und 
kurdischen Organisationen in Deutschland“ nicht gege¬ 
ben. „Während in Deutschland fast täglich von Nazis 
und Rassist innen Anschläge auf unbewohnte und 
bewohnte Flüchtlingsunterkünfte, die in den meisten 
Fällen unaufgeklärt bleiben, verübt werden, führt die 
Bundesanwaltschaft mit einem enormen Aufwand ein 
Verfahren gegen die zehn Angeklagten. Gleichzeitig 
werden derzeit so viele Verfahren gegen Kurden 
geführt, denen vorgeworfen wird, Kader der PKK zu 
sein, wie schon seit Jahren nicht mehr.“ Die deutsche 
Strafjustiz mache sich damit zum „Erfüllungsgehilfen 
von Erdogan und der AKP“. Solange die Türkei perma¬ 
nent internationales Recht und die Menschenrechte mit 
Füßen trete, sei die „türkische Staatsräson kein Schutz¬ 
objekt des deutschen Strafrechts.“ 

Müslüm Elma: Sich beugen, steht nicht zur Diskussion 

Der erste Verhandlungstag war begleitet von lautstar¬ 
ken Solidaritätsbekundungen. Mehrere hundert Pro- 
zessbeobachter*innen waren nach München gekom¬ 
men und demonstrierten vor dem Gerichtsgebäude, die 
auch im überfüllten Sitzungssaal zu hören gewesen 
sind. Beim Betreten des Gerichtssaales haben die 
Angeklagten deutlich gemacht, dass sie trotz über 14 
Monaten Untersuchungshaft unter besonders schwieri¬ 
gen Bedingungen nicht gebrochen sind. Die Verteidiger 
berichteten nach dem ersten Verhandlungstag darüber, 
dass die Angeklagten vor dem Transport zum Gericht 
zahlreichen Schikanen ausgesetzt gewesen seien. 
Einige von ihnen hätten sich zuvor „vollständig ent¬ 
kleiden“ müssen, obwohl dies nicht richterlich ange¬ 
ordnet worden sei. Andere seien „nicht nur mit an den 
Körper gefesselten Händen, sondern auch mit Fußfes¬ 
seln transportiert“ worden. Weil diese sich gegen die 
Maßnahmen weigerten, habe man sie „zum Auto und 
in das Gerichtsgebäude getragen“. Der Vorsitzende 
Richter habe zu Anfang des Prozesses erklärt, sich 
dafür einsetzen zu wollen, dass diese Praxis künftig 
unterbleibt. Einer der Angeklagten, Müslüm Elma, der 
22 Jahre seines Lebens in türkischer Haft und brutaler 
Folter ausgesetzt war, gab in Ergänzung zu einem 
Antrag seiner Verteidiger eine Erklärung ab. Die Viel¬ 
zahl der Schikanen erwecke bei den Angeklagten den 
Eindruck, dass der Vorwurf des „Terrorismus“ für alles 
ausreiche und auch die Haltung des Gerichts ihm 
gegenüber bestimme. Dieser Begriff passe auch gut in 
das imperialistische Recht, „denn das Drehbuch, das 
uns hier auf die Bänke zwingt, ist ein gemeinsames 
Produkt des deutschen und türkischen Staates.“ Über 
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den Angeklagten schwebe das „Demokratie-Schwert 
des heutigen Europas.“ Doch: „Wir können Schmerz 
ertragen. Wir können auch unser Leben lassen. Aber 
sich beugen, steht nicht zur Diskussion.“ 

Informationen über den weiteren Fortgang des poli¬ 
tisch motivierten Verfahrens: 
https://tkpml-prozess-1 29b.de/de/ 

Bericht vom ersten Prozesstag: https://www.tkpml-pro- 
zess-129b.de/de/17-06-2016/ 

Länderübergreifende politisch motivierte 
Verfolgung kurdischer Aktivistinnen: Hasan 
Dutar an Deutschland überstellt 

Am 28. Juni wurde der in Deutschland lebende kurdi¬ 
sche Politiker Hasan Dutar von Dänemark an die deut¬ 
sche Justiz überstellt und in die JVA Hamburg-Holsten- 
glacis gebracht. 

Er war am 8. Juni aufgrund eines europäischen 
Haftbefehls, der auf einem Haftbefehl des Oberlandes¬ 
gerichts Hamburg beruhte, in Kopenhagen fest- und in 
Auslieferungshaft genommen worden. Ausgerechnet 
an dem Tag, an dem dort ein Prozess endete, in dem 
Hasan Dutar freigesprochen wurde. 

Er und andere kurdische Aktivisten waren beschul¬ 
digt worden, Spenden für den damaligen kurdischen 
Fernsehsender ROJ-TV gesammelt zu haben, dem 
unterstellt wurde, Propaganda für die PKK verbreitet 
zu haben. Der Sender verfügte über eine dänische Sen¬ 
delizenz. Jahrelang hatte die türkische Regierung mas¬ 
siven Druck auf Dänemark ausgeübt, ROJ-TV diese 
Lizenz zu entziehen. Die dänischen Behörden weiger¬ 
ten sich jedoch, den Forderungen aus der Türkei nach¬ 
zukommen. 

Erst die Nominierung des damaligen dänischen 
Ministerpräsidenten Fogh Rasmussen zum NATO- 
Generalsekretär hatte zu einem Verbot von ROJ-TV 
geführt. Die türkische Regierung hatte ihre Zustim¬ 
mung zu seiner Ernennung von einem Lizenzentzug 
abhängig gemacht. 

Im Dezember 2012 ist Hasan Dutar auf Ersuchen 
der dänischen Justiz in Zweibrücken festgenommen 
und im Februar 2013 nach Dänemark überstellt und 
dort inhaftiert worden. 

Das Hauptverfahren gegen elf kurdische Aktivisten 
begann am 28. August 2013. Zur Prozessbeobachtung 
reisten Dutars Verteidiger im September aus Deutsch¬ 
land nach Kopenhagen. Hierbei hatten sie auch die 
Möglichkeit, Hasan Dutar, der sich als einziger Ange¬ 
klagter in U-Haft befand, zu besuchen. Sie berichteten 
von erschreckenden Haftbedingungen, entwürdigenden 
Durchsuchungsmaßnahmen und mangelnder ärztlicher 
Versorgung ihres unter gesundheitlichen Problemen 
leidenden Mandanten. 

Ihr Besuch habe noch einmal deutlich gemacht, 
dass die Behörden im politischen Strafrecht „länder- 


übergreifend von ihren umfangreichen Eingriffsbefug¬ 
nissen Gebrauch machen“, schrieben die Anwälte in 
ihrem Bericht. 

Sie konnten später erreichen, dass ihr Mandant aus 
der Haft entlassen wurde unter der Bedingung, dass er 
alle Verhandlungstermine in Kopenhagen wahmimmt. 
Das hat Hasan Dutar 3 Jahre lang getan ! [...] 

(PMAzadi v. 29.6.2016) 

Schweden überstellt Zeki Eroglu an deutsche 
Justiz 

Am 6. Juli wurde der kurdische Aktivist Zeki Eroglu 
(36) von der schwedischen Justiz an Deutschland über¬ 
stellt und wird heute dem Haftrichter zur Eröffnung des 
Haftbefehls vorgeführt. 

Zeki Eroglu war aufgrund eines von der deutschen 
Justiz beantragten europäischen Haftbefehls am 13. 
April in Stockholm fest- und in Auslieferungshaft 
genommen worden. Der Kurde verfügt über einen 
anerkannten Asylstatus in der Schweiz. 

Er wird von den deutschen Strafverfolgungsbehör¬ 
den beschuldigt, sich als Mitglied in einer terroristi¬ 
schen Vereinigung im Ausland (§129a/b StGB) betätigt 
zu haben. So soll er zeitweise für das PKK-Gebiet 
Stuttgart verantwortlich gewesen sein. 

Mit Zeki Eroglu befinden sich nunmehr zwölf kur¬ 
dische exilpolitisch aktive Personen in deutscher U- 
bzw. Strafhaft - so viele Gefangene wie seit langer Zeit 
nicht mehr. 

Diese unerträgliche, von politischen Interessen gelei¬ 
tete Kriminalisierung von Kurdinnen und Kurden muss 
endlich beendet werden. Sie ist zutiefst undemokratisch 
und steht jeglichen Friedensbemühungen, für die sich 
die kurdische Bewegung seit langem einsetzt, diametral 
entgegen. Sie torpediert alle Initiativen und Aktivitäten 
und ermuntert das türkische Regime, seine Kriegsstrate¬ 
gie fortzusetzen. Das darf nicht so weitergehen! 

(PMAzadiv. 7.7.2016) 

Zeki Eroglu befindet sich in der JVA Schwäbisch 
Hall, Kolpingstr. 1, 74523 Schwäbisch Hall 

Prozessbeobachterin schreibt Richterin: 
Ahmet Qelik darf nicht für sein 
Friedensengagement bestraft werden! 

Carola D., eine Mitarbeiterin von Amnesty Internatio¬ 
nal, die den Prozesses von Ahmet £elik vor dem OLG 
Düsseldorf, von Anbeginn an besucht, hat sich mit 
einem Schreiben vom 6. Juli 2016 an die Vorsitzende 
Richterin, Frau Dr. Hohoff, gewandt. Sie sei sehr 
berührt vom Schicksal des kurdischen Volkes, seiner 
politischen Verfolgung und Diskriminierung in Vergan¬ 
genheit und Gegenwart. „Das sollte uns doch mahnend 
an das Schicksal der Armenier und jüdischen Men- 
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frelheit 


„Die Tradition der Unterdrückten belehrt uns darüber, 
dass der Ausnahmezustand, in dem wir leben, die Regel ist' 

Walter Benjamin, Philosoph, 1892 - 1940 


sehen erinnern“, schreibt sie. Sie sehe sich „als Deut¬ 
sche“ verpflichtet, angesichts „unserer Mitverantwor¬ 
tung“ gegen „jede Art der Menschenrechtsverletzung“ 
ihre Stimme zu erheben. „Herr Ahmet Qelik steht mei¬ 
nes Erachtens für den mutigen Einsatz, dafür einzutre¬ 
ten, dass seine kurdischen Landsleute endlich friedlich 
miteinander und in Respekt mit den Nachbarstaaten 
leben dürfen“. Sie wünsche sich, dass er „in Zukunft 
für diese Ziele, welche uns weltweit zugutekommen, 
eintreten darf und nicht noch dafür bestraft wird.“ 

(Azadi) 


Prozess gegen Ahmet Qelik: OLG serviert 
„Terroristen“ in französischen Landschaften 
und auf Stadtmauern 

Im § 129b-Verfahren gegen Ahmet Qelik ging es in den 
Verhandlungen vom 27. Juni und 8. Juli - neben dem 
Auftritt einer BKA-Zeugin - überwiegend um Auswer¬ 
tungen eines USB-Sticks, um die überwachte SMS- 
Kommunikation eines Handys sowie um Kontakte, 
beschlagnahmte Dokumente zu diversen Terminen, 
Schulungen oder um die Tagesordnung einer Sitzung. 
Desweiteren befasste sich das Gericht mit der Vorberei¬ 
tung des Kurdischen Festivals 2015 in Hagen, gesetz¬ 
ten Teilnehmerzahlen, Finanzierung, Busanmietungen 
etc. Verlesen wurden außerdem Eintragungen aus den 
Jahren 2013 und 2014 sowie eine Bücherliste. 

In der Kurzverhandlung am 8. Juli wurde den zahl¬ 
reichen Prozessbesucher*innen ein Organigramm der 
PKK/des Kongra-Gel mit all seinen strukturellen Ver¬ 
ästelungen auf der Leinwand zur Ansicht geboten. Die 
Qualität des Materials und die verzweifelten Versuche 
des Justizangestellten, das Gesamtwerk einigermaßen 
erkennbar werden zu lassen, sorgte im Publikum eher 
für Kopfschütteln. 

Verlesen und ebenfalls gezeigt wurden verschiedene 
Asservate aus der Wohnungsdurchsuchung von ihm. 
Jedes BKA-Protokoll trug den Hinweis auf das Ermitt¬ 
lungsverfahren gegen den Angeklagten wegen Mit¬ 
gliedschaft in einer terroristischen Vereinigung im Aus¬ 
land. Und der Beleg ? Etwa Fotos von Ahmet Qelik mit 
einer Waffe in der Hand, kämpfend in den Bergen Kur¬ 
distans, einen Anschlag verübend auf eine Polizeista¬ 
tion oder Kaserne in der Türkei oder auf eine Einrich¬ 
tung in Deutschland oder hassredend auf einer 
Demonstration? 

Nein, gezeigt wurden Fotos mit Ahmet Celik und 
Freunden auf einer Stadtmauer irgendwo in Südfrank¬ 
reich sitzend und in die Kamera lächelnd, Bilder mit 
Landschaften, Obstbäumen oder mit und ohne den 
Angeklagten von verschiedenen Demonstrationen. 
Darunter fanden sich auch Aufnahmen von der Bus¬ 
reise mit dem Motto „Freedom for Abdullah Öcalan“ 
2012 in Frankreich oder von einer Mahnwache vor dem 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in 


FREIHEIT FÜR DIE 

KURDISCHEN POLITISCHEN GEFANGENEN 
IN DEUTSCHLAND 




Kurzbiografien der kurdischen Aktivisten, die sich derzeit in 
deutschen Gefängnissen in Straf- bzw. Untersuchungshaft befinden. 
Sie werden der Mitgliedschaft in einer „terroristischen Vereinigung 
im Ausland" beschuldigt. 

Stand: Mai 2016 


AZADI e.V. 

Rechtshilfefonds 

für Kurdinnen und Kurden in Deutschland 

Hansaring 82 • 50670 Köln 

Tel:0221 /16 79 39 45 • azadi@t-online.de 


NAV-DEM e.V. 

Demokratisches Gesellschaftszentrum der 
Kurdinnen in Deutschland 
Neuste 38 • 40213 Düsseldorf 
Tel: 0211 17 11 451 • info@navdem.com 


AZADI ein achtseitiges DIN A5-Faltblatt mit dem Titel „Freiheit für die kurdischen 
Gefangenen in Deutschland" erarbeitet. Nach einer kurzen Einleitung über die Krimina¬ 
lisierung von Kurdinnen und Kurden in Deutschland werden neun politische Gefangene 
(und ein Gefangener, der nach erfolgreicher Revision aus der Haft entlassen wurde und 
sich außerhalb der Gefängnismauern auf die Neuverhandlung vorbeeiten kann) vorge¬ 
stellt und dargelegt, warum sie nach § 129b StGB vor Staatsschutzsenaten bundes¬ 
deutscher Oberlandesgerichte angeklagt sind. Das Faltblatt kann bei AZADI angefordert 
werden: azadifdt-online.de und hier [https://www.nadir.org/nadir/initiativ/azadi/Bil- 
der/gefdos.pdf] als PDF heruntergeladen werden. 


Straßburg. Einzig, dass Ahmet Qelik gemeinsam auf 
einem Foto mit dem Vorsitzenden von KONGRA- 
GEL, Remzi Kartal, zu sehen ist, soll beweisen, dass er 
in Kontakt zu hochrangigen PKK-Funktionären gestan¬ 
den habe. 

Sein Verteidiger, Dr. Björn Elberling, wies darauf 
hin, dass Abdullah Öcalan seit 17 Jahren in Haft sei, 
ihm seit Jahren Anwaltsbesuche verweigert würden 
und es das Recht aller Kurd*innen sei, hiergegen zu 
demonstrieren. Nichts anderes habe sein Mandant 
getan. Dass auch vor dem EuGMR protestiert werde, 
hänge schließlich damit zusammen, dass zahlreiche 
Verfahren dort gegen die Türkei wegen Menschen¬ 
rechtsverletzungen an Kurd*innen anhängig seien. 
Nach der Verhandlung teilte die Vorsitzende Richterin 
den Beginn der Gerichtsferien mit. 


Die neuen Termine im August: 15., 16., 25., 30. - alle Ver¬ 
handlungen finden um 9.30 Uhr im OLG-Bunker in Düssel- 
dorf-Hamm, Kapellweg 36, statt. 

Weiter geht es am 2. September um 13.30 Uhr und am 26. 
September um 15.00 Uhr (Kurzverhandlung). 
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Ausländerbehörde Rhein.-Berg. Kreis verfügt 
Ausweisung von Abdullah Sen 

Rechtsanwalt klagt gegen Maßnahmen: Dezernat will 
rücksichtslos von Machtkompetenz Gebrauch machen 

Abdullah Sen (50) wurde vom Staatsschutzsenat des 
OLG Düsseldorf nach einer Prozessdauer von fast zwei 
Jahren am 5. März 2015 zu einer Freiheitsstrafe von 6 
Jahren verurteilt - dem bislang höchsten Strafmaß in 
§ 129b-Verfahren gegen kurdische Aktivisten. Das 
Gericht sah es als erwiesen an, dass Abdullah Sen an 
der Spitze des „Wirtschafts- und Finanzbüros der PKK 
in Europa“ (EMB) gestanden habe. Wegen einer Ver¬ 
fahrensrüge (fehlerhafte Besetzung des Senats) hatte 
Rechtsanwalt Heinz Schmitt gegen das Urteil Revision 
eingelegt. Der Bundesgerichtshof (BGH) folgte der 
Sichtweise des Verteidigers und entschied, dass das 
Verfahren vor einem anderen Senat neu aufgerollt wer¬ 
den muss. Inhaltlich hat sich der BGH mit dem Urteil 
nicht befasst. Wegen der langen U-Haftzeit wurde der 
Haftbefehl gegen Abdullah Sen am 15. März 2016 auf¬ 
gehoben. Daraufhin hat er sich umgehend mit Haupt¬ 
wohnsitz in einer Stadt im Rheinisch-Bergischen Kreis 
angemeldet. Abdullah Sen besitzt seit Oktober 2004 
eine Niederlassungserlaubnis, zuletzt gültig bis zum 4. 
Mai 2012 (festgenommen wurde er am 27 April 2012 
in Köln). 

Die Neuverhandlung des Verfahrens ist für Anfang 
2017 geplant. 

„Von Ihrer Person geht eine gegenwärtige schwerwie¬ 
gende Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
aus“ 

Kaum drei Monate nach Freilassung von Abdullah Sen, 
trat das berüchtigte Dezernat II für „Ordnung, Perso¬ 
nenstands- und Ausländerwesen der Stadt Bergisch 
Gladbach auf den Plan. Der für diese Behörde zustän¬ 
dige Sachbearbeiter Unterzeichnete am 21. Juni 2016 
eine Ordnungsverfügung, wonach der Kurde 

• für die Dauer von 10 Jahren aus dem Bundesge¬ 
biet ausgewiesen wird (wobei die Dauer dieser 
Frist nach Ermessen der Behörde entschieden 
wurde, Azadi) 

• verpflichtet wird, sich ab dem 1.7. bis zu seiner 
Ausreise einmal täglich bei der Polizeiwache 
Overath/Rösrath zu melden. Sollte er dieser Auf¬ 
lage nicht nachkommen, wird ihm ein Zwangsgeld 
in Höhe von 100 Euro angedroht; 

• sich bis zu seiner Ausreise nur im Gebiet des 
Rhein.-Berg. Kreises aufzuhalten hat. Sollte er 
dieser Verpflichtung nicht nachkommen, soll diese 
durch unmittelbaren Zwang durchgesetzt werden; 

• bis zum rechtskräftigen Abschluss des Strafverfah¬ 
rens vor dem OLG Düsseldorf nicht aus der BRD 
ausreisen darf; 


• alle in seinem Besitz befindlichen Pässe und sons¬ 
tigen Dokumente, die eine Ausreise ermöglichen, 
bis zum 30.6. an die Behörde aushändigen muss; 

• auch zukünftige derartige Dokumente abzugeben 
hat. 

Die Behörde ordnete in allen Punkten eine sofortige 
Vollziehung an. 

Allerdings - so heißt es in der Verfügung - komme 
eine aufenthaltsbeendende Maßnahme in Form einer 
Abschiebung von Abdullah Sen in die Türkei aufgrund 
seines Status als Asylberechtigter „derzeit nicht in 
Betracht“. 

Seitenlange Terrorismusbeschimpfungen gegen 
Abdullah Sen 

j 

In dem 28 Seiten umfassenden Bescheid versucht die 
Ausländerbehörde zu begründen, warum Abdullah Sen 
die BRD verlassen soll und stützt sich in ihrem Vorge¬ 
hen auf §§ 53, 54 AufenthG. So heißt es etwa: 

„Eine strenge Abgrenzung zwischen Mitgliedschaft 
und Unterstützung einer terroristischen Vereinigung ist 
oftmals nicht möglich und auch nicht zwingend vorzu¬ 
nehmen.“ 

„Eine Unterstützungshandlung ist jede Handlung, 
die nicht nur ganz unwesentlich geeignet ist, den 
Bestand der Vereinigung zu erhalten, die Verwirkli¬ 
chung ihrer Ziele zu erleichtern oder die Vereinigung 
sonst positiv zu beeinflussen.“ 

„Nach Einschätzung der Sicherheitsbehörden kann 
kein Zweifel daran bestehen, dass auch die Bundesre¬ 
publik Deutschland Ziel terroristischer Anschläge der 
PKK werden kann.“ 

„Es kann nicht so lange gewartet werden, bis 
Ermittlungen im Einzelfall zweifelsfrei das genannte 
Fehl verhalten nachweisen können, da das mit einem 
solchen Zuwarten verbundene Risiko für die Gesell¬ 
schaft nicht tragbar ist.“ 

„Es kann nicht geduldet werden, dass die PKK die 
in Deutschland vorhandenen Strukturen nutzt, um die 
Fortführung der militärischen Auseinandersetzung zwi¬ 
schen dem militärischen Arm der PKK (HPG) und dem 
türkischen Militär zu unterstützen sowie der PKK 
poetischen Kademachwuchs zuzuführen.“ 

„Da Sie sich bis zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
glaubhaft von der PKK distanziert haben, muss ich 
davon ausgehen, dass Sie weiterhin die PKK unterstüt¬ 
zen, so dass von Ihrer Person auch eine gegenwärtige 
Gefährlichkeit ausgeht.“ 

„Ihnen ist während Ihres langen Aufenthalts trotz 
der damit einhergehenden Gelegenheiten für eine Ein¬ 
gliederung in die hiesigen komplexen Lebensverhält¬ 
nisse nicht gelungen, sich soweit sozial zu integrieren, 
um einen ordnungsgemäßen rechtschaffenden und 
sozialverträglichen Lebenswandel (!) zu führen.“ 

„Ich kann es nicht hinnehmen, dass Sie die 
geschützte Stellung sowie die damit verbundenen Pri- 
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vilegien einer Aufenthaltserlaubnis genießen, jedoch 
eine terroristische Organisation unterstützen und somit 
die innere und äußere Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland gefährden.“ 

„Selbst eine unterstellte Erwerbstätigkeit sowie 
Kenntnisse der deutschen Sprache wären in Anbetracht 
der von dem internationalen Terrorismus ausgehenden, 
schwerwiegenden Gefahren für die Allgemeinheit, 
nicht geeignet, zu einer Interessensabwägung zu Ihren 
Gunsten zu führen.“ 

„Ihre Ausweisung dient vorrangig dazu, die Gefähr¬ 
dung höchster Rechtsgüter abzuwehren.“ 

„Zwar halten Sie sich seit nahezu 15 Jahren im 
Bundesgebiet auf. Sie haben jedoch den weit überwie¬ 
genden Teil Ihres Lebens in der Türkei verbracht und 
dort ein Gymnasium besucht und abgeschlossen. 
Dadurch besteht dort auch heute (!) noch eine realisti¬ 
sche Perspektive für Sie. Sie sind mit den dortigen 
Gepflogenheiten vertraut, sprechen die Sprache und 
haben weiterhin dort lebende Verwandte, wie etwa Ihre 
Eltern.“ 

In diesem Kontext wird nach dem behördlichen 
Selbstverständnis nicht erwähnt, dass Abdullah Sen aus 
Gründen der politischen Verfolgung als Asylbewerber 
anerkannt wurde und er deshalb auch nicht mehr in 
seine Heimat reisen konnte, um seine Eltern und Ver¬ 
wandten zu besuchen ! 

„Ihre Ausweisung ist - auch unter Beachtung Ihres 
Flüchtlingsstatus - gesetzlich vorgesehen und stellt 
eine Maßnahme dar, die in der demokratischen Gesell¬ 
schaft der Bundesrepublik Deutschland zur Verhinde¬ 
rung von - weiteren - Unterstützungshandlungen 
zugunsten der terroristischen Organisation PKK not¬ 
wendig ist.“ 

„Aufgrund Ihrer Verbundenheit mit der terroristi¬ 
schen Organisation PKK und Ihrer offensichtlichen 
Uneinsichtigkeit bezüglich der terroristischen Aktivitä¬ 
ten, welche Ihre Unterstützungshandlungen hinrei¬ 
chend belegt wurden, verspricht eine kürzere Fristset¬ 
zung als 10 Jahre nicht den Zweck, die von Ihnen aus¬ 
gehende Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ord¬ 
nung auszuräumen und bestehende logistische oder 
ideologische Verbindungen Ihrerseits zur PKK dauer¬ 
haft zu unterbinden.“ 

Rassistische Überwachung 

„Alleine durch die angeordnete räumliche Beschrän¬ 
kung wäre die Überwachung nicht ausreichend 
gewährleistet. Verstöße hiergegen wären möglich, ohne 
dass die Ausländerbehörde es umgehend erfährt. Nur 
durch eine tägliche Meldepflicht kann diese Auflage 
überwacht und durchgesetzt werden. Sie sind das 
geeignete und erforderliche Mittel, eine engmaschigere 
sicherheitsrechtliche Überwachung sicherzustellen. 
Insbesondere schränkt eine tägliche Meldepflicht Ihre 


Möglichkeit unzulässiger mehrtägiger Reisebewegun¬ 
gen ein.“ 

Zur räumlichen Aufenthaltsbeschränkung schreibt 
der Dezematsmitarbeiter u.a., dass mit dieser Anord¬ 
nung zwar „Ihre Freizügigkeit eingeschränkt“ werde, 
doch stelle sich dieser Eingriff als „gerechtfertigt und 
verhältnismäßig“ dar. Mit dieser Anordnung werde ins¬ 
besondere „das Ziel verfolgt, den Schutz der öffentli¬ 
chen Sicherheit und Ordnung vor gefährlichen Auslän¬ 
dem (!) durch bessere Überwachungsmöglichkeiten zu 
gewährleisten.“ 

Zwangsandrohungen 

Für den Fall der Verstöße gegen die angeordnete Maß¬ 
nahmen wird dem Kurden „unmittelbarer Zwang“ 
gedroht, „um Ihre Verpflichtung, sich unverzüglich 
wieder an den Ort zu begeben, auf den Ihr Aufenthalt 
räumlich beschränkt ist, durchzusetzen.“ 

„Im Interesse einer wirksamen Gefahrenabwehr ist 
die Anordnung von Zwangsgeldem zweckmäßig und 
geeignet, zur Durchsetzung der täglichen Meldepflicht 
beizutragen.“ 

Ausländerbehörde unterstellt Fluchtabsicht 

Abdullah Sen wird aufgefordert, der Behörde alle 
Dokumente auszuhändigen, die zu einer Ausreise aus 
der BRD geeignet sein könnten. Auch hierzu zitieren 
wir aus der Verfügung: 

„Es würde dem internationalen Ansehen der Bun¬ 
desrepublik Deutschland erheblich schaden, wenn 
bekannt würde, dass ein im Bundesgebiet aufhältiger 
Ausländer, den das BAMF als Asylberechtigten aner¬ 
kannt hat, sich im europäischen Ausland oder in den 
Kurdengebieten im Nordirak an Aktivitäten einer terro¬ 
ristischen Vereinigung beteiligen würde.“ 

„Die Folge könnte nicht nur die Schädigung der 
auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland zu den betreffenden Staaten, sondern 
ebenfalls die Schädigung der auswärtigen Beziehungen 
innerhalb der internationalen Staatengemeinschaft sein. 
Allein aus diesem Gmnd muss Ihnen die Ausreise aus 
dem Bundesgebiet vorübergehend untersagt werden.“ 
Kommentar: Einerseits will die Ausländerbehörde den 
„gefährlichen Terroristen“ Abdullah Sen schnellstmög¬ 
lich aus dem Bundesgebiet ausweisen, was sie aber 
aufgrund eines Abschiebeschutzes nicht durchsetzen 
kann, andererseits will sie ihm eine Ausreise, die der 
Kurde gar nicht beabsichtigt, untersagen. Sachbearbei¬ 
ter der Ausländerbehörde: „Auch dürften die nun ver¬ 
fügten aufenthaltsrechtlichen Maßnahmen einen Anreiz 
für Sie darstellen, unterzutauchen und das Bundesge¬ 
biet zu verlassen. In diesem Fall wäre die Durchfüh¬ 
rung einer Hauptverhandlung vor dem OLG Düssel¬ 
dorf nicht möglich.“ 
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Kommentar: Das heißt, die Behörde hat alles daran 
gesetzt, Herrn Sen möglichst drastisch herabzuwürdi¬ 
gen und ihm die härtesten Daumenschrauben zu ver¬ 
passen, um damit die Hoffnung zu verknüpfen, dass er 
darauf nicht anders als mit dem Untertauchen reagiert. 

Zudem: Das explizite Interesse von Herrn Sen ist 
es, sich dem neu aufzurollenden Verfahren im kom¬ 
menden Jahr zu stellen. Hätte er die Absicht verfolgt, 
die BRD zu verlassen, hätte er sich wohl nicht unver¬ 
züglich nach seiner Entlassung mit offiziellem Wohn¬ 
sitz bei seinem Cousin angemeldet. 

Mutmaßungen der Ausländerbehörde 

Eine Anhörung von Abdullah Sen erachtete die 
Behörde für entbehrlich, weil angeblich „ein überwie¬ 
gendes öffentliches Interesse an einem Absehen von 
einer vorherigen Anhörung besteht.“ Auch hier unter¬ 
stellt die Behörde dem Kurden erneut, dass er im Falle 
einer zuvor erfolgten Anhörung untergetaucht wäre. 

Es bestehe vielmehr ein „überwiegendes öffentli¬ 
ches Interesse“ daran, „die Überwachungsmaßnahmen 
unverzüglich anzuordnen.“ Damit solle auch vermie¬ 
den werden, dass Sie „durch eine einwohnermelde¬ 
rechtlichen Wohnsitzverlagerung versuchen, die 
Zuständigkeit einer mit dem Sachverhalt nicht vertrau- 
ten Ausländerbehörde (wer hat wohl diese berüchtigte Aus¬ 
länderbehörde mit dem Sachverhalt vertraut gemacht?) 
begründen, um die im Tenor dieser Ordnungsverfü¬ 
gung genannten Maßnahmen zu vereiteln.“ 

Klage gegen Ausweisungsverfügung beim Verwaltungs¬ 
gericht Köln eingereicht 

Gegen die Ausweisungsverfügung des Landrats des 
Rheinisch-Bergischen Kreises hat der Verteidiger von 
Abdullah Sen, Rechtsanwalt Heinz Schmitt, am 30. 
Juni Klage beim Verwaltungsgericht Köln eingereicht, 
ebenso die Wiederherstellung der aufschiebenden Wir¬ 
kung der Klage beantragt, ferner, die tägliche Melde¬ 
pflicht zurückzunehmen und das Aufenthaltsrecht aus¬ 
zuweiten. 

Schmitt kritisiert insbesondere, dass die Behörde 
offensichtlich meine, Feststellungen aus der Urteilsbe¬ 
gründung des aufgehobenen Urteils des OLG Düssel¬ 
dorf treffen zu können, das sich „wiederum in erhebli¬ 
chem Umfang auf Erkenntnisse des Bundeskriminal¬ 
amts gestützt hatte“, und das Ausländeramt für seine 
Verfügung „stützend hinzugezogen“ habe. 

Dass der BGH in seiner Revisionsentscheidung 
keine inhaltliche Überprüfung vorgenommen habe, sei 
zwar richtig, bedeute aber nicht, „dass die Gründe 
akzeptiert“ worden seien. Vielmehr hätte diese Prüfung 
nicht vorgenommen werden müssen, „da das Urteil 
bereits durch die Verfahrensrüge“ habe aufgehoben 
werden müssen, weshalb dem BGH „eine weiterge¬ 
hende inhaltliche Überprüfung verwehrt“ gewesen sei. 
Schließlich könne er nicht die Aufgabe vorwegneh¬ 


men, die das zuständige Gericht in der Neuverhand¬ 
lung selbst aufklären und entscheiden müsse. 

Deshalb sei der Ausländerbehörde verwehrt, „die 
Gründe so zu übernehmen, als wären sie rechtskräftig 
festgestellt“. Im anhängigen Verwaltungsverfahren 
werde sich sein Mandant „mit Blick auf seine prozes¬ 
sualen Rechte im anstehenden Verfahren vor dem OLG 
Düsseldorf nicht äußern, notfalls aber die Vorwürfe 
bestreiten.“ Es sei darüber hinaus zweifelhaft, ob eine 
Ausweisung in Betracht komme, „wenn eine Aufent¬ 
haltsbeendigung von vornherein nicht beabsichtigt“ 
sei. Außerdem könne noch ausführlicher dazu Stellung 
genommen werden, ob im Zusammenhang mit der 
behaupteten Tätigkeit seines Mandanten innerhalb der 
PKK sowie zur Behauptung der „besonderen Gefähr¬ 
lichkeit“ von Abdullah Sen, „nach heute herrschenden 
vorliegenden politischen Bedingungen die PKK noch 
als derart gefährliche Vereinigung angesehen werden“ 
müsse, und hierdurch eine Ausweisung gerechtfertigt 
werden könne. 

Meldepflicht kommt einer Inhaftierung gleich 

„Völlig ungerechtfertigt“ sei - so Rechtsanwalt 
Schmitt - die tägliche Meldepflicht. Bis zum heutigen 
Tage habe sich sein Mandant „beanstandungsfrei in der 
gemeldeten Wohnung seines Cousins aufgehalten“ und 
„keinerlei Anstalten zu einer behaupteten Entfemungs- 
absicht getroffen“. Er selbst habe ein Interesse daran, 
„das anstehende Strafverfahren gegen sich stattfinden 
zu lassen und sich daran zu beteiligen“. Die tägliche 
Meldepflicht komme „einer Inhaftierung nahezu 
gleich“. Der Landrat könne keine Gründe - „außer ab¬ 
strakten Erwägungen“ - nennen, die eine „besondere 
Gefährlichkeit des Antragstellers darstellen ließen“. 
Soweit Gewaltaktionen in der Türkei stattfänden, seien 
diese „eher den Sicherheits- und Justizorganen in der 
Türkei zuzuordnen“. Auch die abstrakte Erwähnung, 
dass die PKK immer noch auf der EU-Terrorliste stehe, 
rechtfertigten jedenfalls keine „derart schwerwiegen¬ 
den Grundrechtseingriffe gegenüber dem Antragstel¬ 
ler“. Es könne nicht sein, dass sein Mandant „auf 
Dauer seines Grundrechts auf Freizügigkeit in der 
betroffenen Weise beraubt“ werde. 

Ausländerbehörde verhängt Zwangsgeld - 
Auch hiergegen Klage 

Die besondere Rücksichtslosigkeit der Ausländerbe¬ 
hörde zeigte sich nur wenig später: 

Mit Schreiben vom 30. Juni wurde ihr mitgeteilt, 
dass der Bruder von Abdullah Sen 10 Tage zuvor 
schwer verunglückt war und in lebensgefährdendem 
Zustand auf der Intensivstation des Uni-Klinikums 
Dresden behandelt werde. Deshalb war beantragt wor¬ 
den, die Meldepflicht für die Dauer von wenigstens 
weiteren vier Wochen auszusetzen. Ein Schreiben des 
Klinikums war dem Antrag beigefügt. Daraufhin 
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meinte die Behörde, dass sie daraus nicht erse¬ 
hen könne, ob seine ständige Anwesenheit in 
der Klinik erforderlich sei. Bis zum 6. Juli 
solle hierüber eine Bescheinigung vorgelegt 
werden. Doch statt die Antwort abzuwarten, 
setzte der Dezernent schon am 4. Juli ein 
Zwangsgeld fest. In der weiteren als Fax vor¬ 
gelegten Bescheinigung der Uni-Klinik vom 
gleichen Tag ging das Erfordernis der Anwe¬ 
senheit von Abdullah Sen hervor. Das Klini¬ 
kum selbst habe gar beim Amtsgericht 
Dresden dessen Einsetzung als gesetzlicher 
Betreuer beantragt. 

Auch gegen die Festsetzung des Zwangs¬ 
geldes hat Rechtsanwalt Heinz Schmitt beim 
Verwaltungsgericht Köln Klage eingereicht. 

Diese Maßnahme sei angesichts des geschilderten Hin¬ 
tergrunds „rechtswidrig und somit aufzuheben“. Weiter 



wird beantragt, bis Ende August von weiteren Zwangs¬ 
maßnahmen abzusehen. 

(Azadi) 


REPRESSION 


Gesetzentwurf: 

Informationsaustausch zwischen Geheim¬ 
diensten von EU- und NATO-Mitgliedsstaaten 
soll weiter intensiviert werden 

Zur ersten Beratung legte die Bundesregierung dem 
Bundestag den Entwurf eines „Gesetzes zum besseren 
Informationsaustausch bei der Bekämpfung des inter¬ 
nationalen Terrorismus“ vor, um insbesondere den 
Inlandsgeheimdienst zu stärken. In dem Entwurf heißt 
es unter „Problem und Ziel“, dass die Erkenntnisse 
einer „Vielzahl von Behörden - national und insbeson¬ 
dere auch international“ zusammengeführt und analy¬ 
siert werden müssen. Deshalb soll „das Bundesamt für 
Verfassungsschutz spezielle Befugnisse zur Einrich¬ 
tung gemeinsamer Dateien mit Partnerdiensten“ erhal¬ 
ten. Damit sind insbesondere Geheimdienste „der 
Nachbarstaaten und anderer EU- bzw. NATO-Mit- 
gliedsstaaten“ gemeint. ( Beispielsweise die Türkei. Was 
das in der jetzigen Situation bedeutet, kann sich jedeR 
vorstellen ! Die sowieso seit Jahrzehnten enge Koope¬ 
ration zwischen deutschen und türkischen Polizei-, Jus¬ 
tiz- und Geheimdienstbehörden soll also nochmals 
intensiviert werden. Die hohe Zahl der in Deutschland 
inhaftierten kurdischen Aktivisten, verbunden mit Aus¬ 
lieferungsverfahren in Dänemark und Schweden, bele¬ 
gen die zunehmende grenzüberschreitende Verfolgung 
von Exilpolitikern und -Politikerinnen. Azadi) 

(jwv. 22.6.2016/Azadi) 


Bundesregierung plant neue Behörde zur 
Überwachung von Telefon und Internet 

Die Bundesregierung plant die Errichtung einer neuen 
Sicherheitsbehörde, die „Zentrale Stelle für Informati¬ 
onstechnik im Sicherheitsbereich“ (ZITIS), in der 
Techniken zur Überwachung von Kommunikation im 
Internet und über Messenger-Dienste entwickelt wer¬ 
den sollen. Dieses Vorhaben haben nach Informationen 
von Süddeutscher Zeitung, NDR und WDR zwei 
Staatssekretäre des Bundesinnenministeriums und 
Kanzleramts am 23. Juni Abgeordneten der Koalition 
vorgestellt. Die Behörde soll im kommenden Jahr ihre 
Arbeit aufnehmen und Strafverfolgem wie Staatsschät¬ 
zen! helfen, verschlüsselte Informationen im Netz mit¬ 
zulesen. Bis zum Jahr 2022 soll das Zentrum 400 Mit¬ 
arbeiter - insbesondere IT-Spezialisten - beschäftigen. 
Seit langem drängten Polizei und Nachrichtendienste 
auf die Errichtung einer solchen Stelle, weil immer 
mehr App-Anbieter oder Telefonhersteller wie Apple 
serienmäßig Verschlüsselungssysteme einbauten und 
deshalb richterlich angeordnete Überwachungsmaß¬ 
nahmen erfolglos blieben. Doch statt wie in den USA 
Firmen zur Kooperation mit staatlichen Stellen zu ver¬ 
pflichten, soll mit ZITIS der Staat selbst befähigt wer¬ 
den, abhören und mitlesen zu können. Bundespolizei, 
Bundeskriminalamt, Bundesamt für 

Verfassungsschutz“ und auch die Bundesländer sollen 
Zugang zu den Techniken erhalten. 

(Süddt.Ztg. v. 24.6.2016) 
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VS will Gesichter erkennen 

Nach Zitaten aus einer als vertraulich eingestuften Ant¬ 
wort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der 
Linksfraktion, soll der Inlandsgeheimdienst Systeme 
zur automatischen Gesichtserkennung mutmaßlicher 
Extremisten und ausländischer Spione nutzen. Die ent¬ 
sprechende Software werde „in Analyseanwendungen 
mit dem Ziel der Personenidentifizierung“ eingesetzt. 
Mit Hilfe dieser Systeme versuche der 
Verfassungsschutz“, Personen auf Fotos, in Überwa¬ 
chungsvideos und in Filmen aus sozialen Netzwerken 
zu erkennen. Unklar sei, wo genau und wie umfassend 
er die Programme einsetze. Kommerzielle Anbieter wie 
die russische Firma FindFace, hätten US-Forschem 
zufolge eine Trefferquote von etwa 70 Prozent. Die 
Bundesregierung beobachte den Markt für derartige 
Systeme „regelmäßig mit dem Ziel der Verbesserung“. 

(NDv. 27.6.2016) 

Überwachtes Reisen 

„Die Europäische Kommission prüft die Schaffung 
einer weiteren EU-weiten Reisedatenbank. Antragstel¬ 
ler/innen sollen vorab Angaben zur Person, zu Kon¬ 
taktdaten, zum Zweck der Reise und zu ihrer Route 
machen. Für die Gefahrenabwehr werden die Informa¬ 
tionen mit polizeilichen Erkenntnissen abgeglichen,“ 
schrieb der Linken-Abgeordnete Andrej Hunko in sei¬ 
ner Pressemitteilung vom 30. Juni und bezieht sich 
hierbei auf das geplante „Reiseinformations- und - 
genehmigungssystem“ (ETIAS). Dieses System betrifft 
Reisende aus EU-Drittstaaten, die von der Visums¬ 
pflicht befreit sind. Es soll bestehende und geplante 
Systeme ergänzen. „Der zunehmende polizeiliche 
Datenhunger führt zu noch mehr Überwachung und 
Kontrolle. Vorhandene und zukünftige 
Datenbanken sollen einem Kemsystem mit 
Fingerabdrücken und biometrischen 
Gesichtsbildern zusammenlaufen, was der 
Zweckbindung der einzelnen Informations¬ 
systeme widerspräche“, so Hunko weiter. 

Er fordert statt digitaler Grenzüberwa¬ 
chung, „die demokratische und soziale Ent¬ 
wicklung“ in der EU in den Mittelpunkt zu 
stellen. 

(PMv. 30.6.2016) 

Geheimdienstzentrum in Den Haag 
eröffnet 

Andrej Hunko: Noch mehr unkontrollierte 
Macht für die Geheimdienste 

„Im Schweinsgalopp legte die Koalition 
vergangene Woche die Grundlagen zur 
Teilnahme des Bundesamtes für Verfas¬ 
sungsschutz am neuen europäischen 
Geheimdienstzentrum“, erklärte der Bun¬ 


destagsabgeordnete der Linksfraktion, Andrej Hunko 
in seiner Pressemitteilung vom 1. Juli. Zwar sei dessen 
Eröffnung in Den Haag für diesen Tag angekündigt, 
doch sei „völlig unklar, welche Tätigkeiten der Inlands¬ 
geheimdienst dort“ übernehme. Entsprechende Anfra¬ 
gen des Parlamentariers seien von der Bundesregierung 
mit dem Verweis auf „das Staatswohl“ unbeantwortet 
geblieben. Abermals erweise sich der Verfassungs¬ 
schutz als „parlamentarisch unkontrollierbar“. Durch 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit werde die¬ 
ses Defizit noch vergrößert, warnt der europapolitische 
Sprecher. Er fordert Auskünfte zu „teilnehmenden 
Geheimdiensten, Arbeitsgruppen, Personal und Kosten 
des Zentrums“; gleiches gelte für die „technischen 
Funktionen und Analysewerkzeuge der neuen Echtzeit- 
Datei“. 

Obwohl die EU kein Mandat für die Zusammenar¬ 
beit der Geheimdienste habe, seien die „Polizeiagentur 
Europol, das Lagezentrum und der Anti-Terrorismus- 
Koordinator in die Geheimdienstplattform eingebun¬ 
den“. Vorbild hierfür seien die deutschen „Gemeinsa¬ 
men Zentren, in denen das Trennungsgebot von Polizei 
und Diensten“ verschwimme. 

Als Informationsaustauschbörse über „dschihadisti- 
sche Gefährder“ haben 30 europäische Inlandsgeheim¬ 
dienste das „Anti-Terror-Zentrum“ in Den Haag errich¬ 
tet, dessen Trägerin die informelle Counter Terrorism 
Group (CTG) des sog. Berner Clubs ist. Der bundes¬ 
deutsche VS durfte bisher keine gemeinsamen Dateien 
mit ausländischen Diensten führen. Um das passend zu 
machen, beschloss die CDU/CSU/SPD-Koalition am 
24. Juni das hierfür erforderliche Gesetz. 

(PM Hunko v. 1.7.2016) 



zu seite 1 


10 











ZUR SACHE: TÜRKEI 

„Beim Nationalismus handelt es sich um die 
schlechte Ausdünstung von Leuten, die nichts 
anderes als ihre Herdeneigenschaften haben, 
um darauf stolz zu sein." 

(Friedrich Nietzsche, Philosoph, 1844 - 1900) 


Dörfer werden zwangsgeräumt, Menschen 
vertrieben und getötet 

Die Militäroperationen in der Ebene von Lice dauern 
an. Mit etwa 20 000 Soldaten ist das türkische Militär 
vor Ort und beschießt das Gebiet aus der Luft und vom 
Boden aus. In zahlreichen Dörfern ist die Armee einge¬ 
fallen, wo sie die Bewohnerinnen zum Verlassen ihrer 
Häuser aufgefordert hat, um sie dann in Brand zu ste¬ 
cken. Am 23. Juni wurde eine 20-köpfige Gruppe des 
Dorfes Kerwas von Soldaten gestoppt und gefoltert. 
Auch hier wurden Häuser und Zelte verbrannt. Zwei 
Männer, die das Feuer löschen wollten, sind vor den 
Augen der Bevölkerung zu Tode gefoltert worden. 
Anschließend posierten die Soldaten mit ihren Füßen 
auf den Köpfen der Getöteten. 

(ANF/ISKU, 25./30.6.2016) 

Fliehende aus Rojava von türkischen 
Soldaten beschossen 

ln diesem Jahr 50 getötete Menschen an der syrisch¬ 
türkischen Grenze 

Die Nachrichtenagentur ANHA meldete erneut, dass 
Flüchtende, die versuchten, aus der Region Hesisa über 
die Grenze in die Türkei zu gelangen, von türkischen 
Soldaten beschossen wurden - so geschehen am 28. 
Juni gegen 17 Uhr Ortszeit. Hesisa liegt ca. 35 km öst¬ 
lich der Stadt Gire Spi (Tall Abyad), die im Juni 2015 
durch Einheiten der YPG vom IS befreit worden war. 
Zuletzt hatte die Syrische Beobachtungsstelle für Men¬ 
schenrechte am 18. Juni berichtet, dass neun syrische 
Menschen - darunter vier Kinder - bei dem Versuch, 
die Grenze zu überqueren, erschossen worden sind. 
Allein in diesem Jahr sollen mindestens 50 Flüchtende 
durch türkische Soldaten an der syrisch-türkischen 
Grenze getötet worden sein. 

(Civaka azad/ISKUv. 24.6.2016) 


Strafanzeige gegen Staatspräsident Erdogan 
und weitere Verantwortliche wegen 
Kriegsverbrechen / Generalbundesanwalt soll 
aufklären 

Am 27. Juni haben die Rechtsanwältinnen Britta Eder 
und Petra Dervishaj auf einer Pressekonferenz in Ber¬ 
lin bekanntgegeben, dass sie beim Generalbundesan¬ 
walt Strafanzeige gegen Präsident Recep Tayyip 
Erdogan, den ehemaligen Ministerpräsidenten Ahmet 
Davutoglu, weiteren Ministem sowie Verantwortliche 
aus dem Militär- und Polizeibereich gestellt haben. 
Diese 200 Seiten starke Anzeige, die sie im Auftrag 
von drei geschädigten Kurden, dem „Verein für Demo¬ 
kratie und Internationales Recht“ (MAF-DAD) e.V. 
und zahlreichen Einzelpersonen erstattet haben, wurde 
nach dem Völkerstrafgesetzbuch wegen Kriegs verbre¬ 
chen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit erstat¬ 
tet. „Unsere Mandantinnen halten es für eine ethische 
Verpflichtung, die systematischen Kriegsverbrechen in 
der Türkei hier in der Bundesrepublik zur Anzeige zu 
bringen, wie es gemäß dem Völkerstrafgesetzbuch 
möglich ist, dem das Weltrechtsprinzip zugmnde liegt. 
Zweck dieses Prinzips ist, die Straflosigkeit von 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Mensch¬ 
lichkeit zu verhindern, unabhängig davon, wo der Tat¬ 
ort liegt“, hieß es in der Einladung zur Pressekonfe¬ 
renz, an der neben den Anwältinnen auch Faysal Sari- 
yildiz, Abgeordneter der „Demokratischen Partei der 
Völker“ (HDP) sowie der Vorsitzende des Menschen¬ 
rechtsvereins der Türkei TIHV, Ercan Kanar, teilnah- 
men. 

Sariyildiz berichtete - als Augenzeuge - insbeson¬ 
dere von den gezielten Tötungen von Zivilist*innen in 
der Kreisstadt Cizre, wo allen von Dezember 2015 bis 
Mitte März mindestens 178 Menschen getötet wurden, 
die in den Kellern von Häusern Schutz gesucht hatten 
vor den militärischen Angriffen. „Ich spreche hier von 
Menschen, die bei lebendigem Leibe vor den Augen 
der Weltöffentlichkeit verbrannt wurden. Es waren 
keine Menschen, die im Kampf gefallen sind. Es waren 
unbewaffnete Journalisten, Künstler, Studierende, Akti¬ 
visten“, sagte Sariyildiz. Ein Offizier habe per Funk 
durchgesagt: „Lasst keinen lebend rauskommen.“ 
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Der Staat versuche nun, diese Verbrechen zu vertu¬ 
schen. 

Ob die Bundesanwaltschaft angesichts der aktuellen 
deutsch-türkischen Beziehungen tatsächlich Bereit¬ 
schaft zeigt, sich um Aufklärung dieser Verbrechen zu 
bemühen, scheint zweifelhaft, zumal sie bereits 2011 
eine ähnliche Anzeige gegen Erdogan hat ins Leere 
laufen lassen. 

Die Einleitung eines Strafverfahrens vor dem Inter¬ 
nationalen Strafgerichtshof sei schwierig, weil die Tür¬ 
kei das Römische Statut - Grundlage der Gerichtsar¬ 
beit - nicht ratifiziert hat, erläuterte Anwältin Petra 
Dervishaj. 

(aus diversen Zeitungsartikeln v.27,/28.6.2016 - die Resonanz in den 
nationalen und internationalen Medien war immens) 

Selbstmordanschlag auf Flughafen Istanbul: 
War türkische Staatsspitze vorgewarnt ? 
Selahattin Demirtas: Türkischer Staat vom IS 
infiltriert 

Am 24. Juni hatten 3 mutmaßliche Selbstmordattentäter 
des sog. IS auf dem Flughafen von Istanbul 42 Men¬ 
schen getötet und etwa 250 verletzt. In Richtung 
Erdogan-Regime sagte der Kovorsitzende der Demo¬ 
kratischen Partei der Völker (HDP), Selahattin Demir¬ 
tas: „Ihr glaubt, dass ihr den IS seit Jahren für eure 
Zwecke benutzt, aber nun benutzt der IS euch für sich.“ 
IS-Anhänger sollen längst das Bildungsministerium, die 
Gesundheitsbehörden, das Flughafen-Sicherheitsperso¬ 


nal, Gerichte und Gefängnisse infiltriert haben. „Des¬ 
halb können sie in der Türkei an jedem Ort zu jeder Zeit 
Massaker anrichten“, so Demirtas. Außerdem war - laut 
der Ankara-Korrespondentin des Senders Dogan-TV, 
Hände Firat in einer Livesendung - die Regierung 
bereits vor dem Anschlag über ein mögliches Attentat in 
Istanbul informiert. So habe der Geheimdienst Anfang 
Juni die Staatsspitze und Behörden schriftlich gewarnt 
und den Flughafen als Ziel genannt. Die Attacke hätte 
aber auch ein „Präventivschlag gegen eine mögliche 
Geheimdienstkooperation zwischen der Türkei und 
Israel gegen den IS“ sein können, spekulierte Barcin 
Yinanc, Kolumnistin der Tageszeitung „Hürriyet Daily 
News“. Nach dem Abkommen ist es tatsächlich zu 
Spannungen gekommen zwischen Erdogan und ihm 
bislang nahestehende islamistische Kreise, wie die eng 
mit dem Regime verbundene „Stiftung für Menschen¬ 
rechte, Freiheiten und humanitäre Hilfe“ (IHH): Sie 
hatte Erdogan scharf dafür kritisiert, dass er mit Israel 
vereinbart habe, die Strafverfolgung gegen die israeli¬ 
schen Soldaten einzustellen, die an der Kaperung der 
„Mavi Marmara“ und Erschießung von Aktivisten 
beteiligt waren. Daraufhin beschuldigte Erdogan die 
Organisation, die 2010 nach Gaza gereiste Flotte ohne 
seine Erlaubnis organisiert zu haben. Wie die junge weit 
berichtete, wurde in den vergangenen Jahren mehrfach 
dokumentiert, wie Lastwagen der IHH im Auftrag von 
Erdogan Waffen für den IS und die Al-Nusra-Front in 
den Norden Syriens transportierten. 

(jwv. 30.6.2016/Azadi) 


ROJAVA 


Entwurf einer Verfassung für Rojava 
angenommen 

Der „Gründungsrat für ein demokratisch-föderales 
Nord-Syrien“ kam am 27. Juni zu einer zweitägigen 
Sitzung in Derik zusammen und hat über die letzte Fas¬ 
sung des Verfassungsentwurfs diskutiert, der bei der 
anschließenden Abstimmung angenommen wurde. 
Lediglich über die Namensgebung konnte keine Eini¬ 
gung erzielt werden. Es wird davon ausgegangen, dass 


über 3 zur Wahl vorgeschlagene Namen in der Sitzung 
am 27. Juli eine Entscheidung fällt. Die Vorschläge: 

□ Demokratisch Föderales System von 
Roj ava/Kurdistan 

□ Demokratisch Föderales System von 
Roj ava/N ord- Syrien 

□ Demokratisch Föderales System Nord-Syriens. 

Der Verfassungsentwurf wird der Öffentlichkeit 

vorgestellt werden. 

(ANF/ISKUv. 29.6.2016) 
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DEUTSCHLAND SPEZIAL 


Vermögende akkumulieren Vermögen 

Die Zahl der Millionäre in Deutschland steigt. Derzeit 
sindes etwa 1,2 Millionen - soviel wie nie zuvor. Laut 
dem von der Untemehmensberatung Capgemini 
herausgegebenen aktuellen World Wealth Report ist die 
Zahl der Reichen im Vergleich zum Vorjahr um 5,1 
Prozent gestiegen. Insgesamt gibt es nur vier Länder 
auf der Welt, in denen mehr Millionäre leben. Das sind 
neben Deutschland die USA, Japan und seit diesem 
Jahr auch China, das mit 16 Prozent besonders stark 
gewachsen ist. 

Weltweit sind es 15,4 Mio Millionäre, deren Vermö¬ 
gen 2015 im Vergleich zum Vorjahr um vier Prozent 
auf 58,7 Billionen Dollar angewachsen ist - seit 1997 
eine Vervierfachung. Einer der Gründe liegt im deutli¬ 
chen Anstieg der Immobilienpreise, von der diese 
Bevölkerungsgruppe besonders profitiert hat. 

(Süddt.Ztg. v. 24.6.2016) 

Armut in Europa - Armut in Deutschland 

In den vergangenen Jahren gab es in Deutschland eine 
stetig wachsende Zahl von Menschen, die arm oder 
armutsgefährdet waren. Waren 2010 noch rund 16 Mil¬ 


lionen Bundesbürgerinnen betroffen, sind es vier 
Jahre später schon 16,5 Millionen. Wer weniger als 60 
Prozent des Mediaeinkommens hat, gilt in der BRD als 
arm. Verglichen mit der Durchschnittsbevölkerung 
muss danach mit weniger als 930 Euro monatlich aus- 
kommen. Zur Ermittlung der Armutsquote beziehen 
Sozialverbände neben der Einkommenshöhe die zen¬ 
tralen Bereiche wie Wohnen, Kleidung, Ernährung, 
Gesundheit, Arbeit oder Bildung mit ein. Als besonders 
gefährdet gelten Alleinerziehende (insbesondere 
Frauen), Erwerbslose, gering Beschäftigte, Kranke und 
Rentner. Frauen sind häufiger betroffen als Männer. So 
ist jede elfte Beschäftigte armutsgefährdet mit der 
Folge, im Alter eine nur geringe Rente zu erhalten. 
Laut dem Kinder Schutzbund leben rund 2,5 Millionen 
Kinder in Familien mit Einkommensarmut. Das Euro¬ 
päische Statistikamt Eurostat hat festgestellt, dass 2014 
rund 122 Millionen EU-Bürger von Armut bedroht 
waren. Die EU müsse „endlich eine Politik für die 
Menschen machen und die soziale Sicherung stärken“, 
erklärte Sabine Zimmermann, Vize-Chefin der Links¬ 
fraktion im Bundestag, die die Daten des Eurostat aus¬ 
gewertet hatte. 

(NDv. 8.7.2016) 


UNTERSTÜTZUNGSFÄLLE 


Im Monat Juni wurde über 7 Anträge entschieden und insgesamt ein Unterstützungsbetrag in Höhe von 
1500,06 Euro bewilligt. Im einzelnen handelte es sich um die Übernahme der Kosten für Bücherlieferungen an 
§129b-Gefangene, Vorschussleistungen für Verteidiger in Verfahren wegen des Verdachts des Landfriedens¬ 
bruchs, Verfahren wg. Beleidigung von Polizeibeamten im Zuge einer Anti-PKK-Demonstration, Übernahme der 
Anwaltskosten für Mandantenbesuche und Dolmetscher, (eingestelltes) Verfahren gegen das Versammlungsge¬ 
setz. 

Für 8 inhaftierte kurdische §129b-Gefangene hat AZADI einen Gesamtbetrag von 824,- Euro für Einkauf in den 
JVAen zur Verfügung gestellt. 
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infodienst nr.162 
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ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Hansaring 82 
50670 Köln 
Tel. 0221/16 79 39 45 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.P.: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 


Putschversuch des Militärs und seine Folgen: 
Erdogan im Ausnahmezustand 


I n der Nacht vom 15. auf den 16. Juli versuchte ein Teil des türkischen Militärs, 
durch einen Putsch die AKP-Regierung zu stürzen und die Macht in der Türkei 
zu übernehmen. Dieser Versuch ist misslungen. Die rasche offizielle Deutung 
über die Drahtzieher des Putsches: Fethullah Gülen, seit 1999 in den USA lebendes 
Oberhaupt der islamischen nach ihm benannten Sekte, war einst Wegbegleiter und 
Förderer von Erdogan. 2013 kam es zum Bruch dieser Beziehung. Erdogan war die 
Gülen-Bewegung zu stark geworden, diese wiederum hatte Korruptionsvorwürfe 
gegen die Erdogan-Familie öffentlich gemacht. 

Den Umsturzversuch nutzt der türkische Autokrat für sein lang gehegtes Ziel, die 
Alleinherrschaft zu übernehmen. 


Nachfolgend Zitate und Ereignisse: 

Erdogan: „Der Putschversuch war ein Geschenk Allahs. Er beschleunigt die Reini¬ 
gung unseres Militärs.“ Der gescheiterte Aufstand diene nun dazu, „dass unsere 
Streitkräfte, die vollkommen rein sein müssen, gesäubert werden.“ 

Erdogan: „In allen Behörden des Staates wird der Säuberungsprozess von diesen 
Viren fortgesetzt. Denn dieser Körper, meine Brüder, hat Metastasen produziert. 
Leider haben sie wie ein Krebsvirus den ganzen Staat befallen.“ 

Erdogan: „Wir werden das Gülen-Geschwür beseitigen.“ 

Ministerpräsident Binali Yildirim am 16. Juli im Parlament: „Jedes Land, das jetzt 
noch Fethullah Gülen und seine Bewegung unterstützt, werden wir als im Kriegszu¬ 
stand mit der Türkei betrachten.“ 

Erdogan: „Mein liebes Volk, gib nicht den heroischen Widerstand nicht auf, den du 
für dein Land, deine Heimat und deine Fahne gezeigt hast.“ 

Erdogans Anhänger gehen - Stirnbänder mit seinem Namen, türkische Fahnen tra¬ 
gend, Symbole der faschistischen Grauen Wölfe zeigend sowie „Allahu Akbar“ 
schreiend auf die Straßen türkischer Städte. 

Sechs Soldaten, die sich ergeben hatten, wurden auf der Bosporusbrücke gelyncht. 


Tweet: „Schneidet ihnen die Kehlen durch! Werft sie von der Brücke, übergebt sie 
Bankverbindung: nicht der Polizei! “ 

GLS-Bank Bochum 

BIC: GEN0DEM1GLS Tweet: „Unser Aufstand gegen die Verräter ist nicht für die Demokratie. Unser Auf- 

IBAN: DE80 4306 0967 8035 7826 00 stand ist für die Scharia, für die Fahne, für das Vaterland und für die Ehre.“ 
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Erdogan, an die Anhänger Gülens gerichtet: „Egal, wohin 
sie fliehen, wir sind ihnen auf den Fersen.“ Immer wie¬ 
der fordert Erdogan die USA dazu auf, den Prediger 
Gülen an die Türkei auszuliefem. 

Veysel Taskin, stellv. Vorsitzender des Basketballclubs 
Trabzonspor über die Putschisten: „Eigentum und 
Frauen der Hurensöhne sind ab heute Kriegsbeute der 
Nation.“ 

In seiner Partei AKP wird Erdogan inzwischen nur noch 
mit „Führer“ angeredet. 

Auf Erdogans Geheiß wurde nach einer Sitzung des Natio¬ 
nalen Sicherheitsrates am 21. Juli der Ausnahmezustand 

zunächst für drei Monate ausgerufen - Verlängerung 
nicht ausgeschlossen. Außerdem wurde die Europäi¬ 
sche Menschenrechtskonvention teilweise ausgesetzt. 
Mögliche Ausnahmezustandsmaßnahmen : 

Ausgangssperren, Verbot des Fahrzeugverkehrs zu 
bestimmten Zeiten oder in bestimmten Gebieten, Ver¬ 
bote von Versammlungen und Demonstrationen, 
Durchsuchung von Personen, Wohnungen oder Fahr¬ 
zeugen und Beschlagnahmungen, Abriegelung oder 
Evakuierungen, Kontrolle des Verkehrs zu Land, Meer 
oder Luft, Verbot von Zeitungen, Büchern und anderen 
Druckerzeugnissen, Kontrolle aller Arten von Rund¬ 
funk- oder TV-Ausstrahlungen. 

(Zur EU-Menschenrechtskonvention: in Artikel 15 ist 
das „Abweichen im Notstandsfall“ geregelt. Danach 
kann jede „Hohe Vertragspartei“ Maßnahmen treffen , 
die von den vorgesehenen Verpflichtungen abweichen, 
aber nur „soweit es die Lage unbedingt erfordert und 
wenn die Maßnahmen nicht im Widerspruch zu den 
sonstigen völkerrechtlichen Verpflichtungen der Ver¬ 
tragspartei stehen “. Was aber ebenfalls in Art. 15 fest¬ 
geschrieben ist: Verbot der Folter und unmenschlicher 
oder erniedrigender Behandlung oder Strafe, das Skla¬ 
verei-. Verbot und der Grundsatz: „ keine Strafe ohne 
Gesetz “.) 

Erdogan bekräftigt seine Bereitschaft zur Wiedereinfüh¬ 
rung der Todesstrafe: „Ich werde sie billigen.“ Auf Kri¬ 
tik vonseiten der EU: „Die Welt ist nicht nur die Euro¬ 
päische Union.“ Auf kritische Reaktionen der EU: „Sie 
haben definitiv nicht das Recht, die Türkei zu kritisie¬ 
ren.“ 

Erdogan erklärt in der Nacht zum 22. Juli in Ankara: 
Zahl der Festnahmen seit dem Putschversuch auf mehr 
als 10 000 gestiegen; 10 410 Verdächtige bei Razzien 
festgenommen; 4060 von ihnen in U-Haft. 

Yasin Aktay, Sprecher der AKP: Bei den Festgenommen 
handele es sich um 7423 Soldaten, 287 Polizisten, 2014 
Richter und Staatsanwälte sowie 686 Zivilisten. Unter 


den festgenommenen Soldaten seien 162 Generäle - 
nahezu die Hälfte aller Generäle der NATO-Armee. 

[Etwa 10 Tage vor dem Putsch wurde im türkischen 
Parlament mit der Mehrheit der AKP ein Gesetz verab¬ 
schiedet, wonach die Gerichte neu besetzt (und durch 
Erdogan-Anhänger ersetzt) werden sollen. Betroffen 
davon waren alle Richter des türkischen Kassationsge¬ 
richts (Yargitay) sowie des obersten Verwaltungsge¬ 
richts (Danistay), der Hohe Rat der Richter und Staats¬ 
anwälte (HSYK). Außerdem wurde das Kassationsge¬ 
richt von 516 auf 310 Richterstellen reduziert und das 
oberste Verwaltungsgericht von 176 auf 116 - alles 
Maßnahmen zur stärkeren Kontrolle durch das 
Regime. „ Gibt es in der Türkei eine Justizbehörde, die 
eine Untersuchung gegen Erdogan einleitet?“ hatte 
damals der Ko-Vorsitzende der prokurdischen HDP, 
Selahattin Demirtas gefragt, die er beantwortete: 
„ Gibt es nicht. “Allein ihm drohen ca. 87 Strafverfah¬ 
ren wegen politischer Delikte, u. a. auch Beleidigung 
des Präsidenten .] 

Das Bildungsministerium suspendierte einem Bericht des 
Fernsehsenders NTV zufolge mehr als 15000 Mitarbei¬ 
terinnen vom Dienst und die Hochschulverwaltung 
forderte 1577 Dekane und Rektoren sämtlicher Univer¬ 
sitäten zum Rücktritt auf. Zuvor schon waren nahezu 
20000 Angehörige von Polizei, Verwaltung, Justiz und 
Armee festgenommen oder abgesetzt worden. 

Das AKP-Regime verfügt eine Woche nach dem Putsch¬ 
versuch Ausreiseverbote und verschärft Kontrollen für 
türkische Staatsbürgerinnen. Wegen angeblicher 
Fluchtgefahr wurden von mehr als 10 000 Menschen 
die Reisepässe eingezogen. Staatsangestellte müssen, 
bevor sie das Land verlassen wollen, eine Unbedenk¬ 
lichkeitsbescheinigung ihrer Behörde vorlegen. Das 
gilt auch für Ehepartner und Kinder. Allen Staatsbe¬ 
diensteten wurde der Urlaub untersagt und diejenigen, 
die sich im Ausland befinden, die Rückkehr angeord¬ 
net. Sie dürfen nicht mehr nach Nordzypern und 
Georgien reisen, wo kein Reisepass erforderlich ist. 

Bekir Bozdag, Justizminister wies am 22. Juli gegen¬ 
über dem Sender CNN Türk erneut daraufhin, dass das 
Volk die Todesstrafe verlange. „Wir werden diese For¬ 
derung auf der Grundlage des Rechts prüfen, und nicht 
auf der Grundlage dessen, was die EU sagt.“ 

Erdogan ordnete am 22. Juli an, dass im Gedenken an 
die Opfer der Militärrevolte der 15. Juli als „Tag der 
Märtyrer“ begangen werden soll. Künftige Generatio¬ 
nen sollten „niemals die heldenhaften Zivilisten, Poli¬ 
zisten und Soldaten“ vergessen, die „demokratischen 
Widerstand geleistet“ hätten. 
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Erdogan Unterzeichnete am 23. Juli das erste Dekret seit 
Einführung des Ausnahmezustands, mit der er die 
Schließung von 2341 Einrichtungen anordnete, darun¬ 
ter 1000 Privatschulen, die der Gülen-Bewegung zuge¬ 
ordnet werden. Von der Schließung weiter betroffen 
sind der staatlichen Nachrichtenagentur Anadolu 
zufolge auch 1229 Wohltätigkeitsorganisationen und 
Stiftungen, 19 Gewerkschaften, 15 Universitäten und 
35 medizinische Einrichtungen. Außerdem verfügte er, 
dass Verdächtige ab sofort ohne Anklage 30 Tage in 
Polizeigewahrsam gehalten werden dürfen, bis sie 
einem Haftrichter vorgeführt werden müssen. Bisher 
waren hierfür maximal 4 Tage möglich. Dem Dekret 
muss das Parlament - mit einfacher Mehrheit, über die 
die AKP verfügt - noch zustimmen. Damit sind seit 
dem Putschversuch rund 60 000 Soldaten, Beamte, 
Lehrer, Angestellte und Soldaten suspendiert oder fest¬ 
genommen worden. 

Premier Binali Yildirim verkündete am 23. Juli, dass es 
keine Präsidentengarde mehr geben werde; einen Tag 
zuvor wurden 283 Mitglieder festgenommen. Auch 
diese Elite-Einheit soll von Putschisten unterwandert 
worden sein. 

In Deutschland greifen mutmaßliche Anhänger 
Erdogans und neofaschistische „Graue Wölfe“ Einrich¬ 
tungen an, die sie der Gülen-Bewegung zuordnen. 
Davon betroffen war laut der Nachrichtenagentur Reu¬ 
ters ein Jugendtreffpunkt in Gelsenkirchen. Bedroht 
wurden darüber hinaus linke, kurdische und alevitische 
Einrichtungen. In mehreren Städten, z.B. Berlin, Ham¬ 
burg, Nürnberg und Dortmund gab es Kundgebungen. 
In ihren Aufrufen distanzierten sie sich sowohl von 
dem Putsch als auch von dem Staatsstreich Erdogans. 
Deren gemeinsames Ziel sei ein „Genozid“ an der kur¬ 
dischen Bevölkerung. Sie forderten auch die Freilas¬ 
sung von Abdullah Öcalan, der seit 16 Monaten in Iso¬ 
lationshaft gehalten wird und dessen Leben sie gefähr¬ 
det sehen. 

Cem Özdemir, Grünen-Vorsitzender in der Bild am 
Sonntag v. 23. Juli: „Es gibt leider auch eine Art türki¬ 
sche Pegida in Deutschland, die wir genauso behandeln 
müssen wie die uns bekannte.“ 

Volker Beck (MdB, Die Grünen) kritisierte besonders 
den türkischen Moschee-Dachverband DITIB und for¬ 
derte eine stärkere Auseinandersetzung mit diesem. Mit 
Verweis auf den Predigttext eines Imam, sprach er von 
einem nationalistischen, politischen Machwerk, das 
den Konflikt in die muslimische Gemeinden Deutsch¬ 
lands trage. 


42 Journalistinnen wurden am 25. Juli festgenommen 

Erdogan ließ per Dekret am 27. Juli drei Nachrichten¬ 
agenturen, 16 Femseh- und 23 Radiosender, 45 Zeitun¬ 
gen, 15 Magazine und 29 Verlage schließen. 

Jean-Claude Juncker, EU-Kommissionspräsident am 
25. Juli gegenüber dem französischen Sender France 2: 
„Ich glaube, dass die Türkei im derzeitigen Zustand 
nicht in der Lage ist, in Kürze beizutreten - im übrigen 
auch nicht über einen längeren Zeitraum.“ Für den Fall, 
dass die Todesstrafe wieder eingeführt werden sollte, 
werde die EU die Beitrittsverhandlungen sofort stop¬ 
pen. 

Amnesty International: Scharfe Vorwürfe, dass Festge¬ 
nommene in Polizeigewahrsam durch Sicherheitskräfte 
zum Teil schwerstens gefoltert werden. Es wird gefor¬ 
dert, dass unabhängigen Beobachter*innen der Zugang 
zu allen Einrichtungen ermöglicht wird. 

Günter Meyer, Leiter des Zentrums für Forschung zur 
Arabischen Welt an der Uni Mainz, t-online.de am 26. 
Juli: „Der Säuberungsprozess und die Gleichschaltung 
der Medien wird weitergehen.“ Die Opposition werde 
in den Institutionen keinerlei Chance mehr haben. 
„Durch den Ausnahmezustand ist er (Erdogan; AZADI) 
de facto bereits jetzt der autoritäre Herrscher, der alles 
durchsetzen kann.“ Er setze das säkulare laizistische 
System der Türkei außer Kraft. „Die Minderheiten 
werden dabei die Verlierer sein,“ so der Wissenschaft¬ 
ler. „Wir müssen damit rechnen, dass die Zahl der 
Asylbewerber aus der Türkei stark ansteigen wird.“ 

Christiane Perthel, Sprecherin des Einsatzführungskom¬ 
mandos der Bundeswehr über die Fortsetzung der 
„Tornado„-Operationen vom türkischen Stützpunkt 
Incirlik aus: „Die Zusammenarbeit gestaltet sich ganz 
professionell und problemlos. Die deutsch-türkischen 
Militärbeziehungen laufen weiter auf guter Basis. Das 
ist ein hohes professionelles Miteinander.“ 

Jens Gnisa, Vorsitzender des Deutschen Richterbundes 
warnte am 29. Juli davor, den Forderungen des AKP- 
Regimes nach Auslieferung von Staatsanwälten und 
Richtern an die Türkei, die angeblich der Gülen-Bewe¬ 
gung nahestehen, zu entsprechen. Er warf der Türkei 
ein „grob rechtsstaatswidriges Verhalten“ gegen Rich¬ 
ter und Staatsanwälte vor. 

Winfried Kretschmann (Grüne), Ministerpräsident, 
erklärte gegenüber der Frankfurter Allgemeinen Zei¬ 
tung, dass der türkische Generalkonsul in Stuttgart die 
Landesregierung von Baden-Württemberg aufgefordert 
habe, Schulen und Vereine der Gülen-Bewegung zu 
überprüfen. „Genau das werden wir selbstverständlich 
nicht machen.“ 
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Cem Özdemir (Grünen-Chef), kritisiertr den türkisch¬ 
muslimischen Dachverband DITIB: „Der Ditib sieht 
sich als Vertreter eines fremden Staates in Deutschland 
- das akzeptieren wir nicht.“ 

Erdogan kündigt am 30. Juli per Dekret eine Verfas¬ 
sungsänderung an, wonach das Militär (Heer, Luft¬ 
waffe und Marine) künftig unter seiner direkten Kon¬ 
trolle stehen soll. Militärschulen sollen geschlossen; 
eine neue Universität für Verteidigung soll gegründet 
werden. Erdogan will ferner den Geheimdienst dem 
Präsidialamt unterstellen. 

Eine Verlängerung des Ausnahmezustands werde - 
laut Erdogan „wie in Frankreich“ - erwogen. 


Seit dem Putschversuch seien seinen Angaben 
zufolge 18 700 Personen festgenommen worden. 

Nach Angaben eines leitenden Behördenvertreters, der 

anonym bleiben wollte, hat der türkische Geheimdienst 
MIT bereits im Mai 2015 damit begonnen, per handy- 
App ByLock versendete Nachrichten von Gülen- 
Anhängern zu entschlüsseln. Auf diese Weise seien 
nahezu 40 000 Namen identifiziert worden. Eine 
„große Anzahl“ sei „direkt“ in den Putsch verwickelt 
gewesen. 

(Azadi, Stand: 30. Juli 2016) 


PROZESSE 

Verhandlungstermine §129b-Prozessen 
im A u g u s t 

(ohne Gewähr; Termine können 
kurzfristig verlegt werden) 




Kenan BASTU, OLG Celle, Schlossplatz 2 

L, 4., 8., 11., 15., 18., 22., 25. und 29. August-jeweils 

um 9.00 Uhr 

Ahmet QELIK, OLG Düsseldorf, Kapellweg 36, Düssel¬ 
dorf-Hamm 

15., 16., 25. und 30. August - jeweils um 9.30 Uhr 
Mustafa QELIK, OLG Celle, Schlossplatz 2 

Ab 2. August dienstags und freitags - 

jeweils um 9.15 Uhr 

Ali ÖZEL, OLG Stuttgart, Olgastr. 2 

9., 11. und 18. August-jeweils um 9.15 Uhr 

Bedrettin Kavak: 

3. August, 13.00 Uhr URTEILSVERKÜNDUNG 
In der Verhandlung am 27. Juli haben die Verteidi¬ 
ger ihre Plädoyers gehalten und Bedrettin Kavak ein 
Schlusswort abgegeben. 


Schlusswort von Bedrettin KAVAK am 27. Juli: 

Wer über kurdische Bewegung verhandelt, sollte 
Lösungsperspektive vorlegen 

In der Verhandlung am 27. Juli 2016 erklärte Bedrettin 
Kavak zunächst, dass der IS nun auch für Europa ein 
Problem geworden sei. Er sprach der Bevölkerung von 
Frankreich und Deutschland sowie den Hinterbliebe¬ 
nen der Opfer der Terroranschläge sein Beileid aus: 
„Ich verurteile diese Anschläge. Die Kurden erleben 
solchen Schmerz ständig.“ 

Bedrettin Kavak verwies darauf, dass die deutsche 
Regierung die Kurden auf Wunsch der Türkei seit Jah¬ 



ren verfolge, obwohl sich die Sachlage geändert habe. 
Nach dem Militärputsch in der Türkei seien die für die 
Verbrechen in Kurdistan verantwortlichen und als Hel¬ 
den gefeierten Kommandeure zu Vaterlandsverrätern 
erklärt worden. Es werde eine zivile Diktatur aufge¬ 
baut. Durch den „Putsch im Putsch“ sei im Moment 
unklar, wer in der Türkei welche Ziele verfolge, wes¬ 
halb sich auch die Definition von „Terrorismus“ täglich 
ändern könne. Von einer Demokratie könne keinesfalls 
mehr die Rede sein. „Diese Situation in der Türkei 
hätte von der Staatsanwaltschaft berücksichtigt werden 
müssen. Es reicht nicht aus, lediglich die eigene 
Besorgnis zum Ausdruck zu bringen, dieser Besorgnis 
müssen auch Taten folgen. Erschütterung hilft nicht 
weiter. Wir Kurden wissen am besten, was es bedeutet, 
solchen Intrigen ausgesetzt zu sein. Der IS tötet Kur¬ 
den, verkauft kurdische Frauen auf Märkten und wird 
von der Türkei unterstützt. Gleichzeitig wendet sich die 
Türkei an Europa und fordert, den kurdischen Befrei¬ 
ungskampf auszumerzen.“ [...] 

„Dieses Gericht muss sich Gedanken über eine 
Lösung der kurdischen Frage machen.“ 
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Bedrettin Kavak umriss in seinem Schlusswort die 
kurdische Geschichte seit dem Abkommen von Lau¬ 
sanne im Jahr 1923 und führte aus, dass von kurdischer 
Seite alles versucht worden sei, die Umstände für einen 
würdevollen Frieden zu schaffen. „Ich frage daher die¬ 
ses Gericht, was die Kurden tun sollen. Wenn hier über 
die kurdische Bewegung verhandelt wird, dann sollte 
das Gericht zumindest eine Lösungsperspektive vorle¬ 
gen.“ 

Bezugnehmend auf die niederschmetternde Bilanz 
zu Menschenrechtsverletzungen und Repression in der 
Türkei erklärte er: „Ich habe gegen die Geisteshaltung 
dieses Staates 41 Jahre Widerstand geleistet.“ Die PKK 


leiste Selbstverteidigung und niemand habe das Recht, 
die PKK als terroristisch zu bezeichnen, da diese seit 
Jahren zu Frieden aufrufe und alles dafür gegeben 
habe. „Ich kann nicht nachvollziehen, auf welches Ver¬ 
ständnis sich die Anklage stützt. In Deutschland wird 
einer, der in Syrien mit Geköpften posiert, zu drei Jah¬ 
ren verurteilt. Ich dagegen soll vier Jahre bekommen.“ 
Die Bundesanwaltschaft hatte in der Verhandlung 
am 21. Juli in ihrem Plädoyer eine Freiheitsstrafe von 4 
Jahren gefordert. Das Urteil wird am 3. August verkün¬ 
det. 


REPRESSION 


Bayern schert sich nicht um Trennungsgebot 

von Polizei und Geheimdiensten: 
Parlamentsmehrheit gibt Verfassungsschutz mehr 
Befugnisse 

Am 7. Juli beschloss der bayerische Landtag gegen die 
Stimmen der Opposition eine Ausweitung der Rechte 
und Befugnisse des Verfassungsschutzes. Damit wird 
die erste VS-Landesbehörde legitimiert, auf Telefon¬ 
verbindungs- und Internetdaten zuzugreifen, was bis¬ 
lang nur bundesweit Polizei- und Strafverfolgungsbe¬ 
hörden erlaubt ist. Bayerns Innenminister Joachim 
Herrmann (CSU) verteidigte das Gesetz mit dem 
Kampf gegen Terrorismus und Extremismus. Die 
Sicherheit der Menschen sei wichtiger als die Sicher¬ 
heit von Daten. Er rief die anderen Bundesländer dazu 
auf, dem bayerischen Beispiel zu folgen. 

Für die Grünen ist das neue Regelwerk verfassungs¬ 
widrig, weshalb sie ankündigten, Verfassungsbe¬ 
schwerde einreichen zu wollen. SPD-Rechtsexperte 
Franz Schindler warf der Staatsregierung vor, das Tren¬ 
nungsgebot von Polizei und Geheimdiensten aufzuwei¬ 
chen. 

(NDv. 8.7.2016) 

Spionage unter Freunden geht doch 

Einer Bewertung des Parlamentarischen Kontrollgre- 
miums (PKGr) des Bundestages zufolge sei nach 
Angaben der Nachrichtenagentur dpa vom Bundes¬ 
nachrichtendienst (BND) eine „niedrige zweistellige 
Zahl von Teilnehmern“ abgehört worden, die EU- 
Regierungen bzw. NATO-Ländern zuzuordnen seien. 
Darunter befinden sich Regierungschefs, Minister und 
deren Umfeld sowie militärische Einrichtungen. Dabei 
hat der BND intensiv diplomatische Vertretungen von 
EU- oder NATO-Verbündeten weltweit ausgekund¬ 
schaftet. Damit waren bis etwa Ende 2013 mehr als 


zwei Drittel der insgesamt 3.300 Ziele im Fokus des 
BND. Dazu komme eine „mittlere zweistellige“ Zahl 
von Nichtregierungsorganisationen oder aus dem 
Bereich der Wirtschaft wie Luft- und Raumfahrt, Rüs¬ 
tung oder Medien. Laut dem PKGr-Bericht seien 
besonders viele Einzelpersonen betroffen - darunter 
deutsche Staatsbürger, die der BND eigentlich nicht 
observieren darf. Um wen es sich hierbei gehandelt hat 
gehe laut dpa aus dem Bericht nicht hervor. 

(jwv. 12.7.2016) 

Theorie made by Bundesregierung 
De Maiziere erfreut: Neue 
Extremismusklausel schärfer als die alte 

Das Bundeskabinett beschloss am 13. Juli ein Strate¬ 
giepapier „Extremismusprävention und Demokratieför¬ 
derung“, das von Bundesinnenminister Thomas de 
Maiziere (CDU) und Familienministerin Manuela 
Schwesig (SPD) in einer Pressekonferenz vorgestellt 
wurde. Schwesigs Angaben zufolge arbeitet die Bun¬ 
desregierung mit nahezu 700 zivilgesellschaftlichen 
Organisationen zusammen. Mit dem Bundesprogramm 
„Demokratie leben“ unterstützt das Ministerium seit 
2015 Initiativen und Gruppen, die sich „für Demokra¬ 
tie einsetzen,,, denen in diesem Jahr 50 Millionen Euro 
zur Verfügung gestellt werden. 2017 sollen es 74 Mil¬ 
lionen Euro sein. Orte, wo vor „Extremismen“ gewarnt 
werden soll, sind u.a. Schulen, Gefängnisse und 
Moscheegemeinden. Hubertus Knabe, Direktor der 
Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen, kommt in 
einem Imagefilm des Familienministeriums zu Wort 
und sagt: 

„Ziel des Projekts ist es, sich auch mit aktuellen 
Formen des Linksextremismus oder Linksradikalismus 
oder der linken Militanz auseinanderzusetzen.“ Er 
glaube, gemeinsames Merkmal aller „linksextremisti- 
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sehen Bewegungen“ sei die Akzeptanz von Gewalt, 
wenn sie „für die gute Sache“ angewandt werde. Im 
Zusammenhang mit den Auseinandersetzungen um das 
Hausprojekt Rigaer Straße in Berlin-Friedrichshain 
hatte er über Twitter verbreitet, der Verfassungsschutz 
warne vor Mordanschlägen durch „Linksextremisten“. 
Das habe er [ausgerechnet!] der BILD-Zeitung ent¬ 
nommen. 

De Maiziere erklärte, dass jedem Förderbescheid 
zuvor eine intensive sicherheitspolitische Prüfung 


vorausgegangen sei. „Insofern ist diese neue Extremis¬ 
musklausel [ die frühere Ministerin Kristina Schröder 
hatte eine solche eingeführt , die aber wieder abge¬ 
schafft wurde, Azadi\ sogar noch schärfer als die alte,“ 
freute sich der Innenminister. Schwesig zufolge sei von 
„entscheidender Bedeutung, dass im Kampf gegen 
Extremismus aller Couleur auch die Zivilgesellschaft 
noch stärker eingebunden“ werde. 

(ND/jw v. 20.7.2016/Azadi) 


GERICHTSURTEILE 


Bundesverfassungsgericht lehnt Eilanträge 
zur Vorratsdatenspeicherung ab 

Europäischer Gerichtshof in Luxemburg entscheidet im 
Herbst 

Das Bundesverfassungsgericht hat in einer Entschei¬ 
dung vom 15. Juli zwei Anträge abgelehnt, die darauf 
abzielten, einen Stopp der Vorratsdatenspeicherung 
schon vor einem abschließenden Gerichtsurteil zur 
Speicherung von Telefon- und Internetverbindungsda¬ 
ten für unanwendbar erklären zu lassen. Die Richter 
räumen zwar ein, dass die bloße Speicherung einen 
„erheblichen Einschüchterungseffekt“ haben könne 
wegen des Gefühls, ständig beobachtet zu werden. 
Andererseits habe der Gesetzgeber den Zugriff nur auf 
schwere Straftaten beschränkt. Das Gesetz gilt seit 
Ende 2015, wird derzeit jedoch noch nicht angewendet, 
weil den Telekommunikationsuntemehmen eine Über¬ 
gangsfrist für die Schaffung von Speicherkapazitäten 
bis Mitte 2017 eingeräumt wurde. 

Die Verfassungsbeschwerden stammen von einer 
Gruppe von Journalisten, Anwälten und Ärzten sowie 
u. a. von der früheren Bundesjustizministerin Sabine 
Leutheusser-Schnarrenberger. Sie wenden sich gegen 
eine Speicherpflicht von zehn Wochen für Verbin¬ 
dungsdaten sowie von Standortdaten aus der Hand- 
ynutzung von vier Wochen. 

Der Europäische Gerichtshof befasst sich derzeit 
ebenfalls mit den Speichergesetzen in Schweden und 
Großbritannien. 2014 hatte der EuGH die EU-Richtli- 
nie zur Vorratsdatenspeicherung für ungültig erklärt. 

Am 19. Juli stellte der Generalanwalt des EuGH 
klar, dass das EU-Recht grundsätzlich die Speicherung 
von Telefon- und Intemetdaten erlaube, doch müssten 
die nationalen Gesetzgeber für Datensammlungen 
strenge Verhältnismäßigkeitskriterien anlegen. Eine 
Vorratsspeicherung könne nur zur Bekämpfung schwe¬ 
rer Kriminalität gerechtfertigt werden und müsse 
„absolut notwendig“ sein. 


Eine endgültige Entscheidung des EuGH wird für 
den Herbst erwartet. 

(Süddt.Ztg./NDv. 16./17.7., 20.7. 2016) 

Späte Reue? LKA Hamburg erklärt 
Spitzeleinsatz für rechtswidrig 

Von 2003 bis 2006 hatte die verdeckt agierende Beam¬ 
tin des LKA unter dem Aliasnamen „Iris Schneider“ 
das Hamburger Alternativradio FSK ausgespäht. In 
einem ausführlichen Schreiben an das Verwaltungsge¬ 
richt Hamburg erklärte nun die Rechtsabteilung des 
Landeskriminalamtes, dass dieser Spitzeleinsatz rechts¬ 
widrig war und gegen Gesetze verstoßen habe. „Nach 
nochmaliger Überprüfung und Bewertung der Rechts¬ 
lage ist einzuräumen, dass die verdeckte Mitarbeit der 
Beamtin [...] und das in diesem Zusammenhang 
erfolgte Betreten von Räumlichkeiten rechtswidrig 
waren.“ Im November 2015 hatte das FSK gegen die 
Bespitzelung vor dem VG geklagt. Ende 2014 wurde 
die verdeckte Ermittlerin enttarnt, die sowohl in den 
Sender als auch in das linke Zentrum „Rote Flora“ ein¬ 
geschleust worden war. Durch die verdeckte Datener¬ 
hebung durch die Polizei werde „regelmäßig und inten¬ 
siv in das Grundrecht auf informationeile Selbstbestim¬ 
mung der Personen eingegriffen“, kritisierte Hamburgs 
Datenschutzbeauftragter Johannes Caspar, weil „heim¬ 
lich - das heißt ohne Erkennbarkeit einer polizeilichen 
Maßnahme - personenbezogene Daten erhoben“ wür¬ 
den. 

Geheimdiensteinsätze gegen die politische Szene in 
Hamburg habe Tradition, erklärte Christiane Schneider 
(Linke), Bürgerschaftsabgeordnete. Die Polizei pflege 
ein „besonders ausgeprägtes Feindbild in Richtung 
links“. Bedenklich sei hierbei der „Informationsaus¬ 
tausch zwischen Polizei und Verfassungsschutz“, so 
Schneider. Auf den Einsatz verdeckter Ermittler in der 
Neonaziszene jedoch verzichte die Polizei ausdrück¬ 
lich. 

(NDv. 20.7.2016/Azadi) 
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ASYL- UND 

MIGRATIONSPOLITIK 


Massentod auf dem Fluchtweg nach Europa 

Laut der Internationalen Organisation für Migration 
(IOM) sind im ersten Halbjahr 2016 mindestens 3694 
Flüchtende ums Leben gekommen - im Vergleich zum 
Vorjahr ein Anstieg um 18 Prozent. Die weltweit 
gefährlichste Fluchtroute ist das Mittelmeer in Rich¬ 
tung Europa. Allein dort wurden bis Ende Juni rund 
3000 Menschen getötet, für vermisst erklärt und mehr 
als 2500 ertranken auf dem Weg von Afrika nach Ita¬ 
lien. Nach den Vereinbarungen zwischen der EU und 
der Türkei sowie der Sperrung der „Balkanroute“ 
suchen die Fliehenden neue Wege nach Europa. Dies 
sei „unmenschlich“, erklärte Bernd Riexinger, Vorsit¬ 
zender der Linkspartei. 

(jw v. 15.7.2016) 


ZUR SACH 

Union der Gemeinschaften Kurdistans (KCK) 
zum gescheiterten Militärputsch: 

AKP hat Türkei in ein antidemokratisches 
Land verwandelt 

„[...] Bereits vor einem Jahr kam es zum Putsch von 
oben gegen den demokratischen Willen der Bevölke¬ 
rung und die kurdische Befreiungsbewegung. Nach den 
Wahlen am 7. Juni 2015 bildete Erdogan eine Allianz 
mit der MHP, allen faschistischen Kräften, nationalisti¬ 
schen Militärstrukturen in Gestalt von ,Ergenekon‘ und 
Teilen der Armee. Die AKP schickte die Armee in die 
kurdischen Städte, um Häuser niederzubrennen und 
Hunderte Zivilisten zu ermorden. Außerdem erließ man 
Gesetze, die Soldaten vor Strafverfolgung wegen 
Kriegsverbrechen schützen. [...] Der Putschversuch 
beweist vielmehr, dass es in der Türkei an Demokratie 
fehlt. Denn derartige Bestrebungen sind nur dort mög¬ 
lich, wo ein autoritäres Regime sich an die Stelle eines 
anderen setzen will. 


CSU-Generalsekretär: Asyl in Deutschland für 
politisch Verfolgte aus der Türkei 

Während der ZDF-Talkshow „Maybrit Illner“ über die 
Situation in der Türkei nach dem gescheiterten Putsch¬ 
versuch, stellte der CSU-Generalsekretär Andreas 
Scheuer politisch Verfolgten unter Umständen Asyl in 
Deutschland in Aussicht. „Wir erwarten, dass Men¬ 
schen kommen, die von der Herrschaft von Erdogan 
und seiner Partei verfolgt werden.“ Erdogan trete die 
Menschenrechte und die Pressefreiheit mit Füßen, wes¬ 
halb jetzt Druck auf die Türkei ausgeübt werden 
müsse: „Denn so kann es nicht weitergehen, wie man 
in der Türkei mit dem Rechtsstaat umgeht,,, sagte er. 

Auch PRO ASYL rechnet mit einem Anstieg der 
Asylbewerber*innen aus der Türkei. Dies gelte insbe¬ 
sondere für Wissenschaftler*innen und Intellektuelle, 
deren Existenz aufgrund von Repression und Entlas¬ 
sungen bedroht sei - so Bernd Mesovic gegenüber der 
„Westdeutschen Allgemeinen Zeitung“. 

(Azadi) 

E: TÜRKEI 


Gefährlicher als der Putschversuch selbst ist, dass 
Erdogan und die faschistische AKP als Verteidiger der 
Demokratie dargestellt werden. Der Machtkampf unter 
den autoritären, despotischen und antidemokratischen 
Kräften ist nicht der Kampf zwischen den Anhängern 
und Gegnern der Demokratie. [...] Die Justiz ist unter 
Kontrolle der Politik, faschistische Gesetze wurden 
erlassen, eine Mehrheit des Parlaments hat die Immu¬ 
nität von Abgeordneten aufgehoben, Bürgermeister 
wurden verhaftet oder von ihren Posten abgesetzt, Tau¬ 
sende Politiker der HDP und DBP sind in Haft. Das ist 
der wirkliche Putsch. 

Die Türkei wurde durch die AKP in ein monisti¬ 
sches, hegemoniales und antidemokratisches Land ver¬ 
wandelt, das sich im Chaos befindet. [...] 

Der Kampf gegen das AKP-Regime darf nicht 
nachlassen, sondern muss intensiviert werden, um das 
Chaos zu beenden und eine demokratische Türkei auf¬ 
zubauen.“ 

(aus dem Englischen übersetzt und veröffentlicht in jw v. 18.7.2016; 

kurzlink. de/KCK-statement) 
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OSZE will Prozesse gegen mutmaßliche 
Putschisten beobachten 

Der Direktor des OSZE-Büros für demokratische Insti¬ 
tutionen und Menschenrechte, Michael Georg Link, 
will die Prozesse in der Türkei gegen mutmaßliche 
Putschisten beobachten und forderte Zugang zu dem 
Land. „Wir möchten uns selbst ein Bild von der Situa¬ 
tion machen und mit den türkischen Behörden über die 
Maßnahmen sprechen, die jetzt getroffen werden“, so 
Link in einem Gespräch mit dem RBB-Inforadio. Bis¬ 
lang habe man jedoch keine Antwort erhalten. Die 
OSZE beobachten auch in anderen Ländern Prozesse 
wie auch Wahlen. Dass die Türkei die Europäische 
Menschenrechtskonvention teilweise ausgesetzt hat, 
sei ein ernstes Signal: „Die Türkei muss immer wieder 
daran erinnert werden, dass - nachdem Teile des Mili¬ 
tärs versucht haben, die Lage zu verändern - es jetzt 
eine bittere Ironie wäre, wenn die Regierung gleichsam 
von oben die demokratischen Zustände verändert.“ 

(NDv. 22.7.2016/Azadi) 

Kapitalabfluss aus der Türkei nach 

Verkündung des Ausnahmezustands 

Mit Preisbeschleunigung ist zu rechnen 

„Das Risiko einer Kapitalflucht bleibt solange beste¬ 
hen, bis die Maßnahmen, die während des Ausnahme¬ 
zustands ergriffen wurden, klar offengelegt werden,“ 
sagte Özlem Drici, Chefvolkswirt beim Finanzdienst¬ 
leister Deniz Investment in Istanbul. Seit Ende des Jah¬ 
res 2003 haben dem Institut of International Finance 


zufolge Investoren mehr als 150 Milliarden Dollar in 
türkische Aktien- und Anleihenmärkte angelegt. 

Internationale Kapitalgeber denken jetzt verstärkt 
über einen Kapitalabfluss aus der Türkei nach. Seit 
Verhängung des Ausnahmezustands haben sich bereits 
zahlreiche Anleger aus dem Land zurückgezogen. Der 
Leitindex der Istanbuler Börse fiel stetig. Seit dem 
gescheiterten Putsch summiert sich das Minus auf rund 
13 Prozent - der größte Kursfall in der Geschichte der 
Türkei. Die Ratingagentur Standard & Poor’s stuft die 
Kreditwürdigkeit des Landes massiv herunter und 
droht gleichsam weitere Schritte an. Die Bank JP Mor¬ 
gan geht davon aus, dass im Falle einer Herabstufung 
der Bonität unverzüglich türkische Anleihen im 
Umfang von rund 10 Milliarden Dollar abgestoßen 
werden. Außerdem ist mit einer immensen Preisbe¬ 
schleunigung zu rechnen. 

(Die Welt v. 23.7.2016) 

EU-Gelder für (Noch-)Beitrittskandidat Türkei 

Die EU-Kommission stellt den Beitrittskandidaten 
Albanien, Bosnien und Herzegowina, Mazedonien, 
Kosovo, Montenegro, Serbien und der Türkei für die 
Zeit von 2014 bis 2020 einen Unterstützungsbetrag 
von 11,7 Milliarden Euro bereit, damit sich diese durch 
Reformen dem rechtsstaatlichen, sozialen und wirt¬ 
schaftlichen Standard der EU anpassen. Alleine die 
Türkei soll in dieser Zeit rund 4,45 Milliarden Euro 
erhalten (für den Bereich Justiz, den Kampf gegen 
Geldwäsche und Terrorismus, Wahrung der Grund¬ 
rechte, Umwelt, Sozialpolitik). 

(NDv. 23.724.7.2016) 


INTERNATIONALES 


Israel: Linke NGOs müssen ausländische 
Finanzierung offenlegen 

Zionistische Union: Aufkeimender Faschismus / Rechte 
Organisationen bleiben unangetastet 

In Israel wurde ein Gesetz vom Parlament verabschie¬ 
det, wonach israelische Nichtregierungsorganisationen 
offenlegen müssen, wenn sie mehr als die Hälfte ihres 
Etats von ausländischen Regierungen erhalten. Einer 
vom Justizministerium erstellten Liste sind 27 Organi¬ 
sationen hiervon betroffen, 25 davon sind dem linken 
Spektrum zuzuordnen. Zu nennen seien bekannte 
NGOs wie B’Tselem oder Breaking the Silence, die 
Menschenrechtsverletzungen in den besetzten Gebieten 
dokumentieren bzw. Erlebnisse israelischer Soldaten 
veröffentlichen. „Gegner der Besatzung der palästinen¬ 
sischen Gebiete sollen als ausländische Agenten darge¬ 
stellt werden“, sagt Zehawa Gal-On, Abgeordnete der 


linksliberalen Meretz. Von einem „aufkeimenden 
Faschismus, der sich in unsere Gesellschaft ein¬ 
schleicht“, spricht Jitzhak Herzog, Vorsitzender der 
Zionistischen Union - ein Bündnis aus Arbeitspartei 
und der Kleinfraktion HaTnuah. „Das Gesetz verbietet 
erst einmal nichts, es betrifft jedoch Organisationen, 
mit denen wir Zusammenarbeiten. Ob und welche Aus¬ 
wirkungen es auf die zukünftige Zusammenarbeit mit 
diesen Organisationen und damit auf die Arbeit der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung haben wird, muss sich zei¬ 
gen“, erklärte Janine Hamilton, Sprecherin der Stif¬ 
tung. UNO-Generalsekretär Ban Ki Moon zeigte sich 
„sehr besorgt“, weil das Gesetz zu einem Klima bei¬ 
trage, „in dem die Arbeit von Menschenrechtsorganisa¬ 
tionen delegitimiert“ werde. Annette Groth, menschen¬ 
rechtspolitische Sprecherin der Bundestagslinken: „Die 
seit vielen Jahren schleichende Rechtswendung der 
israelischen Politik macht sich zunehmend auch in 
antidemokratischen Gesetzen bemerkbar.“ 
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Mehrere Organisationen haben Klage vor dem personen. Die Identität, die Motivation und Ziele der 
Obersten Gerichtshof angekündigt. Geldgeber von neun großen rechten Organisationen 

Für großen Ärger sorgt die Einseitigkeit des Geset- bleiben jedoch im Dunkeln, 
zes. Auch rechte Organisationen bekommen finanzielle ( ND v - 18 - 7.2016/Azadi) 

Unterstützung aus dem Ausland, zumeist von Privat- 

DEUTSCHLAND SPEZIAL 


Bundesregierung: Massaker an Herero und 
Nama war „Völkermord“ 

„Ich fordere die Bundesregierung auf, ihrer histori¬ 
schen Verantwortung während der Verhandlungen 
gerecht zu werden statt einseitig ihre Interessen durch¬ 
zusetzen. Mit den einseitigen Statements des Sonderbe¬ 
auftragten Polenz und deutschen Botschafters Schlaga 
von letzter Woche wird es keine dauerhafte und zufrie¬ 
denstellende Lösung geben, die von allen Parteien 
anerkannt wird,“ sagte Niema Movassat, Abgeordneter 
der Linksfraktion im Bundestag. Damit sprach er die 
Massaker an den Herero und Nama an, die Anfang des 
20. Jahrhunderts in der Kolonie Deutsch-Südwest¬ 
afrika, dem heutigen Namibia, anrichtete. Schätzungen 
zufolge haben die damaligen Truppen zwischen 1904 
bis 1908 rund 90 000 Herero und Nama gezielt getötet. 
Erst am 10. Juli 2015 hatte der seinerzeitige Sprecher 
des Auswärtigen Amtes, Dr. Martin Schäfer, die Ereig¬ 
nisse als „Völkermord“ bezeichnet. 

Diese Sichtweise teilte nun die Bundesregierung in 
der Antwort auf eine Anfrage der Linksfraktion: „Die 
diesbezüglichen Antworten des Sprechers des Auswär¬ 
tigen Amtes und des Regierungssprechers spiegeln die 
Position der Bundesregierung wider.“ Diese Antwort 
ist als Neuorientierung in dieser Frage zu werten. 

Am 13. Juli kündigte das Auswärtige Amt an, dass 
sich Deutschland offiziell bei Namibia für den Völker¬ 
mord entschuldigen wolle. Zudem soll eine deutsch¬ 
namibische „Zukunftsstiftung“ gegründet und Infra¬ 
strukturprojekte wie Meerwasser-Entsalzungsanlagen 
errichtet werden. Von Reparationen und direkten 
Gesprächen mit den Nachfahren war keine Rede. Noch 
wird die Forderung von Niema Movassat „Die Nach¬ 
fahren der Opfer dieses Völkermords gehören mit an 
den Verhandlungstisch“ ignoriert. 

(NDv. 14.7.2016/Azadi) 

Der Tod ist ein Meister aus Bayern 

Mit 4,3 Milliarden Euro ist Bayern der Profiteur der 
deutschen Rüstungsexporte; 55 % der gesamten Waf¬ 
fenindustrie stammt aus dem Freistaat. Dies ergab die 
Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage der 
grünen Bundestagsabgeordneten Doris Wagner. Um 
mehr als das Vierfache sind damit die bayerischen 


Exporte im Vergleich zu 2014 gestiegen, die Zahl der 
Kriegswaffen gar um das Sechsfache, womit ein „uner¬ 
trägliches Maß erreicht“ sei, so Wagner. Hierbei han¬ 
delt es sich insbesondere um Kampfpanzer der Firma 
Krauss-Maffei Wegmann. 90 Prozent der Kriegswaffen 
sind - ausgerechnet - in Drittländer wie Saudi-Arabien 
oder Katar geliefert worden - achtmal so viel wie 
2014. „Bayerische Rüstungsunternehmen befeuern 
damit Kriege und Konflikte wie den Krieg im Jemen 
und ignorieren massivste Menschenrechtsverletzun¬ 
gen“, sagte Doris Wagner. 

Das Wirtschaftsministerium hingegen meinte, dass 
es wichtig sei, von Forschung bis zur Produktion alles 
in Bayern zu erhalten. 

(Süddt.Ztg. v. 16./17.7.2016) 

Vom Korrekturlesen in U-Haft 

BKA: 511 islamistische Gefährder in der BRD 

Nach dem Anschlag von Nizza wurde in Nordrhein- 
Westfalen ein 18-jähriger deutscher Jugendlicher fest¬ 
genommen. Die Ermittler werden ihm vor, dem IS bei 
Übersetzungen geholfen zu haben. Er soll angeboten 
haben, englische, türkische und deutsche Texte auf 
Fehler hin zu kontrollieren. Im Juni und Juli soll er das 
in neun Fällen getan haben. 

Damit befinden sich 81 von insgesamt durch das 
BKA gezählte 511 islamistischen „Gefährdern“ in 
Haft. Nach Angaben der Nachrichtendienste sind 820 
Islamisten nach Syrien oder in den Irak gereist, um dort 
beim IS oder anderen islamistischen Gruppen zu kämp¬ 
fen. Geschätzt werde, dass etwa ein Drittel dieser Per¬ 
sonen wieder in die BRD zurückgekehrt sei - das 
wären 270 Kämpfer. In zahlreichen Fällen ist den 
Behörden allerdings ihr Aufenthaltsort nicht bekannt. 
Bei den meisten Rückkehrern wisse man laut BKA bis 
heute nicht „belastbar“, ob sie sich an Kämpfen im 
Kriegsgebiet beteiligt hätten. Das sei nur bei 70 von 
ihnen der Fall. 

Ins Netz der Ermittler gehe stattdessen, „wer auf 
sich aufmerksam macht, und sei es, weil er IS-Texte 
zum Korrekturlesen“ empfange, schreibt Ronen 
Steinke in der Süddt. Ztg. vom 16:717.7.2016. 
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Chile-Besuch von Bundespräsident Gauck: 
Botschaftsempfang mit „berüchtigtem 
Schläger“ 

Bundespräsident Joachim Gauck war mit seiner Lebens¬ 
gefährtin u. a. nach Chile gereist, um der Opfer von Dik¬ 
tatur und Unterdrückung während der Militärdiktatur zu 
gedenken. Im Mittelpunkt des Besuchs stand das Folter¬ 
zentrum Colonia Dignidad (CD), das von der totalitären 
Sekte des Deutschen Paul Schäfer geleitet wurde und 
eng mit dem Terrorregime von Augusto Pinochets ver¬ 
bunden war. Gauck sagte, dass sich Deutschland durch 
Verschweigen und Verdrängen schuldig gemacht habe, 
weil dort „Menschen entrechtet, brutal unterdrückt und 
gefoltert“ worden seien und der chilenische Geheim¬ 
dienst dort habe „foltern und morden“ können. Angehö¬ 
rige der Opfer reagierten jedoch enttäuscht, weil sich 
Gauck zwar mit Vertretern der Zivilgesellschaft, aber 
nicht mit ihnen getroffen habe. Auf Kritik gestoßen war 
auch die Aussage von Gauck, dass Deutschland keine 
juristische Verantwortung an den Verbrechen der Colo¬ 
nia Dignidad trage mit der Folge, dass keine Entschädi¬ 
gung beansprucht werden kann. 

Bei einem Empfang in der deutschen Botschaft 
dann kam es zu einem Eklat. Gauck hatte sich mit 
Opfern der CD fotografieren lassen. Dieses Bild wurde 
verschickt. Hierbei erkannte jemand Reinhard Zeitner, 
der 2013 in Chile wegen Beihilfe zur Kindesentfüh¬ 
rung zu drei Jahren Haft auf Bewährung verurteilt 
wurde. Er soll u.a. Wachmann der CD gewesen sein. 
Weil er selber als Kind von Sektenchef Schäfer miss¬ 
handelt wurde, hat er heute eine leitende Funktion in 
einer Opfergruppe. Florian Gallenberger, Regisseur 
eines Films über die Sekte und Begleiter von Gauck 
nannte Zeitner „einen ziemlich berüchtigten Schläger“. 
Bei einem Gespräch zwischen den Beiden kam es in 
der Botschaft zu einem Streit. Das Bundespräsidialamt 
zeigte sich äußerst verärgert darüber, dass dieser Mann 
eingeladen worden war. Auf Anfrage der Süddt. Zei¬ 
tung bei der deutschen Botschaft nach den Gründen der 
Einladung, gab es keine Reaktion. Das Auswärtige Amt 
beteuerte, die Botschaft „unverzüglich“ um Aufklärung 
gebeten zu haben. 

(Süddt.Ztg. v. 16./17.7.2016/Azadi) 

CSU-Politiker hofierte faschistische „Graue 
Wölfe“ 

Martin Neumeyer (CSU), Integrationsbeauftragter der 
bayerischen Staatsregierung, hat hat angekündigt, am 
16. Juli das „Internationale Sommerfest“ der „Grauen 
Wölfe“ in Neuaubing bei München besuchen und dort 
eine Festrede über Tradition und Werte halten zu wol¬ 
len. Veranstalter ist das Türkische Kulturzentrum Mün¬ 
chen e.V., auf dessen facebook-Seite das Symbol der 
türkischen Faschisten - drei Halbmonde der osmani- 


schen Kriegsflagge - zu sehen ist. Links verweisen 
sowohl auf die Partei der Nationalistischen Bewegung 
(MHP) als Mutterorganisation der „Grauen Wölfe“ in 
der Türkei als auch auf deren Frontorganisation Ülkü 
Ogaklari (Idealisten-Heime). Verlinkt ist zudem der 
Dachverband der „Grauen Wölfe“, die Föderation der 
Türkisch-Demokratischen Idealistenvereine in 
Deutschland e.V. 

Zu deren Feindbildern zählen Armenier, Kurden 
und Juden. Die „Grauen Wölfe“ waren vor dem Mili¬ 
tärputsch von 1980 verantwortlich für Tausende Morde 
an Linken und Aleviten. Heute üben sie als Angehörige 
von Polizeieinheiten Massaker an Zivilist*innen in 
Kurdistan aus. 

Proteste gegen den Auftritt Neumeyers kamen von 
der Opposition im bayerischen Landtag. Dieser hofiere 
eine Bewegung, die in der Türkei am äußersten rechten 
Rand stehe, sagte der SPD-Landtagsabgeordnete Flo¬ 
rian Ritter gegenüber der Süddt.Ztg. vom 11. Juli. 
Zustimmung erhielt er hingegen vom Vorsitzenden des 
Arbeitskreises Migration der Jungen Union München, 
Serdar Duran. 

(fwv. 15.7.2016) 

Rechtsextreme Aufmärsche seit 1990 
verdreifacht 

In Deutschland gab es laut Berliner Tagesspiegel die 
seit 1990 höchste Zahl an rechtsextremen Aufmärschen 
und Kundgebungen. Insgesamt seien 690 derartiger 
Veranstaltungen vom Verfassungsschutz registriert 
worden - mehr als dreimal so viele wie 2014. Rund 
drei Viertel der Aktionen haben demnach in Ost¬ 
deutschland stattgefunden. In diesen Zahlen nicht ent¬ 
halten sind die Pegida-Demonstrationen in Dresden, 
weil sie nicht als rechtsextremistisch eingestuft wer¬ 
den. Genannt sind allerdings Veranstaltungen einiger 
Pegida-Ableger. Dem Bericht zufolge wurden allein 
266 der Aufmärsche von der NPD organisiert. 

(jwv. 15.7.2016) 

Zynisch: Rekrutierung von Flüchtlingen für 
die Bundeswehr 

Kriegsministerin von der Leyen will Flüchtlinge „inte¬ 
grieren“. „Die Bundeswehr ist dabei, in einem Pilot¬ 
projekt zunächst mehr als hundert Flüchtlinge in zivi¬ 
len Fähigkeiten auszubilden,“ sagte sie der Frankfurter 
Allgemeinen Sonntagszeitung. Die Idee hierbei sei, 
„dass sie eines Tages nach Syrien zurückgehen und 
beim Aufbau helfen.“ Es gehe um Medizin, Technik, 
Handwerk und Logistik. Daran, die Flüchtlinge als Sol¬ 
daten auszubilden und einzusetzen, sei nicht gedacht. 
Die Ausbildung von Sicherheitskräften wäre denkbar, 
wenn es in Syrien wieder eine verantwortungsvolle 
Regierung gebe. 

(Süddt.Ztg. v. 25.7.2016) 
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UNTERSTÜTZUNGS¬ 

FÄLLE 

Im Juli hat Azadi über 8 Anträge entschieden und einen Gesamtbetrag von 1306,54 € gewährt. Verschiedene 
Gefangene wurden unterstützt durch Bücher/CD-Lieferungen, ein Zeitungsabo, ein Musikinstrument, eine Zahn¬ 
behandlung. Desweiteren wurden die anwaltlichen Kosten für die Recherche über der Hintergründe einer vorü¬ 
bergehenden Festnahme übernommen. 

Im Juli erhielten elf § 129b-Gefangene für Einkauf in den JVAen insgesamt 1133,— €. 
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ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Hansaring 82 
50670 Köln 
Tel. 0221/16 79 39 45 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.P.: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 


Bankverbindung: 

GLS-Bank Bochum 

BIC: GENODEM1GLS 

IBAN: DE80 4306 0967 8035 7826 00 


Klage gegen Bundesinnenministerium wegen 
AZADI-Eintrags im VS-Bericht 2015 eingereicht 

I n dem am 28. Juni dieses Jahres veröffentlichten Jahresbericht 2015 des Bun¬ 
desamtes für Verfassungsschutz wurde AZADI unter dem Kapitel „Sicherheits¬ 
gefährdende und extremistische Bestrebungen von Ausländern (ohne Islamis¬ 
mus) und dort unter „Überblick mit Strukturdaten zu wichtigen Beobachtungsob¬ 
jekten“ unter der „Arbeiterpartei Kurdistans (PKK)“ aufgeführt und somit der PKK 
zugerechnet. Dort heißt es u.a., dass es sich bei AZADI um einen Verein handele, 
„dessen Hauptzweck in der finanziellen bzw. materiellen Unterstützung von Perso¬ 
nen“ liege, „die aufgrund ihrer Tätigkeit für die PKK in Deutschland strafrechtlich 
verfolgt werden“. Hierbei würden „ganz oder teilweise Anwalts- und Prozesskosten“ 
übernommen oder „Zeitungsabonnements PKK-naher Zeitschriften für verurteilte 
Personen“ finanziert. Der VS behauptet sodann, dass „auf diese Weise die Betroffe¬ 
nen auch weiterhin an die Organisation gebunden werden“ sollen. Ferner bestünden 
„enge Verbindungen zu PKK-nahen Organisationen sowie zur linksextremistischen 
Gefangenenhilfsorganisation ,Rote Hilfe 4 e.V.“ 

In der Einleitung zum Kapitel „Sicherheitsgefährdende und extremistische Bestre¬ 
bungen von Ausländem (ohne Islamismus)“ ist die Rede davon, dass sich im nicht- 
islamistischen Ausländerextremismus Ideologieelemente aus dem Rechts- und 
Linksextremismus fänden und einige Organisationen auch gewaltorientierte separa¬ 
tistische Bestrebungen verfolgten. Entsprechend zielten die dort aufgeführten Orga¬ 
nisationen auf eine radikale Verändemng der politischen Verhältnisse im Heimat¬ 
land und gefährdeten darüber hinaus die innere Sicherheit in der Bundesrepublik 
Deutschland und würden zudem teilweise gegen das Prinzip der Völkerverständi¬ 
gung verstoßen. Bei den meisten gelte Deutschland als sicherer Rückzugsraum, von 
wo aus die Heimatorganisationen propagandistisch, materiell und finanziell unter¬ 
stützt würden. 

Gegen diese Stigmatisierung von AZADI wurde ein Anwalt eingeschaltet, der das 
Bundesinnenministerium - Vorgesetzte Behörde des BfV - zweimal aufgefordert 
hatte, den VS-Bericht nicht weiter zu verbreiten, soweit der Verein dort erwähnt 
wird. Weil keine Rückantworten erfolgten, wurde am 21. September Klage vor dem 
Verwaltungsgericht Berlin eingereicht. 

Allein schon die Erwähnung von AZADI im Kapitel „Sicherheitsgefährdende und 
extremistische Bestrebungen von Ausländem“ sei - laut Klagetext - „unrichtig“ und 
verletze den Verein in seinen Rechten. Zweck des Vereins sei keineswegs „die 
Erzielung einer radikalen Verändemng im Heimatland , wobei das Heimatland aller 
Vorstandsmitglieder die Bundesrepublik Deutschland“ ist. AZADI bediene sich 
auch „nicht der Mittel der Gewalt und des Terrors zur Erreichung seiner Vereins¬ 
zwecke“. 
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In der Klage wird klargestellt, dass AZADI weder 
ein „kurdischer“ Verein ist, noch Teil einer „wie auch 
immer gearteten PKK-Struktur“. Zu seinem Tätigkeits¬ 
feld gehöre die „Dokumentation des staatlichen 
Umgangs mit kurdischen Organisationen und Men¬ 
schen kurdischer Herkunft und deren Veröffentlichung, 
die materielle Unterstützung von Kurdinnen und Kur¬ 
den, die aufgrund ihrer politischen Tätigkeit verfolgt 
werden, sowie die Beobachtung der entsprechenden 
Prozesse“. Arbeitsschwerpunkt sei zudem die „Ausei¬ 
nandersetzung mit dem staatlichen Umgang mit kurdi¬ 
schen Organisationen - insbesondere auch in Deutsch¬ 
land - sowie mit politischen Aktivitäten von Kurdinnen 
und Kurden im Geltungsbereich des Grundgesetzes“. 

Die Erwähnung des Vereins in dieser Form ist laut 
Klage rechtswidrig. Schließlich sei der VS-Bericht 
„kein beliebiges Erzeugnis staatlicher Öffentlichkeits¬ 
arbeit“; vielmehr werde ihm eine „Warnfunktion“ 
zugeschrieben. Die Erwähnung von Organisationen, 

PROZ 

§129b-Verfahren gegen Ahmet Qelik: 

Gutachter Dr. Posch referiert über Situation der Kurden 
in der Türkei 2013/2014 

Im § 129b-Verfahren gegen Ahmet öelik vor dem OLG 
Düsseldorf war an den Verhandlungstagen 29. und 30. 
August der von der Anklage geladene Dr. Walter Posch 
als Zeuge geladen. Die Aufgabe des an der Landesver¬ 
teidigungsakademie in Wien tätigen Wissenschaftlers 
bestand darin, die Situation der Kurden in der Türkei 
2013/2014 sachverständig darzustellen. Diese Jahre 
beziehen sich auf den Zeitraum, in dem der Angeklagte 
als mutmaßlicher PKK-Kader tätig gewesen sein soll. 

Er berichtete ausführlich über die Phasen hinsicht¬ 
lich der Verständigung zur Lösung des türkisch-kurdi¬ 
schen Konflikts, aber auch über die Entwicklungen der 
Politik Erdogans und der AKP von den anfänglichen 
Reformbemühungen im Zusammenhang mit dem EU- 
Beitrittsprozess bis hin zur Aufkündigung des Dialog¬ 
prozesses durch Erdogan. Aus heutiger Sicht - so Dr. 
Posch - stelle er die Lösungsabsicht der AKP-Regie- 
rung eher in Frage. Ziel von Erdogan sei vielmehr der 
Machterhalt der AKP gewesen. 

Abdullah Öcalan hingegen sei weiterhin - trotz 
zahlreicher Zwischenfälle - an einem Waffenstillstand 
interessiert. Die türkische Regierung laviere seit Jahren 
hin und her und Erdogan inszeniere seine Person als 
nationaler, islamistischer Führer, der die islamische 
Nation wiederbeleben wolle. 


Personen oder Personenzusammenschlüssen im VS- 
Bericht sei dazu geeignet, „Bürger davon abzuhalten, 
sich nicht näher mit ihnen zu befassen oder ihm beizu¬ 
treten“. Mögliche Bündnispartner sollen auf diese 
Weise von einer Zusammenarbeit abgeschreckt wer¬ 
den. Eine Erwähnung im VS-Bericht werde „mit einer 
eindeutigen negativen Stigmatisierung in der Öffent¬ 
lichkeit verbunden“, Personen als „Extremisten“ aus¬ 
gewiesen und „von Amts wegen zu Verfassungsfein¬ 
den“ erklärt. Sie bedeute eine „gesellschaftliche Aus¬ 
grenzung“ und sei mit weitreichenden Folgen verbun¬ 
den. 

Die Prozessbevollmächtigten - 23 Anwältinnen und 
Anwälte - beantragen die Beiziehung des gesamten 
Verwaltungsvorgangs sowie der Sachakte zum Verfah¬ 
ren und danach die Gewährung von Akteneinsicht. 

(PMAzadiv. 30.9.2016) 

Nach Redaktionsschluss: Das Verwaltungsgericht Ber¬ 
lin hat die Klage zugelassen. 

ESSE 

Abdullah Öcalan verfüge über ein großes strategi¬ 
sches Wissen. Seine Rede zu den Newroz-Feiem 2013 
sei als ein Entgegenkommen der Kurden an die Regie¬ 
rung zu verstehen gewesen. Während sich die Kämp¬ 
fer* innen vom türkischen Territorium zurückgezogen 
hätten, habe die Armee mit dem Bau von festungsarti¬ 
gen Militäranlagen begonnen. Ferner sei das Stau¬ 
dammprojekt weiter betrieben worden, um Infiltrati¬ 
onsrouten der HPG-Guerilla unter Wasser zu setzen. 
Ende 2013 habe es Differenzen im Staatsapparat 
bezüglich des Friedensprozesses gegeben, u.a., weil es 
einige Kräfte für nicht akzeptabel hielten, dass die 
PKK-Führung in den Kandil-Bergen in die Verhand¬ 
lungen mit eingebunden waren. 

Die Ermordung der drei kurdischen Aktivistinnen 
im Januar 2013 in Paris seien offenbar aus dem natio¬ 
nalistischen Milieu begangen worden. Es habe Interes¬ 
senskonflikte zwischen Teilen der Polizei und des 
Geheimdienstes MIT gegeben. Immer schon habe 
Abdullah Öcalan vor den türkischen Nationalisten wie 
auch der Bewegung des Fethullah Gülen gewarnt, die 
den Friedensprozess ablehnten. Den Verantwortlichen 
in der Türkei sei es darum gegangen, die internationa¬ 
len Kontakte der Kurden zu zerstören und eine Aufwer¬ 
tung der PKK bzw. eine Anerkennung der kurdischen 
PYD in Nordsyrien zu verhindern. 

Von der HPD, die sich als gesamttürkische Links¬ 
partei verstehe, habe sich Erdogan eine Unterstützung 
seines Machtanspruchs und im Gegenzug kulturelle 
Zugeständnisse erhofft, die jedoch nicht erfüllt worden 
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frelhelt 


„Die Tradition der Unterdrückten belehrt uns darüber, 
dass der Ausnahmezustand, in dem wir leben, die Regel ist" 

Walter Benjamin, Philosoph, 1892 -1940 




FREIHEIT FÜR DIE 

KURDISCHEN POLITISCHEN GEFANGENEN 
IN DEUTSCHLAND 


Posch, der Turkologie, Islamwissenschaft, türkisch, 
persisch, arabisch und armenisch studierte, erschöp¬ 
fend Auskunft gegeben hat. 

[ https://de.wikipedia.org/wiki/Walter_Posch_(lranist) ] 



Verfahren Ahmet Qelik: 

Verteidigung beantragt Aussetzung des Verfahrens und 
Aufhebung des Haftbefehls 



Kurzbiografien der kurdischen Aktivisten, die sich derzeit in 
deutschen Gefängnissen in Straf- bzw. Untersuchungshaft befinden. 
Sie werden der Mitgliedschaft in einer „terroristischen Vereinigung 
im Ausland" beschuldigt. 

Stand: August 2016 


AZADi e.V. 

Rechtshilfefonds 

für K urdinnen und K urden in Deutschland 

Hansaring82-50670 K öln 

Tel:0221 /16 79 39 45 • azadi@t-online.de 


NAV-DEM e.V. 

Demokratisches Gesellschaftszentrum der 
Kurdinnen in Deutschland 
Neuste 38 • 40213 Düsseldorf 
Tel: 0211 17 11 451 ■ info@navdem.com 


Wir haben ein zwöfseitiges DIN A5-Faltblatt mit dem Titel „Freiheit für die kurdischen Gefangenen 
in Deutschland“ erarbeitet. Nach einer kurzen Einleitung über die Kriminalisierung von Kurdinnen 
und Kurden in Deutschland werden neun politische Gefangene (und ein Gefangener, der nach 
erfolgreicher Revision aus der Haft entlassen wurde und sich außerhalb der Gefängnismauern auf 
die Neuverhandlung vorbereiten kann) vorgestellt und dargelegt, warum sie nach § 129b StGB vor 
Staatsschutzsenaten bundesdeutscher Oberlandesgerichte angeklagt sind. 

Das Faltblatt kann bei AZADI angefordert werden: azadiiat-online.de und hier als PDF herunterge¬ 
laden werden. 


seien, weshalb er das Interesse am Friedensprozess ver¬ 
loren habe. 

Die revolutionäre Jugendbewegung YDG-H, die 
2015 in YPS umbenannt worden sei, habe sich aus den 
Nachfahren der vertriebenen kurdischen Bevölkerung 
in den 1990-er Jahren rekrutiert. Sie habe seit 2013 als 
Miliz in den kurdischen Städten Straßensperren errich¬ 
tet, Personenkontrollen durchgeführt und gegen Isla¬ 
misten gekämpft. Inwieweit die PKK-Führung in Kan- 
dil Einfluss auf die YDG-H gehabt habe, sei sicher 
Gegenstand vieler Polemiken. Die türkische Seite 
jedenfalls habe das Vorgehen der YDG-H dazu benutzt, 
ihre brutalen Angriffe auf die Bevölkerung im Südos¬ 
ten des Landes zu rechtfertigen. 

Es sei deutlich, dass Opfer der türkischen Justiz die 
Linksparteien - insbesondere kurdische - seien und 
nicht etwa die MHP, die immer wieder offen zu Gewalt 
aufgerufen habe. Die Politik sei eindeutig antikurdisch 
ausgerichtet. Das zeige sich auch daran, wie in der Tür¬ 
kei Parlamentarismus betrieben werde. 

Fest stehe, dass 2013/2014 als die Jahre der kurzen 
Hoffnung und dauerhaften Enttäuschung für die Kur¬ 
den der Türkei bezeichnet werden müssten. 

Während die Vertreter der Bundesanwaltschaft 
keine Fragen an den Gutachter hatten, war der Senat 
und die Verteidigung an zahlreichen historischen wie 
aktuellen Detailinformationen interessiert, über die Dr. 


In der Verhandlung am 27. September haben die Ver¬ 
teidiger Fresenius und Dr. Elberling die Aussetzung 
des Verfahrens ihres Mandanten Ahmet Qelik sowie die 
Aufhebung des Haftbefehls, „ hilfsweise dessen Außer¬ 
vollzugsetzung gegen geeignete Auflagen beantragt. 
Hintergrund: Am 22. September wurde dem Bundesmi¬ 
nisterium für Justiz und Verbraucherschutz (BMJV) ein 
Antrag auf Rücknahme der am 6. September 2011 
erteilten Ermächtigung zur strafrechtlichen Verfolgung 
von Herrn Qelik nach § 129b StGB übergeben. 

PKK richtet sich nicht gegen das friedliche Zusammen¬ 
leben der Völker 

In ihrem 11-seitigen Antrag begründen die Verteidiger, 
dass bereits bei Erlass der Ermächtigung die Zielset¬ 
zung der PKK verkannt worden sei; dies gelte erst 
recht für den Tatzeitraum Juni 2013 bis Juli 2014. Des¬ 
halb sei die Entscheidung „ermessensfehlerhaft“ gewe¬ 
sen. 

Die kurdische Bewegung und damit auch die PKK 
verfolge keineswegs Bestrebungen, „die gegen die 
Grundwerte einer die Würde des Menschen achtenden 
staatlichen Ordnung oder gegen das friedliche Zusam¬ 
menleben der Völker“ gerichtet sei. Im Gegenteil sei 
die gesellschaftliche Ordnung, „für die KCK, KNK, 
PKK, KCD-E, PYD sowie viele andere kurdische 
Organisationen eintreten, gerade eine, die die Grund¬ 
werte der Würde des Menschen“ achte. 

Für eine vollständige Bewertung dürften weder die 
Verhältnisse, unter denen Kurd*innen in der Türkei 
leben noch die Hintergründe der Entstehungsge¬ 
schichte der PKK außer Acht gelassen werden. 

Die politischen und menschenrechtlichen Zustände 
hätten sich „bis heute nicht wesentlich“ geändert, was 
auch von den Oberlandesgerichten in sämtlichen Ver¬ 
fahren festgestellt worden sei. Hinzu kämen in jüngster 
Zeit „Massaker an der Zivilbevölkerung, das Zerstören 
ganzer Städte, die Inhaftierung von politischen Man¬ 
datsträgern und Parlamentariern und erneut die Unter¬ 
drückung der kurdischen Sprache und Kultur“. 

KCK will Demokratisierung der Türkei 

Das heutige Ziel der KCK sei nicht mehr „die Loslö¬ 
sung von der Republik Türkei und Gründung eines 
eigenen kurdischen Staates, sondern vielmehr die 
Demokratisierung der Türkei, wie aber auch die Demo¬ 
kratisierung beispielsweise Syriens“, allerdings unter 


zu seite 1 


3 

















Anerkennung von Autonomierechten der kurdischen 
Minderheit. Der KCK gehe es um die Schaffung einer 
Gesellschaft in der Türkei, „die die Grundwerte der 
Würde des Menschen achtet und im Gegensatz zur jet¬ 
zigen Entwicklung der Türkei in Richtung einer Dikta¬ 
tur stehen würde“. 

In den von 2012 bis 2015 geführten Friedensver¬ 
handlungen seien insbesondere solche Maßnahmen 
Teil der Forderungen der KCK gewesen, „die für eine 
Demokratisierung der Türkei“ stehen. Dies wisse auch 
die Bundesregierung wie aus Stellungnahmen der sie 
beratenden Stiftung Wissenschaft und Politik von April 
2013 und später auch in einem Beitrag von Günter 
Seufert von Mai 2015 hervorgehe. So schrieb er als 
Resümee: „Die international nach wie vor gültige Klas¬ 
sifizierung, welche die PKK ausschließlich als Terror¬ 
organisation einstuft, deren Wirken direkt auf die 
Destabilisierung der Türkei und unmittelbar gegen die 
Interessen der westlichen Staaten gerichtet sei, lässt 
sich angesichts des veränderten politischen Kontextes 
in der Türkei nur noch mit Mühe aufrechterhalten.“ 

Befreiung der Frau größte Errungenschaft der PKK 

Es sei kein Zufall, dass der KCK-Vorsitzende Cemil 
Bayik die Befreiung der Frau als größte historische 
Errungenschaft der PKK darstelle, weil dies maßgeb¬ 
lich auf den Ideen Öcalans von „Ökologie und der 
Gleichheit der Geschlechter“ basieren. Die praktische 
Umsetzung zeige sich gegenwärtig in Roj ava/Nordsy¬ 
rien. Die kurdische Bewegung verteidige ihr Demokra- 
tieprojekt insbesondere gegen Angriffe des IS. Der 
„notfalls auch bewaffnete Kampf der PKK“ erscheine 
„als verständliche Reaktion auf die Unterdrückung, die 
der kurdische Bevölkerungsteil in der Türkei seit 100 
Jahren ausgesetzt“ sei. 

Türkische Regierung missachtet Würde der Menschen 

Für den Zeitraum, in dem Ahmet £elik vorgeworfen 
werde, sich als Mitglied der PKK betätigt zu haben, sei 
zu konstatieren, „dass es bereits nach Auffassung der 
Anklagebehörde nicht zu tödlichen Anschlägen 
gekommen“ sei. Es sei nicht ersichtlich, „dass die tür¬ 
kische Republik ihrerseits einen Schutz vor der PKK 
beanspruchen“ könne, denn sie trage die Verantwor¬ 
tung für die Beendigung des Friedensprozesses „insbe¬ 
sondere Staatspräsident Erdogan“. Ohne dessen 
Abkehr von der „Erklärung von Dolmabahge“ (am 
28.2.2015 hat eine HDP-Delegation und der damalige 
Innenminister Efkan Aler das „ 10-Punkte-Programm “ 
von Abdullah Öcalan „ Weg von 30 Jahren militäri¬ 
scher Auseinandersetzung zu Frieden. Aufruf an die 
PKK , einen außerordentlichen Kongress einzuberufen, 
damit die Politik den Platz des bewaffneten Kampfes 
einnimmt “ vor der Presse verlesen. Einen Monat spä¬ 
ter lehnte Erdogan die Erklärung ab, Azadi) und der 


erneut angeordneten Isolationshaft von Abdullah Öca¬ 
lan sei „der Friede greifbar“ gewesen. 

Die Republik Türkei stelle - erst recht seit dem 
gescheiterten Putschversuch vom Juli 2016 - „keine 
die Würde der Menschen im Sinne der Europäischen 
Konvention für Grundrechte achtende staatliche Ord¬ 
nung“ dar. 

Festhalten an Verfolgung der PKK stützt autokratisches 
Regime 

Ein Festhalten an der Verfolgungsermächtigung gegen 
die PKK würde bedeuten, „dass das deutsche Justizmi¬ 
nisterium den nunmehr diktatorisch agierenden Staats¬ 
präsidenten Erdogan bei seiner Umwandlung der Tür¬ 
kei in eine Diktatur unterstützt“. Jedes weitere Straf¬ 
verfahren gegen mutmaßliche PKK-Mitglieder ver¬ 
künde die Botschaft, „dass auch das Nachputschregime 
Erdogans von der deutschen Regierung verteidigt und 
Widerstand gegen die Abschaffung der demokratischen 
sowie Menschenrechte durch die deutsche Justiz dele- 
gitimiert wird“. Dass die Türkei, die sich systematisch 
über Garantien der Menschenrechtskonvention hin¬ 
wegsetze und diese nunmehr suspendiere, lasse „das 
Schlimmste befürchten“. Es genüge nicht mehr, sich 
besorgt über die Entwicklungen in der Türkei zu zei¬ 
gen, sondern es müssten Konsequenzen gezogen wer¬ 
den. „Um nicht den Eindruck zu erwecken, quasi Hand 
in Hand mit einem Diktator jede Form der Opposition 
gegen die Etablierung eines autokratischen Regimes zu 
unterdrücken und zu kriminalisieren“, sei die Bundes¬ 
regierung aufgefordert, „neben vielen anderen erfor¬ 
derlichen Schritten auch die Verfolgungsermächtigung 
gegen mutmaßliche Mitglieder der PKK zurückzuneh¬ 
men.“ 

Ahmet Qeiik hat sich für Frieden eingesetzt 

Außerdem weist die Verteidigung in ihrem Antrag 
daraufhin, dass sich ihr Mandant als ehemaliger YEK- 
KOM-Vorsitzender „explizit für Demokratie und Frie¬ 
den“ eingesetzt habe, für die Rechte der kurdischen 
Minderheit in der Türkei, aber auch in Deutschland. 

(Azadi) 
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In der August-Ausgabe unseres Infos ist uns leider ein 
bedauerlicher Fehler unterlaufen: es wurde versäumt, 
über das Ende des Prozesses gegen den kurdischen 
Politiker Bedrettin Kavak zu berichten. Das möchten 
wir nachholen: 

OLG Hamburg verurteilt Bedrettin Kavak zu 
dreijähriger Freiheitsstrafe 

Bedrettin Kavak wurde heute vom 3. Strafsenat des 
Hanseatischen Oberlandesgerichts Hamburg nach § 
129b StGB zu einer Freiheitsstrafe von 3 Jahren verur¬ 
teilt. Das Gericht sah es als erwiesen an, dass der kurdi¬ 
sche Politiker von Ende 2012 bis Sommer 2014 in ver¬ 
schiedenen Regionen Deutschlands als Gebietsleiter 
der PKK tätig gewesen sei. Die Bundesanwaltschaft 
hatte vier Jahre Haft gefordert. „Ich kann nicht nach¬ 
vollziehen, auf welches Verständnis sich die Anklage 
stützt. In Deutschland wird einer, der in Syrien mit 
Geköpften posiert, zu drei Jahren verurteilt. Ich dage¬ 
gen soll vier Jahre bekommen“, sagte Bedrettin Kavak. 

Die Verteidiger von Bedrettin Kavak plädierten für 
ihren Mandanten auf Freispruch und wiesen in ihrem 
Plädoyer am 27. Juli erneut daraufhin, dass es an der 
Zeit sei, die Verfolgungsermächtigung des Bundesjus¬ 
tizministeriums, die die Verfolgung der PKK nach § 
129 b StGB erst ermöglicht, endlich zu überprüfen und 
zurückzunehmen. Gründe dafür gebe es genug, so die 
vom türkischen Staat abgebrochenen Verhandlungen 
über eine politische Lösung der Kurdistan-Frage, die 
massiven Menschenrechtsverletzungen im Zusammen¬ 
hang mit der Verhängung der Ausgangssperren in Cizre 
und anderen kurdischen Städten seit Herbst 2015 und 
nicht zuletzt die Säuberungswelle Erdogans nach dem 
15. Juli 2016. Weiter führten sie aus, dass die Kurden 
seitens des türkischen Staates rassistisch motivierter 


Unterdrückung ausgesetzt seien und ein völkerrechtlich 
legitimes Selbstverteidigungsrecht hätten. 

Gegen das Urteil wird Revision eingelegt. 

In seinem Schlusswort am 27. Juli umriss Bedrettin 
Kavak die kurdische Geschichte seit dem Abkommen 
von Lausanne im Jahre 1923 und betonte, dass von kur¬ 
discher Seite alles versucht worden sei, die Vorausset¬ 
zungen für einen würdevollen Frieden zu schaffen. Er 
wolle das Gericht fragen, was die Kurden noch tun sol¬ 
len: „Wenn hier über die kurdische Bewegung verhan¬ 
delt wird, dann sollte das Gericht zumindest eine 
Lösungsperspektive vorlegen.“ 

Der 58-Jährige kritisierte, dass die Bundesregierung 
die Kurden auf Wunsch der Türkei seit über zwei Jahr¬ 
zehnten bis heute verfolge, „obwohl sich die Sachlage 
geändert habe“. Er befürchte, dass nach dem geschei¬ 
terten Putschversuch „eine zivile Diktatur aufgebaut“ 
werde; von Demokratie könne „keinesfalls mehr die 
Rede sein“. Diese Situation hätte auch die Bundesan¬ 
waltschaft berücksichtigen müssen. Es reiche nicht aus, 
lediglich die eigene Besorgnis zum Ausdruck zu brin¬ 
gen, dieser müssten „auch Taten folgen“. Während der 
sogenannte Islamische Staat Kurden töte, kurdische - 
Frauen auf Märkten verkaufe und von der Türkei unter¬ 
stützt werde, wende sich der türkische Staat an Europa 
und fordere, „den kurdischen Befreiungskampf auszu¬ 
merzen“. 

Mit Bezug auf die erschütternde Bilanz der Men¬ 
schenrechtsverletzungen und Repression in der Türkei, 
erklärte Bedrettin Kavak: „Ich habe gegen die Geistes¬ 
haltung dieses Staates 41 Jahre Widerstand geleistet.“ 
Er war in der Türkei 22 Jahre inhaftiert, unter anderem 
in dem berüchtigten Foltergefängnis von Diyarbakir. 

(Azadi) 


GERICHTSURTEIL 


VG Sigmaringen und VGH Baden- 
Württemberg: 

Parolen „ Türkiye/Türkei Terrorist“ und „ErdoMan Terro¬ 
rist“ sind keine Beleidigung und vom Recht auf freie 
Meinungsäußerung gedeckt 

Die Zentrale Rechtsabteilung der Stadt Ulm hatte im 
Zusammenhang mit einer geplanten öffentlichen Ver¬ 
sammlung für den 21. Juli in einem Bescheid vom 12. 
Juli an den Veranstalter mitgeteilt, dass die Parolen 
„Türkiye/Türkei = Terrorist“ bzw. „Erdogan = Terro¬ 
rist“ weder als Schriftzug z.B. auf Plakaten, Transpa¬ 
renten oder Flugblättern noch mündlich geäußert wer¬ 
den dürften. 


Gegen diese Auflage wurde Widerspruch eingelegt 
sowie die Wiederherstellung der aufschiebenden Wir¬ 
kung beantragt. Das Verwaltungsgericht Sigmaringen 
hat mit Beschluss vom 21. Juli im Sinne der Kläger 
entschieden und die Kosten des Verfahrens der Stadt 
Ulm auferlegt. 

Das Gericht war der Auffassung, dass im Falle sol¬ 
cher mündlich oder schriftlich geäußerten Parolen kein 
Verstoß gegen gegen die öffentliche Sicherheit im 
Sinne des § 15 Abs. 1 Versammlungsgesetz vorliegen. 
Unter „öffentlicher Sicherheit“ verstehe man „die 
Unversehrtheit von Leben, Gesundheit, Ehre, Freiheit, 
Eigentum und Vermögen sowie Rechtsordnung und der 
grundlegenden Einrichtungen des Staates sowie der 
gesamten verfassungsmäßigen Ordnung“. 
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Die Rechtmäßigkeit von versammlungsrechtlichen 
Maßnahmen hinsichtlich von Meinungsäußerungen 
richte sich nach dem Grundgesetz und „grundsätzlich 
nicht nach dem der Versammlungsfreiheit“. Eine Mei¬ 
nungsäußerung verliere den grundgesetzlichen Schutz 
„nicht dadurch, dass sie scharf oder verletzend formu¬ 
liert“ sei. 

Die Kammer kam zu dem Ergebnis, dass die im 
Kontext der angemeldeten Versammlung geplanten 
Parolen im Sinne des § 185 StGB jedenfalls keine 
Beleidigung darstellen und nicht strafbar seien. 

Das Gericht hielt solche „zugespitzte Meinungsäu¬ 
ßerungen vor dem Hintergrund der derzeitigen Presse¬ 
berichterstattung für zulässig“ und zitierte mehrere 
Presseveröffentlichungen, u.a. zu den Militärangriffen 
der türkischen Armee auf Cizre, den Rund-um-die- 
Uhr-Ausgangssperren nach dem Putschversuch oder 
den Erwägungen maßgeblicher Politiker nach Wieder¬ 
einführung der Todesstrafe. Auch die Berichte über 
kollektive Bestrafungen von Kurden im Südosten der 


Türkei sowie Bombardierungen von PKK-Stellungen 
im Nordirak erwähnen die Richter in ihrem Beschluss. 

„Unter Zugrundelegung dieser Berichterstattung 
und ohne abschließende Bewertung ihrer Richtigkeit 
gelangt die Kammer zu dem Ergebnis, dass in der Tür¬ 
kei eine Reihe von Ereignissen stattfmden und stattge¬ 
funden haben, die stark mit der Person des türkischen 
Staatspräsidenten verbunden sind, deren Bewertung im 
öffentlichen Meinungskampf sehr umstritten ist. In 
einer solchen Situation kommt Meinungsäußerungen, 
auch in äußerst zugespitzter Form, eine wesentliche 
Bedeutung zu.“ Bei der Abwägung zwischen dem 
„Ehrschutz“ von Erdogan und dem Grundrecht auf 
Meinungsfreiheit komme „Letzterer der Vorrang“ zu. 
Aktenzeichen: 1 K 2855/16 

Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 
hat mit Beschluss vom 25. Juli die Beschwerde der 
Stadt Ulm zurückgewiesen und damit die Entscheidung 
des Verwaltungsgerichts Sigmaringen bestätigt. Akten¬ 
zeichen: 1 S 1388/16 

(Azadi) 


REPRESSION 


Datenschutzbeauftragte: 
Auslandsgeheimdienst verstößt eklatant 
gegen Gesetze 

Einem 60 Seiten umfassenden Bericht der Bundesda¬ 
tenschutzbeauftragten Andrea Voßhoff verstößt der 
Bundesnachrichtendienst (BND) bei seiner elektroni¬ 
schen Aufklärung gegen Bestimmungen des Daten¬ 
schutzes. Darin werden u. a. acht gravierende Rechts¬ 
verstöße dokumentiert, die „herausragende Bedeutung 
haben und Kernbereiche der Aufgabenerfüllung des 
BND betreffen“. Dazu kommen 12 offizielle Beanstan¬ 
dungen. „Der BND hat meine Kontrolle rechtswidrig 
mehrfach massiv beschränkt. Eine umfassende, effi¬ 
ziente Kontrolle war mir daher nicht möglich,“ sagte 
Voßhoff am 2. September bei der Vorstellung des 
Berichts, der im März verfasst worden war. Sie hatte 
mehrfach den BND-Lauschposten im bayerischen Bad 
Aibling besucht. 

Angaben von NDR/WDR-Redakteuren zufolge sei 
im Zusammenhang mit BND-Abhöraktionen der 
Begriff „rechtswidrig“ gefallen. Insbesondere bei der 
Prüfung sog. Selektoren (Suchbegriffen) wie Telefon¬ 
oder anderen Nummern, bei email-Adressen oder nor¬ 
malen Anschriften, Kommunikationsmerkmalen aus 
sozialen Netzwerken etc. habe der BND die Arbeit der 
Datenschutzbeauftragten blockiert. Der Auslandsge¬ 


heimdienst habe zudem ungeprüft die vom US-Partner- 
dienst NSA erhaltenen Sektoren eingestellt und so das 
Satelliten- und Kabelnetz anlasslos und millionenfach 
durchforsten lassen. Auch seien US-Selektoren für 
eigene Suchlisten kopiert worden. Dieser Umgang mit 
Suchbegriffen sei ein „schwerwiegender Verstoß“ 
gegen das BND-Gesetz, sagte Voßhoff, weil der BND 
damit personenbezogene Daten erhoben habe, „die für 
seine Aufgabenerfüllung nicht erforderlich“ seien. Bei 
Stichproben hatte die Datenschützerin festgestellt, dass 
auf diese Weise die Daten von 14 unbescholtenen Per¬ 
sonen erfasst und gespeichert worden sind. Der BND 
trickse, wenn er als Hauptziel der elektronischen Über¬ 
wachung die Antiterrorarbeit angebe. 

Die Große Koalition will vor dem Hintergrund der 
Vorwürfe das BND-Gesetz anpassen. Linken-Abgeord¬ 
neter Andre Hahn und stellvertr. Vorsitzender des Par¬ 
lamentarischen Kontrollgremiums (PKG) sagt zu dem 
Gesetzentwurf, dass dieser „die Tür zur weiteren Mas¬ 
senüberwachung“ öffne und „weder den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit noch den der Gleichbehandlung“ 
wahre. 

(NDv. 3J4.9.2016/Azadi) 
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ASYL- UND 
MIGRATIONSPOLITIK 


Minister Müller (CSU): Hälfte der Flüchtlinge 
werden nach Syrien zurückkehren 

Neues Projekt für 6000 syrische Lehrer in der Türkei 
gestartet 

Entwicklungshilfeminister Gerd Müller (CSU) geht 
davon aus, dass die Hälfte der syrischen Flüchtlinge 
nicht in Deutschland bleiben wird. „Von den Kriegs¬ 
flüchtlingen aus dem ehemaligen Jugoslawien sind 


mehr als 50 Prozent innerhalb von wenigen Jahren 
zurückgekehrt.“ Dies werde vermutlich auch bei den 
Menschen aus Syrien der Fall sein. Es gebe verschie¬ 
dene Rückführungs- und Hilfsprogramme für Flücht¬ 
linge, darunter ein Programm für Lehrer in der Türkei. 
Dort sei ein neues Projekt für 6000 syrische Lehrer 
gestartet worden. Hierdurch sollten möglichst viele 
davon abgehalten werden, nach Deutschland zu gehen. 

(NDv. 19.9.2016) 


FAMILIENPATENSCHAFTEN 
Für die Würde der Menschen in Kurdistan 

Der brutale Krieg des türkischen Staates gegen die kurdische Bevölkerung hat 
verheerende humanitäre Folgen. Krieg und Instabilität beherrschen die Türkei, 
allerdings nicht erst seit dem jüngsten Putschversuch des Militärs. Nach den 
Parlamentswahlen vom 7. Juni 2015 - Erdogans AKP verfehlte die für ein Prä¬ 
sidialsystem erforderliche absolute Mehrheit und die progressive HDP schaffte 
trotz 10%-Hürde den Einzug ins Parlament - begann in der Türkei ein ziviler 
Putsch. Der Friedensprozess mit den Kurden wurde ad acta gelegt, Men¬ 
schen- und Freiheitsrechte massiv beschnitten. In Folge wurde der faktische 
Ausnahmezustand mit monatelangen Ausgangssperren verhängt, ganze 
Stadtteile wurden von der Armee belagert und dem Erdboden gleichgemacht, 
hunderte Zivilisten starben, wurden gar bei lebendigem Leib verbrannt. 

Flucht, Verarmung und Verslumung sind die Folge. Menschenrechtsorganisa¬ 
tionen sprechen von 400 000 Binnenflüchtlingen seit Mitte letzen Jahres. Diese Menschen haben alles verloren 
außer ihrer Würde und ihrem Widerstandsgeist gegen die Barbarei. Sie führen einen unermesslichen Kampf für 
Demokratie und Gleichberechtigung, gegen jegliche Diktatur und sind daher weiterhin Angriffsziel des AKP-Re- 
gimes. 

Diese Menschen brauchen unsere Hilfe! 

Werden Sie Pate für diese Familien! 

Der Rojava-Hilfs- und Solidaritätsverein aus der Türkei hat gemeinsam mit dem Kurdischen Roten Halbmond 
(Heyva Sor a Kurdistane) eine Patenschaftskampagne für diese Familien gestartet. Bisher konnten 3186 von 31 
100 erfassten hilfsbedürftigen Familien unterstützt werden. 

Wir, das Demokratische Gesellschaftszentrum der Kurdinnen in Deutschland (NAV-DEM), erachten es gemäß dem 
Grundsatz der unantastbaren Menschenwürde als unerlässlich, diese Kampagne auch hierzulande zu unterstüt¬ 
zen und eine Vermittlerrolle zu übernehmen. 

Mit einem monatlichen Mindestbeitrag von 150 Euro - dieser kann auch von mehreren Personen zusammen 
getragen werden - leisten Sie, leistet Ihre Organisation nicht nur einen finanziellen Beitrag für eine Familie, son¬ 
dern Sie spenden auch Hoffnung und ermutigen die Menschen zu weiterem Widerstand gegen die Despotie. 

NAV-DEM Demokratisches Gesellschaftszentrum der Kurdinnen in Deutschland e. V. 
http://navdem.com | Weitere Infos zur Kampagne: http://www.heyvasor.com/de 
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ELLEN, 

WIR VERGESSEN 
DICH NICHT 



MANCHE MENSCHEN GLEICHEN STERNEN. 

SIE LEUCHTEN PtÜCH LANCE NACH IHREM ERLOSCHEN 


ELLEN 1AEDKCKE14M1976-02M2016 


Zum Abschied von Ellen Jaedicke 

Wir werden sie für immer im Herzen behalten 

Mit „großer Traurigkeit, aber auch Dankbarkeit“ haben 
sich Familienangehörige und viele Freundinnen sowie 
Wegbegleiterinnen am 24. September von Ellen Jae¬ 
dicke verabschiedet. Sie wurde auf dem Friedhof Ham¬ 
burg-Ohlsdorf im Garten der Frauen beigesetzt. Ellen 
war am 2. September nach einem langen Kampf gegen 
den Krebs in Hamburg verstorben. 

Sie hatte die Kampagne „TATORT Kurdistan“ 2010 
mit ins Leben gerufen und war dort über viele Jahre 
aktiv. Mit der kurdischen Bewegung kam Ellen erst¬ 
mals 2007 in engeren Kontakt, nachdem sie mehrere 
Monate in einem Frauenprojekt in Amed mitgearbeitet 
hatte. Nach ihrer Rückkehr engagierte sie sich im 
„Kurdistan Solidaritätskomitee Berlin“. Es gelang ihr 
in vielen Gesprächen, Brücken zu bauen und Interesse 
für das Projekt des demokratischen Konföderalismus 


der kurdischen Befreiungsbewegung zu wecken. Viel 
Kraft zog sie auch aus ihren zahlreichen Reisen nach 
und in Kurdistan, wobei ihr besonderes Interesse den 
Fraueninitiativen und der Geschlechterbefreiung galt - 
eine der drei Säulen der kurdischen Befreiungsbewe¬ 
gungsideologie. Eineinhalb Jahre dann lebte und arbei¬ 
tete Ellen bei der Frauenbewegung in den Bergen Kur¬ 
distans, wo sie ihren kurdischen Namen „Sterk“ (Stern) 
annahm. Zurückgekehrt nach Deutschland, wirkte 
Ellen bei CENI, dem kurdischen Frauenbüro für Frie¬ 
den sowie in der Frauenbegegnungsstätte UTAMARA 
und zuletzt im ROJBIN-Frauenbüro in Hamburg. Hier 
wie überall knüpfte sie Kontakte und organisierte 
Beziehungen zwischen Initiativen, Organisationen und 
Menschen. 

Ellen war eine Internationalistin und tief mit der 
kurdischen Revolution verbunden. Wir werden sie für 
immer im Herzen behalten. 

(aus dem Text von Freundinnen und Freunden der 
Kampagne TATORT Kurdistan) 
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ZUR SACH 

► Auf Weisung des türkischen Innenministeriums 
sind für dieses Jahr Ausgrabungen eines österrei¬ 
chischen Forscherteams in der antiken Stadt Ephe¬ 
sus vorzeitig eingestellt worden. In einem Schrei¬ 
ben vom Ende August wurde diese Maßnahme 
laut der Zeitung „Hürriyet“ mit „andauernden 
politischen Spannungen mit Österreich“ begrün¬ 
det. Seit mehr als einhundert Jahren führt das 
Österreichische Archäologische Institut solche 
Ausgrabungsarbeiten in Ephesus durch. 

► Ein Interview von Michel Friedman (Deutsche 
Welle, DW) mit dem türkischen Sport- und Erzie¬ 
hungsminister Akif Qagatay K 1 I 19 endete am 5. 
September nach Auffassung des Senders in einem 
„neuen eklatanten Verstoß gegen die Pressefreiheit 
in der Türkei“. Laut DW habe der Minister die 
Aufzeichnung nach dem Interview beschlagnah¬ 
men lassen: „Nachdem der Minister den Raum 
verlassen hatte, teilte der Pressesprecher des 
Ministers überraschend mit, dass die DW das 
Interview nicht senden dürfe.“ Nach Protesten des 
Teams sei das Material konfisziert worden. Inten¬ 
dant Peter Limbourg bezichtigt Ankara der „Nöti¬ 
gung“ und verlangt die Herausgabe des Materials, 
was das Ministerium verweigert. Wie die DW am 
26. September mitteilte, geht sie juristisch gegen 
Minister Kilig vor, indem in Ankara Klage auf 
unverzügliche Herausgabe des Filmmaterials ein¬ 
gereicht wurde. 

► Am 9. September wurde der stellvertretende Co- 
Vorsitzende der HDP, Alp Altinörs, festgenom¬ 
men; seit dem 16. September befindet er sich in 
Untersuchungshaft. Er wird beschuldigt, „Mitglied 
in einer terroristischen Organisation“ zu sein. In 
einem Brief an die Parteizentrale erklärte Altinörs, 
seine Verhaftung beruhe ausschließlich auf Ver¬ 
leumdungen. Er sei zur Zielscheibe geworden, 
weil er an der Beerdigungszeremonie von Zakir 
Karabulut teilgenommen und eine Rede gehalten 
habe. Zakir Karabulut war am 10. Oktober 2015 
bei einer Friedensdemonstration in Ankara durch 
einen Selbstmordanschlag getötet worden. 

► Ab Oktober wird die EU Flüchtlingen in der Türkei 
Geld für Lebensmittel, Unterbringung und Bil¬ 
dung bereitstellen. Es handele sich um das größte 
humanitäre EU-Hilfsprogramm aller Zeiten und 
sei eine bahnbrechende Neuerung, verkündete EU- 
Kommissar Christos Stylianides in Brüssel. Laut 
EU-Kommission werden im Rahmen des 348 Mil¬ 
lionen Euro teuren Programms bis zum ersten 
Quartal 2017 Geldkarten an bis zu eine Million 
bedürftige Flüchtlinge ausgeteilt. Das Geldkarten- 


E: TÜRKEI 

Projekt wurde zusammen mit dem Welternäh¬ 
rungsprogramm und dem türkischen Roten Halb¬ 
mond entwickelt, der das Programm vor Ort ver¬ 
waltet. 

► Am 11. September hat das AKP-Regime kurdische 

Stadtverwaltungen und zahlreiche Kreisstädte in 
Bakur (Nordkurdistan/Südosttürkei) unter 
Zwangsverwaltung gestellt, so u.a. Elih (Batman), 
Amed (Diyarbakir), Merdin (Mardin), Cizir 
(Cizre) und Colemerg (Hakkari). Erste „Amts¬ 
handlung“ der Besatzer war es, die türkische Fah¬ 
nen an den Fassaden der Rathäuser zu hissen. Bei 
den Stadtverwaltungen handelte es sich aus¬ 
schließlich um Orte, in denen kurdische Ko-Bür- 
germeister*innen bei den Kommunalwahlen 2014 
einem Stimmenanteil von 65 bis 95 % gewählt 
wurden. 

Tausende Menschen protestierten gegen diese 
Zwangsmaßnahmen. Es kam zu schweren Ausei¬ 
nandersetzungen. Der HDP-Parteivorstand übte 
scharfe Kritik am AKP-Regime und forderte 
umgehend eine Rücknahme der Maßnahmen. 

► Der Vorstand des 71. Deutschen Juristentages (djt), 
der vom 13. bis 16. September in Essen stattfand, 
hat die türkische Regierung scharf kritisiert. Die 
Reaktion auf den Putschversuch bedeute eine 
„ernsthafte Bedrohung der Menschenrechte und 
der Unabhängigkeit der Justiz in der Türkei“. Das 
Vorgehen der Türkei sei mit den fundamentalen 
Rechten der EU nicht vereinbar. Die Kritik war 
verbunden mit einem Appell an Bundesregierung 
und EU, sich für den Rechtsstaat in der Türkei ein¬ 
zusetzen. djt-Präsident Thomas Mayen: „Mich 
wundert, wie wenig Resonanz das in der Öffent¬ 
lichkeit hat.“ Der Deutsche Richterbund hat darü¬ 
ber hinaus gefordert, die Milliardenhilfen, die im 
Zuge der Beitrittsverhandlungen vereinbart wur¬ 
den, auszusetzen. 

► „Mit der Absetzung von 28 demokratisch gewählten 
Bürgermeistern - viele wurden sogar verhaftet - in 
der kurdisch geprägten Südosttürkei ist unsere 
Kooperation mit ihnen und ihrer Verwaltung 
zusammengebrochen, viele von ihnen sind der 
oppositionellen Demokratischen Partei der Völker 
zugehörig. Plötzlich werden deren Konten bei tür¬ 
kischen Banken eingefroren. [...] Der Rojava-Ver- 
ein mit Sitz in Diyarbakir, muss ein Verbot befürch¬ 
ten und sich darauf vorbereiten.“ Dies sagte Tho¬ 
mas Seibert, Referent der Organisation Medico 
International, in einem Gespräch mit der jungen 
weit vom 20. September. 
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► Laut Erdogan will die Türkei bei ihrem Militärein¬ 
satz in Syrien eine 5000 Quadratkilometer große 
„Sicherheitszone“ schaffen. Bislang hätte die 
Armee im Kampf gegen den IS bereits ein 900 
Quadratkilometer großes Gebiet „von Terroristen 
gesäubert“, so Erdogan am 19. September im tür¬ 
kischen TV. Die Soldaten würden nach der Erobe¬ 
rung von Dscharabulus in Richtung Al-Bab weiter 
südlich vorrücken. 

► Der seit 1999 in den USA lebende türkische Geist¬ 
liche Fethullah Gülen, den Erdogan für den Militär¬ 
putsch vom 15. Juli verantwortlich macht, 
erklärte, dass der türkische Präsident selbst diesen 
Versuch zu verantworten habe. „In den vergange¬ 
nen Tagen kamen so viele Beweise ans Licht, dass 
dies zur Gewissheit wird“, sagte er in einem 
gemeinsamen Interview von dpa, der Wochenzei¬ 
tung „Die Zeit“ und der spanischen Tageszeitung 
„El Pais“. Erdogan habe nur „auf die richtige 
Gelegenheit gewartet“. Dieser fordert von den 
USA die Auslieferung des 78-Jährigen. Zur Auf¬ 
klärung der Umstände des Putschversuchs fordert 
Gülen eine internationale Kommission mit Fach¬ 
leuten aus den USA, Deutschland, den Niederlan¬ 
den und weiteren Staaten. Er glaube nicht, dass die 
Türkei in nächster Zeit die Kriterien zur Aufnahme 
in die EU erfüllen wird. Dem Regime müsse mit 
internationalem Recht und Machtworten von 
NATO und den USA begegnet werden. 
(gmx.net/magazine v. 23.9.2016) 

► Der Nachrichtenagentur Anadolu vom 25. Sep¬ 
tember zufolge sind im Zusammenhang mit dem 
Putschversuch vom Juli 141 Geheimdienstmitarbei¬ 
ter wegen angeblicher Verbindungen zur Gülen- 
Bewegung suspendiert und 87 von ihnen ihrer 
Posten enthoben worden. Gegen 52 der Entlasse¬ 
nen haben die Behörden Strafverfahren eingeleitet. 

► „Um die 32 000 Menschen wurden verhaftet und 
der Prozess geht weiter“, erklärte Justizminister 
Bekir Bozdag am 26. September im türkischen Sen¬ 
der NTV. Seit dem Staatsstreich Mitte Juli wurden 
mehr als 50000 Menschen 
per Notstandsdekret aus dem 
öffentlichen Dienst entlassen. 

► Die türkische Regierung hat 
laut Süddeutsche Zeitung 
vom 29. September auf der 
Grundlage des Ausnahmezu¬ 
stands ein Ausstrahlungsver¬ 
bot für insgesamt 20 Rund¬ 
funk- und Fernsehsender 
erlassen. Sie werden der Ver¬ 
breitung terroristischer Pro¬ 
paganda beschuldigt. Darun¬ 
ter befinden sich u.a. der ale- 
vitische Sender TV 10, der 


kurdischsprachige Zeichentricksender Zarok TV, 
in dem internationale Zeichentrickserien wie „Die 
Schlümpfe“ oder „Biene Maja“ kurdisch synchro¬ 
nisiert ausgestrahlt wurden oder auch der Nach¬ 
richtensender IMC-TV. Dessen Redakteur Hamza 
Aktan sprach von dem Versuch, „die letzten unab¬ 
hängigen Medien zum Schweigen zu bringen, die 
sich mit der kurdischen Frage beschäftigen.“ In 
sechs Städten, u.a. in Köln, hat Die Linke NRW zu 
Protesten aufgerufen. „Es ist unerträglich, dass die 
Bundesregierung beharrlich zu solchen Grund¬ 
rechtsverletzungen schweigt. Sowohl die Bundes¬ 
regierung als auch die Europäische Union müssen 
endlich einlenken und Stellung beziehen“, erklärt 
der Linken-Abgeordnete Andrej Hunko am 1. 
Oktober. 

Gleichzeitig hat der französische Satellitenbetreiber 
EUTELSAT andere Betreiber dazu aufgefordert, den 
Sendeplatz für den kurdischen Fernsehsender 

Med-Nüce-TV zu streichen. 

Nach Redaktionsschluss: Am 3. Oktober um 11.00 
Uhr ist der Sendebetrieb von Med-Nüce-TV tat¬ 
sächlich eingestellt worden. „Während sich die 
EU über die massive Einschränkung der Presse- 
und Meinungsfreiheit und die Schließungen von 
Fernsehsendern in der Türkei empört, fällt Frank¬ 
reich der kurdischen Opposition in den Rücken“, 
erklärt NAV-DEM. Gegen die Schließung wurde 
in mehreren Städten protestiert. 

► Nach Aussagen des Chefs der Zentralbank, Murat 
Qetinkaya, vom 28. September, haben im August 
etwa 38 Prozent weniger Touristen - oder 3,2 Mil¬ 
lionen Besucher - als im Vorjahreszeitraum die 
Türkei besucht. Dies sei der vierte Monat in Folge 
mit einem Rückgang von mehr als 30 Prozent, was 
für die Verlangsamung des Wirtschaftswachstums 
verantwortlich sei. 
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BESUCH BEI 
ABDULLAH ÖCALAN 


Aus Anlass des beginnenden Opferfestes Bayram 
konnte Mehmet Öcalan nach zwei Jahren am 11. Sep¬ 
tember seinen Bruder Abdullah Öcalan auf der Gefäng¬ 
nisinsel Imrali wieder besuchen, gegen den seit dem 5. 
April 2015 Totalisolation verhängt wurde. Nach seiner 
Rückkehr wandte er sich an das Asrm Anwaltsbüro, in 
dem die Anwälte von Öcalan vernetzt sind. Einen Tag 
später reiste er in Begleitung von Rechtsanwalt Maz- 
lum Ding nach Amed (Diyarbakir), um dort mit Hun¬ 
gerstreikenden zusammenzutreffen. In einer Nachricht 
teilte er über die 
Medien mit, dass sein 
Bruder zum Frieden 
aufrufe. Er habe deut¬ 
lich gemacht, zu 
neuen Gesprächen 
mit der türkischen 
Regierung bereit zu 
sein. „Wenn in einem 
Land täglich 40 Men¬ 
schen sterben, gibt es 
kein Bayram. Das ist 
ein Krieg, in dem kei¬ 
ner den anderen 
besiegen kann“, 


zitierte er die Aussagen von Abdullah Öcalan. Er kriti¬ 
siere die Regierung und stellte klar, dass es nicht die 
PKK gewesen sei, die den Friedensprozess 2015 been¬ 
det habe. Der Ko-Vorsitzende der HPD, Selahattin 
Demirtas, hat erst kürzlich in einem Interview mit der 
Süddeutschen Zeitung geäußert, dass nur Öcalan in der 
Lage sei, die Kämpfer*innen zur Niederlegung der 
Waffen zu bewegen. Ein Friedensprozess ohne die 
PKK sei unmöglich. 

(ANF/Süddt.Ztg. v. 12./13.9.2016) 



KURDISTAN 


Die Kurden sind da ! 


„Die Türkei hat eine Staatsdoktrin, die das Vorhanden¬ 
sein unterschiedlicher ethnischer Gruppen negiert: 
Alle, die in der Türkei leben, sind Türken, die Landes¬ 
sprache ist Türkisch, es gibt eine Flagge unter der sich 
alle vereinen. Das Kräfteverhältnis ist aber mittlerweile 
ins Wanken geraten. Allein dass die Kurden da sind 
und aufbegehren, straft diese Staatsdoktrin Lügen, und 
deshalb sieht die Türkei dies als Bedrohung für ihre 
Existenz,“ sagt das Mitglied im Exekutivrat des Kur¬ 
distan-Nationalkongresses (KNK), Songül Karabulut, 
u.a. in einem Gespräch mit der jungen weit vom 2. 
September. 



Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V. 


Kurden entsetzt über das Schweigen internationaler 
Kräfte zu Intervention der türkischen Armee gegen 
Nordsyrien 

„Die Türkei will verhindern, dass die YPG/YPJ einen 
zusammenhängenden Streifen unter kurdischer Verwal¬ 
tung im Grenzgebiet bis zum östlichen Kanton Afrin 
schaffen. Deren Ziel war, die Isolierung dieses Gebiets 
aufzubrechen. Das will die Türkei im grenznahen 
Nordsyrien nicht dulden“, sagt Mako Qocgiri vom 
Kurdischen Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit (Civaka 
Azad) in einem Gespräch mit der jungen weit über die 
Angriffe der Türkei auf Nordsyrien. „Die türkische 
Armee hat tatsächlich versucht, eine Grenzmauer bei 
Kobane zu bauen - unmittelbar auf dem Gebiet der 
Stadt. Deshalb war sie ins kurdische Autonomiegebiet 
eingedrungen. Seit dem 29. August hatte die Bevölke¬ 
rung Kobanes dagegen Widerstand geleistet - auf der 
türkischen Seite solidarisierten sich die Menschen in 
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Surug mit den Kurden.“ Durch den Widerstand sei es 
nicht gelungen, die Mauer auf nordsyrischem Gebiet 
zu bauen: „Die Militärs wichen auf türkisches Staats¬ 
gebiet zurück und bauen jetzt dort“. Der Türkei gehe es 
darum, das Versorgungsembargo gegen Rojava weiter 
auszubauen und gehe dabei „immer brutaler gegen die 
Zivilbevölkerung“ vor. Die Grenzen dichtgemacht 
habe auch die Regierung von Präsident Masud Barzani 
im Irak. „Rojava soll komplett isoliert werden“. Im 
übrigen seien die Kurden entsetzt, „dass die internatio¬ 
nalen Kräfte - wozu auch Deutschland gehört - diese 
Intervention gegen den demokratischen Teil Nord¬ 
syriens geschehen“ lasse und dazu schweige. 

(jwv. 6.9.2016/Azadi) 

Medico International: Ankara setzt auf 
systematische Gewalt gegen kurdische 
Bevölkerung 

„In der Südosttürkei, wo wir mit Lebensmitteln und Medi¬ 
kamenten geholfen hatten, wurde beispielsweise eine Apo¬ 
theke in Diyarbakir, die uns belieferte, besetzt und durch¬ 
sucht. Es läuft oft auf ganz persönliche Bedrohung hinaus: 
Mitarbeiter werden festgenommen, kurz darauf wieder frei¬ 
gelassen, ihre Handys beschlagnahmt, Kommunikation und 
Verbindungen ausgespäht. All das ist umso dramatischer, 
weil viele betroffene Gemeinden in den vergangenen 
Monaten Ziel schwerer Militärschläge der türkischen Streit¬ 
kräfte waren. [...] Der Repression gegen die kurdischen 
Städte in der Türkei folgten Angriffe der türkischen Armee 
auf kurdische Gebiete in Syrien. Offenbar setzt Ankara auf 
systematische Gewalt gegen die kurdische Bevölkerung,“ 
antwortet Thomas Seibert auf die Frage der jungen weit, 
wie sich die Angriffe in den kurdischen Gebieten darstellen. 
Weiter befragt, was der Rojava-Hilfsverein nun unterneh¬ 
men wolle, sagt Seibert u.a., dass Hilfe im kurdischen 
Autonomiegebiet Rojava unmöglich geworden sei, seit die 
Armee Städte im eigenen Land bombardiere. Der Verein 
helfe jetzt noch in „Diyarbakir, Silopi, Cizre, Nusaybin und 
anderen Orten der Südosttürkei“, wo man „Lebensmittel, 
Hygieneartikel und Material zum Wiederaufbau zerstörter 
Häuser“ verteile. Er kritisierte die Haltung der Bundesre¬ 
gierung, die behaupte, dass die Türkei zum rechtsstaatli¬ 
chen Handeln zurückgekehrt sei. Dagegen habe der UN- 
Hochkommissar für Menschenrechte, Seid Al-Hussein, die 
33. Tagung des UN-Menschenrechtsrats in Genf am 13. 
September mit den Worten eröffnet, dass Berichte vorlägen 
über „willkürliche Tötungen, die Vertreibung von Zivilisten 
und die Zerstörung ganzer Ortschaften in den Kurdengebie¬ 
ten der Türkei“. Ankara erlaube aber UN-Beobachtern 
nicht, dies vor Ort zu überprüfen. Die Bundesregierung 
jedoch habe den UN-Menschenrechtsrat ignoriert, was „gar 
nicht“ gehe. 

(jw v. 20.9.2016/Azadi) 


4000 suspendierte Lehrerinnen allein in 
Amed 

Mehmet Nuri Özdemir befürchtet „eine Generation voller 
Hass und Wut“ 

Rund 11 000 Lehrer hat das AKP-Regime zu Beginn 
des neuen Schuljahres wegen angeblicher Unterstüt¬ 
zung der Gülen-Bewegung bzw. der PKK vom Dienst 
suspendiert. Von den Betroffenen arbeiteten mehr als 
4000 in Amed (türk. Diyarbakir). „Wir setzten uns für 
säkulare Bildung, muttersprachlichen Unterricht und 
für Frieden in der Region ein,“ sagt Mehmet Nuri 
Özdemir in einem Gespräch mit dem „Neuen Deutsch¬ 
land“. Er leitet mit einer Kollegin die Zweigstelle der 
Bildungsgewerkschaft „Egitim Sen“. Täglich versam¬ 
meln sich dort rund 30 Lehrer, um mit Sitzstreiks 
gegen die Suspendierungen und die Repressionen pro¬ 
testieren. Demonstrationen auf der Straße sind verbo¬ 
ten. Vor dem Gebäude sind gepanzerte Polizeifahr¬ 
zeuge postiert. Nach dem Putsch hätte es zunächst 
Hoffnung gegeben. „Alle haben zusammengehalten, 
egal ob Kurde, Türke oder Alevit. Wir dachten, jetzt 
könne auch wieder über eine friedliche Lösung des 
Kurdenkonflikts gesprochen werden. Aber genau das 
Gegenteil ist passiert,“ so Özdemir. 

Baris, ein 32-jähriger Grundschullehrer meint, dass 
der eigentliche Grund ihrer Suspendierung ihre Teil¬ 
nahme an einem Streik gegen die Militäroperationen 
im Südosten gewesen sei. Die Regierung wolle alle 
Lehrer per Notstandsdekret loswerden „Ich bin seit 
neun Jahren Lehrer, zur Not muss ich kellnern gehen.“ 

Viele sind in den 1990-er Jahren aufgewachsen - 
auf dem Höhepunkt des türkisch-kurdischen Konflikts. 
Sie kennen Krieg, Anschläge und Bombardements der 
Armee. Özdemir stammt aus einem Dorf bei Mardin, 
das Haus seiner Familie sei zerstört und sein Grund¬ 
schullehrer getötet worden. „Ich habe vier Jahre in 
einem Zelt gelebt und mein Universitätsexamen in 
Soziologie von dort aus vorbereitet. Der heute 36Jäh¬ 
rige wurde Kurdisch-Lehrer und Gewerkschaftsmit¬ 
glied. Seine beiden Kinder sollten es besser haben. 
Jedoch: „So wie es damals vor 30 Jahren war, genau so 
ist es jetzt auch.“ 

Seit dem vergangenen Jahr sind der Gewerkschaft 
zufolge allein in Amed sechs Schulen zerstört worden 
und viele Einwohner hätten umsiedeln müssen; rund 
7500 Schulkinder seien betroffen. Niemand wisse 
genau - so Özdemir - , wo sich die Familien jetzt 
befinden und ob die Kinder überhaupt die Möglichkei¬ 
ten hätten, zur Schule zu gehen. Er fürchtet sich vor 
einer Radikalisierung: „Es kommt eine Generation vol¬ 
ler Hass und Wut.“ 

(ND V. 22.9.2016/Azadi) 
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Erstmals US-Waffen für kurdische 
Verteidigungseinheiten YPG/YPJ 

Einem Artikel der New York Times zufolge wird in den 
USA darüber diskutiert, erstmals Waffen direkt an die 
kurdischen nordsyrischen Verteidigungseinheiten YPG 
und die Fraueneinheiten YPJ zu liefern. Der Plan 
werde derzeit vom Nationalen Sicherheitsrat geprüft 
und beraten. 

Der vom US-Zentralkommando des Pentagon ent¬ 
worfene Plan sieht die Lieferung von leichten Waffen 
und Munition an die syrischen Kurden vor. Ausgenom¬ 
men sind schwere Waffen, obwohl die YPG in der Ver¬ 
gangenheit mehrfach darauf hingewiesen hatte, dass 
diese für den Kampf gegen den IS gebraucht würden. 
Zwar wurde die YPG in den letzten zwei Jahren indi¬ 
rekt mit leichten Waffen versorgt, doch eine direkte 
Bewaffnung würde eine Wende in der Syrien-Politik 
der USA bedeuten. 

Laut New York Times sei Ziel dieser taktischen 
Wende ein baldiger Militärvorstoß auf Rakka. Für das 
US-Militärkommando sind die kurdischen 
Kämpfer*innen die effektivste Kraft gegen die Dschi- 
hadisten in Syrien. Sollten die USA tatsächlich die 
YPG mit Waffen ausstatten, würde dies zu ernsten 
Spannungen mit dem NATO-Partner Türkei führen, 
schreibt Kevin Hoffmann in der „jungen weit“, weil 
Ankara die YPG als Terrororganisation einstufe. Die 
Türkei wolle auf keinen Fall ein zusammenhängendes 
kurdisches Gebiet entlang der türkischen Grenze. 

Weil aber die kurdischen Kämpfer zunehmend 
misstrauischer gegenüber dem US-Militär seien, werde 
der Vorstoß auf Rakka schwieriger, zumal die USA den 
Einmarsch der türkischen Armee in Syrien unterstüt¬ 
zen. Erst kürzlich bestätigte ein Pentagon-Sprecher, 


dass rund drei Dutzend amerikanische Spezialkräfte 
abgestellt worden seien, um die türkischen Einheiten in 
Dscharabulus zu beraten. 

Der türkische Präsident Erdogan kritisierte die USA 
dafür, dass sie die YPG mit Waffen versorge. 

(jwv. 23.9.2016/Azadi) 

Feierliche Eröffnung des 
Gesundheitszentrums in Kobane 

In Kobane (Roj ava/Nordsyrien) konnte trotz der Ver¬ 
schärfung des Syrien-Krieges das „von der revolutio¬ 
nären Weltorganisation ICOR mit den Menschen aus 
Kobane erbaute Gesundheitszentrum feierlich eröffnet“ 
werden durch Ayse Efendi, der Ko-Vorsitzenden der 
Volksversammlung der Stadt, heißt es in der Pressemit¬ 
teilung der MLPD. Einer ihrer Söhne ist bei der Vertei¬ 
digung gegen den IS getötet worden. 

Das Zentrum werde als „Geburts- und Frauenkli¬ 
nik“ den Menschen kostenlos zur Verfügung stehen. Es 
verfügt über 24 Betten, einen kleinen und großen Ope¬ 
rationssaal, Kinderbetreuungsplätze sowie öffentliche 
Dienstleistungen und ein Labor. 5 Gynäkologen arbei¬ 
ten dort, zwei Ärzte für Innere Medizin und zwei Kin¬ 
derärzte. In der Mitteilung heißt es weiter: „Gegen den 
Widerstand der türkischen Regierung und mit Rücken¬ 
deckung der Bundesregierung haben 177 ehrenamtli¬ 
che Brigadisten der ICOR aus elf Ländern in knapp 5 
Monaten das Gebäude zusammen mit Arbeitern und 
den Selbstverwaltungsorganen aus Kobane errichtet.“ 

Über den Aufbau des Gesundheitszentrums hat 
Mark Zorko einen 50-minütigen Film gedreht. 

Kontakt: info@mlpd.de; Internet: www.mlpd.de 

(aus PMMLPD v. 29.9.2016) 


INTERNATIONALES 


US-Militärhilfe an Israel in Rekordhöhe 

In den nächsten zehn Jahren erhält Israel aus den USA 
eine Militärhilfe in Rekordhöhe von insgesamt 38 Mil¬ 
liarden Dollar, was von beiden Seiten als „historisch“ 
gefeiert wurde. „Wie ich immer gesagt habe, ist der 
Einsatz Amerikas für die Sicherheit Israels unerschüt¬ 
terlich“, sagte US-Präsident Barack Obama. Premier 
Benjamin Netanjahu dankte für die „Hilfe, Israels 
Stärke in der kommenden Dekade zu sichern“. Israel 
musste sich verpflichten, keine darüber hinausgehende 
Militärhilfen zu beantragen. Weiter wird es Israel nicht 
mehr erlaubt, wie bisher 26 Prozent des Geldes für hei¬ 
mische Waffen auszugeben. Der gesamte Betrag muss 
der US-Militärindustrie zugute kommen. 

(Süddt.Ztg. v. 16.9.2016) 


USA liefern Waffen an Al-Nusra-Front 

Nach Angaben eines Kommandeurs der Kampftruppen 
erhält die Al-Nusra-Front in Syrien Waffen aus den 
USA. Das erklärte der Al-Kaida-Mann in einem Inter¬ 
view mit dem Publizisten Jürgen Todenhöfer im „Köl¬ 
ner Stadt-Anzeiger“ vom 24. September. Danach lie¬ 
ferten die USA Panzerabwehrraketen vom Typ Tow, 
die ihnen direkt übergeben worden seien. „Die Ameri¬ 
kaner stehen auf unserer Seite“, sagte der Komman¬ 
deur. Das Ziel der Al-Nusra-Front sei „die Gründung 
eines islamischen Staates gemäß der Islamischen Scha¬ 
ria“. Kompromissbereit sei man nicht. 

(NDv. 27.9.2016) 
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DEUTSCHLAND 

SPEZIAL 


NRW-Innenministerium beendet Kooperation 
mit DITIB 

Der nordrhein-westfälische Innenminister Ralf Jäger 
(SPD) hat die Zusammenarbeit mit dem größten Islam- 
Dachverband in Deutschland, DITIB, beendet. Grund 
sei ein Comic der türkischen Religionsbehörde Diya- 
net, der DITIB untersteht. Darin werde der „Märtyrer¬ 
tod verherrlicht“. DITIB habe in einer Stellungnahme 
die erforderliche „klare Neutralität bzw. ausreichende 
Distanz“ vermissen lassen. Deshalb sei die Vertrags¬ 
auflösung von beiden Parteien einvemehmlich erfolgt, 
so Jäger in der Antwort auf Kleine Anfragen von CDU 
und FDP. DITIB war Träger des NRW-Präventionspro- 
gramms „Wegweiser“, mit dem Jugendliche vor dem 
Abdriften in den gewaltbereiten Salafismus geschützt 
werden sollte. Nachdem der Dachverband einen Antrag 
auf Anerkennung als Religionsgemeinschaft gestellt 
hatte, will die Düsseldorfer Staatskanzlei die Organisa¬ 
tion auf „Staatsnähe“ zur Türkei überprüfen lassen. 

(ND v. 6.9.2016) 

Bundesregierung relativiert Armenien- 
Resolution - Ankara erteilt Reiseerlaubnis 

In einem Schreiben des türkischen Ministeriums für 
Auswärtige Angelegenheiten wurde der Bundesregie¬ 
rung mitgeteilt, dass „dem Besuch der Mitglieder des 
Bundestags in der Türkei am 4. - 6. Oktober 2016 und 
dem gleichzeitigen Besuch des Luftwaffenstützpunktes 
Incirlik zugestimmt“ werde. Über Wochen hatte sich 
Ankara über eine vom Bundestag verabschiedete 
Armenien-Resolution, mit der die Vertreibung und 
Ermordung von 1,5 Millionen Armeniern vor 100 Jah¬ 
ren als Völkermord eingestuft wurde, verärgert gezeigt 
und einen Besuch von Abgeordneten verweigert. Nach¬ 
dem die Bundesregierung Anfang September erklärte, 
dass diese Resolution „in der Umsetzung keine Ver¬ 
bindlichkeit“ habe, zeigte sich Ankara zufrieden. 
Außenminister Mevlüt £avusoglu: ,Jn diesem Sinne 
hat Deutschland unsere Erwartung erfüllt.“ 

(Süddt.Ztg. v. 9.9.2016) 

„Zaman“ schließt 

Zum 30. November wird die gedruckte Ausgabe der 
türkischen Zeitung „Zaman“ in Deutschland einge¬ 
stellt, nachdem die Abonnentenzahl zuletzt spürbar 
gesunken ist. Die Geschäftsleitung in Offenbach ord¬ 
nete die Schließung der Redaktion in Berlin an. Mög¬ 
lich sei auch die Schließung der Intemetversion 


„Zaman online“, hieß es am 9. September. Nach dem 
gescheiterten Militärputsch im Juli, hatte die AKP- 
Regierung die türkische Ausgabe von „Zaman“ wegen 
ihrer Nähe zur Gülen-Bewegung verboten. 

(jwv. 10.9.2016) 

AfD-Chefin Petry negativer Beigeschmack 

Frauke Petry, Vorsitzende der Partei „Alternative für 
Deutschland“ (AfD) hat sich dafür ausgesprochen, dem 
mit dem Nationalsozialismus in Verbindung gebrachten 
Begriff „völkisch“ eine positive Bedeutung zu geben. 
„Ich sperre mich dagegen, Wörter zu Unwörtern zu 
erklären“, so Petry gegenüber der Welt am Sonntag. 
Die Gleichsetzung von „völkisch“ mit „rassistisch“ sei 
für sie eine „unzulässige Verkürzung“. Petry schwadro¬ 
nierte weiter, „dass der negative Beigeschmack auf das 
Wort Volk ausgedehnt“ werde. 

(General-Anzeiger Bonn, 12.9.2016) 

Von der Leyen besucht Peschmergas und 
deutsches Kriegsgerät 

Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen hat - 
neben Bagdad - auch wieder einmal die seit Januar 
2015 von der Bundeswehr ausgebildeten kurdischen 
Peschmerga in Erbil/Südkurdistan/Nordirak besucht 
und behauptet, der IS sei „empfindlich geschlagen“ 
und auf Mossul zurückgedrängt worden. „Die Truppen 
der örtlichen Clans haben in großem Umfang Waffen 
aus deutschen Beständen erhalten, darunter 1200 Pan¬ 
zerabwehrraketen vom Typ MILAN, 400 Panzerfäuste, 
mehr als 20 000 Sturmgewehre und mehrere Millionen 
Schuss Munition. [...] Wie viele dieser Kriegsge¬ 
schenke mittlerweile auf der anderen Seite bei den Got¬ 
teskriegern gelandet sind, kann die Bundesregierung 
auf Nachfrage nicht sagen,“ schreibt die Linken-Abge¬ 
ordnete Sevim Dagdelen in einem Kommentar in der 
jungen weit. „Es ist geradezu absurd, dass das NATO- 
Mitglied Türkei seine Grenze zum IS-kontrollierten 
Gebiet in Syrien noch immer nicht geschlossen hat und 
die Bundesregierung dazu schweigt. Während die Bun¬ 
deswehr Peschmerga trainiert, hat Berlins Premium- 
partner Recep Tayyip Erdogan sein Land in ein Naher- 
holungs- und Aufmarschgebiet für militante Dschiha- 
disten verwandelt. [...] Mit Terrorpaten darf es keine 
Kooperation mehr geben. Ursula von der Leyen und 
ihre Kabinettskollegen müssen davon absehen, eine 
Flugverbotszone in Syrien zu errichten.“ 

(jwv. 24.Z25.9.2016/Azadi) 
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Verfassungsschutz diffamiert kurdische 
Flüchtlingshelfer*innen und Organisationen 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) verteilt 
eine Broschüre mit dem Titel „Wie erkenne ich extre¬ 
mistische und geheimdienstliche Aktivitäten - Eine 
„Handreichungen für Flüchtlingshelferinnen und -hel- 
fer“, in der nicht nur vor PYD, YPG und YPJ gewarnt 
wird, sondern auch vor kurdischen Flüchtlingshelfern. 
Diese würden nicht nur Dolmetscherdienste leisten und 
bei Behördengängen helfen, sondern die Flüchtlinge 
auch in kurdische Vereine einladen. „Gemäß der vom 
Verfassungsschutz gepflegten unwissenschaftlichen 


Extremismustheorie werden in der Broschüre Neonazis 
und Pegida, Salafisten, radikale Linke und die kurdi¬ 
sche PKK sowie ausländische Spione munter durchei¬ 
nander geworfen“, schreibt die Linken-Abgeordnete U. 
Jelpke in einer Stellungnahme vom 27. September. 
Weiter kritisiert sie: „Mordhetze und Brandanschläge 
gegen Flüchtlinge werden so auf die gleiche Ebene mit 
Kleiderspenden für Flüchtlinge und antirassistischen 
Demonstrationen gestellt. Als Fallbeispiel vermeintlich 
linksextremistischer Aktivitäten wird eine Demonstra¬ 
tion vor einer Erstaufnahmestelle für Flüchtlinge mit 
Parolen wie Hoch die internationale Solidarität und 
Kein Mensch ist illegal genannt.“ 


UNTERSTÜTZUNGS¬ 

FÄLLE 

Im September wurde ein Gesamtbetrag von 641Euro ausgezahlt für Bücher und Hürriyet-Abo an Gefangene, 
außerdem Beteiligung an Anwaltsgebühren für (eingestelltes) Ermittlungsverfahren wg. Verstoßes gegen das Ver¬ 
einsgesetz wg. Zeigens angeblich verbotener Symbole. 

Im September erhielten 12 politische Gefangene für Einkauf in den JVAen insgesamt einen Betrag von 

1236- Euro. 
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Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
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E-Mail azadi@t-online.de 
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V. i.S.d.P.: Monika Morres 
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Hauptverfahren nach §129b StGB gegen 
Hasan Dutar eröffnet 

Verteidigung stellt Befangenheitsantrag und 
widerspricht Selbstleseanordnung 

A m 5. Oktober wurde das Hauptverfahren gegen den kurdischen Politiker 
Hasan DUTAR vor dem 3. Strafsenat des Hanseatischen Oberlandesgerichts 
eröffnet. Er wird beschuldigt, als Mitglied einer terroristischen Vereinigung 
im Ausland (§§ 129a Abs. 1 Nr. 1, 129b Abs. 1 StGB) zwischen August 2014 und 
Ende März 2015 das PKK-Gebiet Bremen und später das Gebiet Kassel verantwort¬ 
lich geleitet zu haben. In dieser Eigenschaft habe ihm die Umsetzung von Anord¬ 
nungen seines Sektorleiters Bedrettin KAVAK obliegt, der am 3. August vom glei¬ 
chen Senat zu einer Freiheitsstrafe von 3 Jahren verurteilt worden war. Ihm wird 
weiter vorgeworfen, mit PKK-Aktivist* innen häufiger telefoniert oder sich mit 
anderen Verantwortlichen getroffen zu haben. Ferner sei er in Spendengeldkampa¬ 
gnen involviert gewesen oder habe Wahlberechtigte zu den Wahlen zum türkischen 
Parlament motiviert bzw. ihnen beim Ausfüllen von Wahlunterlagen geholfen. Vör- 
geworfen wird ihm außerdem, sich in familiären Konflikten oder Auseinanderset¬ 
zungen wegen Grundstücks-, Geschäfts- oder Hochzeitsproblemen der kurdischen 
Bevölkerung als Schlichter betätigt zu haben. In einem Fall habe er sich um den Ver¬ 
bleib eines jungen Mannes gekümmert, der sich angeblich in einem PKK-Ausbil¬ 
dungslager befunden haben soll. Diese Tätigkeiten sind für die Strafverfolgungsbe¬ 
hörden und der Justiz „terroristische“ Straftaten. 

Die Ermächtigung zur strafrechtlichen Verfolgung des 60-Jährigen hat das Bun¬ 
desjustizministerium am 6. September 2011 erteilt. 

Der Angeklagte befindet sich seit seiner Überstellung von der dänischen an die 
deutsche Justiz am 28. Juni 2016 in Untersuchungshaft in der JVA Hamburg-Hols¬ 
tenglacis. Zusammen mit weiteren Kurden war er in Dänemark angeklagt, im Zeit¬ 
raum 2011/2012 angeblich Spenden für die PKK vermittelt bzw. an diese weiterge¬ 
leitet zu haben. Der Prozess vor dem OLG Kopenhagen, der am 28. August 2013 
begann, endete am 8. Juni 2016 für Hasan DUTAR mit einem Freispruch. Unmittel¬ 
bar danach wurde er aufgrund eines Haftbefehls des OLG Hamburg fest- und in 
Auslieferungshaft genommen. 

„In Anbetracht der menschenverachtenden Politik der Regierung Erdogan ist das 
Verfahren gegen den ezidischen Kurden Hasan Dutar völlig absurd. Hamburger 
Gerichte sollten sich nicht zu Erfüllungsgehilfen einer Regierung machen, die die 
Menschenrechte mit Füßen tritt und auch vor der Anordnung systematischer Kriegs¬ 
verbrechen nicht zurückschreckt,“ heißt es in einer Erklärung der Fraktion DIE 
LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. Hasan Dutar müsse sofort aus der Haft 
entlassen und das PKK-Verbot aufgehoben werden. 
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Der §129b-Prozess gegen Hasan 
Dutar ist bereits das vierte Ver¬ 
fahren vor dem Staatsschutzsenat 
des OLG: Am 13. Februar 2013 
wurde Ali Ihsan Kitay zu 2 Vi 
Jahren Freiheitsstrafe verurteilt, 
Mehmet Demir am 28. August 
2015 zu 3 Jahren und Bedrettin 
Kavak am 3. August 2016 eben¬ 
falls zu 3 Jahren. 

Aus diesem Grunde stellte Dutars Verteidigung, 
Rechtsanwalt Stephan Kuhn, einen Befangenheitsantrag 
gegen die Senatsbesetzung. Der Mandant hege ein 
Misstrauen gegen die abgelehnten Richter, weil er 
annehme, dass diese ihm gegenüber parteilich und vor¬ 
eingenommen sein könnten. Er führte u.a. aus: „Die 
innere Haltung der Richter in diesem Verfahren lässt 
elementare Rechtsgrundsätze außer Acht. Sie haben 
sich in ihrem Urteil gegen Bedrettin Kavak bereits im 
Wissen, dass sie auch das Verfahren gegen Hasan Dutar 
führen werden, darauf festgelegt, diesen ohne ausrei¬ 
chende Beweise als Gebietsleiter von Bremen zu dekla¬ 
rieren. Zudem wurde Dutar bereits von einem Gericht 
in Kopenhagen wegen des gleichen Tatbestands freige¬ 
sprochen.“ Der Senat hätte mit seinem Beschluss vom 
13. September die Anklageschrift der Generalstaatsan¬ 
waltschaft Hamburg gegen Hasan Dutar nicht zulassen 
dürfen, ohne sich zuvor mit der Frage des Strafklage¬ 
verbrauchs wegen des in Dänemark geführten Verfah¬ 
rens auseinandergesetzt zu haben. 

„Strafklageverbrauch“ bedeutet, dass niemand 
wegen einer Tat mehrmals abgeurteilt werden darf 
[ne bis in idem] und entspricht einem Verbot der Dop¬ 
pelbestrafung wegen derselben prozessualen Tat. 

Dass auch in diesem Verfahren „kurzer Prozess“ 
gemacht werden soll, zeigte sich an der Anordnung des 
Gerichts zum sog. Selbstleseverfahren. Das bedeutet, 
dass die gesamte Beweisaufnahme ausgelagert wird, 
indem Akten, Dokumente, wichtige Urteile oder 
Ergebnisse von Telekommunikationsüberwachung den 
Verfahrensbeteiligten zum Selbstlesen übergeben wer¬ 
den. Damit wird dem Publikum - also der Öffentlich¬ 
keit - ein Nachvollziehen und Beurteilen der Verfah¬ 
rensvorgänge und -Zusammenhänge vorenthalten. Weil 
die Verteidigung die Möglichkeit haben muss, eventu¬ 
ellen Fehlinterpretationen des Gerichts entgegenzutre¬ 
ten, ist nach Auffassung von Rechtsanwalt Kuhn die 
Verlesung von Urkunden in der Hauptverhandlung 
erforderlich. In der Selbstleseanordnung komme 
zudem eine Vörfestlegung des Senats zum Ausdruck, 
weshalb er hiergegen Widerspruch einlegte. Schließlich 
handele es sich nicht um ein Wirtschaftsverfahren, in 
dem umfangreiche Bilanzen einer Aktiengesellschaft 
oder Buchungsunterlagen verlesen werden sollen, in 
dem aus prozessökonomischen Erwägungen eine 
Selbstlesung sinnvoll sein mag. Vielmehr gehe es in 



§ 129b-Verfahren wie diesem um interpretationsfähige 
Dokumente, deren Sinngehalt für die Beweiswürdi¬ 
gung erheblich sei. 

„Gerade vor dem Hintergrund des politischen Cha¬ 
rakters des hiesigen Staatsschutzverfahrens, während 
gleichzeitig in der Republik Türkei die Schleifung des 
Rechtsstaates voranschreitet, macht jeder Anschein 
eines Geheimverfahrens oder einer Geheimjustiz ana¬ 
log der in der Türkei zu beobachtenden Entwicklung 
einen verheerenden Eindruck. Eine Grabesstille im 
Gerichtssaal anlässlich der Beweiserhebung über 
womöglich entscheidungserhebliche Urkunden, wie es 
die angegriffene Anordnung zum Selbstleseverfahren 
bewirkt, kann einen solchen Anschein nur verstärken“, 
so Stephan Kuhn. 

In einer Erklärung zum zweiten Prozesstag am 11. 
Oktober weist TATORT Kurdistan Hamburg auf die 
nach 70 Jahren erfolgte historische Untersuchung zur 
Kontinuität des NS-Staates und seines Personals - hier 
im Bundesjustizministerium - hin. Die Historikerkom¬ 
mission war zu dem Ergebnis gekommen, dass von 170 
Juristen, die zwischen 1949 und Anfang der 1970er 
Jahre führend in diesem Ministerium tätig waren, 90 
der NSDAP angehörten und 34 der SA sowie zahlrei¬ 
che, die als Richter bei Sondergerichten tätig waren 
oder verantwortlich für Todesurteile. „Dass die Grund¬ 
haltung der BRD-Justiz von Beginn an keine demokra¬ 
tische war, kann man auch heute noch bei der Beob¬ 
achtung der §129b-Prozesse gegen kurdische Politiker 
in der BRD sehen“, heißt es u.a. in der Erklärung. Es 
überkomme einen beim Lesen der Inschrift einer 
Gedenktafel vor dem OLG am Sievekingplatz „ein 
seltsames Gefühl“, schreibt die Gruppe. Sie lautet: 

„1933 - auf der grauen Betonfläche mahnt eine 
kühle Zahl jene, die heute Recht sprechen: die deutsche 
Justiz war willfähriges Instrument der nationalsozialis¬ 
tischen Diktatur. Richter und Staatsanwälte vollstreck¬ 
ten vom Rassenwahn geprägte Gesetze gegen Juden, 
Polen, Russen und andere Gruppen. Fast alle beschwie¬ 
gen das Unrecht, Widerstand leisteten nur wenige. (...)“ 

(Azadi) 


Hauptverfahren nach § 129b gegen Ali Hidir 
Dogan in Berlin eröffnet 


Verteidigung: Jeder Prozess bedeutet Unterstützung des 
AKP-Regimes 



Am 11. Oktober begann unter 
massiven Sicherheitsvorkehrun¬ 
gen vor dem Kammergericht Ber¬ 
lin das § 129b-Hauptverfahren 
gegen Ali Hidir DOGAN, der den 
Prozess hinter einer gepanzerten 
Glasscheibe verfolgen musste. 

Zum Auftakt fand am Platz 
vor dem Gerichtsgebäude eine 
Solidaritätskundgebung statt. 
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Der 51-jährige kurdi¬ 
sche Aktivisten wird von 
der Anklage beschuldigt, 
als Mitglied einer terroris¬ 
tischen Vereinigung im 
Ausland (§129b StGB) in 
den Jahren 2014/2015 als 
Leiter des PKK-Gebietes 
Berlin verantwortlich 
gewesen zu sein. Indivi¬ 
dueller Straftaten wurde 
auch er - wie alle anderen 
Beschuldigten nach 
§12% - nicht bezichtigt. 

Es geht vielmehr darum, 
eigentlich legale Tätigkei¬ 
ten wie das Organisieren 
von Veranstaltungen und 
Demonstrationen, das 
Verkaufen von Bustickets 
zu Festivals oder das 
Sammeln von Spenden zu 
terroristischen Unterstüt¬ 
zungshandlungen im Rah¬ 
men einer mutmaßlichen 
PKK-Mitgliedschaft umzuinterpretieren. 

Die Verteidigung stellte eingangs den Antrag auf 
Aufhebung der Ermächtigung zur strafrechtlichen Ver¬ 
folgung nach §12% StGB, die das Bundesjustizminis¬ 
terium auch im Falle von Ali Hidir Dogan am 6. Sep¬ 
tember 2011 erteilte. Die Ermächtigung basiere auf 
einer unzutreffenden Einschätzung der politischen 
Ziele der kurdischen Bewegung als auch der Situation, 
in der diese kämpfe. Dies werde nur unzureichend 
berücksichtigt. Rechtsanwalt Lukas Theune - Dogans 
Verteidiger - bezeichnete den türkischen Staat als dik¬ 
tatorisches Regime, das sich mit Blick auf die kurdi¬ 
sche Minderheit zahlreicher Verbrechen schuldig 
gemacht habe und weiterhin mache. Als Beispiel sei 
Cizre zu erwähnen, wo im Februar 2016 Dutzende 
Zivilisten von türkischen Sicherheitskräften ermordet 
worden seien. Der bewaffnete Kampf sei eine „ver¬ 
ständliche Reaktion“. Theune klagte die bundesdeut¬ 
sche Politik an: „Jeder Prozess gegen vermeintliche 
PKK-Mitglieder verkündet die Botschaft, dass 
Deutschland auch das derzeitige türkische Regime 
nach dem gescheiterten Putschversuch unterstützt.“ 

Am 13. Oktober, dem 2. Verhandlungstag, trat als 
Zeuge der Anklage der Sachgebietsleiter PKK beim 
Bundeskriminalamt (BKA), Jürgen Becker, auf, dessen 
Aufgabe in sämtlichen §12%-Verfahren gegen kurdi¬ 
sche Aktivisten darin besteht, die vermeintlichen Exil¬ 
strukturen der PKK darzustellen. Der Mühe, eine 
Unterscheidung zwischen legalen und illegalen Struk¬ 
turen vorzunehmen, unterzieht sich der Beamte hierbei 
nicht. So etwa antwortete er auf Nachfrage der Vertei¬ 


digung, wie der Dachver¬ 
band NAV-DEM einzuord¬ 
nen sei: „Ich bin kein 
Jurist, aber aus polizeili¬ 
cher Bewertung gehört 
NAV-DEM zur PKK.“ Die 
Fragen der Anwälte Heinz 
Schmitt und Lukas Theune 
nach Details zu Motiven 
und Zielen der PKK beant¬ 
wortete Becker äußerst 
dürftig. So wisse er nicht, 
was das Konzept der 
„Demokratischen Autono¬ 
mie“ bedeute und wie die 
Situation in der Türkei bei 
Gründung der PKK 1978 
gewesen sei. Befragt zu 
den Beziehungen des tür¬ 
kischen Regimes zur Ter¬ 
rororganisation IS, meinte 
Becker: „Ich arbeite ja 
nicht gegen den IS, es ist 
nicht meine Aufgabe.“ 
Becker erklärte auf 
mehrmaliges Nachfragen auch, im Rahmen von 
„Regierungskonsultationen“ mehrfach selbst in die 
Türkei gereist zu sein. Mehr könne er aber wegen feh¬ 
lender Aussagegenehmigung nicht mitteilen. 

(jwv. 12., 17.10.2016 / Azadi) 

OLG Stuttgart verurteilte Ali Özel zu 
dreieinhalb Jahren / Rechtsanwalt Heiming: 

Es war ein politischer Prozess / Ali Özel 
fordert Entkriminalisierung der PKK 

Nach zehnmonatiger Verhand¬ 
lungsdauer endete am 13. Okto¬ 
ber das § 129b-Verfahren gegen 
Ali Özel vor dem Oberlandesge¬ 
richt (OLG) Stuttgart. Der 6. 
Strafsenat verurteilte den 48-jäh¬ 
rigen Aktivisten zu einer Haft- 
Ät strafe von 3 X A Jahren. Die Rich- 
WHE!v ** ter sahen es als erwiesen an, dass 
er als Mitglied einer terroristischen Vereinigung im 
Ausland (§ 129b StGB) seit Mitte 2010 als Leiter für 
verschiedene PKK-Gebiete, zuletzt Stuttgart und 
Bodensee-Region, verantwortlich gewesen sei. Auch in 
diesem Fall musste dem Angeklagten - wie in 129b- 
Verfahren üblich - keine individuelle Straftat nachge¬ 
wiesen werden. So wurde das Organisieren von 
Demonstrationen oder Busfahrten zu Veranstaltungen 
wie dem jährlichen Internationalen Kurdischen Kultur¬ 
festival oder das Spendensammeln zu terroristischen 
Unterstützungshandlungen erklärt, weil diese Aktivitä- 


f rei hei 


„Die Tradition der Unterdrückten belehrt uns darüber, 
dass der Ausnahmezustand, in dem wir leben, die Regel ist" 

Walter Benjamin, Philosoph, 1892 -1940 


FREIHEIT FÜR DIE 

KURDISCHEN POLITISCHEN GEFANGENEN 
IN DEUTSCHLAND 





Kurzbiografien der kurdischen Aktivisten, die sich derzeit in 
deutschen Gefängnissen in Straf- bzw. Untersuchungshaft befinden. 
Sie werden der Mitgliedschaft in einer „terroristischen Vereinigung 
im Ausland" beschuldigt. 

Stand: August 2016 


AZADI e.V. 

Rechtshilfefonds 

für Kurdinnen und Kurden in Deutschland 

Hansaring 82 • 50670 Köln 

Tel:0221 /16 79 39 45 • azadi@t-online.de 


NAV-DEM e.V. 

Demokratisches Gesellschaftszentrum der 
Kurdinnen in Deutschland 
Neuste 38 • 40213 Düsseldorf 
Tel: 0211 17 11 451 • info@navdem.com 


Wir haben ein zwöfseitiges DIN A5-Faltblatt mit dem Titel „Freiheit für die kurdi¬ 
schen Gefangenen in Deutschland“ erarbeitet. Nach einer kurzen Einleitung über die 
Kriminalisierung von Kurdinnen und Kurden in Deutschland werden neun politische 
Gefangene (und ein Gefangener, der nach erfolgreicher Revision aus der Haft ent¬ 
lassen wurde und sich außerhalb der Gefängnismauern auf die Neuverhandlung vor¬ 
bereiten kann) vorgestellt und dargelegt, warum sie nach § 129b StGB vor Staats¬ 
schutzsenaten bundesdeutscher Oberlandesgerichte angeklagt sind. 

Das Faltblatt kann bei AZADI angefordert werden: azadif9t-online.de und hier als 
PDF heruntergeladen werden. 
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ten - so das Gericht - dem Zusammenhalt der PKK 
dienten. Die Staatsanwaltschaft hatte in ihrem Plädoyer 
eine Haftstrafe von 4 V 2 Jahren gefordert. 

Mit den Ursachen des kurdischen Freiheitskampfes 
oder den Zielen der PKK wollte sich das Gericht nicht 
weiter befassen, denn alle Beweisanträge der Verteidi¬ 
gung lehnte das Gericht in den 56 Verhandlungstagen 
ab. „Hier wurde zehn Monate lang Rechtsstaatlichkeit 
vorgespielt,“ hatte der Heidelberger Rechtsanwalt Mar¬ 
tin Heiming in seinem Schlussplädoyer beklagt. Es 
habe sich um einen „politischen Prozess“ gehandelt, 
der dadurch gekennzeichnet sei, „dass der Ausgang des 
Verfahrens vom ersten Tag an feststeht und Freispruch 
grundsätzlich ausgeschlossen ist.“ 

In seiner ausführlichen Prozesserklärung hatte Ali 
Özel u. a. ausgeführt, dass der Kampf der PKK Selbst¬ 
verteidigung auf Grundlage des Selbstbestimmungs¬ 
rechts der Völker sei: „In Anlehnung an diese Gedan¬ 
ken bin ich seit 25 Jahren ein Anhänger der PKK.“ 
Seine Einlassung hatte er mit Hoffnungen verbunden: 
„Für das Gleichgewicht bei diesen Verhandlungen 
wäre es unerlässlich, nicht vorweg eine Seite der Kon¬ 
fliktparteien als terroristisch zu listen. Dies wird die 
andere Seite, die türkische Regierung, nicht ernsthaft 
an den Verhandlungstisch bringen können.“ Er appel¬ 
lierte an die Bundesregierung, durch eine Entkriminali- 
sierung der PKK den Druck auf die Türkei zu erhöhen. 

Ali Özel wurde am 12. Februar 2015 in Villingen- 
Schwenningen festgenommen. Seitdem befindet er sich 
in Untersuchungshaft in der JVA Stuttgart-Stammheim. 
Dort unterliegt er mit dem § 129b StGB verbundenen 
Sonderhaftbedingungen, z.B. weitgehender Isolation. 
Bis zum letzten Prozesstag wurde Özel gefesselt in den 
Sitzungssaal geführt. Wie in der „jungen weit“ geschil¬ 
dert, wurden dem Kurden auch während des Transports 
zum Gericht auch Fußketten angelegt. Nur in Anwe¬ 
senheit des Richters seien die Handschellen entfernt, 
doch selbst bei zehnminütigen Verhandlungspausen sei 
er erneut gefesselt worden. 

(jw v. 14.10.2016 /Azadi) 

Erklärung von Ahmet Qelik: 

§129b-Verfahren ungerecht, willkürlich und 
grausam 

Am 4. Oktober hat der nach 
§ 129b StGB angeklagte Politiker 
Ahmet £ELIK VO r dem Oberlan¬ 
desgericht Düsseldorf eine per¬ 
sönliche Erklärung abgegeben. 

Das Hauptverfahren gegen 
ihn war am 12. Mai dieses Jahres 
in Anwesenheit zahlreicher Pro- 
zessbesucher*innen eröffnet 
worden. Die Anklage wirft ihm vor, von Juni 2013 bis 
Anfang Juli 2014 unter dem Decknamen „Kerim“ als 


hauptamtlicher Kader der PKK den PKK-Sektor 
„Mitte“ in Deutschland geleitet zu haben. 

Repression gegen Kurd*innen ungerecht , willkürlich und 
grausam 

Seine über vierstündige Erklärung begann Ahmet £elik 
mit einer Kritik: „Ich befinde mich seit 15 Monaten in 
der Vollzugsanstalt Köln und immer noch in U-Haft. 
Die Besuche meiner Familie werden nach wie vor von 
mehreren BKA-Beamten und Dolmetschern über¬ 
wacht.“ 

Er beklagte, dass dies der 16. Verhandlungstag sei 
ohne erkennbares Ergebnis. Es gebe einen Aktenum¬ 
fang aus rund 5000 Seiten Dokumente und Berichte, 
von denen „höchstens 100 unmittelbar mich betreffen“. 
Der größte Teil der Unterlagen bestünden aus Büchern, 
Kongress- und Konferenzbeschlüssen oder Zeitungsar¬ 
tikeln, die allesamt nicht geheim und jeder/m zugäng¬ 
lich seien. Er wolle deutlich machen, dass die repres¬ 
sive Haltung der Bundesregierung gegen Kurdinnen 
und Kurden und „dieses Verfahren ungerecht, gewis¬ 
senlos und gleichzeitig auch willkürlich und grausam“ 
sei. Weder er, noch seine „türkischen und kurdischen 
Freunde, die in den deutschen Gefängnissen sitzen“, 
seien schuldig. „Wenn unser Kampf für Freiheit, 
Geschwisterlichkeit, Gleichberechtigung, Frauen¬ 
rechte, Demokratie und Frieden als eine Straftat ange¬ 
sehen“ würden, dann seien nicht sie diejenigen, die 
sich schämen müssten, „sondern der deutsche Staat“. 
Das als Straftat zu verfolgen, sei eine „Verunglimpfung 
der Demokratie und der Gesetze dieses Landes“. Er 
hoffe, dass sie die Letzten seien und es „nicht noch 
weitere Opfer“ gebe. 

Das Leben im Dorf MeMina: Es ging uns gut 

Diesen Vorworten folgte eine ausführliche Schilderung 
seines Lebenslaufs in dem historischen Dorf Meskina, 
in dem sein Name nicht Ahmet öelik, sondern Ahmede 
Gerne Xelef gewesen ist. Er sei mit der kurdischen 
Sprache aufgewachsen bis zum Zeitpunkt der Einschu¬ 
lung, als man ihn und die anderen Kinder gezwungen 
habe, Türkisch zu lernen. Das Kurdische wurde fortan 
in allen Lebensbereichen verboten. In Deutschland 
dann habe er Deutsch gelernt, doch eigentlich könne er 
keine der drei Sprachen richtig, „was aus meiner Sicht 
eine Tragödie darstellt“. „Diese Assimilation in meiner 
Kindheit hat bei mir psychische Schäden hinterlassen, 
mit denen ich heute noch leben muss und unter denen 
ich leide.“ Sprache sei die „Gesamtheit aller gesell¬ 
schaftlichen Werte, wie das Bewusstsein, die Kultur, 
die Ästhetik und die Ethik“ und die Entwicklung einer 
Gesellschaft hänge von „der Weiterentwicklung ihrer 
Sprache ab“. 

Ahmet öelik schilderte das Leben im Dorf, in dem 
Armenier, Jesiden und Kurden einst friedlich miteinan¬ 
der gelebt hätten, zu den verschiedenen Zeiten aber 
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Angriffen von Arabern, Osmanen und später von Tür¬ 
ken ausgesetzt gewesen seien. Wirtschaftlich sei es den 
Menschen gut gegangen. Die Erde sei fruchtbar gewe¬ 
sen und es habe „Oliven-, Granatapfel-, Feigen- und 
Pistazienbäume“ gegeben, man habe „Getreide-, Mais¬ 
und Baumwollfelder“ angepflanzt und „Rinder, Schafe 
und Ziegen“ gezüchtet. In der damaligen Zeit seien „die 
Stammesstrukturen und das Feudalsystem dominie¬ 
rend“ und deren Repräsentanten die kurdischen Fürsten 
und Feudalherren gewesen. Es habe nichts anderes dar¬ 
gestellt als „ein Patriarchat - ein System, in dem die 
Männer die Herrschaft haben und die Frauen und Kin¬ 
der in ihren Rechten eingeschränkt“ gewesen seien. 

In dieser Zeit sei der Name „Apoisten“ (PKK) aufge¬ 
taucht. Die „apoistische Jugend“ sei ins Dorf gekom¬ 
men, habe Versammlungen abgehalten, an denen jede/r- 
„unabhängig von Alter und Geschlecht“ - habe teilneh¬ 
men können und niemand ausgeschlossen worden sei. 
Die Jugendlichen seien sehr mutig gewesen, weil sie den 
Namen „Kurdistan“ erwähnten. Sie hätten „Gewalt 
gegen Frauen verurteilt, die Polygamie, Brautgeld, Kin¬ 
derehen und die Entführung von Frauen“. Sie seien sehr 
ernsthaft gewesen und von Anfang an „gegen Gewalt 
und Unrecht innerhalb der kurdischen Gesellschaft“. 

Der faschistische Putsch hat Kurdistan zerstört 

Mit dem Militärputsch vom 12. September 1980 und 
der Entwicklung zu einem faschistischen System habe 
sich das Leben seiner Familie und das aller Dorfbe¬ 
wohner* innen dramatisch verändert, weil die Men¬ 
schen „sehr viel Leid und Schmerz“ haben ertragen 
müssen. Dorfbewohner seien auf den Dorfplätzen 
„zusammengetrieben, schikaniert, geschlagen, miss¬ 
handelt“ worden oder man habe ihnen „finanziellen 
Schaden“ zugefügt. Wegen brutaler staatlicher Repres¬ 
sionen seien viele aus dem Dorf gezwungen gewesen, 
ihre Heimat zu verlassen und in die türkischen Metro¬ 
polen umzusiedeln. 

Ahmet £elik sei mit Freunden nach Mersin gegan¬ 
gen. „So wie ein Tsunami, hat dieser faschistische 
Putsch Kurdistan zerstört und dem Erdboden gleich 
gemacht“. Seinen Vater und seinen Bruder habe man 
auf der Polizeiwache fast zu Tode gefoltert und zuvor 
gezwungen, ihr eigenes Grab zu schaufeln. Weil sich 
Personen für sie eingesetzt hätten, seien sie entlassen 
worden. 

Ich habe das Dorf verlassen 

üelik berichtete von der Einführung des sog. „Dorf¬ 
schützer“-Systems in den Jahren 1984/85. Die Namen 
aller Männer seien von den Sicherheitskräften erfasst 
worden. Danach habe man den Menschen gesagt, dass 
diese ihre Dörfer bewachen müssten. Es handele sich 
um eine „Wächtertätigkeit“ zur Überwachung des Dor¬ 
fes, der Felder und Gärten. Im Jahre 1986 seien z. B. 
alle fünf Söhne einer Familie bereit gewesen, Waffen 


vom Staat anzunehmen. Später seien zwar andere hin¬ 
zugekommen, doch hätten sie schnell die Waffen und 
das Amt wieder niedergelegt. Der Staat sei dann zu 
„unmittelbaren Gewaltmaßnahmen“ übergegangen und 
habe Dorfbewohner dazu genötigt, Dorfschützer zu 
werden. „Sie hatten unser gesamtes Leben vergiftet“. 

Gemeinsam mit seiner Frau Misriye und den 1981 
und 1983 geborenen Kindern habe er schließlich 1985 
seinem Dorf den Rücken gekehrt und sei nach Qosere 
gezogen. Sein Vater habe die Heimat nicht verlassen 
wollen und sei geblieben. 

Wir haben die Türkei verlassen 

Nach der Geburt des dritten Kindes 1987 habe er das 
Haus verkauft und die Familie sei nach Istanbul gezo¬ 
gen. Mit Hilfe eines Schleusers habe die Familie die 
Türkei verlassen und sei am 2. September 1987 in 
Frankfurt/M. angekommen, wo sie Asyl beantragt hät¬ 
ten. Dem Asylantrag wurde am 16. Juni 1994 stattgege¬ 
ben. Während dieser Zeit haben auch seine Brüder das 
Dorf verlassen müssen, weil man sie zwingen wollte, 
als Dorfschützer zu arbeiten. 1993 sei auch der Vater 
vor die Wahl gestellt worden, entweder diese Spitzeltä¬ 
tigkeit zu übernehmen oder innerhalb von 24 Stunden 
zu verschwinden. Sein Vater habe sehr geweint, weil er 
mit 70 Jahren das Dorf, in dem er geboren wurde, ver¬ 
lassen musste und neben der Jahresemte auch alles 
andere verloren hatte. 

„Zweifellos gibt es viele kurdische Familien, die 
viel mehr Schmerz und Leid als wir erlebt und einen 
größeren Preis bezahlt haben. Meine Erlebnisse 
machen im Vergleich zu den Erlebnissen mancher 
Familien nicht einmal einen Tropfen im Ozean aus“, so 
Ahmet £elik. 

„Ich kann behaupten, dass ich - wenn ich nicht nach 
Deutschland gekommen wäre - auch inhaftiert oder 
umgebracht worden wäre. Ich bin vor den dortigen 
Gefängnissen nach Deutschland geflohen und habe um 
Asyl ersucht, aber dem Gefängnis bin ich nicht ent¬ 
kommen“. 
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Das Leben in Deutschland: 

Warten auf Asylanerkennung/Zwei Inhaftierungen / Tod 
der Ehefrau 

Die Zeit des Wartens bis zum Abschluss des Asylver¬ 
fahrens sei für die Familie „sowohl in sozialer, wirt¬ 
schaftlicher als auch psychischer Hinsicht“ sehr belas¬ 
tend gewesen: „Es war für uns so, als ob wir unter der 
Folter leben würden“. In Deutschland wurde aber auch 
das vierte Kind geboren. 

Kurz nachdem sie 1994 politisches Asyl erhielten, 
sei er verhaftet und 1995 inhaftiert und in die JVA 
Wuppertal gebracht worden. Ein halbes Jahr zuvor 
habe seine Frau gesundheitliche Probleme bekommen 
und die Ärzte hätten eine Herzerkrankung diagnosti¬ 
ziert. 

Eine Woche nach seiner Verbringung in die JVA, 
habe ihm der Abteilungsleiter mitgeteilt, dass seine 
Frau am 8. April 1995 verstorben sei. Er habe diesen 
darum gebeten, an der Trauerzeremonie teilnehmen zu 
dürfen, um seinen Kindern beistehen zu können, bevor 
der Leichnam in die Heimat überführt werde: „Der 
Abteilungsleiter sagte mir, dass ich nur den Leichnam 
sehen dürfe, aber nicht die Kinder. Außerdem müsste 
man mich aufgrund der Anordnungen in Hand- und 
Fußfesseln vorführen“. 

Er habe beschlossen, unter diesen Umständen nicht 
an der Trauerfeier teilzunehmen. „Es war eine erniedri¬ 
gende und Macht demonstrierende Vorgehensweise. Es 
war für mich in jeder Hinsicht eine unerträgliche Zeit“. 
Er habe es in Deutschland nicht mehr ausgehalten und 
sei nach der Haftentlassung nach Syrien gegangen, wo 
er bei Verwandten gelebt habe. Aus Sehnsucht nach 
seinen Kindern sei er nach einigen Jahren zurückge¬ 
kehrt und 2001 wieder in Deutschland angekommen. 
Er habe hier arbeiten können, doch wegen seines 
Gesundheitszustandes nur eingeschränkt. Das Gesund¬ 
heitsamt habe ihm schließlich wegen seiner Rücken¬ 
probleme eine 30%-ige Behinderung zuerkannt: 
„Meine Rückenschmerzen sind derzeit noch schlimmer 
als früher“. 

Bezogen auf sein gesellschaftliches Leben, sagte 
Ahmet £elik, dass er ein Zuhause hatte, seine Kinder, 
Angehörige und Freunde, zu denen er regelmäßigen 
Kontakt habe pflegen können: „Alle meine Kontakte 
sind offensichtlich und nicht geheim“. 

Arbeit für die kurdische Gesellschaft 

Im Herbst 2007 wurde Ahmet £elik wegen seiner poli¬ 
tischen Aktivitäten erneut inhaftiert. Nach einem hal¬ 
ben Jahr Untersuchungshaft wurde er vom OLG Stutt¬ 
gart zu einer Freiheitsstrafe von acht Monaten auf 3 
Jahre Bewährung verurteilt und aus der Haft entlassen. 

Nach seiner Haftentlassung habe er sich „seinem 
persönlichen Leben“ und als Vorstandsmitglied „den 
kulturellen und gesellschaftlichen Aktivitäten im Rah¬ 
men der YEK-KOM gewidmet“. Ein wichtiger Aspekt 


politischer Arbeit sei für ihn, den gesellschaftlichen 
und kulturellen Charakter, die Vergangenheit und Ver¬ 
antwortung des Individuums und die Geschichte seiner 
Gesellschaft näher zu beleuchten. „Man kann sagen, 
dass der Mensch durch die Vergesellschaftung zum 
Menschen geworden ist. Ebenso wie die Gesellschaft 
die Verantwortung für jedes Individuum zu überneh¬ 
men hat, steht auch das Individuum in der Pflicht der 
Verantwortung für die Gesellschaft“. Die kurdische 
Gesellschaft in der heutigen Form sei das „Resultat der 
Jahrtausende andauernden historischen Kämpfe und 
Widerstände“. 

Ahmet £elik ging in seiner Erklärung auch näher ein 
auf das Massaker von Halabja/Nordirak im Jahre 1988 
ein, bei dem Tausende Menschen durch Giftgas ermor¬ 
det wurden und die „Welt dazu geschwiegen“ habe. 
Gleiches gelte auch für die brutalen Repressions- und 
Gewaltmaßnahmen des Putschregimes in der Türkei. 
Auch zu diesen „barbarischen Praktiken des türkischen 
Staates“ wie der Folterungen von Gefangenen, der Zer¬ 
störung tausender Dörfer in Kurdistan, der Existenz von 
Kontrakräften wie des JITEM oder der HIZBULLAH 
habe die Welt geschwiegen - „bedauerlicherweise auch 
Deutschland und die anderen EU-Staaten“. 

Als Protest gegen diese Politik des Wegsehens und 
Verschweigens haben er und viele seiner Freund* innen 
an Hungerstreiks teilgenommen. 

Ahmet Qeiik klagt an: 

Deutsche Autoritäten betreiben „kulturellen Genozid“ an 
kurdischer Gesellschaft 

In mehreren Punkten klagte £elik die „Autoritäten der 
Bundesrepublik Deutschland“ an, den „kulturellen 
Genozid gegen die kurdische Gesellschaft“ zu betrei¬ 
ben: Wie „der kolonialistische Staat“ werde der politi¬ 
sche Wille und Status der Kurden nicht anerkannt und 
so die Einheit der Kurden verhindert. Auch in Deutsch¬ 
land verwehre man den Kurden „die Selbstverwaltung“ 
und verbiete „den Aufbau eigener Institutionen und 
Einrichtungen“ unter dem Vorwand, die Vereine stün¬ 
den „dieser oder jener politischen Partei nahe“. Wäh¬ 
rend Kurdistan von den „kolonialistischen Staaten“ 
gevierteilt wurde, habe Deutschland die kurdische 
Gesellschaft durch „seine Politik, seine Geheimdienste 
und seinen bürokratischen Apparat“ in „20 Teile 
gespalten“. Auch behandle Deutschland die Kurden aus 
den jeweiligen Landesteilen „unterschiedlich“ und ver¬ 
hindere so, „dass Kurden Zusammenkommen und eine 
Einheit bilden“. Dies treffe zudem auf die religiösen 
Zugehörigkeiten von Kurden zu. So sei jesidischen 
Kurden eingeredet worden, keine Kurden, sondern 
Jesiden zu sein. „Dabei ist das Jesidentum eine Reli¬ 
gion und die Jesiden gehören zur kurdischen Nation. 
Einerseits wird das Jesidische nicht als Religionsge¬ 
meinschaft anerkannt, andererseits versuchte man aber, 
diese Menschen von der Gesellschaft zu trennen. 
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Auf die gleiche Weise werde auch eine „Spaltungs¬ 
politik bezüglich der Aleviten“ betrieben, weshalb die 
kurdischen Aleviten in Deutschland „zehn verschie¬ 
dene politische Ausrichtungen“ hätten. 

Zusammenfassend könne gesagt werden, dass „ziel¬ 
gerichtet für jeden Bereich der Gesellschaft, ob Intellek¬ 
tuelle, Studierende, Frauen, Kinder oder Religionsge¬ 
meinschaften eine eigenständige Politik betrieben“ werde 
mit dem Ziel der „Spaltung der kurdischen Gesellschaft“ 
und letztlich Vernichtung der kurdischen Kultur. 

Feindliche Politik gegen kurdische Kinder und Jugend¬ 
liche muss auf hören 

Doch trotz der negativen Annäherungsweise der deut¬ 
schen staatlichen Institutionen und Organisationen sei 
er „immer hoffnungsvoll“ gewesen mit einer „positiven 
Einstellung“. Die Basis seiner Perspektiven seien von 
der „Ideologie, der Philosophie und den Kritiken des 
Vorsitzenden des kurdischen Volkes, Herrn Öcalan“, 
gebildet worden. Das sei auch heute so. Die Kritiken 
seien zwar häufig „massiv, aber sie ermutigen die Men¬ 
schen“. 

In diesem Rahmen habe er mit sich „selbst und der 
Gesellschaft gekämpft“ und für eine „Weiterentwick¬ 
lung der kurdischen Sprache und Kultur“. Er habe - 
„wie Tausende anderer patriotischer, demokratischer 
Kurden Frieden gewollt“ und sich dafür engagiert, 
„weil gesellschaftliches Engagement ein kollektives 
Engagement bedeutet“. 

Ahmet £elik schilderte die Bemühungen um die 
Integration, Ausbildung und Bildung insbesondere von 
Kindern und Jugendlichen, die schließlich das „Poten¬ 
zial einer Gesellschaft“ seien und gefördert werden 
müsse. Allerdings erfüllten die deutschen Institutionen 
„hier ihre Pflichten nicht“. 

Jugendliche würden „kriminalisiert und marginali- 
siert“: „Sie spielen mit dem Willen und der Würde der 
Jugendlichen oder versuchen, deren Willen zu brechen, 


indem sie deren Organisationen verbieten oder diese 
mit Schwierigkeiten überziehen“. Gegen sie würde 
ermittelt oder sie würden mit Problemen konfrontiert, 
weil sie kurdische Vereine aufsuchen oder sie würden 
vom deutschen Geheimdienst angestiftet zu „Spitzel¬ 
diensten und Verrat am kurdischen Volk und Institutio¬ 
nen“. Das ende nicht selten in Suiziden - wie das Bei¬ 
spiel von Eser Altinok zeigt, der in die Fänge der 
Geheimdienste geraten war. Er hatte sich Mitte der 
1990-er Jahre selbst verbrannt und einen Abschieds¬ 
brief hinterlassen, in dem stand: „Weil mich die deut¬ 
schen Geheimdienste zum Verrat gebracht haben, 
nehme ich mir das Leben durch den Feuertod, damit 
dieser Verrat an den Werten der kurdischen Freiheitsbe¬ 
wegung und an der kurdischen Gemeinschaft, was 
mich innerlich zerfrisst, mit verbrennt.“ 

In diesem Zusammenhang schilderte Ahmet £elik 
weitere Beispiele, wie bereits Kinder in der Schule von 
Lehrern drangsaliert und angegangen werden, weil sie 
eine Landkarte von Kurdistan zeichnen, kurdische Fah¬ 
nen oder Bilder von Abdullah Öcalan. Eltern werden in 
die Schule bestellt, verwarnt oder bedroht. 

Diese gegen die Jugend gerichtete Politik müsse 
aufhören. 

PKK-Verbot auf heben und Dialogweg beschreiten 

Resümierend stellte £elik fest, dass die kurdische 
Gesellschaft in sprachlicher und kultureller Hinsicht 
“eine vielfältige und reiche Nation mit einer autochtho- 
nen Geschichte, vielen Religionen und einem grundle¬ 
genden Demokratieverständnis“ sei und Familien und 
deren Angehörige aufgrund von Kriegen, Vertreibun¬ 
gen und politischer Verfolgung in „20 verschiedenen 
Ländern leben“ müssen. Dennoch seien die Menschen 
„bei bestimmten Ereignissen wie Trauerfällen füreinan¬ 
der da“. Trotz kultureller „Assimilationsbestrebungen“ 
habe die Gesellschaft „ihre moralischen und ethischen 


FAMILIENPATENSCHAFTEN 
Für die Würde der Menschen in Kurdistan 

Der brutale Krieg des türkischen Staates gegen die kurdische Bevölkerung hat verheerende humanitäre Folgen. Krieg und Instabilität 
beherrschen die Türkei, allerdings nicht erst seit dem jüngsten Putschversuch des Militärs. Nach den Parlamentswahlen vom 7. Juni 
2015 - Erdogans AKP verfehlte die für ein Präsidialsystem erforderliche absolute Mehrheit und die progressive HDP schaffte trotz 
10%-Hürde den Einzug ins Parlament - begann in der Türkei ein ziviler Putsch. Der Friedensprozess mit den Kurden wurde ad acta 
gelegt, Menschen- und Freiheitsrechte massiv beschnitten. In Folge wurde der faktische Ausnahmezustand mit monatelangen Aus¬ 
gangssperren verhängt, ganze Stadtteile wurden von der Armee belagert und dem Erdboden gleichgemacht, hunderte Zivilisten star¬ 
ben, wurden gar bei lebendigem Leib verbrannt. 

Flucht, Verarmung und Verslumung sind die Folge. Menschenrechtsorganisationen sprechen von 400000 Binnen¬ 
flüchtlingen seit Mitte letzen Jahres. Diese Menschen haben alles verloren außer ihrer Würde und ihrem Widerstandsgeist gegen die 
Barbarei. Sie führen einen unermesslichen Kampf für Demokratie und Gleichberechtigung, gegen jegliche Diktatur und sind daher 
weiterhin Angriffsziel des AKP-Regimes. 

Diese Menschen brauchen unsere Hilfe! 

Werden Sie Pate für diese Familien! 

Der Rojava-Hilfs- und Solidaritätsverein aus der Türkei hat gemeinsam mit dem Kurdischen Roten Halbmond (Heyva Sor a Kurdistane) 
eine Patenschaftskampagne für diese Familien gestartet. Bisher konnten 3186 von 31 100 erfassten hilfsbedürftigen Familien unterstützt werden. 

Wir, das Demokratische Gesellschaftszentrum der Kurdinnen in Deutschland (NAV-DEM), erachten es gemäß dem Grundsatz der unantastbaren Menschenwürde als uner¬ 
lässlich, diese Kampagne auch hierzulande zu unterstützen und eine Vermittlerrolle zu übernehmen. 

Mit einem monatlichen Mindestbeitrag von 150 Euro - dieser kann auch von mehreren Personen zusammen getragen werden - leisten Sie, leistet Ihre Organisation 
nicht nur einen finanziellen Beitrag für eine Familie, sondern Sie spenden auch Hoffnung und ermutigen die Menschen zu weiterem Widerstand gegen die Despotie. 
NAV-DEM Demokratisches Gesellschaftszentrum der Kurdinnen in Deutschland e. V. 
http://navdem.com | Weitere Infos zur Kampagne: http://www.heyvasor.com/de 
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Prinzipien bewahrt und ihre menschlichen Werte nicht 
verloren“. 

Die von den deutschen Behörden genannte Zahl 
von mutmaßlich 13 000 in Deutschland existierenden 
PKK-Anhängern, zeige seiner Meinung nach eigent¬ 
lich, dass die Kriminalisierungs- und Verbotspolitik 
„nicht zum Ziel“ führe und „im Grunde genommen ein 
Hindernis auf dem Weg zur Integration“ sei. 

Er sehe, dass „die Marginalisierung unzähliger 
Menschen“ eine „Tragödie“ sei und ein „antidemokra¬ 
tisches Vorgehen“, das „mit den Gesetzen dieses Lan¬ 
des und den Migrantenrechten unvereinbar“ sei. Diese 
Haltung vermittele den Eindruck, als könne man „auf 
diese Menschen verzichten“, der kurdische Status sei in 
Deutschland anerkannt und lediglich die PKK-Anhän¬ 
ger bereiteten „grundlos Schwierigkeiten“. 

Während es für die Integration der Kurden keine 
staatlichen Projekte gebe, keine Förderung und somit 
kein Budget, seien Millionen von Euro da für die „Kri¬ 
minalisierung und Verfahren gegen Politiker der kurdi¬ 
schen Gesellschaft und kurdischen Institutionen“. 


Warum - so fragt £elik - betreibe der deutsche 
Staat so eine Anti-Kurden-Politik und stelle sich auf 
die Seite kolonialistischer Staaten wie die Türkei? 
Viele Kurdinnen und Kurden wollen wissen, was sie 
dem deutschen Staat antun würden, um derart 
bekämpft zu werden. 

Er hoffe, dass der deutsche Staat mit dieser „Anti- 
Kurden-Politik aufhört“ und einen Dialog mit den kur¬ 
dischen Institutionen aufbaut: „Der einzige, richtige 
Weg - sowohl für die kurdische als auch für die deut¬ 
sche Gesellschaft - ist der Weg des Dialoges und die 
Lösung der Probleme“. Hierzu gehöre „in erster Linie 
die schnellstmögliche Aufhebung des PKK-Verbots“ 
sowie die „Zusammenstellung einer Koordination bzw. 
Delegation“, die anerkannt und als Ansprechpartner 
angesehen werde, um die Lösung der Probleme zu ver¬ 
einfachen und zu beschleunigen“. 

Er wünsche sich, dass die Benachteiligung der kur¬ 
dischen Bevölkerung „innerhalb kürzester Zeit beho¬ 
ben“ werde und hoffe auf eine „demokratische, freie, 
friedliche, gerechte und gleichberechtigte Gesellschaft 
und ein respektvolles und kollektives Leben.“ 

(Azadi) 


Prozesstermine N o v e m b e r 2016) in §129b-Verfahren 

(ohne Gewähr; Termine können kurzfristig verlegt werden) 


Cem A Y D I N, Kammergericht Berlin-Moabit 
Eröffnung des Hauptverfahrens: Ende November 
2016 

Ahmet Q E L I K, OLG Düsseldorf, alle Verhandlungen in 

Düsseldorf-Hamm, Kapellweg 36 

Freitag, 4. November, 13.oo Uhr 

Dienstag, 8. November, 9.30 Uhr (Fortsetzung seiner 

Prozesserklärung vom 4.10.2016) 

Mittwoch, 16. November, 9.30 Uhr 
Dienstag, 22. November, 9.30 Uhr 
Dienstag, 29. November, 9.30 Uhr 

Ali Hidir D 0 G A N, Kammergericht Berlin-Moabit, Ein¬ 
gang Wilsnacker Str. 4, Saal Bl29 
alle Termine 9.00 Uhr 
Freitag, 4. November 
Freitag, 11. November 
Dienstag, 15. November, 

Freitag, 18. November 
Dienstag, 22. November 
Freitag, 25. November und 
Dienstag, 29. November 

Hasan D U T A R , Hanseat. Oberlandesgericht, 
Sievekingplatz 3, Saal 288 
alle Termine 9.00 Uhr 
Mittwoch, 2. November 


Freitag, 4. November 
Dienstag, 8. November 
Freitag, 11. November 
Mittwoch, 16. November 
Freitag, 18. November 

Muhlis KAYA; OLG Stuttgart, Saal 4, Olgastraße 2 
Eröffnung des Hauptverfahrens: 22. November, 
9.15 Uhr 

Donnerstag, 24. November, 9.15 Uhr 
Dienstag, 29. November, 9.15 Uhr 

Bisherige Verurteilungen: 

Kenan BASTU vom OLG Celle am 1. September 2016: 

2 Jahre, 6 Monate / Revision 

Mustafa QELIK vom OLG Celle am 30. August 2016: 

2 Jahre, 6 Monate / Revision 

Mehmet DEMIR vom Hanseat. OLG Hamburg am 28. 
August 2015: 3 Jahre / Revision verworfen 
Bedrettin KAVAK vom Hanseat. OLG Hamburg am 3. 
August 2016: 3 Jahre / Revision 
Ali ÖZEL vom OLG Stuttgart am 13. Oktober 2016: 

3 Jahre, 6 Monate 


Noch nicht eröffnete Verfahren: 

Zeki ER0GLU; JVA Schwäbisch-Hall 
Cihan ILIMAN, JVA Stuttgart-Stammheim 
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Arroganz der Macht: 

BMJV lehnt Rücknahme der Verfolgungs¬ 
ermächtigung gern. §129b StGB ab 
Anspruch auf Begründung gibt’s nicht 

Im Zusammenhang mit dem Verfahren gegen Ahmet 
üelik hatten Rechtsanwälte am 22. September einen 
ausführlich begründeten Antrag zur Rücknahme der 
Verfolgungsermächtigung zur Strafverfolgung (gern. 
§129a Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 129b Abs. 1 Satz 1 und 2 
StGB) dem Bundesministerium der Justiz und für Ver¬ 
braucherschutz in einer öffentlichen Aktion übergeben. 
Diese Ermächtigung hatte die Behörde am 6. Septem¬ 
ber 2011 generell für mutmaßliche Sektor-/Gebietslei- 
ter der PKK erteilt, die sie allerdings auch jederzeit 
wieder zurücknehmen könnte. 

Am 18. Oktober teilte ein Unterabteilungsleiter des 
Ministeriums mit, dass die Ermächtigung ausnahmslos 
nicht zurückgenommen werde und „unverändert 
Bestand“ habe, um weiter klarzustellen, dass eine Mit¬ 
teilung über die Gründe für die Ablehnung der Rück¬ 
nahme „nicht vorgesehen“ sei. Einfach, weil „weder 
die Erteilung einer Ermächtigung gern. § 129b Abs. 1 
Satz 3 StGB noch die Ablehnung der Rücknahme einer 
Ermächtigung einer Begründung“ bedürfe. Zudem sei 
die „Ermessensentscheidung“ des Ministeriums der 
„gerichtlichen Nachprüfung entzogen“. Deshalb gebe 
es „kein subjektives Recht im Sinne eines Anspruchs 
auf fehlerfreie Ermessensausübung“. 

Die mit dem Antrag der Verteidiger erbetene Ein¬ 
sicht in die der Ermächtigungserteilung zugrundelie¬ 
genden Akten lehnte das Ministerium ab, weil ein sol¬ 
cher Anspruch nicht bestehe. 

Ermächtigungen zur strafrechtlichen Verfolgung 
von Personen nach § 129b StGB erteilt das Bundesjus¬ 
tizministerium nach Absprache mit dem Bundesinnen- 
und Außenministerium sowie dem Bundeskanzleramt. 
Mithin handelt es sich um Entscheidungen, denen poli¬ 
tische Opportunitätserwägungen zugrundeliegen. 

(Azadi) 

22. November: Prozesseröffnung gegen den 
kurdischen Politiker Muhlis KAYA 

Am 22. November wird das 
Hauptverfahren gern. § 129b 
StGB gegen den kurdischen Poli¬ 
tiker Muhlis KAYA vor dem 6. 
Strafsenat des Oberlandesge¬ 
richts (OLG) Stuttgart eröffnet. 
Die Anklage beschuldigt den 46- 
Jährigen, sich unter dem Deckna¬ 
men „Delil“ von August 2013 bis 
zu seiner Festnahme am 16. Feb¬ 
ruar 2016 als Leiter in verschiedenen PKK-Gebieten 
(München, Freiburg, Stuttgart sowie Dortmund und 



Düsseldorf) verantwortlich betätigt zu haben. In dieser 
Funktion habe er Aufträge und Weisungen erteilt, 
Spendensammlungen koordiniert und sich dafür einge¬ 
setzt, dass sich genügend „PKK-Anhänger“ an Veran¬ 
staltungen und Schulungen beteiligten. Als Gebietsver¬ 
antwortlicher sei er außerdem zuständig gewesen für 
die „organisatorischen, finanziellen und personellen 
Belange in seinem Zuständigkeitsbereich“. 

Seit seiner Festnahme befindet sich Muhlis Kaya in 
der JVA Stuttgart-Stammheim. 

(Azadi) 


Im Münchener §129b-Prozess gegen 
mutmaßliche TKP/ML-Unterstützer*in: 
Verteidigerpost zum Übersetzen in die Türkei 
geschickt 



In dem derzeit vor dem OLG München stattfindenden 
Strafverfahren gegen zehn kurdisch- und türkischstäm¬ 
mige Angeklagte, denen Mitgliedschaft in einer terro¬ 
ristischen Vereinigung im Ausland (§ 129b StGB) vor¬ 
geworfen wird, weil sie Mitglieder der „Türkischen 
Kommunistischen Partei/Marxisten-Leninisten“ 
(TKP/ML) sein sollen, sei der Schutz der Verteidiger¬ 
kommunikation und damit das Mandatsgeheimnis 
nicht gewährleistet, heißt es in einer gemeinsamen 
Pressemitteilung der VDJ, Humanistischen Union, 
Internationalen Liga für Menschenrechte, des Komi¬ 
tees für Grundrechte und Demokratie sowie des Repu¬ 
blikanischen Anwälte- und Anwältinnenvereins (RAV) 
vom 18. Oktober. 

Wie die Verteidigung aufgedeckt habe, sei „Vertei¬ 
digerpost zur Fertigung von Übersetzungen für den 
Kontrollrichter in die Türkei versandt worden“, was 
einen „gravierenden und nicht akzeptablen Eingriff in 
die fundamentalen Rechte von Verteidigung und Ange¬ 
klagten“ darstelle. 

Ohnehin unterliege die Verteidigung in sog. Terror- 
rismus-Prozessen „gravierenden Einschränkungen“. So 
werde die Kontrolle der Verteidigerpost durch einen 
Kontrollrichter angeordnet. „Verteidiger und ihre Man¬ 
danten sind dann bei Gesprächen nicht nur durch eine 
Glasscheibe getrennt“, sondern es werde auch „sämtli- 
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eher Schriftverkehr zwischen 
Beschuldigten und Verteidiger 
durch einen sogenannten Kontroll- 
richter gelesen und kontrolliert, 
d.h., die grundsätzlich geschützte 
schriftlich Kommunikation zwi¬ 
schen Verteidiger und Mandanten 
wird einer ständigen inhaltlichen 
Kontrolle unterzogen“. Das seien 
mit rechtsstaatlichen Grundsätzen 
nicht zu vereinbarende Einschränkungen -von Verteidi¬ 
gerrechten. 

Ferner sei bekanntgeworden, dass der Kontrollich¬ 
ter türkischsprachige Verteidigerpost an Übersetzungs¬ 
büros weitergeleitet habe, „ohne dass in jedem Fall 
Vertraulichkeit und Verschwiegenheit der beauftragten 
Übersetzer sichergestellt“ worden sei. Teilweise seien 
sogar „unvereidigte, also nicht zur Verschwiegenheit 
verpflichtete Dolmetscher beauftragt“ worden. 


Erschreckend sei der Umstand, 
„dass offensichtlich von den beauf¬ 
tragten Dolmetscherbüros die Post 
in die Türkei an dortige (besonders 
billige) Übersetzungsbüros weiter¬ 
geleitet“ worden sei. Damit bestehe 
die Gefahr, „dass dem türkischen 
Staat und seinen Sicherheitsbehör¬ 
den der Zugriff auf streng vertrauli¬ 
che Verteidigerunterlagen in einem 
politisch hoch brisanten Verfahren in der Bundesrepu¬ 
blik ermöglich“ werde. 

Daher sehe man die Durchführung eines fairen Ver¬ 
fahrens „nicht (mehr) gewährleistet“. 

Die Möglichkeit der Anordnung eines Kontrollrich- 
ters stammt aus den Zeiten der RAF-Prozesse. „Dieses 
Relikt sollte nach unserer Auffassung aus der Strafpro¬ 
zessordnung gestrichen werden“, fordern die Bürger¬ 
rechtsorganisationen. 

(Azadi) 
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REPRESSION / 
RECHTLICHES 


BKA will Einsatz des Bundestrojaners 
ausweiten 

Haushaltsunterlagen des Bundestages haben Süddt. 
Zeitung, NDR und WDR entnehmen können, dass das 
Bundeskriminalamt auch auf mobilen Geräten wie 
Smartphones und Tablet-Computern sogenannte Bun¬ 
destrojaner einsetzen will. Diese Überwachungssoft¬ 
ware soll - von den Usern unbemerkt - auf Mobiltele¬ 
fone von Verdächtigen installiert werden können. Auf 
diese Weise sollen insbesondere neuartige Verschlüsse¬ 
lungen umgangen werden können, die bislang nicht 
geknackt werden konnten. 

(Süddt.Ztg. v. 1.-3.10.2016) 

Grüne fordern sofortige Streichung 
des §103 StGB 

Gegenüber der „Saarbrücker Zeitung“ hat der Frakti¬ 
onsvorsitzende der Grünen im Bundestag, Anton Hof¬ 
reiter erklärt, dass die Bundesregierung aufgerufen sei, 
den Paragrafen zur Majestätsbeleidigung (§103 StGB) 
schnellstmöglich zu streichen. Kanzlerin Angela Mer¬ 
kel dürfe die „Angelegenheit nicht unter den Tisch fal¬ 
len lassen“; schließlich habe sie dies selbst gefordert, 
nachdem der türkische Autokrat Erdogan den ZDF- 


Moderator Jan Böhmermann wegen eines Schmähge¬ 
dichtes angezeigt hatte. Inzwischen hat die Staatsan¬ 
waltschaft Mainz die Ermittlungen gegen Böhmer¬ 
mann eingestellt, was wiederum von Erdogan nicht 
akzeptiert wird. 

Eine Abschaffung des § 103 StGB hatte Merkel 
allerdings erst für das Jahr 2018 angekündigt. 

(NDv. 6.10.2016) 

YAHOO durchforstete millionenfach emails für 
US-Geheimdienst 

Der Internet YAHOO hat Medieninformationen 
zufolge im Jahre 2015 heimlich und auf Anfrage einer 
US-Behörde die mails von hunderten Millionenen Nut¬ 
zer durchforstet. Wonach gesucht worden sei und ob 
die Informationen an die US-Regierung weitergeleitet 
wurden, ist unklar, schrieb die „Washington Post“. Wie 
es weiter hieß, seien bei Yahoo eingehende mails seit 
April gescannt worden. 

Whistleblower Edward Snowdon hatte im Juli 2013 
berichtet, dass der US-Abhördienst weitreichenden 
Zugriff auf Informationen bei Intemetunternehmen 
habe. Die Konzerne hingegen erklärten, Daten würden 
nur auf richterliche Anordnung herausgegeben. 

(NDv. 6.10.2016) 
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ZUR SACHE: TÜRKEI 


► Wie Vizeministerpräsident Numan Kurtulmus mit¬ 
teilte, hat das Kabinett in seiner Sitzung vom 3. 
Oktober beschlossen, den nach dem Putschversuch 
verhängten 3-monatigen Ausnahmezustand vom 
21. Juli um weitere 90 Tage zu verlängern. Er 
endet mit Ablauf des 15. Januar 2017 und der 
Autokrat Erdogan kann bis dahin weiter per Not¬ 
standsdekret regieren. Das Parlament muss dem 
Kabinettsbeschluss noch zustimmen. 

► Am 9. Oktober ist die im September 2014 eröffnete 
Grundschule mit Kurdisch als Muttersprache in 
Diyarbakir zwangsgeschlossen worden. Sie war 
benannt nach dem kurdischen Lehrer Ferad 
Kemanger, der im Mai 2010 vom iranischen 
Regime hingerichtet wurde. 

► Medienberichten zufolge hat die Türkei das von der 
EU mit 200 000 Euro unterstützte Konzertprojekt 
„Aghet“ der Dresdner Sinfoniker gekündigt. Es war 
zum 100. Jahrestag des Völkermords an den Arme¬ 
niern im Osmanischen Reich vom Intendanten der 
Dresdner Sinfoniker, Markus Rindt, initiiert wor¬ 
den. „Es ist ein perfider Akt der türkischen Regie¬ 
rung, eine Versöhnungsinitiative als Vorwand zu 
nutzen, um türkische Künstler zu bestrafen“, teilten 
die Initiatoren mit. Für den 13. November ist geplant, 
dass die Sinfoniker im Kaisersaal des deutschen 
Generalkonsulats in Istanbul das Stück „Aghet“ 
aufführen. Dagegen läuft die Türkei seit Monaten 
Sturm und verlangt von Bundesaußenminister 
Frank-Walter Steinmeier eine Absetzung des Pro¬ 
jekts. Steinmeier hatte in einem Grußwort zu dem 
Aufführungsplan im April geschrieben: „Es weist 
einen Weg in eine hellere Zukunft.“ Die Sinfoniker 
wollen bei dem Konzert mit dem deutsch-türkisch- 
armenischen Komponisten und Gitarristen Marc 
Sinan eine deutsch-türkisch-armenische Freund¬ 
schaftsgesellschaft gründen. 

25. Oktober: Das Auswärtige Amt erklärte die 
ursprünglich geplante Aufführung im Generalkon¬ 
sulat für abgesagt! 

► Nach Mitteilungen der Sicherheitsbehörden sind 

am 9. Oktober bei einem Bombenanschlag in Durak 
im Grenzgebiet zum Irak und Iran sechs Soldaten 
getötet und sieben weitere Menschen verletzt wor¬ 
den. Der Sprengsatz explodierte lt. der Nachrich¬ 
tenagentur Dogan während einer Fahrzeugkon¬ 
trolle vor der Polizeistation. Die PKK wurde für 
den Anschlag verantwortlich gemacht. 

► Am 10. Oktober wurde ein bereits auf den 31. 
August datierter Brief von Gefangenen der PKK und 
der Partei der Freien Frauen Kurdistans (PAJK) aus 
dem Gefängnis von Gebze verbreitet, das an die 


internationalen Medien gerichtet war. Die Gefan¬ 
genen prangern die Angriffe des AKP-Regimes 
auf die oppositionelle Presse an sowie die Schlie¬ 
ßung zahlreicher kurdischer, linker und aleviti- 
scher Zeitungen, TV- und Radiosender. Insbeson¬ 
dere beklagen sie die Schließung der kurdischen 
Zeitung „Özgür Gündem“, die jahrelang über 
Repressionen und Menschenrechtsverletzungen in 
den Gefängnissen informierte. Nun habe man 
Angst um das Leben jedes Gefangenen, weil es 
keine Medien mehr gebe und ein Kampf gegen die 
Haftanstalten und ihr Regime nahezu unmöglich 
geworden sei. 

► Am 11. Oktober beendete der französische Satelli¬ 
tenbetreiber EUTELSAT auf Druck des Rundfunk- 
und Femsehrats der Türkei (RTÜK) auch den ira¬ 
nisch-kurdischen Sender „Newroz TV“, nachdem er 
zuvor bereits die Übertragung des kurdischen Sen¬ 
ders „Med Nüce TV“ eingestellt hatte. Diesem 
Verlangen habe man nachkommen müssen, um die 
Zusammenarbeit mit der Türkei nicht zu gefährden, 
rechtfertigte sich Eutel-Generaldirektor Rodolphe 
Belmer. 

► Am 10. Oktober, dem Jahrestag des schweren und 
blutigen Anschlags auf eine prokurdische Kundge¬ 
bung in Ankara, bei dem 103 Menschen getötet und 
rund 500 verletzt wurden, ist es am Ort des Atten¬ 
tats zu schweren Zusammenstößen zwischen 
Demonstrierenden und der Polizei gekommen, als 
laut AFP-Meldung mehr als 150 Menschen „Mör¬ 
derstaat“ riefen. Hunderte weitere Protes- 
tierer*innen, die Schilder und Transparente ver¬ 
schiedener Organisationen mit sich trugen, wurden 
an der Teilnahme der Gedenkveranstaltung gehin¬ 
dert, so auch Selahattin Demirtas, der Co-Vorsit- 
zende der HDP Die Union der Gemeinschaften 
Kurdistans (KCK) hatte die Regierungspartei AKP 
und die Dschihadistenmiliz „Islamischer Staat“ 
beschuldigt, die Anschläge gemeinsam durchge¬ 
führt zu haben. Die beiden Selbstmordattentäter 
gehörten einer Islamistengruppe an, die bereits 
Anschläge auf HDP-Büros, eine Wahlkampfkund¬ 
gebung sowie Ende Juli 2015 einen Anschlag auf 
eine Gruppe junger Sozialist*innen in Surug began¬ 
gen haben, bei dem 33 Jugendliche getötet wurden. 

► Am 11. Oktober ging die Polizei mit Razzien und 
zahlreichen Festnahmen gegen die Leitung der lin¬ 
ken Demokratischen Partei der Völker (HDP) als 
auch gegen die kommunalpolitisch tätige Schwes¬ 
terorganisation in den kurdischen Gebieten, 
Demokratische Partei der Regionen (DBP), vor. 
Vermutlich standen diese Polizeiaktionen im 
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Zusammenhang mit Anschlägen auf AKP-Politi- 
ker in Diele und der Provinz Van. Unter den min¬ 
destens 55 inhaftierten Politikerinnen in der Pro¬ 
vinz Diyarbakir befinden sich Provinz- und Kreis¬ 
vorsitzende von HDP und DBP 

► Ein Gericht in der Türkei hat am 11. Oktober gegen 
125 Polizisten - darunter 30 Kommissare - der 
Polizeipräfektur von Istanbul Haftbefehle erlassen. 
Diese sollen verschlüsselte Nachrichten über den 
Mitteilungsdienst ByLock, den die Behörden als 
Kommunikationsmittel der Gülen-Bewegung 
ansieht - versendet haben. 

► Am 14. Oktober wies die Generalstaatsanwalt¬ 
schaft Koblenz die Beschwerde von Erdogan 
gegen den TV-Satiriker Jan Böhmermann zurück. 
Dieser hatte Ende März sein gegen Erdogan 
gerichtetes Gedicht „Schmähkritik“ in der Fern¬ 
sehsendung „Neo Magazin Royale“ vorgetragen 
und sich damit eine Beleidigungsanzeige des tür¬ 
kischen Präsidenten eingehandelt. Die Staatsan¬ 
waltschaft Mainz stellte die Ermittlungen aller¬ 
dings ein, wogegen Erdogans deutscher Anwalt 
Beschwerde eingelegt hatte. Anfang November 
wird vor der Zivilkammer in Hamburg noch eine 
Privatklage Erdogans gegen Böhmermann verhan¬ 
delt. 

► Dem außenpolitischen Sprecher der Linksfraktion 
im Bundestag, Jan van Aken, hat Ankara einen 
Besuch auf dem NATO-Stützpunkt Ingirlik verwei¬ 
gert. Über seine Absicht hatte er das Auswärtige 
Amt bereits am 12. Oktober informiert. Gegen¬ 
über der „Welt am Sonntag“ vom 23.10. sagte van 
Aken, dass eine Anfrage beim AA nichts ergeben 
habe. Auch die türkischen Behörden hätten bislang 
nicht reagiert. Der Bundestag dürfe - so van Aken 
- einer Mandatsverlängerung für den Einsatz der 
Bundeswehr in Ingirlik nicht zustimmen. 

► Seit dem 18. Oktober wurden in der Al-Shahba 
Region nördlich von Aleppo die Dörfer Um Al 
Housh, Um al Qura und Hasiya dem Bombenhagel 
der türkischen Luftwaffe ausgesetzt. Diese Dörfer 
waren zuvor von den revolutionären Kräften der 
SDF (Demokratische Kräfte Syriens) befreit wor¬ 
den. Die Generalkoordination der demokratisch¬ 
verwalteten kurdischen Kantone Cizire, Kobane 
und Afrin (Rojava/Nordsyrien) verurteilte diese 
Angriffe durch den türkischen Staat und forderten 
die VN, USA, Russland sowie internationale Men¬ 
schenrechtsorganisationen dazu, sofort Schritte 
einzuleiten, um die türkische Aggression zu stop¬ 
pen. „Mit seinem Handeln zeigt der türkische 
Staat der ganzen Welt einmal mehr, dass sein Ziel 
nicht in der Bekämpfung des IS besteht. Vielmehr 
zielt er auf jene Kräfte, die gegen den IS kämp¬ 
fen“, so das Gremium. 


► Syrien warnte am 21. Oktober die Türkei, weiterhin 
Angriffe in Syrien zu fliegen: „Jeder weitere Ver¬ 
such türkischer Flugzeuge, den syrischen Luft¬ 
raum zu verletzen, wird dazu führen, dass sie mit 
allen verfügbaren Mitteln vom Himmel geholt 
werden“, erklärte das syrische Oberkommando. 

► Im Kampf um die Befreiung der nordirakischen 
Stadt Mossul vom IS, will Recep Tayyip Erdogan 
unbedingt mitmischen. „Wir werden bei der Ope¬ 
ration dabei sein, wir werden am Tisch sitzen, es 
ist nicht möglich, dass wir außen vor bleiben“, 
hatte er Mitte Oktober schon angedroht. Eine 
Beteiligung der Türkei jedoch lehnte der irakische 
Premier Haidar al-Abadi am 22. Oktober strikt ab: 
„Wir wissen, dass die Türkei beim Kampf gegen 
den ,Islamischen Staat 4 mitmachen will. Wir 
bedanken uns dafür, aber das ist etwas, das die Ira¬ 
ker alleine schaffen.“ Erdogan wiederum meinte, 
dass der irakische Ministerpräsident für ihn kein 
gleichrangiger Gesprächspartner sei: „Du hast 
nicht meinen Rang, du bist auch nicht mein Kali¬ 
ber, du hast auch nicht meine Qualität“, wetterte 
der Autokrat bei einem TV-Auftritt am 11. Okto¬ 
ber. 

Von dem 15 km nordwestlich von Mossul gelege¬ 
nen Baschiqa aus fliegen seit dem 23. Oktober 
Geschosse türkischer Haubitzen. Außerdem sind 
dort Panzer und bis zu 700 türkische Kommando- 
Soldaten stationiert. Ferner werden kurdische 
Peschmerga aus dem Nordirak und sunnitische 
Milizen ausgebildet. 

► Am 23. Oktober wurde in Istanbul von verschiede¬ 
nen Organisationen, Parteien und Einzelpersonen 
das „Bündnis für Demokratie“ gegründet, um „diese 
düstere Realität zu verändern und um in einem 
demokratischen Land leben zu können“. Ziel sei 
der Aufbau einer „modernen, pluralistischen und 
partizipativen Demokratie, die sich auf Rechts¬ 
staatlichkeit stützt“. Zur kurdischen Frage: Sie 
müsse auf „demokratischem Wege gelöst“ werden. 
Das Bündnis will sich ferner einsetzen „für eine 
Politik friedlicher Beziehungen zu den Nachbarn 
der Türkei und zur gesamten Welt statt Kriegstrei¬ 
berei“. 

► „Die türkische Regierung unterstützt in Syrien 
Dschihadisten, ihr Militär ist dort einmarschiert, 
sie duldet dort und im Innern keine kurdische 
Autonomie, setzt gewählte Politiker ab und wen¬ 
det militärische Gewalt im Südosten des Landes 
an, d.h., die aggressive Außenpolitik geht mit der 
Ausschaltung der gesamten Opposition im Inneren 
Hand in Hand. Unter Führung von Erdogan wird 
aus unserer Sicht nach und nach eine faschistische 
Diktatur errichtet. In der Türkei werden oft Paralle¬ 
len zur Machtübergabe an Hitler 1933 gezogen“, 
sagte Arif Kosar, Programmkoordinator des am 
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1.10. verbotenen Fernsehsenders „Hayat TV“, in 
einem Gespräch mit der jungen weit am 24. Okto¬ 
ber. 

► Einem am 25. Oktober veröffentlichten Bericht der 
Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch 
(HRW) werden in der Türkei seit Verhängung des 
Ausnahmezustands Gefangene systematisch gefol¬ 
tert. HWR dokumentierte 13 Fälle von Menschen, 
die mit Schlafentzug, Schlägen, durch sexuellen 
Missbrauch und „Stresspositionen“ gefoltert wur¬ 
den. Außerdem ist die mögliche Haftzeit bis zur 
richterlichen Prüfung von vier auf 30 Tage erhöht 
worden. Gefangene können bis zu fünf Tagen 
jeder Kontakt zu Rechtsanwälten verwehrt wer¬ 
den; das Recht auf vertrauliche Verteidigergesprä¬ 
che wird eingeschränkt. 

► In den Abendstunden des 25. Oktober sind die bei¬ 
den Co-Bürgermeister von Amed (Diyarbakir), Gül- 
tan Kisanak und Firat Anli, festgenommen worden, 
aufgrund eines durch die Staatsanwaltschaft einge¬ 
leiteten PKK-Ermittlungsverfahrens. Frau Kisanak 
ist bei ihrer Rückkehr aus Ankara am Flughafen 
von Amed festgenommen worden und Herr Anli in 
seiner Wohnung. Zeitgleich wurden die Wohnun¬ 
gen der Beiden durchsucht und das Gebäude der 
Stadtverwaltung von der Polizei gestürmt. Kisanak 
und Anli waren bei den Kommunalwahlen 2014 
mit knapp 55 % Stimmanteil gewählt worden. In 
insgesamt 25 Kommunen sind aufgrund des Aus¬ 
nahmezustandsgesetzes die Bürgermeister* innen 
abgesetzt und die Gemeinden unter Zwangsver¬ 
waltung gestellt worden. 

An vielen Orten der kurdischen Region wurden 
Internet und Mobiltelefonverbindungen lahmge¬ 
legt. Den ganzen Tag über griffen Polizeikräfte 
immer wieder Menschengruppen an, die sich in 
Amed zu Protesten versammelten, wobei u.a. Was¬ 
serwerfer eingesetzt wurden. Auch in Städten der 
Westtürkei kam es zu spontanen Protesten und 
einigen Festnahmen. 

► Mit der Äußerung „Wir haben unsere derzeitigen 
Grenzen nicht freiwillig akzeptiert. Unsere Grün¬ 
dungsväter wurden außerhalb dieser Grenzen 
geboren“, spielt Erdogan auf den Vertrag von Lau¬ 
sanne von 1923 an, mit dem u. a. auch die Grenzen 
der heutigen Türkei festgelegt wurden. Diese Rea¬ 
litäten will er offenbar nicht mehr akzeptieren. Mit 
Bezug auf Griechenland meinte er: „Im Vertrag 
von Lausanne haben wir Inseln weggegeben. So 
nah, dass wir eure Stimmen hören können, wenn 
ihr hinüberruft. Das waren unsere Inseln. Dort sind 
unsere Moscheen.“ (26. Oktober) 

► Erdogan kündigte am 27. Oktober an, dass die tür¬ 
kische Armee bis zur IS-Hochburg Rakka/Nordsy- 
rien vorstoßen werde: „Jetzt marschieren wir nach 
Al-Bab. Dann wird der Kampf weitergehen., 


Danach werden wir uns Manbidsch und Rakka 
zuwenden.“ Er habe zudem mit US-Präsident 
Obama telefoniert und ihm eine gemeinsame Ope¬ 
ration vorgeschlagen, ihm aber auch deutlich 
gemacht, dass es nicht notwendig sei, die kurdi¬ 
schen Verteidigungskräfte der YPG weiterhin ein¬ 
zubinden. Im Gegensatz zur US-Regierung wird 
die YPG vom türkischen Regime als syrischer 
Ableger der PKK und somit als terroristische 
Organisation eingestuft. „Wir wollen, dass die 
USA in diesem Punkt ihre Haltung ändern“, 
erklärte der türkische Verteidigungsminister Fikri 
Isik. Anderenfalls werde „die Türkei nicht zögern, 
das Notwendige zu unternehmen.“ Und mit Blick 
auf Sindschar/Norkirak tönte Erdogan: „Sindschar 
ist auf dem Weg, das neue Kandil zu werden.“ [Im 
nordirakischen Kandil-Gebirge befindet sich das 
PKK-Hauptquartier, Azadi] 

► „Wir sind Kämpfe gewohnt und werden nicht 
damit aufhören. Mehr als 200 000 Schülerinnen 
sind derzeit ohne Lehrer*innen. Eltern, die sich für 
uns einsetzten, wurden festgenommen. Mit Schü¬ 
lern, die ebenfalls protestierten, geschah dasselbe. 
Wenn wir Delegationen aus Europa davon berich¬ 
ten, sind sie überrascht und schockiert, wie es hier 
zugeht“, sagte der Ko-Vorsitzende der Lehrerin¬ 
nen- und Lehrergewerkschaft, Egitim Sen, in Diy¬ 
arbakir, Selahattin Alp, in einem Gespräch mit der 
„jungen weit“ vom 29./30. Oktober. In den vergan¬ 
genen Wochen wurden Tausende Lehrerinnen und 
Lehrer suspendiert. 

► Nach einem am 29. Oktober veröffentlichten Not¬ 
standsdekret sind weitere 10 000 Staatsbedienstete 
entlassen worden. Tausende Lehrer, Dozenten und 
Mediziner verloren damit ihre Arbeitsplätze. 15 
weitere Medien - überwiegend im kurdischen Gebiet 
- wurden geschlossen. Damit steigt die Zahl der 
verbotenen Medien auf 160. Ferner ist durch Erlass 
die Wahl von Rektoren der Universitäten abgeschafft 
worden. Sie sollen künftig allein durch Erdogan 
ernannt werden. Die Verlängerung des Ausnahme¬ 
zustands bis Januar 2017 begründete er damit, 
mehr Zeit zu brauchen, um gegen die Gülen- 
Bewegung und die PKK vorzugehen. 

► Am 31. Oktober wurden der Chefredakteur der 
Tageszeitung „Cumhuriyet“, Murat Sabungu, und 
weitere Mitglieder des Blattes festgenommen. 

Der inzwischen in Deutschland lebende Ex-Chef- 
redakteur der Zeitung, Can Dündar: „Sie greifen 
die letzte Festung an“. Er kritisiert die Haltung der 
Bundesregierung, die die Festnahmen nicht einmal 
verurteilt habe. Sprecher des US-Außenamts, John 
Kirby, meinte dass die Regierung „zutiefst 
besorgt“ sei. Und auch der deutsche Regierungs¬ 
sprecher Steffen Seibert sprach davon, dass sich 
die Bundesregierung „sorge“. Rebecca Harms, 
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Fraktions vor sitzende der Grünen im EU-Parla- 
ment meinte dagegen, dass die Äußerungen Sei- 
berts „völlig daneben“ seien. Es müsse jetzt 
gegenüber der Türkei Klartext geredet werden. 
EU-Parlamentspräsident Martin Schulz (SPD) 
sieht die „Säuberungen“ durch das AKP-Regime 
weniger juristisch als vielmehr politisch motiviert. 


Daraufhin Ministerpräsident Binali Yildirim: 
„Bruder, vergiss deine Linie, wir haben mit deiner 
roten Linie nichts zu schaffen. Das Volk zieht die 
roten Linien, das Volk!“ 

„Reporter ohne Grenzen“ (RoG) zählt Erdogan zu 
den „Feinden der Pressefreiheit“. 


INTERNATIONALES 


Kolumbianer lehnen Friedensvertrag mit der 
FARC ab 

Überraschend hat eine knappe Mehrheit der Bevölke¬ 
rung Kolumbiens bei einem Plebiszit am 2. Oktober 
gegen den Friedens vertrag zwischen Regierung und 
der FARC-Guerilla votiert. Die Wahlbeteiligung war 
mit rund 37 Prozent niedrig. Der 65-jährige Präsident 
Juan Manuel Santos erklärte: „Ich werde nicht aufge- 
ben. Bis zur letzten Minute meines Mandats werde ich 
mich für den Frieden einsetzen.“ Das Ergebnis bedeute 
für ihn einen herben Rückschlag, weil er den Friedens¬ 
prozess zum zentralen Projekt seiner Regierungszeit 
gemacht habe. Er sagte, dass der beidseitige Waffen¬ 
stillstand dennoch weiterhin gelte. Er lud alle politi¬ 
schen Kräfte des Landes für den 10. Oktober zu einem 
Dialog über das weitere Vorgehen ein. 

(NDv. 4.10.2016) 

Nachverhandlungen mit FARC / Beginn der 
Friedensgespräche mit ELN vorerst 
gescheitert 

Die kolumbianische Regierung und Vertreterinnen der 
FARC-Guerilla verhandeln derzeit in Havanna über 
mögliche Änderungen an dem Friedensvertrag, der 
Ende September von beiden Seiten unterzeichnet wor¬ 
den war. 

Präsident Juan Manuel Santos wollte derweil Frie¬ 
densgespräche mit der kleineren Organisation ELN 
aufnehmen, die kurzfristig vor Beginn abgesagt wurde, 
weil ein Gefangener in Händen der Guerilla nicht wie 
geplant freigelassen wurde. Die Freilassung aller 
Gefangenen war jedoch Bedingung für den Beginn der 
Gespräche zu einem „kompletten Frieden“, die in der 
Hauptstadt von Ecuador, Quito, hätten stattfinden sol¬ 
len. ELN-Kommandant Pablo Beiträn erklärte, es habe 
„Missverständnisse“ gegeben und es werde versucht, 
einen neuen Termin zu finden. 

(NDv. 29./30.10.2016) 


EU plant Einrichtung eines „Fusionszentrums“ 
Andrej Hunko: Ein fatales Signal an EU- 
Bevölkerung und Parlamente 

Die EU-Kommission will ein „Fusionszentrum“ von 
Polizei- und Geheimdienstbehörden einrichten, das zu 
einem europaweiten „Drehkreuz für den Informations¬ 
austausch“ ausgebaut werden soll. Träger eines solchen 
Zentrums werde der „Berner Club“, „ein informeller 
Zusammenschluss der Geheimdienste aller Mitglied¬ 
staaten der Europäischen Union bzw. des Schengener 
Abkommens“, schreibt Andrej Hunko, Abgeordneter 
der Linksfraktion, in einer Pressemitteilung vom 27. 
Oktober. Er bezieht sich auf die Antwort der Bundesre¬ 
gierung auf seine Kleine Anfrage zur Einrichtung eines 
, ,F usionszentrums“. 

Er sehe die Gefahr, dass mit einem solchen Zentrum 
„die polizeilichen Staatsschutzbehörden der EU-Mit- 
gliedstaaten eng mit Geheimdiensten Zusammenarbei¬ 
ten“ werden, was den EU-Verträgen widerspräche. Wie 
beim deutschen „Gemeinsamen Terrorismusabwehr¬ 
zentrum“ in Berlin würde sich eine derartige Koopera¬ 
tion „am Rande der Legalität“ bewegen: „Denn das 
Bundesamt für Verfassungsschutz hat wegen des Tren¬ 
nungsgebotes keine exekutive Kompetenzen, seine 
Ausforschungen dürfen nicht direkt in Polizeimaßnah¬ 
men münden“. Das aber würde in dem „Fusionszen¬ 
trum“ der Fall sein. 

Seit Juli dieses Jahres haben sich laut Andrej Hunko 
bereits europäische Inlandsgeheimdienste in einer 
„Plattform“ in Den Haag zusammengeschlossen, wo 
auch das Bundesamt für Verfassungsschutz mitarbeitet. 
Es sei jedoch völlig unklar, „mit welchen Diensten das 
Amt dort kooperiert“. Die europäische Geheimdienst¬ 
zusammenarbeit sei schon jetzt „kaum kontrollierbar“, 
das Fusionszentrum würde „das Defizit weiter ver¬ 
schärfen“ und sei „ein fatales Signal an die Bevölke¬ 
rung und die Parlamente der EU.“ 
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Neonazis unter Waffen 

Das Magazin „Focus“ berichtete unter Berufung auf 
eine vertrauliche Analyse des Bundeskriminalamtes 
(BKA) davon, dass die Polizei im vergangenen Jahr bei 
Neonazis nach Straftaten, bei Demonstrationen und 
Razzien 1947 Waffen sichergestellt habe - fast 125 
Prozent mehr als im Vorjahr (868 Waffen). Besonders 
dramatisch sei in den Augen von Ermittlern der Fund 
von 562 Spreng- und Brandvorrichtungen - doppelt so 
viele wie 2014. Etliche der Brandsätze seien bei 
Angriffen auf Flüchtlingsheime benutzt worden; in 42 
Fällen seien Menschen attackiert worden. Zudem habe 
es einen starken Anstieg gegeben bei Straftaten, bei 
denen Waffen von den Neonazis eingesetzt wurden. 
Die Polizei habe 1253 solcher Fälle registriert - 706 
mehr als 2014 (ein Plus von 129 Prozent). In dem 
Bericht sei von einem „ernsten Bedrohungspotenzial“ 
die Rede. Das BKA bestätigte die Existenz der Ana¬ 
lyse, kommentierte sie aber nicht. 

(NDv. 1.-3.10.2016) 

„Der III. Weg“ auf Streife 

In T-Shirts mit der Aufschrift „National.Revolutio¬ 
när. Sozialistisch“ zeigen sich Personen der Neonazi¬ 
partei „Der III. Weg“ im Internet auf „Patrouille“ in 
Bautzen und Plauen. Sie will offenbar auch in weiteren 
Städten sog. Bürgerwehrgruppen aufbauen und in 
Innenstädten „Präsenz“ zeigen, um „so die Selbsthilfe 
und Sicherheit weiter voranzutreiben“. 

„Der III. Weg“ sieht sich als aktive „Elite“, die 
keine „Karteileichen“ brauche. 

(jwv. 19.10.2016) 

Versuchte Tötungen durch Neonazis 

Bis Anfang Oktober 2016 hat es Angaben der Bundes¬ 
regierung zufolge bundesweit elf versuchte Tötungsde¬ 
likte von rechtsextremen Tätern gegeben. Im gesamten 
vergangenen Jahr seien „nur“ sieben solcher Verbre¬ 
chen registriert worden, 2014 einer. Die Übergriffe in 
diesem Jahr ereigneten sich in Bayern, Sachsen, Sach¬ 
sen-Anhalt, NRW, Brandenburg und Saarland. Die 
Attacken hätten sich gegen Flüchtlinge und andere 
Migranten gerichtet und in einem Fall gegen eine Per¬ 
son aus dem rechten Umfeld. 

(jwv. 19.10.2016) 

„Reichsbürger“ mit Waffen 

Bei einer Razzia am 19. Oktober wurde in der mittel¬ 
fränkischen Gemeinde Georgsmünd ein SEK-Beamter 


von einem 49jährigen „Reichsbürger“ erschossen, ein 
weiterer schwer und zwei Polizisten leicht verletzt. Der 
Schütze hatte das Feuer auf die SEK-Beamten eröffnet, 
als sie versuchen wollten, seine 31 Waffen zu beschlag¬ 
nahmen, weil der Mann von den Behörden als nicht 
zuverlässig eingestuft worden war. Gegen ihn wurde 
Haftbefehl erlassen. Markus Rinderspacher, Chef der 
SPD-Fraktion im bayerischen Landtag, erklärte, dass 
es sich bei den „Reichsbürgern“ nicht um einzelne 
Spinner handele. Die Staatsregierung habe die „Bewe¬ 
gung“ jahrelang unterschätzt. Nach Auffassung der 
Soziologin Birgit Mair sei der Mann ein „extrem Rech¬ 
ter“ gewesen, der im Internet seine antisemitische und 
rechte Gesinnung gezeigt habe. Auch in Sachsen- 
Anhalt und Baden-Württemberg habe es Vorfälle mit 
„Reichsbürgern“ gegeben, bei denen Waffen gefunden 
bzw. eingesetzt worden seien, erklärte Wolfang Brandt 
vom Innenministerium Brandenburg. Der VS Branden¬ 
burg rechne mit 200 bis 300 Personen dieser „Szene“. 
„Der Staat gilt in diesen Kreisen zunehmend als delegi- 
timiert und dies fördert diese Entwicklung“, so Dirk 
Wilking vom Brandenburgischen Institut für Gemein¬ 
wesenberatung. Im übrigen laufen Disziplinarverfahren 
in Sachsen-Anhalt und Bayern gegen jeweils mehrere 
Polizisten, die den „Reichsbürgern“ angehören sollen. 

(jw/NDv 21.10.2016/Azadi) 

Disziplinarverfahren gegen Polizisten wegen 
Nähe zur „Identitären Bewegung“ 

Wegen seiner Verbindungen zu der als rechtsextremis¬ 
tisch eingestuften „Identitären Bewegung“ ist ein Poli¬ 
zeibeamter in Berlin vom Dienst suspendiert und gegen 
ihn ein Disziplinarverfahren eingeleitet worden. Der 
Mann sei laut der Zeitung „Tagesspiegel“ u.a. wegen 
seiner Teilnahme an entsprechenden Veranstaltungen 
aufgefallen. In Berlin hatte die Gruppe im August das 
Brandenburger Tor besetzt und dort ein Transparent mit 
rechten Parolen gezeigt. Ziel des Disziplinarverfahrens 
sei die Entlassung des Beamten, hieß es bei der Polizei. 

(NDv. 25.10.2016) 

Ku-Klux-Klan in Deutschland 

Nach Einschätzung der Bundesregierung gibt es in 
Deutschland derzeit vier aktive Gruppen des in den 
USA gegründeten rassistischen Geheimbundes Ku- 
Klux-Klan. Einem Bericht der Süddeutschen Zeitung 
zufolge wurde im Mai das Thema im „Gemeinsamen 
Extremismus- und Terrorabwehrzentrum“ in Berlin 
thematisiert. Es sei um verfassungsfeindliche Lieder, 
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eine Kreuzverbrennung und das Zeigen von Haken¬ 
kreuzfahnen gegangen. Der Bericht ging auf eine 
Kleine Anfrage von Martina Renner, Abgeordnete der 
Linksfraktion zurück. 

(jw v. 26.10.2016) 

LKA-Mitarbeiter im AfD-Politiker 

In der Pressestelle des Landeskriminalamtes (LKA) 
Thüringen arbeitet der im Landesvorstand der AfD 
aktive Ringo Mühlmann. Dazu erklärte das Amt: „Es 


obliegt dem LKA Thüringen nicht, die parteipolitische 
Tätigkeit eines Mitarbeiters zu bewerten.“ CDU-Innen- 
politiker Raymond Walk: „Wenn sich jemand in einer 
herausgehobenen Position in einer Behörde befindet, 
dann tritt das Private zunehmend in den Hintergrund.“ 
Martina Renner, Abgeordnete der Linksfraktion im 
Bundestag, reagierte: „Das Bekleiden eines Amtes wie 
im Vorstand des Rechtsaußen-Landesvorstands der 
AfD ist keine Privatangelegenheit.“ 


UNTERSTÜTZUNGS¬ 

FÄLLE 


Die 12 kurdischen politischen Gefangenen erhielten im Oktober für Einkauf in den Gefängnissen insgesamt 

1236- Euro. 

Im Oktober wurde insgesamt ein Unterstützungsbetrag von 1190- Euro bewilligt. 

Es handelte sich um 3 Ermittlungsverfahren wegen Verstoßes gegen das Vereinsgesetz - in zwei Fällen gewährte 
Azadi jeweils einen Kostenvorschuss an Anwalt. Im dritten Fall fand ein Verfahren vor einem Amtsgericht statt, 
das mit einer Einstellung endete; Azadi beteiligte sich an den Anwaltsgebühren. Im vierten Antrag ging es um ein 
Verfahren gegen einen Kurden, dem im Zusammenhang mit einer Gegenkundgebung gegen eine türkisch-natio¬ 
nalistische Demo verschiedene Delikte vorgeworfen wurden. Der Prozess endete mit einer Einstellung. Azadi hat 
sich auch hier mit einem Betrag an den Verteidigerkosten beteiligt. 
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23 Jahre PKK-Betätigungsverbot 
in Deutschland 

PKK als politische Kraft anerkennen - 
Verbotspolitik beenden 

I n einer Zeit, in der unter dem Ausnahmezustand in der Türkei zehntausende poli¬ 
tische Gegner der AKP ins Gefängnis gesteckt werden, hat die Bundesregierung 
die Repression gegen in Deutschland lebende Oppositionspolitiker*innen eben¬ 
falls ausgeweitet. In immer dichterer Abfolge wurden seit April 2015 angebliche Funk¬ 
tionäre der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) in Deutschland verhaftet, angeklagt und 
abgeurteilt. Maßgeblich dafür ist der § 129b des Strafgesetzbuches (Mitgliedschaft in 
einer ausländischen terroristischen Vereinigung), der es erlaubt, Personen ohne Zuwei¬ 
sung konkreter Straftaten zu Haftstrafen bis zu 10 Jahren zu verurteilen. Auf der 
Grundlage der einzig bei derartigen Strafverfahren notwendigen Ermächtigung durch 
das Bundesjustizministerium befinden sich aktuell 12 kurdische Aktivisten in deut¬ 
schen Gefängnissen. Bislang endeten fünf Verfahren mit jeweils mehrjährigen Frei¬ 
heitsstrafen. Gegen die Urteile wurde Revision eingelegt. Vier Prozesse laufen derzeit 
vor den Staatsschutzsenaten verschiedener Oberlandesgerichte. Die Hauptverfahren 
gegen drei Kurden werden in den nächsten Wochen eröffnet werden. 

Doch die § 129b-Verfahren stellen nur die Spitze des Eisbergs dar. Seit dem am 26. 
November 1993 verhängten Betätigungsverbot der PKK wurden Dutzende Akti¬ 
vistinnen verhaftet, Zehntausende Verfahren geführt wegen des Zeigens verbotener 
Symbole oder des Rufens unerwünschter Parolen. Die Behörden verweigerten Tau¬ 
senden Kurdinnen und Kurden wegen ihres politischen Engagements eine Einbür¬ 
gerung oder verfügten Ausweisungen wegen angeblicher Unterstützung terroristi¬ 
scher Aktivitäten, die sich bei näherem Hinsehen auf die Teilnahme an legalen 
Demonstrationen und Veranstaltungen beschränkten. 

Aber auch andere linke Organisationen aus der Türkei geraten in jüngster Zeit 
zunehmend ins Visier der Strafverfolgungsbehörden. Im Juni dieses Jahres startete 
in München unter dem Vorwurf des § 129b der Prozess gegen zehn politische Akti¬ 
vistinnen aus dem Umfeld der Konföderation der Arbeiter* innen aus der Türkei in 
Europa (ATIK). Auch ihnen werden weder in Deutschland noch in der Türkei indi¬ 
viduelle Straftaten unterstellt, sondern der Vorwurf lautet pauschal auf Mitglied¬ 
schaft oder Unterstützung der Kommunistischen Partei der Türkei / Marxistisch- 
Leninistisch (TKP/ML), die in Deutschland weder verboten noch in Europa als ter¬ 
roristische Organisation gelistet ist. Laut einer parlamentarischen Anfrage der Bun¬ 
destagsfraktion der LINKEN laufen aktuell Prüfungen im Bundesjustizministerium 
und bei der Bundesanwaltschaft, Exilaktivitäten weiterer linker Organisationen aus 
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der Türkei wegen Unterstützung einer ausländischen 
terroristischen Vereinigung strafrechtlich zu verfolgen. 

Demokratie in der Türkei abgeschafft 

Bezeichnend ist, dass sowohl die deutschen Strafver¬ 
folgungsbehörden als auch die Bundesregierung vor 
den Entwicklungen in der Türkei und vor allem in den 
kurdischen Gebieten die Augen verschließen. In 
Auseinandersetzungen mit aufständischen kurdischen 
Jugendlichen wurden in der ersten Hälfte dieses Jahres 
kurdische Städte wie Cizre, Sirnak, Nusaybin und die 
Altstadt von Diyarbakir unter Einsatz von Panzern, 
schwerer Artillerie und Kampfflugzeugen dem Erdbo¬ 
den gleichgemacht. Die verbliebenen Ruinenfelder 
wurden vom Staat enteignet, um eine Wiederansied- 
lung der aus bis zu 500 000 vertriebenen geschätzten 
örtlichen Bevölkerung zu verhindern. 

Eine demokratische Artikulation ihres politischen 
Willens ist speziell für die kurdische Bevölkerung nicht 
mehr möglich. Am 20. Mai 2016 beschloss die türki¬ 
sche Nationalversammlung, die Immunität von 54 der 
56 HDP-Abgeordneten aufzuheben. Am 4. November 
erfolgte die Verhaftung von deren Parteivorsitzenden 
Selahattin Demirtas und Figen Yüksekdag sowie weite¬ 
ren zehn Abgeordneten der HDP Auf der kommunalen 
Ebene ist die Demokratie ebenfalls suspendiert. Mit 
dem Dekret 674 der Notverordnung wurden insgesamt 
28 Stadtverwaltungen (davon 24 kurdische) unter 
Zwangsverwaltung gestellt und die Bürger¬ 
meisterinnen ihrer Ämter enthoben. Viele von ihnen 
befinden sich in Haft, so die beiden Bürger¬ 
meisterinnen der Metropole Diyarbakir, Gültan 
Kisanak und Firat Anh. Prokurdische und linke Medien 
sind weitestgehend geschlossen. Mindestens 155 Jour¬ 
nalistinnen befinden sich im Gefängnis und 3000 
Medienschaffende sind arbeitslos gemacht worden. 
Menschen, die gegen diese Entwicklungen protestieren 
wollen, werden brutal mit Tränengas und Wasserwer¬ 
fern auseinander getrieben. 

PKK als politische Kraft anerkennen 

Es ist zynisch, dass die Bunderegierung nach eigenen 
Angaben diese Entwicklungen „mit Sorge verfolgt“, 
sich aber durch die Kriminalisierung exilpolitischer 
Aktivitäten und die strafrechtliche Verfolgung kurdi¬ 
scher Politikerinnen in Deutschland zum Komplizen 


Erdogans macht. Dass daran festgehalten werden soll, 
hat Außenminister Frank-Walter Steinmeier anlässlich 
seines Türkei-Besuchs am 15. November bekräftigt. 

Obwohl der türkische Staatspräsident nach eigenen 
Angaben einen fließenden Übergang des aktuellen 
Ausnahmezustands in eine Präsidialdiktatur plant und 
eine Verbesserung der Situation in Hinblick auf Demo¬ 
kratie und Menschenrechte ausgeschlossen werden 
kann. Insbesondere in den kurdischen Gebieten 
herrscht de facto auf nicht absehbare Zeit ein kolonia¬ 
les Besatzungsregime, gegen das nach internationalem 
Völkerrecht das Recht auf Widerstand gegeben ist. 
Insofern ist eine sofortige Rücknahme der Strafverfol¬ 
gungsermächtigung nach § 129b Strafgesetzbuch gegen 
kurdische und linke türkische Exilstrukturen durch das 
Bundesjustizministerium unerlässlich. 

Wir begrüßen die Entscheidung der belgischen Jus¬ 
tiz vom 3. November, das von der belgischen Föderal¬ 
staatsanwaltschaft seit sechs Jahren betriebene Straf¬ 
verfahren gegen führende Europaverantwortliche der 
kurdischen Befreiungsbewegung und über 30 kurdi¬ 
sche Aktivist* innen nicht zur Verhandlung anzuneh¬ 
men. Die Argumentation des Brüsseler Gerichts, bei 
den Auseinandersetzungen in der Türkei handele es 
sich um einen bewaffneten Konflikt im Sinne des Völ¬ 
kerrechts und nicht um Terrorismus, sollte auch für die 
deutsche Justiz maßgeblich sein. 

Aktuell weitet die Türkei den Krieg gegen die kurdi¬ 
sche Befreiungsbewegung auch in die Nachbarstaaten 
Syrien und Irak aus und macht die schon jetzt instabile 
Region des Mittleren Ostens zum Pulverfass. Die Aner¬ 
kennung der PKK als politische Kraft und die Aufhe¬ 
bung des Verbots in Deutschland wären ein außenpoliti¬ 
sches Signal, das mehr zum Frieden beitragen würde als 
der Einsatz deutscher Bundeswehr-Tornados. Innenpo¬ 
litisch wäre es ein Signal an Kurdinnen und Kurden, 
dass sie als politisch handelnde Subjekte wahrgenom¬ 
men und nicht weiter als „terroristisch“ stigmatisiert 
werden und ihre politischen Vorstellungen in einem 
demokratischen Dialog diskutiert werden könnten. 

Zu einem inneren und äußeren Frieden gibt es keine 
Alternative. Deshalb ist das PKK-Betätigungsverbot 
aufzuheben, sind die politisch motivierten Verfahren 
nach § 129b StGB einzustellen und die politischen 
Gefangenen freizulassen. 

(AZADI-Erklärung zum 23. Verbotsjahr) 
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Brüsseler Gericht: Kein Verfahren gegen 
kurdische Politikerinnen 

Heute hat das Brüsseler Gericht entschieden, das 
Hauptverfahren wegen Terrorismusvorwurfs gegen die 
kurdischen Exilpolitiker Remzi Kartal, Adern Uzun 
und Zübeyir Aydar nicht zu eröffnen und das Verfahren 
einzustellen. 

Am 4. März 2010 wurden in Brüssel in einer groß¬ 
angelegten Polizeirazzia die Büros des Kurdischen 
Nationalkongresses, der Auslandsvertretung der seiner¬ 
zeit noch nicht verbotenen prokurdischen Partei für 
Frieden und Demokratie (BDP), die Studios des dama¬ 
ligen kurdischen Fernsehsenders ROJ TV sowie Dut¬ 
zende Privatwohnungen durchsucht. Im Zuge dieser 
Aktion sind über ein Dutzend Personen festgenommen 
und teilweise inhaftiert worden. Zu ihnen gehörten der 
KONGRA-GEL-Vorsitzende Remzi Kartal und dessen 
Vorgänger Zübeyir Aydar. 

Die belgische Föderalstaatsanwaltschaft leitete 
Ermittlungsverfahren gegen über 30 Personen ein mit 
dem Ziel, sie vor Gericht zu stellen und anzuklagen. 
Diese Absicht hat das Gericht mit seiner heutigen Ent¬ 
scheidung vereitelt. Begründet wurde sie u. a. mit dem 
fortgesetzten Krieg des türkischen Staates gegen die 
Kurden. Der Widerstand seitens der kurdischen Bewe¬ 
gung sei als ein bewaffneter Konflikt im Sinne des 
Völkerrechts anzusehen und die Antiterror-Gesetze 
deshalb nicht anwendbar. 

An dieser Entscheidung sollten sich Bundesregie¬ 
rung, Strafverfolgungsbehörden und Gerichte orientie¬ 
ren und ihre bisherige, internationales Recht ignorie¬ 
rende, Haltung überdenken und korrigieren. [...] 

(aus PMAzadi v. 3. 11.2016) 

Rechtsanwalt Theune: Gesinnungsstrafrecht 
gegen kurdische Aktivisten 

„Alle Verfahren, die in letzter Zeit gegen Menschen 
geführt wurden, denen vorgeworfen wird, in der Arbei¬ 
terpartei Kurdistans (PKK) aktiv zu sein, haben zu Ver¬ 
urteilungen geführt. Die Rechtsprechung ist sehr hart, 
und es ist einfach, einen solchen Mitgliedsnachweis zu 
führen. Es gibt umfangreiche Telekommunikationsüber¬ 
wachung. Auf der tatsächlichen Ebene ist es also sehr 
schwer, dagegen zu verteidigen“, sagt der Berliner 
Rechtsanwalt Lukas Theune in einem ausführlichen 
Gespräch mit der „jungen weit“. Er verteidigt u.a. den 
kurdischen Aktivisten Ali Hidir DOGAN, der seit dem 
11. Oktober vor dem Kammergericht Berlin steht und 
der Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung 
im Ausland (§ 129b StGB) angeklagt ist. Auf die Frage, 
welche Absichten er als Anwalt in diesem Verfahren 
verfolge, nennt Theune zwei Ziele: Die Thematisierung 
der aktuellen Situation in Kurdistan, für die das türki¬ 
sche Regime und nicht die PKK verantwortlich sei. 


Zum zweiten wolle man es den Strafverfolgungsbehör¬ 
den „nicht zu leicht machen, den § 129b auch auf „einfa¬ 
che“ politisch aktive Kurdinnen und Kurden auszuwei¬ 
ten. Bislang werden danach nur sog. Kader (Gebiets¬ 
und Sektorleiter) der PKK strafverfolgt. Doch hat der 
Bundesgerichtshof in einem Urteil vom Oktober 2010 
die Möglichkeit offengelassen, die Anwendung des § 
129b auf alle vermeintlichen Mitglieder auszudehnen. 
Aufgrund des Drucks aus der Türkei sorgten sich alle 
Verteidiger*innen in diesen Verfahren, „dass die 
Repression massiv ausgeweitet wird“. 

Gegen die angeklagten kurdischen Politiker und Akti¬ 
visten werde ein Gesinnungsstrafrecht angewandt, weil 
ihnen keine Straftaten vorgeworfen würden. Sein Man¬ 
dant habe weder Menschen erpresst noch einen Mord 
begangen, sondern eigentlich legale Arbeit verrichtet 
wie Demos oder Busse zu organisieren oder Wahl¬ 
kampf für die Partei HDP zu machen. „Trotzdem sagt 
die Staatsanwaltschaft, dass er das eben aus einer 
Gesinnung heraus macht, die PKK zu unterstützen. 
Und das macht ihn dieser Auffassung nach zum Straf¬ 
täter“. 

(jw v.5./6.11.2016/Azadi) 

Im §129b-Strafverfahren gegen Ahmet Qelik: 

Verteidigung beantragt Rücknahme der Verfolgungser¬ 
mächtigung gegen PKK 

Seit dem 12. Mai 2016 findet vor dem Oberlandesge¬ 
richt (OLG) Düsseldorf ein Strafverfahren gegen den 
kurdischen Politiker Ahmet £elik statt. Ihm wirft die 
Anklage vor, sich als Sektorleiter von Juni 2013 bis 
Juli 2014 u.a. in Düsseldorf und Köln für die PKK 
betätigt zu haben. 

Im Oktober 2010 hatte der Bundesgerichtshof 
(BGH) entschieden, den § 129b StGB auch auf die 
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) anzuwenden. Weil es 
sich bei der PKK aus Sicht der Behörden um eine „ter¬ 
roristische“ Vereinigung außerhalb der EU handelt, ist 
das Vorliegen einer Ermächtigung zur Strafverfolgung 
von exilpolitisch aktiven Kurdinnen und Kurden in 
Deutschland durch das Bundesjustizministerium erfor¬ 
derlich. Während es zu Beginn mehrere Einzelermäch¬ 
tigungen gab, hat das BMJV am 6. September 2011 eine 
generelle Verfolgungsermächtigung erteilt, die den Per¬ 
sonenkreis mutmaßlicher Leiter von PKK-Sektoren 
oder -Gebieten umfasst. Diese Entscheidung hat das 
Ministerium in Absprache mit dem Innen- und Außen¬ 
ressort sowie dem Bundeskanzleramt getroffen und 
macht damit den politischen Charakter dieser Maß¬ 
nahme deutlich. Die Verfolgungsermächtigung erhält 
keine Begründung. 

Am 22. September 2016 haben der Berliner Rechts¬ 
anwalt Lukas Theune und weitere Kolleginnen im 
Auftrag ihres Mandanten die Rücknahme der Verfol¬ 
gungsermächtigung gegen Mitglieder der PKK beim 
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Bundesjustizministerium beantragt. Diese Initiative 
wurde mit dem Hinweis zurückgewiesen, dass an der 
Strafverfolgung festgehalten werde und eine Begrün¬ 
dung für die Ablehnung der Rücknahme „nicht vorge¬ 
sehen“ sei. 

Nunmehr hat Lukas Theune am 17. November 2016 
beim Kammergericht Berlin eine gerichtliche Entschei¬ 
dung beantragt, wonach das Bundesjustizministerium 
dazu verpflichtet werden soll, die politisch motivierte 
und mit erheblichen Grundrechtseingriffen verbundene 
Verfolgungsermächtigung zurückzunehmen. 

Das Ministerium müsse seine Entscheidung über¬ 
prüfen, wenn es seit 2011 wesentliche Änderungen in 
der Sachlage gebe und - wie im Verfahren gegen Ahmet 
£elik - die Voraussetzungen einer Verfolgungsermäch¬ 
tigung nicht mehr vorliegen. Dies treffe insbesondere 
auf den Tatzeitraum Juni 2013 bis Juli 2014 zu. 

In der rund 80 Seiten umfassenden Begründung wer¬ 
den die historischen Hintergründe des türkisch-kurdi¬ 
schen Konflikts dargestellt, die Phase des Friedenspro¬ 
zesses und seiner Aufkündigung durch den türkischen 
Präsidenten, die Entwicklungen nach den Wahlen vom 
vergangenen Jahr, die logistische und militärische Unter¬ 
stützung des sog Islamischen Staates durch die türkische 
Regierung, der gescheiterte Putsch und Erdogans 
Gegenputsch, der Einsatz des türkischen Militärs gegen 
die syrischen Kurd*innen sowie die staatlichen Kriegs¬ 
und Menschenrechtsverbrechen insbesondere in den 
kurdischen Siedlungsgebieten der Türkei. 

Einen Rechtsstaat gebe es in dem NATO-Mitglieds- 
land seit dem 15. Juli 2016 „nicht einmal mehr als 
potemkinsches Dorf 4 . Ihr „wahres diktatorisches 
Gesicht 44 habe das Regime in den vergangenen Mona¬ 
ten gezeigt und damit „die Begründetheit 44 des Antrags 
bestätigt. 

Die Türkei jedenfalls stelle unter den gegebenen 
Umständen kein taugliches Schutzgut des § 129b StGB 
dar. Vielmehr würde die strafrechtliche Terrorismusbe¬ 
kämpfung dazu missbraucht, Regime zu schützen, die 
selbst rechtsstaatliche Mindestanforderungen nicht 
erfüllten und sich über Garantien der Menschenrechts¬ 
konvention hinwegsetzten. Dadurch werde gewaltsa¬ 
mer Widerstand zur Erlangung oder Wiederherstellung 
von Völker- und menschenrechtlichen Standards gera¬ 
dezu herausgefordert. 

Im Gegensatz zur Bundesregierung und den Straf¬ 
verfolgungsbehörden ist die Verteidigung der Auffas¬ 
sung, dass sich die kurdische Bewegung für Demokra¬ 
tie auf der „Basis der Geltung von Menschenrechten 
und der Achtung der Würde aller Menschen 44 einsetze, 
„gegen eine AKP-Regierung, die unbeirrbar auf ihrem 
Weg in die Diktatur 44 voranschreite. 

Das Bundesjustizministerium dürfe sich bei der 
Frage, ob es eine Verfolgungsermächtigung erteilt, nicht 
an außenpolitischen Opportunitätserwägungen orientie¬ 
ren und dabei hinnehmen, „dass die Würde der Men¬ 
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sehen insbesondere im 
Südosten der Türkei 44 
missachtet werde. 

Nicht zuletzt sollte die 
jüngste unmissver¬ 
ständliche Kritik des 
UN - S onderberichter- 
statters, David Kaye, 
am Vorgehen der türki¬ 
schen Regierung, bei 
einer Neubewertung 

berücksichtigt werden. Nach Rückkehr von einem ein¬ 
wöchigen Besuch bezeichnete er die Lage in der Türkei 
als katastrophal und die Maßnahmen unter dem Aus¬ 
nahmezustand als drastisch und unverhältnismäßig. 

(PMAzadiv. 20.11.2016) 


Erkenntnisse aus dem Verfahren gegen 
Ali H. DOGAN: 

Kurdischer Verein in Berlin „fürsorglich“ belagert 


Im § 129b-Verfahren gegen Ali Hidir DOGAN vor dem 
Kammergericht Berlin war nach der Vernehmung von 
zwei Mitarbeitern des Bundeskriminalamtes am fünf¬ 
ten Verhandlungstag ein von der Anklage geladener 
Beamter des Landeskriminalamtes Berlin geladen. Er 
war mit den Ermittlungen gegen Dogan befasst gewe¬ 
sen. LKA-Mitarbeiter Kevin Rattke bestätigte auf 
Nachfrage, dass vor dem kurdischen Verein in Berlin- 
Wedding seit einiger Zeit eine versteckte Kamera 
installiert sei, mit der alle Besucher*innen registriert 
würden. Wie lange sich die Kamera dort schon befinde, 
war ihm nicht bekannt. 

Die am vierten Verhandlungstag aufgetretene BKA- 
Sachbearbeiterin Michaela Müller hatte zu Protokoll 
gegeben, dass sie mithilfe des Google-Übersetzungs¬ 
programms aus dem Internet Listen angefertigt hätte 
über Anschläge der PKK. Ob es jedoch Tote bei Angrif¬ 
fen gegeben habe und ggf. wie viele, konnte sie nicht 
beantworten. Vielmehr trage sie Bekennerschreiber von 
einer Webseite der HPG-Guerilla in ein Dokument ein. 
Weil keine der vernommenen Personen Türkisch oder 
Kurdisch spricht, sind sie auf Übersetzer angewiesen. 
So werde das Wort „Heval 44 durchgängig als „Genosse 44 
übersetzt; gebräuchlicher ist jedoch „Freund 44 . Dass 
Dogan häufig höflich angesprochen werde, wertete 
Rattke als Beleg dafür, dass hier PKK-Aktivisten mit 
ihrem „Vorgesetzten 44 gesprochen hätten. 

Dass im Türkischen jedoch Plural und höfliche 
Anrede identisch sind, war dem langjährigen PKK- 
Ermittler nicht bekannt. 

Ali Hidir DOGAN befindet sich seit seiner Fest¬ 
nahme am 25. April 2016 in U-Haft in der JVA Berlin- 
Moabit. Das Hauptverfahren gegen ihn vor dem Kam¬ 
mergericht Berlin wurde am 11. Oktober eröffnet. 

(jw v. 17.11.2016/Azadi) 
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22. November: Eröffnung des §129b- 
Prozesses gegen Muhlis Kaya 



Vor dem 6. Strafsenat des 
Oberlandesgerichts (OLG) 
Stuttgart wurde am Diens¬ 
tag, 22. November, das 
Hauptverfahren gegen den 
kurdischen Politiker Muh¬ 
lis Kaya (46) eröffnet. Er 
wird beschuldigt, von 
Anfang August 2013 bis 
Februar 2016 als mutmaß¬ 
licher PKK-Sektorleiter für 
verschiedene Gebiete 
Deutschlands verantwort¬ 


lich tätig gewesen zu sein. 

Einem Bericht der Roten Hilfe zufolge waren zum 
Prozessauftakt etwa 50 Besucher*innen ins OLG 
gekommen, um den Angeklagten solidarisch zu beglei¬ 
ten. Als Muhlis Kaya den Sitzungssaal betrat, hätten 
alle Anwesenden Beifall geklatscht. Niemand habe sich 
von den Einlass-Schikanen bei politischen Prozessen 
wie Körperkontrollen oder dem Anfertigen von Aus¬ 
weiskopien abhalten lassen. Muhlis Kaya sei wie Ali 
Özel, dessen Verfahren am 13. Oktober zu Ende gegan¬ 
gen war, mit Handschellen gefesselt in den Saal 
gebracht worden. Bei jeder Verhandlungspause habe 
man ihn gefesselt wieder abgeführt. 

Muhlis K. habe keine Äußerungen zur Sache oder 
zur Person gemacht. Seine Verteidigung, Rechtsanwalt 
Heydenreich und Rechtsanwältin Busl, stellen den Pro¬ 
zess grundsätzlich in Frage. Heydenreich forderte, das 
Verfahren auszusetzen und durch das Bundesverfas¬ 
sungsgericht klären zu lassen, weil der § 129b nach 
Auffassung der Verteidigung verfassungswidrig sei. 

Der zweite Antrag bezog sich auf die Verfolgungs¬ 
ermächtigung von 2011, deren Voraussetzung aus Sicht 
der Verteidigung nicht mehr gegeben sei. Sie sei will¬ 
kürlich und historisch überholt, da der türkische Staat 
seit einigen Jahren diktatorisch vorgehe, gegen Men¬ 
schenrechte verstoße und kein geeignetes Schutzobjekt 
mehr darstelle. 

Der § 129b sei nach dem 11.9.2001 als Teil einer Art 
„Symbolgesetzgebung“ eingeführt worden und die 
Definition, was als terroristisch gelte und was als 
Befreiungskampf, werde anhand politischer Interessen 
entschieden. 

Zu Beginn der Mittagspause fand eine kurze Kund¬ 
gebung vor dem OLG statt mit Beiträgen, Transparen¬ 
ten und Parolen. 

Mithilfe einer Vielzahl abgehörter Telefonate, aus¬ 
gelesener SMS und anderweitigen Observationsmaß¬ 
nahmen versucht die Anklage, sämtliche Aktivitäten 
von Muhlis Kaya in einen terroristischen Zusammen¬ 
hang zu stellen. Dazu gehören die Organisierung von 


Demonstrationen, Mahnwachen, Newroz-Feiem, Festi¬ 
vals, Protestveranstaltungen zu den IS-Angriffen auf 
Rojava. Kriminalisiert werden auch seine Teilnahme an 
Kongressen, das Anmieten von Bussen für eine 
Demonstration in Paris aus Anlass des Jahrestages der 
Ermordung von Sakine Cansiz, Fidan Dogan und Leyla 
Saylemez oder die Kommunikation mit Kolleginnen 
und Kollegen der Europaführung. All dies belege die 
hochrangige Position des Kurden als professioneller 
Kader der PKK und rechtfertige eine Anklage wegen 
Mitgliedschaft in einer „terroristischen Vereinigung im 
Ausland“ (§ 129b StGB), deren Zwecke und Tätigkeit 
auf die Begehung von Straftaten des Mordes oder Tot¬ 
schlags gerichtet sei. 

Muhlis Kaya wurde am 16. Februar dieses Jahres in 
Düsseldorf festgenommen. Er befindet sich seither in 
U-Haft in der JVA Stuttgart-Stammheim. 

Eine Ermächtigung zur strafrechtlichen Verfolgung 
nach § 129b StGB hat das Bundesjustizministerium 
(BMJV) in Absprache mit dem Innen- und Außenmi¬ 
nisterium sowie dem Bundeskanzleramt bereits am 6. 
September 2011 erteilt. Sie ist ungeachtet von politi¬ 
schen Entwicklungen und Paradigmenwechseln der 
kurdischen Bewegung bis heute Grundlage der Verfol¬ 
gung mutmaßlicher Mitglieder der PKK. Eine Begrün¬ 
dung für diese Entscheidung des BMJV gibt es nicht. 
[-] 

(aus PMAzadi v. 19.11.2016/aus Prozessbericht der RH v. 

22.11.2016) 


Sakine, Fidan und Leyla sind nicht vergessen! 

Aufruf zur Beobachtung des Prozesses in Paris gegen 
den mutmaßlichen Mörder 



Am 9.Januar 2013 wurden in Paris die Kurdinnen 
Sakine Cansiz, Fidan Dogan und Leyla Saylemez im 
Auftrag des türkischen Geheimdienstes MIT ermordet. 
Nicht zuletzt aufgrund der Bemühungen der kurdischen 
Community wurde am 17. März 2013 der mutmaßliche 
Täter, Ömer Güney, verhaftet. Die Ermittlungen haben 
drei Jahre gedauert und waren nach Aussagen des kur¬ 
dischen Frauenfriedensbüros CENI „von zahlreichen 
Zwischenfällen“ begleitet. „So wurde bei einem Ein¬ 
bruch in das Haus der zuständigen Richterin der Com¬ 
puter mit entsprechenden Unterlagen zum Fall gestoh¬ 
len. Auch ein Fluchtversuch des mutmaßlichen Mör- 
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ders mit externer Hilfestellung generiert Zweifel. Die 
Verbindung Ömer Güneys zum türkischen Geheim¬ 
dienst MIT ist den Akten zu entnehmen.“ Nachdem die 
Ermittlungen jetzt abgeschlossen sind, ist die Prozess¬ 
führung in Paris für den Zeitraum 26. Januar bis 23. 
Februar 2017 vorgesehen. 

Unter dem Motto „Zeigen wir, dass Sakine, Fidan 
und Leyla nicht vergessen sind“, ruft CENI nun dazu 
auf, den Prozess zu beobachten, insbesondere an den 
Verhandlungstagen am 8. und 15. Februar 2017. Zur 
Koordination und Absprachen wird darum gebeten, 
sich bis zum 

15. Januar 2017, bei CENI anzumelden über 
ceni_frauen@gmx.de; Tel. 0211 - 598 92-51; 

Fax: 0211 -598 92-53 

(Aufruf v. 15.11.2016) 

Abgeordnete der Linksfraktion unterstützten 
prokurdischen Aktivisten und fordern 
Aufhebung des PKK-Betätigungsverbots 

Die Bundestagsabgeordneten der Linksfraktion, Nicole 
Gohlke und Jan van Aken, haben am 10. November vor 
dem Reichstagsgebäude dem prokurdischen Aktivisten 
Arian W. einen Scheck überreicht. Dieser war wegen 
Verwendung verbotener Symbole (Verstoß gegen das 
Vereinsgesetz) zu einer Geldstrafe von 800 € verurteilt 
worden. Er hatte am 29. November 2014 in Frank¬ 
furt/M. an einer Demo gegen die Belagerung von 
Kobane durch den IS teilgenommen und ein Front¬ 


transparent mit der Aufschrift „Weg mit dem PKK-Ver¬ 
bot! Solidarität mit dem kurdischen Befreiungskampf!“ 
getragen. Nicole Gohlke und Jan van Aken haben nun 
die Hälfte der Kosten übernommen. Gohlke selbst war 
im Herbst wegen des Zeigens einer Fahne mit dem ver¬ 
botenen PKK-Symbol auf einer Kundgebung in Mün¬ 
chen zu einer Geldstrafe von 10000 € auf Bewährung 
verurteilt worden. „Als selbst Betroffene ist für mich 
selbstverständlich, mich mit jenen zu solidarisieren, die 
wegen dieses absurden Verbots von der Justiz belangt 
werden.“ Indem die Bundesregierung die PKK als ter¬ 
roristisch kriminalisiert, unterstütze sie das türkische 
Regime. 

Jan van Aken, der sich zu einem Solidaritätsbesuch 
bei Abgeordneten der HDP in der Türkei aufgehalten 
hatte, sagte: „Die Zeit der Worte ist vorbei, die Bundes¬ 
regierung muss endlich handeln und ihre Unterstützung 
der türkischen Regierung einstellen. Ein Teil davon ist 
das Festhalten am PKK-Verbot, obwohl alle Welt und 
auch führende Politiker der Bundesregierung genau 
wissen, dass dies keine Terrororganisation ist. Die Auf¬ 
hebung des PKK-Verbots wäre ein unmissverständli¬ 
ches Zeichen an Erdogan, dass er alle roten Linien 
überschritten hat.“ 

Arian W. zeigte sich erfreut über die Unterstützung 
durch die Abgeordneten. Er wünschte sich aber auch, 
dass die vielen kurdischen Aktivist*innen, die in der 
BRD mit Verfahren überzogen werden sowie die der¬ 
zeit 12 kurdischen politischen Gefangenen eine solche 
Solidarität erfahren. 


6'wv. 11.11.2016/Azadi) 
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Sieg für die Zivilgesellschaft: 

Finanzgericht Hessen: ATTAC ist und bleibt 
gemeinnützig 

(0 attac 

Das Hessische Finanzgericht in Kassel hat am 10. 
November nach einer mehrstündigen Verhandlung ent¬ 
schieden, dass das globalisierungs- und kapitalismus¬ 
kritische Netzwerk ATTAC gemeinnützig ist und 
bleibt. Das Gericht ist der Argumentation von ATTAC, 
das gegen den Bescheid des Finanzamtes Frankfurt/M. 
geklagt hatte, voll umfänglich gefolgt. 

Dem Attac-Trägerverein war 2014 die Gemeinnüt¬ 
zigkeit mit der Begründung entzogen worden, es han¬ 
dele sich nicht um eine gemeinnützige, sondern politi¬ 
sche Organisation. Attac legte Einspruch ein, der vom 


Finanzamt zurückgewiesen wurde. Daraufhin reichte 
Attac Klage ein. Den Richtern zufolge lasse sich weder 
aus dem Gesetz noch aus der Abgabenordnung ein 
grundsätzliches Verbot politischer Aktivitäten für 
gemeinnützige Vereine ableiten. Ausschlaggebend für 
eine Gemeinnützigkeit sei vielmehr die Frage, ob der 
Verein die in seiner Satzung benannten Zwecke ver¬ 
folge. 

„Dieses Urteil ist ein Sieg für die Zivilgesellschaft 
und eine Ohrfeige für das Frankfurter Finanzamt. Eine 
moderne Demokratie braucht kritische Bürger und 
starke Nichtregierungsorganisationen, die sich einmi- 
schen“, erklärte Dirk Friedrichs vom Vorstand des Trä¬ 
gervereins. 

Nach der Aberkennung der Gemeinnützigkeit habe 
es bei zahlreichen Unterstützer*innen eine „Jetzt erst 
recht“-Haltung gegeben. Gefolgt sei eine Eintrittswelle, 
die Anzahl und Höhe der Spenden seien angestiegen. 

(NDv. 11.11.2016) 
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Handelsgericht Paris: NEWROZ TV darf wieder 
senden! 

Laut einer am 15. November bekanntgewordenen Ent¬ 
scheidung des Handelsgerichts in Paris, ist der Satelli¬ 
tenbetreiber EUTELSAT verpflichtet, die Ausstrahlung 
des kurdischen Senders NEWROZ TV und MED 
NU£E wieder aufzunehmen. Die Unterbrechung vor 
einem Monat hatte EUTELSAT auf Druck der türki¬ 
schen Behörden vorgenommen, womit das Unterneh¬ 
men dem Urteil zufolge gegen das Gesetz verstoßen 


habe. Eine Entscheidung über die Ausstrahlung von 
TV-Sendem in Europa obliege den lokalen Aufsichts¬ 
behörden, in diesem Fall der belgischen. Beweise für 
die Vorwürfe aus der Türkei, die Sender betrieben 
„Terrorismuspropaganda“, hat das Gericht nicht finden 
können. Sollte EUTELSAT das Urteil nicht umsetzen, 
droht dem Unternehmen eine Strafe von 10000 € täg¬ 
lich. 

Der Anwalt von MED NU£E sprach von einem 
großen Sieg im Sinne der Pressefreiheit. 

(ANF v. 18.11.2016) 


ASYL- UND 
MIGRATIONSPOLITIK 


Türkische Soldaten beantragen Asyl nicht nur 
in Deutschland 

NATO-Versammlung am 20 L November in Istanbul 

Mehrere türkische Soldaten aus dem NATO-Haupt¬ 
quartier in Ramstadt/Rheinland-Pfalz haben in 
Deutschland um Asyl gebeten. Nach Angaben des 
Landrats des Kreises Kaiserslautern seien auch Asylan¬ 
träge von Familienangehörigen der Soldaten eingegan¬ 
gen. Zu den Gründen der Antragsteller sagte Landrat 
Paul Junker (CDu): „Wir können es uns alle denken, 
aber ich sage Ihnen dazu nichts weiter.“ Zum Aufent¬ 
haltsort machte Junker auch keine Angaben. Laut Süd¬ 
west-Rundfunk soll es sich um Soldaten handeln, die 
nach dem gescheiterten Putsch vom 15. Juli wieder in 
die Türkei verlegt werden sollten. 


Auch in anderen Ländern haben türkische Soldaten 
aus NATO-Strukturen Asyl beantragt, was NATO- 
Generalsekretär Jens Stoltenberg am 18. November 
bestätigte. 

Am 20. November wird er nach Istanbul reisen, wo 
die Parlamentarische Versammlung der NATO stattfindet. 

(ND/jwv. 17.,19.11.2016) 

Abgeschoben in sog. sichere Herkunftsländer 

In diesem Jahr wurden laut Bundesinnenministerium 
bereits 21 789 Abschiebungen veranlasst. Schätzungen 
zufolge können es bis zum Jahresende 26 500 sein. Am 
häufigsten sind 2016 Menschen aus den Westbalkan¬ 
staaten abgeschoben worden . Mehr als 15 500 kamen 
aus Albanien, Kosovo, Serbien, Mazedonien, Bosnien- 
Herzegowina und Montenegro - nach offizieller Lesart 
sogenannte sichere Herkunftsländer. 

(Süddt.Ztg. v. 19/20.11.2016) 


ZUR SACHE: TÜRKEI 


► „Das ist eine Gebrauchsanweisung zu einer Dikta¬ 
tur“, sagte Luxemburgs Außenminister Jean Assel- 
born zu den Entwicklungen in der Türkei. „Es ist 
nicht abwegig zu behaupten, dass die Tortur wie¬ 
der Ausmaße bekommt, die unkontrollierbar sind.“ 
In der Türkei habe so etwas wie ein „ziviler Tod“ 
eingesetzt. Asselborn bezog sich hierbei auf die 
Ereignisse der Nacht vom 3. auf den 4. November: 
Auf Anordnung der Staatsanwaltschaften wurden 
Abgeordnete und führende Politikerinnen der 
HDP festgenommen: Selahattin Demirtas, Figen 
Yüksedag, Sirri Süreyya Önder, Nurse Aydogan, 
Selma Irmak, Idris Baluken, Mehmet Ali Aslan, Leyla 
Birlik, Gülser Yildirim, Ziya Pir und Ferhat Encü. Fer¬ 


ner die Abgeordneten Mithat Sancar und Aysel 
Tugluk. Sirri Süreyya Önder gehörte der sog. 
Imrali-Delegation an, die 2013 bis 2015 während 
der Gesprächsphase zwischen dem türkischen 
Staat und der PKK vermittelte und den inhaftier¬ 
ten Vorsitzenden Abdullah Öcalan regelmäßig auf 
der Gefängnisinsel besuchte. Önder war es auch, 
der sich 2013 anlässlich der Gezi-Proteste als erster 
vor die Bulldozer gestellt hatte, die die Bäume im 
Gezi-Park niederreißen sollten. 

Die Polizei durchsuchte die Privatwohnungen 
der beiden HDP-Kovorsitzenden Selahattin 
Demirtas und Figen Yüksedag. Per Gerichtsbe¬ 
schluss vom 29. Oktober war der Politikerin 
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bereits verboten worden, wegen „Fluchtgefahr“ 
die Türkei zu verlassen. Ihr wurde auferlegt, sich 
regelmäßig bei der Polizei zu melden. 

Der Abgeordnete Ziya Pir wurde nach einer Anhö¬ 
rung beim Haftrichter gegen Auflagen wieder auf 
freien Fuß gesetzt und ein Ausreiseverbot gegen 
ihn verhängt. Auf Betreiben von Erdogan war im 
Mai ds.Jrs. die Immunität von 55 der 59 HDP- 
Abgeordneten des türkische Parlaments wegen 
Terrorismusvorwürfen aufgehoben worden. Bei 
der HDP, der zweitgrößten Oppositionspartei im 
Parlament, handele es sich um den verlängerten 
Arm der verbotenen PKK. Die Abgeordneten hat¬ 
ten sich jedoch geweigert, den gerichtlichen Vorla¬ 
dungen zu Anhörungen zu folgen. 

Am 4. November verhängte das Gericht in 
Diyarbakir Untersuchungshaft gegen Selahattin 
Demirtas und Figen Yüksedag sowie weitere sieben 
Abgeordnete. 

In Untersuchungshaft genommen wurde auch die 
Vorsitzende der kurdischen „Demokratischen Par¬ 
tei der Regionen“, Sebahat Tuncel. 

Auf einer Pressekonferenz vor der HDP-Zentrale 
in Ankara rief deren Sprecher Ayhan Bilgen zur 
Solidarität auf; die Festnahmen seien die Vorboten 
eines faschistischen Regimes in der Türkei. Alle 
demokratischen Kräfte, die Zivilgesellschaft und 
die internationale Öffentlichkeit müssten ihre 
Stimmen jetzt erheben. Die HDP sprach von „poli¬ 
tischer Lynchjustiz“ und werde sich diesen Angrif¬ 
fen nicht beugen. 

► „Es gibt nichts mehr zu reden Nun ist es Zeit zum 
Widerstand. Unsere Bevölkerung muss überall auf 
die Straßen gehen“, erklärte die Gemeinschaft der 
Gesellschaften Kurdistans (KCK). Auch der Demo¬ 
kratische Gesellschaftskongress der Kurd*innen in 
Europa (KCDK-E) rief die Bevölkerung zu Protesten 
gegen die Festnahmen auf. 

Die HDP-Abgeordnete Feleknas Uca, die meh¬ 
rere Jahre als Vertreterin der bundesdeutschen 
Linkspartei im EU-Parlament saß, sagte, dass „ein 
ziviler Putsch im Gang“ sei; Erdogan wolle „die 
kurdische Identität zerstören“. Man werde aber 
Erdogan daran „hindern, das Land in einen Bür¬ 
gerkrieg und in weiteren Despotismus zu stürzen“. 

Das Land werde in einen „blutigen Höllen¬ 
schlund“ gezogen, schrieb der Journalist Hasan 
Cernal für das Nachrichtenportal T24. Der Präsi¬ 
dent wolle eine Diktatur errichten. Cemal ist wohl 
der letzte Erdogan-Kritiker, der sich noch in Frei¬ 
heit befindet. 

► Am 4. November wurde ein Anschlag auf die Poli¬ 
zeizentrale in Diyarbakir verübt, der zehn Men¬ 
schenleben und zahlreiche Verletzte forderte. Das 
AKP-Regime machte umgehend die PKK-Guerilla 
verantwortlich. Bekannt hat sich auf einer Website 


jedoch der sog. „Islamische Staat“ (IS). Und am 6. 
November erklärten die von der PKK abgespalte¬ 
ten „Freiheitsfalken Kurdistans“ (TAK), einer ihrer 
Kämpfer habe das Attentat gegen den „faschisti¬ 
schen türkischen Staat“ ausgeführt. Der freige¬ 
kommene Abgeordnete Ziya Pir hatte die Vermu¬ 
tung geäußert, dass der Anschlag den Dutzenden 
HDP-Politiker*innen gegolten habe, die sich zu die¬ 
sem Zeitpunkt in der Polizeistation befunden hat¬ 
ten. Bei dem Attentat ist u. a. der HDP-Kreisvor- 
sitzende getötet worden. 

► Außenminister Frank-Walter Steinmeier (SPD) 
bestellte den türkischen Geschäftsträger noch für 
den 4. November ins Ministerium ein. „Die nächtli¬ 
chen Festnahmen von Politikern und Abgeordne¬ 
ten der kurdischen Partei HDP sind aus Sicht des 
Außenministers eine weitere drastische Verschär¬ 
fung der Lage“, hieß es aus dem Außenamt. Nach 
einem Treffen mit seinem britischen Amtskollegen 
Boris Johnson in Berlin, äußerte Steinmeier: „Es 
ist jetzt an den Verantwortlichen der Türkei, sich 
darüber klar zu werden, welchen Weg ihr Land 
gehen will und was das bedeutet für die Beziehun¬ 
gen zwischen der Türkei und der Europäischen 
Union.“ 

Am 9. November erklärte der Staatsminister 
im Auswärtigen Amt, Michael Roth, u.a.: „Alle kri¬ 
tischen Geister in der Türkei sollen wissen, dass 
die Bundesregierung ihnen solidarisch beisteht“. 

Deutschland sei „ein weltoffenes Land“ und stehe 
„allen politisch Verfolgten im Grundsatz offen“. 
Das Recht auf Asyl gelte nicht nur für Journalis¬ 
ten. 

Der österreichische Außenminister Sebastian 
Kurz verurteilte die Vorgänge in der Türkei: „Für 
mich ist die rote Linie längst überschritten.“ Und 
weiter: „Ein Land, das versucht, Journalisten und 
Oppositionsführer einzusperren, hat in der Euro¬ 
päischen Union keinen Platz.“ Zu den Drohungen 
aus der Türkei, das Flüchtlingsabkommen mit der 
EU aufzukündigen, meinte Kurz: „Damit dürfen 
wir uns nicht erpressen lassen.“ 

„Wenn der Ausnahmezustand zu exzessiv 
angewandt wird, riskiert die Türkei eine Flut von 
Fällen vor dem Europäischen Gerichtshof für Men¬ 
schenrechte“, warnte der Europarat. 

► Auf die Kritik aus Europa tönte Justizminister 
Bekir Bozdag, dass weder Merkel noch EU-Kom- 
missare das Recht hätten, der Türkei „Lehren zu 
erteilen“. In Richtung Deutschland sagte er: 
„Wenn Sie ein Türke in Deutschland sind, haben 
sie überhaupt keine Rechte.“ 

Erdogan warf Deutschland vor, Terroristen Unter¬ 
schlupf zu gewähren, statt „rassistische Übergriffe 
gegen Türken“ zu verhindern: „Man wird sich 
zeitlebens an Euch erinnern, weil Ihr den Terror 
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unterstützt habt“. Kritik aus dem Ausland interes¬ 
siere ihn nicht: „Es kümmert mich überhaupt gar 
nicht, ob sie mich einen Diktator oder Ähnliches nen¬ 
nen. Das geht zum einen Ohr rein und zum ande¬ 
ren wieder raus. Wichtig ist, was mein Volk sagt.“ 
Und mit Blick auf die verhafteten Abgeordneten 
sagte er: „Wenn Sie sich nicht wie ein Abgeordne¬ 
ter, sondern wie ein Terrorist verhalten, dann wer¬ 
den Sie wie ein Terrorist behandelt.“ 

Das Vorgehen gegen Terrorverdächtige sei mit 
dem „Kampf gegen die Nazis“ vergleichbar. Dies 
erklärte am 7. November der türkische EU-Minister 
Ömer Qelik nach einem Treffen mit EU-Botschaf- 
tem in Ankara. Verantwortlich sei die Fethullah 
Gülen-Bewegung - inzwischen als „Fetö“ 
bezeichnet. „Neben der Fetö-Terrororganisation 
stehen die Nazis wie Lehrlinge da.“ 

Zudem verteidigte £elik die Diskussion um die 
Wiedereinführung der Todesstrafe. Sie sei „eine 
Reaktion unseres Volkes“. Der Westen habe die 
Türkei nach dem Putschversuch „so sehr alleine 
gelassen“. Er warf der EU „Desinformation“ und 
„Unwissenheit“ vor. 

► Aus Protest gegen den staatlichen Terror gingen 
nicht nur in der Türkei, sondern weltweit Men¬ 
schen auf die Straße. Während die Polizei eine 
Kundgebung der HDP in Istanbul mit Tränengas 
und Plastikgeschossen angriff, demonstrierten 
Kurd*innen und solidarische Menschen u.a. in 
Köln, Berlin, Bremen und Bonn. Bei einer 
Demonstration in Frankfurt/M. kam es zu Über¬ 
griffen der Polizei. 

( FAMILIENPATENSCHAFTEN 

FAMILIENPATENSCHAFTEN FÜr ^. ie Würde der Mens£hen in 
Kurdistan 

Der brutale Krieg des türkischen Staates gegen die 
kurdische Bevölkerung hat verheerende humani¬ 
täre Folgen. Krieg und Instabilität beherrschen die 
Türkei, allerdings nicht erst seit dem jüngsten 
Putschversuch des Militärs. Der Friedensprozess 
mit den Kurden wurde schon vorher ad acta ge¬ 
legt, Menschen- und Freiheitsrechte massiv be¬ 
schnitten. In Folge wurde der faktische 
Ausnahmezustand mit monatelangen Ausgangs¬ 
sperren verhängt, ganze Stadtteile wurden von der Armee belagert und dem Erd¬ 
boden gleichgemacht, hunderte Zivilisten starben, wurden gar bei lebendigem 
Leib verbrannt. Menschenrechtsorganisationen sprechen von 400000 Binnen¬ 
flüchtlingen seit Mitte letzen Jahres. 

Diese Menschen brauchen unsere Hilfe! 

Werden Sie Pate für diese Familien! 

Der Rojava-Hilfs- und Solidaritätsverein aus der Türkei hat gemeinsam mit dem 
Kurdischen Roten Flalbmond (Fleyva Sor a Kurdistane) eine Patenschaftskampagne 
für diese Familien gestartet. Bisher konnten 3186 von 31 100 erfassten hilfsbe¬ 
dürftigen Familien unterstützt werden. 

Mit einem monatlichen Mindestbeitrag von 150 Euro - dieser kann auch von meh¬ 
reren Personen zusammen getragen werden - leisten Sie, leistet Ihre Organisation 
nicht nur einen finanziellen Beitrag für eine Familie, sondern Sie spenden auch 
Hoffnung und ermutigen die Menschen zu weiterem Widerstand gegen die Des¬ 
potie. 

NAV-DEM Demokratisches Gesellschaftszentrum der Kurdinnen in Deutschland e. V. 
http://navdem.com | Weitere Infos zur Kampagne: 
http://www.heyvasor.com/de 


► Am 5. November verhängte ein Istanbuler Gericht 
Untersuchungshaft gegen den Chefredakteur der 
1924 gegründeten Tageszeitung „Cumhüriyet“, 
Murat Sabungu, sowie acht seiner Mitarbeiter. Sie 
waren am 31. Oktober ebenfalls wegen Terroris¬ 
musverdachts festgenommen worden und werden 
beschuldigt, sowohl die PKK als auch die Gülen- 
Bewegung unterstützt zu haben. 

► Am 8. November hat die Staatsanwaltschaft Diyar- 
bakir ihre Anklage gegen den früheren deutschen 
Fußballer der U21, Deniz Naki, zurückgezogen und 
das Verfahren eingestellt. „Ich bin einfach glück¬ 
lich“, sagte er. Vor dem Prozesstermin hatte er 
klargestellt: „Ich gehe diesen Weg weiter und lasse 
mich nicht mundtot machen, auch wenn es 
schlimm für mich enden sollte.“ Nun wolle er sich 
wieder aufs Fußballspielen beim Klub Amed SK 
in Diyarbakir konzentrieren. Ihn hatte die Staats¬ 
anwaltschaft beschuldigt, auf Twitter und Face- 
book für die PKK geworben zu haben. „Auch zu 
unserer Überraschung hat die Staatsanwaltschaft 
die Einstellung des Verfahrens gefordert, weil 
Nakis Aussagen von der Meinungsfreiheit gedeckt 
waren“, sagte die Abgeordnete der Linksfraktion 
im Bundestag, Martina Renner, die zur Beobach¬ 
tung des Falles nach Diyarbakir gereist war. 

Der in Düren geborene Ex-Profi hatte in Deutsch¬ 
land beim FC St. Pauli und SC Paderborn gespielt. 

► 9. November: Nach dem Vorgehen gegen die HDP, 
ist jetzt die größte Oppositionspartei im türkischen 
Parlament, die „Republikanische Volkspartei“ 
(CHP), an der Reihe. 

Weil bei einer Versammlung am 7. November das 
repressive Vorgehen der Behörden gegen Regime¬ 
gegner verurteilt wurde, erstattete Erdogan gegen 
133 Abgeordnete der CHP Strafanzeige wegen 
Beleidigung - darunter auch Parteichef Kemal 
Kiligdaroglu. Die CHP hatte sich nach dem 
Putschversuch vom 15. Juli zunächst mit der AKP- 
Regierung solidarisiert. Die CHP-Fraktion 
stimmte im Mai aber auch für die Aufhebung der 
Immunität der HDP-Parlamentarier*innen. 

► Nach dem Putschversuch im Juli habe die Türkei 
einen „Rückfall“ bei der Unabhängigkeit der Jus¬ 
tiz und der Meinungsfreiheit erlebt. Bei der Vor¬ 
stellung des jährlichen EU-„Fortschritts“berichts zur 
türkischen Beitrittskandidatur am 10. November 
teilte die EU-Kommission mit, dass sie „tiefe 
Besorgnis“ habe insbesondere hinsichtlich der 
Aufhebung der Immunität von Abgeordneten und 
ihrer Verhaftung. Das Land habe sich als Beitritts¬ 
kandidat zu den „höchsten Standards“ bei der 
Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechtsgarantien 
verpflichtet. Hier könne es „keine Kompromisse“ 
geben. Aus Brüsseler Sicht sei die jüngste Ent¬ 
wicklung „zunehmend unvereinbar“ mit dem Bei- 
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trittswunsch. „Zahlreiche Vorwürfe schwerer Ver¬ 
letzungen des Verbots von Folter und Misshand¬ 
lung sowie der Verfahrensrechte wurden im 
Anschluss an den Putschversuch gemeldet“, so die 
EU-Kommission. Seit dem Putschversuch liegen 
dem Europäischen Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte rund 850 Klagen vor. 

Dennoch bleibe die Türkei „Schlüsselpartner“, sagte 
der EU-Erweiterungskommissar Johannes Hahn. 
EU-Parlaments-Vizepräsident Alexander Graf 
Lambsdorff (FDP): „Das verzweifelte Festhalten der 
Mitgliedsstaaten und der Kommission an einem 
gescheiterten Beitrittsprozess ist zutiefst unehrlich 
und unproduktiv.“ Es führe nur dazu, dass Populis¬ 
ten in Europa weiter Aufwind bekommen. Knut 
Fleckenstein, stellv. Fraktionsvorsitzender der 
Sozialdemokraten im EU-Parlament ist der Auffas¬ 
sung, dass die nächsten Verhandlungen erst wieder 
stattfinden sollten, „wenn es zu einer Rückbesin¬ 
nung der Türkei auf Demokratie und Menschen¬ 
rechte kommt.“ 

► In einer Aktuellen Stunde wurde am 10. November 
im Bundestag über die Situation in der Türkei debat¬ 
tiert. Die Linke und die Grünen forderten eine ent¬ 
schiedenere Haltung gegenüber Erdogan. Frakti¬ 
onschef Dietmar Bartsch warf der Bundesregie¬ 
rung eine Beschwichtigungspolitik gegenüber der 
Türkei vor. Die Gespräche über einen EU-Beitritt 
müssten gestoppt werden. Claudia Roth (Grüne) 
meinte, Erdogan verbreite Angst und Schrecken, 
warnte jedoch davor, den Kontakt zur Türkei 
abzubrechen. Außenminister Frank-Walter Stein¬ 
meier (SPD) kritisierte zwar Erdogans Vorgehen, 
doch dürfe der Dialog nicht abgeschnitten werden. 
Erdogans Vorwurf, Deutschland biete „Terroris¬ 
ten“ Unterschlupf, wies Steinmeier zurück. Der 
Außenminister reist am 15. November erstmals 
wieder nach Ankara. 

► Ebenfalls am 10. November beschloss der Bundes¬ 
tag mit den Stimmen der Koalition eine Verlänge¬ 
rung des Einsatzes von rund 250 Bundeswehrsol¬ 
daten gegen den IS vom NATO-Stützpunkt Incir- 
lik aus. Harald Kujat, ehern. Generalinspekteur der 
Bundeswehr sprach sich dagegen aus: „Wir haben 
uns schon beim Flüchtlingsdeal in die Hand der 
Türkei begeben. Wir dürfen das in Incirlik nicht 
schon wieder tun. Das ist auch eine Frage der 
Selbstachtung.“ Maßnahmen, die Ankara derzeit 
treffen, seien die eines totalitären Systems. 

► Am 11. November wurde Akin Atalay, Herausgeber 
der Tageszeitung „Cumhüriyet“ nach seiner Rück¬ 
kehr aus Deutschland am Flughafen in Istanbul 
festgenommen. Auch ihm wird Unterstützung des 
Terrorismus vorgeworfen - wie dem Chefredak¬ 
teur und weiteren verhafteten Mitarbeiter* innen. 


Festgenommen wurden am 11. November auch 
fünf Berater der HDP, darunter der von Figen 
Yüksedag, der inhaftierten Co-Vorsitzenden. 

► Am Abend des 11. November hat das türkische 
Innenministerium bekanntgegeben, 370 eingetragene 
Vereine wegen angeblicher Verbindungen zu Terror¬ 
organisationen schließen zu lassen. Kurz danach fan¬ 
den erste Razzien und Versiegelungen von Vereins¬ 
räumen statt. Bei 199 betroffenen NGOen handelt es 
sich um kurdische Vereine - darunter viele Frauen- 
und Kulturvereine. 153 werden der Nähe zur Gülen- 
Bewegung bezichtigt und 18 Vereine sollen Verbin¬ 
dungen zur DHKP-C haben. Lediglich 8 sollen 
angeblich Kontakte zum IS haben. 

► In den vergangenen 12 Monaten sind laut dem 
Kurdischen Frauenbüro für Frieden e.V. 5389 Mit¬ 
glieder der DBP festgenommen und 2574 von ihnen 
verhaftet und inhaftiert worden. 

► AfrTn, einer der drei Kantone Rojavas in Nordsyrien, 
wird derzeit vom türkischen Militär und von Teilen 
der sog. „Freien Syrischen Armee“ belagert. 
Zugleich hat das Ankara-Regime massiv Bodentrup¬ 
pen an die Grenze zum Nordirak verlegen lassen. 
Berichten zufolge sind bereits türkische Panzer völ¬ 
kerrechtswidrig auf nordirakisches Gebiet vorge¬ 
drungen, um gegen die PKK-Guerilla vorzugehen. 

► Am 13. November rief der AKP-Abgeordnete 
Hüseyin Kocabiyik via Twitter die Bevölkerung 
dazu auf: „Im Falle eines Attentats auf einen 
Staatsoberen wird das Volk die Gefängnisse 
durchkämmen und alle Gülenisten und PKKIer unter 
den Gefangenen aufhängen.“ In einem Kommentar 
schreibt Civaka Azad u.a., dass mit dieser Provo¬ 
kation eine neue Eskalationsstufe erreicht sei, 
„denn sie taugt dazu, einen Bürgerkrieg anzuzet¬ 
teln“. Somit werde „die Lynchjustiz durch einen 
aufgepeitschten, Erdogan ergebenen Mob staatlich 
legitimiert.“ 

► Am 14. November wurde die Verhaftung des Co- 

Vorsitzenden der HDP, Selahattin Demirtas, 
gerichtlich für rechtmäßig erklärt. Der Einspruch 
der Co-Vorsitzenden der HDP, Figen Yüksedag, 
gegen ihre Verhaftung ist am 16. November abge¬ 
lehnt worden. 

► Außenminister Frank-Walter Steinmeier (SPD) 

sprach am 15. November in Ankara mit Regie¬ 
rungsvertretern. Nach Anschuldigungen seines 
Amtskollegen Mevlüt Cavusoglu, Deutschland 
würde den „Terroristen“ der PKK Schutz bieten, 
umgehend versichert: „Wir stehen zusammen 
gegen Terrorismus, egal, ob er vom ,Islamischen 
Staat 4 oder der PKK ausgeht.“ 

► Am 16. November wurden die beiden Co-Bürger- 
meister der DBP - kommunaler Ableger der HDP - 
der Stadt Dersim (türk. Tunceli) und der Bürger- 
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meister von Siirt wegen Terrorvorwürfen festge¬ 
nommen. 

► Die Türkei entsandte nach Beendigung einer 
sechsjährigen diplomatischen Krise mit Israel wie¬ 
der einen Botschafter nach Tel Aviv. Es handelt sich 
um den ehemaligen außenpolitischen Berater der 
Regierung, Kemal Ökem. 

► Am 18. November wurde im türkischen Parlament 
mit Unterstützung der faschistischen MHP ein 
Gesetzentwurf des AKP-Regimes in erster Lesung 

angenommen, wonach ein Mann, der eine Minderjäh¬ 
rige sexuell missbraucht, dann aber geheiratet hat, 
einer Strafe entgehen kann. Justizminister Bekir 
Bozdag nennt das „Schutz von Kindern“, was eine 
Legalisierung des Missbrauchs bedeutet. Der 
Gesetzentwurf wurde wegen massiver Kritik vor¬ 
erst „zur Prüfung“ zurückgezogen. 

► Einem Bericht der Zeitung „Hürriyet“ vom 20. 
November zufolge wolle sich Erdogan von der EU 
ab- und der Shanghaier Organisation für Zusam¬ 
menarbeit (SCO) zuwenden, der u.a. China und 


Russland angehören. Erdogan fordert von der EU 
bis zum Jahresende eine Entscheidung hinsichtlich 
der Beitrittsverhandlungen. 

► Am 21. November, dem letzten Tag der Parlamenta¬ 
rischen Versammlung der NATO in Istanbul, forderte 
Erdogan von den NATO-Partnern mehr Unterstüt¬ 
zung „im Kampf gegen den Terrorismus“, insbeson¬ 
dere gegen den IS und die PKK. Er warf zum wie¬ 
derholten Male den EU-Staaten vor, die PKK auf 
ihrem Gebiet ungehindert operieren zu lassen. Er 
meinte, dass sich jene, die unentschlossen seien, 
ihrerseits getroffen würden „früher oder später“. 
Die EU wiederum wirft dem AKP-Regime vor, im 
Kampf gegen die PKK wahllos kurdische Politiker 
ins Visier zu nehmen, z.B. die beiden Ko-Vorsit¬ 
zenden der HDP oder die Festnahme und Suspen¬ 
dierung prokurdischer Bürgermeister*innen . Mit 
einer deutlichen Kritik am Vorgehen Erdogans 
hielt sich NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg 
allerdings zurück. 


KURDISTAN 


Internationales Freiheitsbataillon in Rojava 

„Man kann Druck aufbauen, um die Beziehungen 
Deutschlands zur Türkei zu beenden und um den Auf¬ 
bau von formelleren Beziehungen zu Rojava mit Hilfe 
von Gewerkschaften und sozialen Einrichtungen 
voranzutreiben,“ antwortete T.C., ein englischsprachi¬ 
ger Freiwilliger, der in Rojava in den Reihen des Inter¬ 
nationalen Freiheitsbataillons (IFB) kämpft, auf die 
Frage der jw, auf welche Weise Menschen in Deutsch¬ 
land Rojava unterstützen können. 

Was ihn motiviert habe, nach Kurdistan zu gehen, 
beantwortete der Aktivist u.a., dass er dem Aufruf der 
Marxistisch-Leninistischen Partei der Türkei und Kur¬ 
distans (MLKP) gefolgt sei, sich den internationalen 
Brigaden anzuschließen „wie in der spanischen Revo¬ 
lution“. Und auf die Frage, wie die Beziehungen zu 
den kurdischen Volks- und Frauenverteidigungseinhei¬ 
ten YPG/YPJsei, sagte T.C., dass das IFB Teil der YPG 
sei, es gebe keine Trennung: „Wenn die YPG uns mor¬ 
gen sagen, geht ins nordsyrische Rakka, dann gehen 
wir“. Sie seien von den Volksverteidigungseinheiten 
ausgebildet worden. Das Projekt IFB sei gegründet 
worden, „um die linken Freiwilligen aus dem Ausland 
zusammenzubringen“. So hätten sie „voneinander ler¬ 
nen und zusammen kämpfen“ können. 

Welche Bedeutung für ihn die in Rojava gefallene 
Internationalistin Ivana Hoffmann habe: Sie repräsen¬ 
tiere eine „große Veränderung in der Beziehung zwi¬ 
schen der Linken im Westen und der Linken im Rest 


der Welt“ und sei „wie eine Brücke zwischen den bei¬ 
den Teilen“. Sie stehe dafür, „dass die gleichen Werte 
uns auf der ganzen Welt vereinen und überall nach 
ihnen gehandelt werden sollte.“ 

(jwv. 7.11.2016/Azadi) 

Rojda Felat: Kommandeurin und Kämpferin 
für die Freiheit der Frauen und Gesellschaft 
Syriens 

Schätzungen zufolge kämpfen 20 000 Frauen gegen die 
Terrororganisation IS - überwiegend Kurdinnen, aber 
auch assyrische und arabische Kämpferinnen. In der 
Hauptsache sind es kurdische Frauen, die sich an der 
vor kurzem begonnenen Offensive auf die Dschihadis- 
tenhochburg Raqqa/Nordsyrien beteiligen. Eine der 
wichtigsten von ihnen ist Rojda Felat, die 15 000 
Kämpferinnen und Kämpfer befehligt. Sie führt ein 
Oberkommando der Operation, die Raqqa befreien 
soll. 

„Mein Hauptziel ist es, die kurdische und die syri¬ 
sche Frau von den Fesseln der traditionellen Gesell¬ 
schaft und ganz Syrien von Terrorismus und Tyrannei 
zu befreien,“ sagt sie in einem Interview zu ihrer Moti¬ 
vation. Felat gehört zu dem von den USA unterstützten 
Bündnis der Demokratischen Kräfte Syriens, in dem 
die kurdischen Volks- und Frauenverteidigungseinhei¬ 
ten (YPG/YPJ) die stärksten Kräfte sind. In den westli¬ 
chen Staaten gelten sie wegen ihrer Nähe zur PKK als 
terroristische Organisation. 
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Efnn 


Koba 



Denk 

irbesi Qami$lo 


Internationale Aufmerksamkeit konnten die YPJ- 
Einheiten im Kampf um die Befreiung der Stadt 


Kobane vom IS erreichen. Ein Drittel der 
YPG-Kämpfer war weiblich. Arin Markin 
war eine von ihnen. Sie verübte einen 
Selbstmordanschlag auf den IS, um von 
diesem nicht gefangen genommen zu 
werden. Die Kurdin zählt zu Rojda Felats 
Vorbildern. 

IS-Kämpfer fürchten sich davor, von 
Frauen getötet zu werden, weil es dann 
aus ist mit der paradiesischen Herrlichkeit. 

(NDv. 12./13.11.2016/Azadi) 


INTERNATIONALES 


Neuer Friedensvertrag zwischen 
kolumbianischer Regierung und der FARC 

Die kolumbianische Regierung und die Revolutionären 
Streitkräfte Kolumbiens (FARC) verkündeten in 
Havanna, sich auf ein neues Friedensabkommen geei¬ 
nigt zu haben. „Der Frieden setzt seinen unaufhaltsa¬ 
men Weg fort, die historischen Veränderungen zu einer 
demokratischen und gerechten Gesellschaft haben 
begonnen“, sagte Ivan Marquez, Verhandlungsführer 
der FARC. Er hoffe auf die Umsetzung der Friedens¬ 
vereinbarungen, die die Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen kolumbianischem Staat und der FARC beenden 
sollen. Die Nachverhandlungen wurden erforderlich, 


nachdem eine knappe Mehrheit der Wählerinnen 
Kolumbiens die Friedens Vereinbarungen in einem Ple¬ 
biszit Anfang Oktober abgelehnt hatte. Präsident und 
Friedensnobelpreisträger Juan Manuel Santos ließ noch 
offen, wie über den neuen Vertrag abgestimmt werden 
soll. Möglich, dass der Kongress, in dem eine Mehrheit 
den Frieden unterstützt, die neue Vereinbarung noch 
vor der Weihnachtspause verabschiedet. Das würde 
den Weg frei machen für die Demobilisierung der 
FARC-Guerilla. 

Der rechtsorientierte Ex-Präsident Alvaro Uribe, 
schärfster Gegner des Friedensvertrages, hat sich 
zunächst noch nicht zu der neuen Vereinbarung geäu¬ 
ßert. 

(NDv. 14.11.2016) 


DEUTSCHLAND 

SPEZIAL 


Bundesweite Polizeiaktion gegen „Osmanen 
Germania“ 

Kontakte zum türkischen Geheimdienst und Gewalt 
gegen Kurden 

Auf der Suche nach Munition, Schusswaffen und Dro¬ 
gen durchsuchten am 9. November Sondereinsatzkom¬ 
mandos in sechs Bundesländern mehr als 50 Klub¬ 
räume, Büros und Wohnungen der als Rocker auftre¬ 
tenden „Boxclubs Osmanen Germania“. Gegenüber 
bild.de erklärte ein Polizeibeamter u.a.: „Den Ermitt¬ 
lungsbehörden liegen Erkenntnisse vor, dass Mitglieder 
der ,Osmanen 4 enge Kontakte zum türkischen Geheim¬ 
dienst pflegen sollen.“ Außerdem bestehe der Verdacht, 
dass Waffen wie Maschinenpistolen, gegen kurdische 
Gruppierungen in Deutschland eingesetzt werden 
könnten. Mehrfach war es in letzter Zeit zu gewaltsa¬ 


men Auseinandersetzungen zwischen den „Osmanen 
Germania“ und der sich antifaschistisch verstehenden 
kurdischen Rockergruppe „Bahoz“ gekommen. 

Den „Osmanen“, im Mai 2015 gegründet, gehören 
in Deutschland 2.500 Mitglieder an. Häufiger traten sie 
als Ordner auf antikurdischen Demonstrationen auf. 
Am 10. April verprügelten sie in Stuttgart kurdische 
Gegendemonstranten eines von Erdogan-Anhängern 
organisierten Aufmarsches. Auf einer von der AKP- 
Auslandsvertretung durchgeführten Großkundgebung 
gegen den Bundestagsbeschluss im Juni zum Genozid 
an den Armeniern, war auch ein lOOköpfiger „Osma- 
nen-Block“ am Brandenburger Tor. 

Vertreter der Demokratischen Partei der Völker 
(HDP) in Deutschland hatten schon länger daraufhin¬ 
gewiesen, dass die „Osmanen Germania“ vom türki¬ 
schen Geheimdienst MIT unterstützt werde. In der Tür- 
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kei wurden die 2009 gegründeten „Osmanli Ocaklari“ 
(Osmanen-Herden) nach den Gezi-Protesten im Som¬ 
mer 2013 mit Hilfe des MIT im Straßenterror gegen 
Protestierende ausgebildet. Während des Wahlkampfes 
im Frühsommer letzten Jahres haben deren Rollkom¬ 
mandos hunderte HDP-Büros und die Redaktions¬ 
räume der Zeitung „Hürriyet“ verwüstet. 

(jwv. 10.11.2016/Azadi) 

Staatsanwaltschaft Köln ermittelt nicht gegen 
VS-Beamten wegen Aktenvernichtung 

Die Witwe und die Tochter des 2006 vom NSU ermor¬ 
deten Mehmet Kubasik hatten den Verfassungsschutz¬ 
beamten Axel M. alias „Lothar Lingen“ wegen Straf¬ 
vereitelung, Urkundenunterdrückung und Verwah¬ 
rungsbruch angezeigt. Diese Anzeige erfolgte, nach¬ 
dem bekanntgeworden war, dass dieser Beamte im 
Bundesamt für Verfassungsschutz für die gezielte Ver¬ 
nichtung von Akten über V-Leute aus dem Umfeld der 
Hauptverdächtigen verantwortlich gewesen ist. 

Wie der Anwalt von Elif und Gamze Kubasik am 
Abend des 8. November erklärte, hat die Staatsanwalt¬ 
schaft Köln die Strafanzeige zurückgewiesen; sie 
werde nicht ermitteln. 

(jwv. 10.11.2016) 

Anwalts- und Juristenvereinigungen 
verurteilen Organisationsverbote in der 
Türkei: 

Rechtsstaat und Demokratie „systematisch 
abgeschafft“ 

Verschiedene Juristenorganisationen - u.a. der Repu¬ 
blikanische Anwältinnen- und Anwälte verein (RAV), 
die Vereinigung Demokratischer Juristinnen und Juris¬ 
ten e.V. (VDJ) oder die Strafverteidigervereinigung 
NRW e.V. - verurteilen in einer gemeinsamen Erklä¬ 
rung die „rechtswidrigen Angriffe auf unsere Kollegin¬ 
nen und Kollegen auf das Schärfste“ in der Türkei und 
fordern die „unverzügliche Freilassung aller inhaftier¬ 
ter Rechtsanwältinnen“ sowie die „unverzügliche 
Beendigung des Ausnahmezustands und der damit ein¬ 
hergehenden Repressionen.“ Die türkische Regierung 
habe mit der Verhängung des Ausnahmezustands „sys¬ 
tematisch Rechtsstaat und Demokratie abgeschafft“. 


Die Organisationen reagierten damit auf das am 11. 
November vom türkischen Innenministerium verhängte 
Verbot von 370 Organisationen und Vereinigungen. 
Ferner verhängte es ein dreimonatiges Betätigungsver¬ 
bot gegen die Anwaltsvereinigung für die Freiheit 
(ÖHD), die Anwaltsvereinigung £HD sowie die Meso- 
potamische Anwaltsvereinigung (MHD), allesamt 
Organisationen, die sich seit Jahrzehnten in der Türkei 
für Menschen- und Bürger*innenrechte einsetzen. 

Die Jurist* innen fordern von der Bundesregierung, 
vor dieser Entwicklung nicht die Augen zu verschlie¬ 
ßen. Ihre Solidarität jedenfalls gelte „allen, die in der 
Türkei für Demokratie, Menschenrechte und Freiheit 
eintreten.“ 

(VDJ-Mitteilungv. 13.11.2016) 

Junge Deutsche zeigen sich besorgt über 
zunehmenden Nationalismus in Europa 
Männer und Niedriggebildete sehen ihn 
hingegen positiv 

Drei Viertel der jungen Deutschen zeigen sich laut 
einer Studie „Generation What ?“ besorgt angesichts 
eines zunehmenden Nationalismus in Europa. 940 000 
junge Menschen zwischen 18 und 34 Jahren aus 35 
Ländern Europas haben sich an der Studie beteiligt. In 
Deutschland wurde sie begleitet von ZDF, Bayeri¬ 
schem Rundfunk und SWR. 12 Prozent der befragten 
Deutschen sehen den Nationalismus in Europa positiv, 
wobei hier der Anteil von Männern doppelt so hoch ist 
wie der von Frauen (16 Prozent gegen 8 Prozent) und 
der Anteil von Niedriggebildeten doppelt so hoch wie 
der von Hochgebildeten (14 Prozent versus 7 Prozent). 

(NDv. 17.11.2016) 

Mehr als 850 Straftaten gegen Asylheime 

Angaben von BKA-Präsident Holger Münch zufolge 
hat es bislang in diesem Jahr mehr als 850 Straftaten 
gegen Asylunterkünfte gegeben. Im gesamten Vorjahr 
seien es rund 1000 gewesen. Er warnte zugleich vor 
der weiterhin bestehenden Gefahr, dass sich Terroristen 
unter die Flüchtlinge mischen könnten. Viele Hinweise 
kämen aus dem Kreis der Geflüchteten.. 

(jwv. 17.11.2016) 
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infodienst nr.167 


dezember 2016 


ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 


Verteidigung beantragt Rücknahme der Verfolgungs¬ 
ermächtigungen gegen kurdische Exilpolitiker 
Verfahren nach §129b StGB von 
politischer Motivation geprägt 

A m 22. November begann der Prozess gegen den kurdischen Politiker Muhlis 
Kaya vor dem OLG Stuttgart, dem vorgeworfen wird, sich zwischen August 
2013 bis zu seiner Festnahme im Februar 2016 als PKK-Gebietsleiter an 
einer „terroristischen Vereinigung im Ausland“ (§§129a/b StGB) beteiligt zu haben. 

§ 129b verstößt gegen das Willkürverbot und ist verfassungswidrig 

Rechtsanwalt Carl W. Heydenreich und seine Kollegin Anna Busl, stellten zwei 
Anträge, in denen massive Zweifel an der Sinnhaftigkeit des Prozesses gegen ihren 
Mandanten zum Ausdruck kommen. Sie sind der Auffassung, dass das Verfahren 
ausgesetzt werden müsse, soweit es den Tatvorwurf des § 129b StGB betrifft und 
die Akten dem Bundesverfassungsgericht zur Entscheidung über die Frage der Ver¬ 
fassungsmäßigkeit des Paragraphen vorzulegen seien. 


So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Hansaring 82 
50670 Köln 

Tel. 0221 - 16 79 39 45 
Mobil: 0151 -18 69 66 05 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.P.: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 

Bankverbindung: 

GLS-Bank Bochum 

BIC: GENODEM 1GLS 

IBAN: DE80 4306 0967 8035 7826 00 


Nach Auffassung der Verteidigung nämlich sei der § 129b nicht verfassungskon¬ 
form, weil er das Willkürverbot verletze und gegen Artikel 100 Abs. 1 Satz 1 
Grundgesetz verstoße. Der Paragraph enthalte eine sachlich nicht gerechtfertigte 
Ungleichbehandlung „terroristischer“ Vereinigungen gegenüber Staaten oder staat¬ 
lichen Organisationen, die sich gleicher Mittel bedienen. 

Sie kritisiert, dass selbst im Rahmenbeschluss des Rates zur Terrorismusbekämp¬ 
fung vom Juni 2002 Aktivitäten staatlicher Streitkräfte in bewaffneten Konflikten 
nicht erfasst sind. 

Schließlich seien Gewalttaten, die von einem souveränen Staat verübt werden, der 
Ausübung von Gewalt durch eine nichtstaatliche Organisation vergleichbar. Staatli¬ 
che Terrorakte könnten vielmehr Taten nichtstaatlicher Akteure aufgrund des 
Machtapparates um ein Vielfaches überschreiten. Und selbstverständlich könnten 
auch Bestrebungen von Staaten gegen Grundwerte und die Würde des Menschen 
oder gegen das friedliche Zusammenleben der Völker gerichtet sein - wie es übli¬ 
cherweise der PKK und ihren Organisationen vorgeworfen werde. Der § 129b ver¬ 
stoße hinsichtlich dieser Ungleichbehandlung von Staaten und Vereinigungen gegen 
das Willkürverbot. 

Zudem bestünden gravierende Unterschiede zwischen terroristischen Vereinigungen 
und Befreiungsbewegungen, die folglich zwingend unterschiedlich behandelt wer¬ 
den müssten. Eine Gleichbehandlung sei keinesfalls gerechtfertigt. Darüber hinaus 
gebe es bis heute keine allgemein und universell akzeptierte Definition des „Terro- 
rismus“begriffs. 
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Verteidigung fordert Rücknahme der 
Verfolgungsermächtigung: 

Türkischer Staat kein taugliches Schutzobjekt 

In einem weiteren Antrag wird der Strafsenat des OLG 
Stuttgart ersucht, das Verfahren einzustellen, hilfsweise 
beim Bundesjustizministerium eine Rücknahme der 
Verfolgungsermächtigung gegen Muhlis Kaya vom 6. 
September 2011 zu erwirken. In rund 70 Seiten legt 
Rechtsanwalt Carl W. Heydenreich die maßgeblichen 
Gründe dar, warum das Strafverfahren gegen seinen 
Mandanten nicht durchgeführt werden sollte. 

Die Verfolgungsermächtigung trage den Entwick¬ 
lungen der PKK/KCK und der Einleitung des Friedens¬ 
prozesses sowie den persönlichen Verhältnissen seines 
Mandanten genauso wenig Rechnung wie der Tatsache, 
dass der türkische Staat während des Anklagezeitraums 
die Friedensphase abgebrochen und den Kampf gegen 
die Kurden gewaltsam und kriegerisch wieder aufge¬ 
nommen habe. Der türkische Staat sei insofern kein 
taugliches Schutzobjekt, „da er sich aktuell als ein 
menschenrechtswidrig und diktatorisch agierendes 
Unrechtsregime und nicht als den Anforderungen der 
Europäischen Menschenrechtskonvention genügender 
Rechtsstaat“ darstelle. Er agiere „völkerrechtswidrig 
und terroristisch“ und leiste dem internationalen Terro¬ 
rismus Vorschub. Es sei gegenwärtig der türkische 
Staat, „dessen Bestrebungen und Handeln gegen die 
Grundwerte einer die Würde des Menschen achtenden 
staatlichen Ordnung und gegen das friedliche Zusam¬ 
menleben der Völker gerichtet“ sei und „nicht 
PKK/KCK“. Deren Bestrebungen und Tätigkeit stün¬ 
den „jedenfalls seit Einleitung der sog. Friedensphase 
in Einklang mit den Grundwerten der Achtung der 
Menschenwürde und des friedlichen Zusammenlebens 
der Völker“. Beide Organisationen hätten seit Jahren 
„konkrete Schritte hin zu einem Frieden und friedlich¬ 
demokratischer Integration in den türkischen Staat 
unternommen und auch umgesetzt“, zumal sie das 
ursprüngliche Ziel der Schaffung eines kurdischen 
Staates längst nicht mehr verfolge, sondern Program¬ 
matik, Politik und Praxis bereits seit 2004 auf eine Ver¬ 
besserung des Verhältnisses zum türkischen Staat aus¬ 
gerichtet sei. Abdullah Öcalan habe das Projekt des 
„Demokratischen Konföderalismus“ geschaffen, das 
als eine Art Selbstverwaltung beschrieben werden 
könne und auf den „Prinzipien der Geschlechtergerech¬ 
tigkeit, der Ökologie, der Demokratie und der Men¬ 
schenrechte“ beruhe. Auf dieser Basis habe eine fried¬ 
liche Koexistenz ermöglicht werden können und sol¬ 
len. 

Verfolgungsermächtigungen politisch motiviert 

Eine Fortgeltung der Verfolgungsermächtigung wäre 
„willkürlich“, nicht zuletzt aufgrund der tatsächlichen 
Gründe, nämlich der stereotypen Drohungen „des tür¬ 
kischen Regimes mit der Aufkündigung des sog. 


Flüchtlingsdeals und der massenhaften Ausreise von 
Flüchtlingen aus der Türkei“. Der andere Grund sei, 
dass Kritiken an der Politik und der Menschenrechts¬ 
lage die ebenfalls stereotype Anschuldigung aus 
Ankara folge, dass Deutschland die „Terroristen der 
PKK“ protegieren würde, was in gleicher Regelmäßig¬ 
keit von der Bundesregierung bestritten werde mit der 
Versicherung, doch gegen Terroristen vorzugehen. 
Diese Verknüpfungen seien es, die das BMJV moti¬ 
viere, Verfolgungsermächtigungen nach § 129b Abs. 1 
StGB zu erteilen. 

Fundamentale Veränderungen der PKK 

Die Verteidigung macht in ihrem Antrag deutlich, dass 
die PKK im Laufe der letzten 12 Jahre eine fundamen¬ 
tale Veränderung in Programmatik und Struktur vorge¬ 
nommen habe. So habe der 2005 als Dachverband aus 
verschiedenen Organisationen gegründete Demokrati¬ 
sche Gesellschaftskongress (DTK) im Jahre 2011 den 
Modellentwurf für ein aus acht Dimensionen bestehen¬ 
des demokratisches autonomes Kurdistan vorgestellt. 
Zentrales Ziel sei eine grundlegende Demokratisierung 
unter Wahrung der Staatsgrenzen. Der KCK suche den 
„Zusammenschluss mit anderen fortschrittlichen politi¬ 
schen Organisationen der Türkei“. 

Rojava: Von der Theorie zur Praxis / Erfolgreicher Kampf 
gegen den IS 

Die ideologische Entwicklung der kurdischen Bewe¬ 
gung und die Umsetzung des föderalen Systems in die 
Praxis sei deutlich in den selbstverwalteten kurdischen 
Gebieten Rojavas (Nordsyrien) zu erkennen, die sich 
an der Politik von Abdullah Öcalan und der PKK/KCK 
orientiere. Auch hier werde nicht etwa ein eigener Staat 
Rojava angestrebt, sondern föderale Strukturen auf 
syrischem Territorium unter Einbeziehung anderer 
demokratischer Gruppierungen. 

Beschrieben wird in dem Antrag auch die Entwick¬ 
lung seit Herbst 2014, wo kurdische und andere Bevöl¬ 
kerungsgruppen in Nordsyrien und im Nordirak den 
Kampf gegen den sog. Islamischen Staat (Da‘esh) 
geführt haben. Hierbei wird der Fokus insbesondere 
auf die bewaffneten Volks- und Frauenverteidigungs¬ 
kräfte Rojavas, YPG/YPJ , und der PKK-Guerilla HPG 
in der erfolgreichen Befreiung von Kobane (Ain al- 
Arab) bzw. der Rettung Zehntausender Jesidinnen und 
Jesiden aus Sengal vor der Ermordung durch den IS 
gerichtet. 

Völkerrechtlich kriminell: Türkei unterstützt IS 

Zur Rolle der Türkei heißt es: „Tatsächlich unterstützt 
die türkische Regierung seit mehreren Jahren, auch im 
Anklagezeitraum in vielfältiger Art und Weise die ter¬ 
roristische Vereinigung Islamischer Staat , u.a. logis¬ 
tisch, durch die Lieferung von Waffen und technischem 
Gerät, durch unentgeltliche Behandlung verletzter 
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Kämpfer des IS, durch Zurverfügungstellung türki¬ 
schen Staatsgebiets für Angriffe des IS auf die kurdi¬ 
schen Gebiete in Syrien sowie durch bis in das Jahr 
2016 andauernde Geschäftsbeziehungen, insbesondere 
den Ankauf vom IS erbeuteten Erdöls.“ 

Zitiert wird in diesem Zusammenhang aus der Ant¬ 
wort auf eine Kleine Anfrage der Bundestagsabgeord¬ 
neten Sevim Dagdelen (Die Linke), in der die Bundes¬ 
regierung klarstellte, dass die Türkei „zentrale Aktions¬ 
plattform islamistischer Gruppierungen“ sei. Nach Ein¬ 
schätzung der Bundesregierung sei die 
Zusammenarbeit mit islamistischen und terroristischen 
Organisationen im Nahen und Mittleren Osten seit Jah¬ 
ren bewusste Politik der türkischen Regierung, die von 
Erdogan „bewusst unterstützt“ werde. 

Zur Untermauerung dieser Einschätzung greift die 
Verteidigung sowohl auf zahlreiche nationale und 
internationale Zeitungsberichte als auch auf Expertisen 
von Sachverständigen zurück. 

„Die Unterstützung des IS-Terrors durch die Türkei 
ist auch völkerrechtlich kriminell.“ Sie stelle einen 
„Verstoß gegen das Völkerrecht“ dar, „u.a. gegen bin¬ 
dende und allen anderen völkerrechtlichen Verpflich¬ 
tungen aus vorgehenden Resolutionen des Sicherheits¬ 
rates unter Kapitel VII der UN-Charta“, so der Verfas¬ 
ser des Antrags. Diese Beschlüsse enthalten z.B. ein 
„umfassendes Verbot der Unterstützung“ des IS und 
mit ihm verbündete Organisationen wie die Al Nusra- 
Front, die neben Al-Qaida aufgeführt wird. Staaten 
werden verpflichtet, „aktive Vorsorgemaßnahmen 
gegen Unterstützung durch andere zu ergreifen.“ Die 
Türkei habe jedoch allen Pflichten „nicht genügt, son¬ 
dern im Gegenteil massiv dagegen verstoßen, indem 
sie die Organisation IS auf vielfältige Weise aktiv 
unterstützt hat.“ 

Türkische Armee dringt auf syrisches Territorium ein 

Beschrieben wird das am 24. August 2016 begonnene 
völkerrechtswidrige Vordringen der türkischen Armee 
auf syrisches Gebiet, um „dieses zu besetzen und mit 
Panzern und Kampfflugzeugen auf syrischem Boden 
Rebellen zu unterstützen, die gegen die YPG kämp¬ 
fen.“ Immer wieder greife die Armee „in enger Zusam¬ 
menarbeit mit islamistischen Rebellengruppen, die von 
türkischem Militär über türkisches Staatsterritorium 
zum Ort der Auseinandersetzung gebracht werden, 
Teile des kurdischen Autonomiegebiete Rojava an, ins¬ 
besondere Afrin und Kobane.“ Zahlreiche kurdische 
Zivilist*innen seien getötet worden. „Was sind dies 
anderes als terroristische Gräuel?“ fragt Verteidiger 
Heydenreich. Damit habe sich der Konflikt „endgültig 
internationalisiert“ und die Türkei „zum ersten Mal seit 
2011 Bodentruppen nach Syrien entsendet“, wobei sie 
von Anfang an klargestellt habe, dass es ihr „nicht 
hauptsächlich um die Bekämpfung des IS“ gehe, „son¬ 


dern ihr Hauptziel die kurdisch geführten Befreiungs¬ 
einheiten sei. 

Deshalb: „Staaten, die ihrerseits die Souveränität 
anderer Staaten nicht achten, sie völkerrechtlich angrei¬ 
fen, eindringen, kriegerisch bekämpfen oder terroristi¬ 
schen Umtrieben in diesen Staaten Vorschub leisten, sind 
unbeschadet völkerrechtlicher Sonderregeln nicht geeig¬ 
netes Schutzgut des § 129b StGB,“ resümiert Heyden¬ 
reich. 

Vorgehen Erdogans wie Blaupause der Machtergreifung 
Hitlers 

Breiten Raum nehmen im Antrag auch die politischen 
Entwicklungen vor und nach den Parlamentswahlen 
vom Juni 2015 ein: Bombenangriffe auf kurdische 
Politikerinnen und Parteibüros der HDP, das erfolgrei¬ 
che Abschneiden der HDP, der Verlust der absoluten 
AKP-Mehrheit und damit sinkende Chancen auf 
Erdogans Plan zur Einführung eines Präsidialsystems, 
die einseitige Aufkündigung des Friedensprozesses 
durch Erdogan, Neuwahlen am 1. November desselben 
Jahres und die Wiederaufnahme des Krieges gegen die 
PKK und die kurdische Bevölkerung. Es folgen die 
Ereignisse um den gescheiterten Putschversuch vom 
Juli 2016 und Erdogans skrupelloser Weg hin zu einer 
türkischen Diktatur. 

„Die Beendigung der Friedensphase und die Eska- 
lierung des Kurdenkonflikts durch Erdogan und den 
AKP-geführten türkischen Staat mit ausufernder 
Gewalt gegen PKK/KCK und Kurden sind so allein 
dieser Inszenierung sowie veränderten Kräfteverhält¬ 
nissen in der Region geschuldet, nicht aber etwa Über¬ 
griffen oder Angriffen von PKK/KCK. In einer rück¬ 
schauenden Gesamtbetrachtung wirkt das gesamte Vor¬ 
gehen Erdogans bis zum heutigen Tag mit seiner Pro¬ 
vozierung, Inszenierung und Eskalierung externer wie 
interner gewaltsamer Konflikte wie eine Blaupause der 
Machtergreifung Hitlers. So erscheinen Kurden und 
Kurdistanpolitik aktuell letztlich als Geißel der Macht¬ 
ambitionen Erdogans und der Verfolgung nationaler 
Machtinteressen.“ 

Muhlis Kaya: Ich war mit dem Tod konfrontiert 

Die vom BMJV am 6. September 2011 allgemein 
erteilte Verfolgungsermächtigung sei lange vor der 
Aufnahme von Friedensgesprächen zwischen kurdi¬ 
scher Bewegung und türkischem Staat erteilt worden. 
Von der Anklage wird Muhlis Kaya mitgliedschaftliche 
Betätigung in der PKK/KCK in einem Zeitraum seit 
August 2013 vorgeworfen, „d.h. mit Beginn erst wäh¬ 
rend der Friedensphase und nach der historischen 
Erklärung Öcalans von Newroz 2013, die zum Waffen¬ 
stillstand und Abzug sämtlicher Verbände der HPG aus 
dem Staatsgebiet der Türkei geführt“ habe. 

Gerade hinsichtlich der Friedensaktivitäten Öcalans 
und der PKK habe sich Muhlis Kaya politisch betätigt. 
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In einer Erklärung seine Person betreffend hat er u.a. 
ausgeführt: „Der türkische Staat hat die Arbeiterpartei 
des Volkes, die in Kurdistan und in der Türkei auf poli¬ 
tisch-demokratischer Ebene kämpfte, verboten und ihre 
Führungspersönlichkeiten und Mitglieder zu Terroris¬ 
ten deklariert. Es gab Inhaftierungen, Folterungen und 
Haftstrafen. Auch ich wurde Anfang 1993 in Gewahr¬ 
sam genommen und etwa 20 Tage lang Folterverhören 
unterzogen. Wegen der Folgen der massiven Folterun¬ 
gen, denen ich ausgesetzt war, habe ich mich an den 
Menschenrechtsverein in Izmir gewandt und wurde 
sowohl physisch als auch psychisch behandelt. Obwohl 
seither viele Jahre vergangen sind, habe ich jetzt in der 
Vollzugsanstalt aufgrund der Haftumstände, bedingt 
durch die damals erlittenen Folterungen, schwere psy¬ 
chische Probleme. Aufgrund der Verleugnungs- und 
Vernichtungsmaßnahmen des türkischen Staates war 
ich mit dem Tod konfrontiert. Ich schloss mich dann 
der Guerilla an. Bei einer Offensive des faschistischen 
türkischen Staates gegen die Guerillakräfte habe ich 
schwere Verletzungen erlitten. [...] Da eine Behand¬ 
lung immer akuter wurde und der Druck immer höher 
wurde, kam ich nach Deutschland. Hier wurde ich über 
einen längeren Zeitraum behandelt. Die Behandlung 
dauert noch an.“ 

Krieg ist das größte Verbrechen gegen die menschlichen 
Werte 

Zu seinem politischen Engagement erklärte er: 

„Als dann die Phase kam, in der öffentlich Verhand¬ 
lungen für eine friedlich-demokratische Lösung der 
Kurdenfrage geführt wurde, entstand auch bei mir - 
wie bei allen Kurden auch - wieder die Hoffnung auf 
ein freies, friedliches Leben. Da ein Leben in Frieden 
für mich der sehnlichste Traum und der größte Wunsch 
ist, habe ich 2013 angefangen, Aktivitäten zu entwi¬ 
ckeln, um mich für Frieden und Demokratie zu enga¬ 
gieren. [...] Abgesehen davon, dass alle Friedensakti¬ 
visten in der Pflicht stehen, sich dem Volk gegenüber 
moralisch, ehrvoll und verantwortungsvoll zu verhal¬ 
ten, haben sie auch einen geschichtlichen Aufrag. Des¬ 
halb war auch ich bestrebt, diesem Auftrag gerecht zu 
werden, damit der Frieden erreicht wird.“ 

Ursache für den jetzigen Krieg sei allein Erdogans 
Diktatur. 

„Statt, dass der deutsche Staat bei der Erarbeitung 
einer Lösung der existenten ,Kurdenfrage 4 mitwirkt, 
unterstützt und begünstigt er unter dem Deckmantel 
des , Terrorismus 4 weiteres Blutvergießen, Leid und 
Massenmorde. In dem Wissen, dass der Diktator 
Erdogan und der faschistische türkische Staat den 
Krieg angefangen haben, werden die Kurden für die 
wirtschaftlichen Interessen geopfert und sind großem 
Leid ausgesetzt. 

Was ein Krieg bedeutet, wissen wir Kurden, die mit 
allen Mitteln und Formen der Kriegsführung konfron¬ 


tiert waren, nur zu gut. [...] Ich bin der Auffassung, 
dass der Krieg verflucht werden müsste und niemals 
eine Option sein dürfte. Krieg ist das größte Verbre¬ 
chen gegen die menschlichen Werte. Das kurdische 
Volk ist ein unterdrücktes und würdevolles Volk. Ich 
bin stolz darauf, eines seiner Mitglieder zu sein.“ 

Sowohl im Hinblick auf die Person ihres Mandan¬ 
ten als auch hinsichtlich der historischen Entwicklun¬ 
gen seit September 2011 kann nach Auffassung der 
Verteidigung „von einer Fortgeltung der Verfolgungs¬ 
ermächtigung willkürfrei nicht ausgegangen werden“. 
Deshalb müsse sich das Bundesjustizministerium 
erneut damit befassen und deren Rücknahme veranlasst 
werden. 

(Azadi) 

Ermittlungsverfahren nach §129b gegen 
kurdischen Aktivisten 

Im Zuge eines Ermittlungsverfahrens gegen Yunus 0. 
wurden auf Beschluss des Ermittlungsrichters beim 
OLG Celle am 26.10.2016 dessen Wohnung und Auto 
durchsucht und verschiedene Gegenstände beschlag¬ 
nahmt. Dazu gehören u.a. Abrechnungsbelege, Spen¬ 
denblöcke, Eintrittskarten mit Namenslisten für das 
Kurdische Kulturfestival vom 3. September in Köln 
sowie das ZILAN-Frauenfestival vom 18. Juni 2016 
oder auch Aufkleber „Weg mit dem Verbot der PKK“, 
was nach Auffassung des Richters die „innere Verbun¬ 
denheit des Beschuldigten mit der PKK unterstreichen“ 
würde. Das Bundeskriminalamt und die Länderbehörde 
Niedersachsen verdächtigen Yunus O., seit Mitte 2014 
das „PKK“-Gebiet Oldenburg mitgeleitet und sich 
dadurch als Mitglied an einer „terroristischen Vereini¬ 
gung im Ausland“ (§§129a/b StGB) beteiligt zu haben. 

Zur Gewinnung weiterer Erkenntnisse über Kon¬ 
takte, Aufenthaltsorte oder Verbindungen zu höheren 
PKK-Kadem sollen das von ihm genutzte Mobiltelefon 
sowie der USB-Stick ausgelesen werden. 

Yunus O. befindet sich nicht in Haft. 

(Azadi v. Dez. 2016) 

Generalbundesanwalt erhebt Anklage gegen 
Zeki ER0GLU 

In seiner Pressemitteilung vom 8. Dezember teilt der 
Generalbundesanwalt mit, dass Anklage gegen den 
kurdischen Aktivisten Zeki Eroglu (36) vor dem Han¬ 
seatischen Oberlandesgericht Hamburg erhoben wor¬ 
den ist. Er wird beschuldigt, unter dem Namen „Siyar“ 
von März 2013 bis Ende August 2014 verschiedene 
PKK-Gebiete bzw. -Sektoren in Deutschland verant¬ 
wortlich geleitet zu haben, zuletzt in Süddeutschland. 
In dieser Funktion habe er die „organisatorischen, 
finanziellen, personellen und propagandistischen Ange¬ 
legenheiten“ erledigt, was in den Augen von Politik 
und Justiz als Unterstützungshandlungen für eine „ter- 


zu seite 1 


4 




freiheit 


„Die Tradition der Unterdrückten belehrt uns darüber, 
dass der Ausnahmezustand, in dem wir leben, die Regel ist" 

Walter Benjamin, Philosoph, 1892 -1940 


FREIHEIT FÜR DIE 

KURDISCHEN POLITISCHEN GEFANGENEN 
IN DEUTSCHLAND 



aUniC-W 


Kurzbiografien der kurdischen Aktivisten, die sich derzeit in 
deutschen Gefängnissen in Straf- bzw. Untersuchungshaft befinden. 
Sie werden der Mitgliedschaft in einer „terroristischen Vereinigung 
im Ausland" beschuldigt. 

Stand: August 2016 


AZADI e.V. 

Rechtshilfefonds 

für Kurdinnen und Kurden in Deutschland 

Hansaring 82 • 50670 Köln 

Tel:0221 /16793945 • azadi@t-online.de 


NAV-DEM e.V. 

Demokratisches Gesellschaftszentrum der 
Kurdinnen in Deutschland 
Neuste 38 • 40213 Düsseldorf 
Tel: 0211 1711 451 • info@navdem.com 


Wir haben ein zwöfseitiges DIN 
A5-Faltblatt mit dem Titel 
„Freiheit für die kurdischen 
Gefangenen in Deutschland" 
erarbeitet. Nach einer kurzen 
Einleitung über die Kriminali¬ 
sierung von Kurdinnen und 
Kurden in Deutschland werden 
neun politische Gefangene 
(und ein Gefangener, der nach 
erfolgreicher Revision aus der 
Haft entlassen wurde und sich 
außerhalb der Gefängnismau¬ 
ern auf die Neuverhandlung 
vorbereiten kann) vorgestellt 
und dargelegt, warum sie nach 
§ 129b StGB vor Staatsschutz¬ 
senaten bundesdeutscher 
Oberlandesgerichte angeklagt 
sind. 

Das Faltblatt kann bei AZADI 
angefordert werden: azadifdt- 
online.de und hier als PDF 
heruntergeladen werden. 




roristische Vereinigung im Ausland“ (§129a/b StGB) 
strafrechtlich zu verfolgen ist. 

Auf Ersuchen der deutschen Strafverfolgungsbehör¬ 
den wurde Eroglu am 13. April 2016 in Stockholm fest- 
und in Auslieferungshaft genommen. Die Überstellung 
an die BRD erfolgte am 6. Juli. Seitdem befindet er 
sich in der JVA Schwäbisch-Hall. 

Aus welchen tatsächlichen Gründen der Kurde nun¬ 
mehr vor dem OLG Hamburg angeklagt wird, obwohl 
er dort offensichtlich zu keinem Zeitpunkt tätig gewe¬ 
sen sein soll, ist unklar. 

Ein Termin für die Prozesseröffnung steht noch 
nicht fest. 

(PMAzadi v. 10.12.2016) 
Zeki Eroglu wurde inzwischen in die JVA Hamburg- 
Holstenglacis verlegt. 

Eröffnung des Prozesses gegen Cem AYDIN 

Am 12. Dezember wurde der Prozess gegen Cem Aydin 
vor dem Kammergericht Berlin eröffnet. 

Ihm wird vorgeworfen, sich als Mitglied an einer 
„terroristischen Vereinigung im Ausland“ (129a/b 
StGB) beteiligt und „vereinigungsbezogene Aufgaben“ 
für die jeweiligen PKK-Gebietsleiter in Berlin ausge¬ 
führt zu haben, wie das Mitorganisieren von Veranstal¬ 
tungen oder Kundgebungen. 

Die Ermächtigung zur strafrechtlichen Verfolgung 
des Kurden hat das Bundesministerium der Justiz und 
für Verbraucherschutz (BMJV) am 10. April 2015 
erteilt. Das Ermittlungsverfahren wurde vom zuständi¬ 
gen Generalbundesanwalt an die Generalstaatsanwalt¬ 
schaft Berlin abgegeben. 

(PMAzadi v. 10.12.2016) 

Verteidiger erreicht Freilassung von Cihan 

I LI MAN aus der JVA Stuttgart-Stammheim 

Verfahren wird von Staatsanwaltschaft Frankfurt/M. 
übernommen 

Heute wurde der Haftbefehl gegen Cihan ILIMAN außer 
Vollzug gesetzt und er konnte die JVA Stuttgart- 
Stammheim verlassen. 

Cihan Iliman war auf Ersuchen der deutschen Straf¬ 
verfolgungsbehörden am 10. Mai dieses Jahres am 
Flughafen Stockholm fest- und in Auslieferungshaft 
genommen worden. Einen Monat später wurde er an 
die deutsche Justiz überstellt und am Flughafen Frank¬ 
furt/M. verhaftet. Seither befand sich der 23-Jährige in 
Untersuchungshaft. 

Die Staatsanwaltschaft Stuttgart beschuldigte ihn 
einerseits, eine kurdische Jugendliche für eine militäri¬ 
sche Ausbildung in den Kandil-Bergen im Irak ange¬ 
worben zu haben (§§ 109h, 2 Abs. 2 StGB). Anderer¬ 
seits sei er am 10. Mai auf dem Weg nach Süleyma- 
nia/Irak gewesen, um sich angeblich den kurdischen 
Volksverteidigungseinheiten HPG anzuschließen. Des¬ 


halb sei - nach Lesart der Anklagebehörde - davon 
auszugehen, dass der Kurde dazu hätte ausgebildet 
werden sollen, eine „schwere staatsgefährdende 
Gewalttat“ zu begehen (§89a Abs. 2a i.V.m. Abs. 1 
und/oder Abs. 2 Nr. 1 StGB). 

Ursprünglich hätte das Verfahren gegen Cihan ILI¬ 
MAN vor dem Landgericht Stuttgart stattfinden sollen, 
doch hatte dieses eine Anklage bezüglich des Vorwurfs 
der „Anwerbung für einen fremden Wehrdienst“ aus 
materiellen Gründen abgelehnt und im zweiten Ankla¬ 
gepunkt eine fehlende Zuständigkeit reklamiert. Die 
Beschwerde der Staatsanwaltschaft gegen diese Ent¬ 
scheidung wurde vom Oberlandesgericht Stuttgart 
zurückgewiesen. 

Weil Cihan ILIMAN seinerzeit am Flughafen 
Frankfurt/M. festgenommen worden war, soll die 
Sache nunmehr von der dortigen Staatsanwaltschaft 
übernommen und vor dem Landgericht Frankfurt ver¬ 
handelt werden. 

Mit der Argumentation, dass sein Mandant für die¬ 
sen Zuständigkeitswirrwarr und der so entstandenen 
ungeklärten Verfahrensdauer nicht verantwortlich 
gemacht werden könne und sich eine verlängerte Haft¬ 
zeit deshalb nicht rechtfertigen lasse, konnte Rechtsan¬ 
walt Oswald die Freilassung seines Mandanten ohne 
Haftprüfung und Auflagen erreichen. Und das ist gut 
so! 

(PMAzadi v. 16.12.2016) 

§129b-Prozess in Berlin: Zwei Parlamentarier 
sagen aus 

Seit dem 11. Oktober steht Ali H. Dogan wegen des 
Vorwurfs der mitgliedschaftlichen Beteiligung an einer 
„terroristischen Vereinigung im Ausland“ (§129a/b 
StGB) in Berlin vor Gericht. Er soll im Zeitraum Juli 
2014 bis September 2015 - in der Phase des Friedens¬ 
prozesses zwischen kurdischer Bewegung und türki- 
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schem Staat - die PKK-Gebiete Berlin bzw. Bremen 
verantwortlich geleitet haben und für die Organisierung 
von Treffen, Veranstaltungen, Demonstrationen oder 
Geldsammlungen zuständig gewesen sein. 

Am 13. Dezember hatte die Verteidigung beantragt, 
den an diesem Verhandlungstag anwesenden kurdi¬ 
schen Abgeordneten der „Demokratischen Partei der 
Völker“ (HDP), Faysal Sariyildiz sowie Jan van Aken, 
Abgeordneter der Bundestagsfraktion DIE LINKE als 
Zeugen der Verteidigung anzuhören: Doch hatte das 
Gericht an diesem Tag über den Antrag nicht entschie¬ 
den und später konkrete Anhörungstermine festgelegt. 
So konnte Jan van Aken am 20. Dezember 2016 als 
Zeuge der Verteidigung aussagen. Der kurdische Politi¬ 


Laufende Verfahren: 


Cem A Y D I N, Kammergericht Berlin-Moabit 

Ahmet Q E L I K, OLG Düsseldorf, Kapellweg 36, Düs¬ 
seldorf-Hamm 

Dienstag, 10. Januar, 9.30 Uhr 
Donnerstag, 12. Januar, 13.30 Uhr 
Dienstag, 17. Januar, 9.30 Uhr 
Donnerstag, 19. Januar, 13.30 Uhr 
Dienstag, 24. Januar, 9.30 Uhr und 
Donnerstag, 26. Januar, 13.30 Uhr 

Ali Hidir D 0 G A N, Kammergericht Berlin-Moabit, 
Saal 701, Turmstr. 91 

Dienstag, 3. Januar, 9.00 Uhr: Anhörung von Faysal 
Sariyildiz, Abg. der „Demokratischen Partei der Völ¬ 
ker“ (HDP) 

Dienstag, 24. Januar 2017 

Muhlis KAYA, OLG Stuttgart, Saal 4, Olgastraße 2 

Ab Dienstag, 10. Januar jeweils dienstags und donners¬ 
tags, 9.30 Uhr 

Noch nicht eröffnetes Hauptverfahren: 

Zeki E R 0 G L U, noch JVA Schwäbisch-Hall; das Ver¬ 
fahren wird vor dem Hanseatischen Oberlandesgericht 
Hamburg stattfmden. 

Zeki Eroglu wurde inzwischen in die JVA Hamburg- 
Holstenglacis verlegt. 


ker Faysal Sariyildiz, der sich seit Erdogans Gegen¬ 
putsch in der Bundesrepublik aufhält und wegen der 
politischen Situation derzeit nicht in die Türkei zurück¬ 
kehren kann, wird in der Verhandlung am 3. Januar 
2017 angehört. 

Beide Parlamentarier werden über die Entwicklun¬ 
gen des Ende 2012 begonnenen Prozesses der politi¬ 
schen Lösungsfmdung im türkisch-kurdischen Kon¬ 
flikt, die von Erdogan aufgekündigten Verhandlungs¬ 
gespräche im Juli 2015 und über die politischen Ent¬ 
wicklungen in der Türkei bzw. in den kurdischen 
Gebieten im Südosten des Landes aus eigener 
Anschauung berichten. 

(Azadi) 


Seit der Entscheidung des Bundesgerichtshofs im 
Oktober 2010, auch die PKK gern. §129a/b StGB straf¬ 
rechtlich zu verfolgen, sind 7 kurdische Politiker nach 
§ 129b StGB verurteilt worden. 

Verurteilungen seit 2015 


Bislang sind in diesem Zeitraum 8 kurdische Politiker 
nach 129a/b StGB verurteilt worden, wobei in einem 
Fall dieser Anklagevorwurf fallengelassen und auf Ver¬ 
stoß gegen das Vereinsgesetz heruntergestuft sowie der 
Haftbefehl aufgehoben wurde. In einem anderen Ver¬ 
fahren war die Revision erfolgreich und der Haftbefehl 
gegen den Angeklagten wurde aufgehoben. Der Pro¬ 
zess wird im Laufe des Jahres 2017 neu aufgerollt wer¬ 
den. Ein anderes Verfahren endete am 25. November 
2016 mit einer Bewährungsstrafe und der Aufhebung 
des Haftbefehls nach Urteilsverkündung. 

Wegen Differenzen der Gerichtszuständigkeiten 
und dadurch bedingter ungeklärter Verfahrensdauer 
wurde der Haftbefehl gegen Cihan Iliman noch vor 
Eröffnung des Hauptverfahrens am 16. Dezember 2016 
außer Vollzug gesetzt. Das Verfahren soll von der 
St Anw Stuttgart an die St Anw Frankfurt/M. übergeben 
werden. 

Inhaftierte 


Derzeit befinden sich 10 kurdische Aktivisten in Haft. 


Prozesstermine J a n u a r 2017 
in Verfahren gegen kurdische Aktivisten 

(ohne Gewähr - Termine können kurzfristig verlegt werden) 

Verurteilungen von2011 bis2015 
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REPRESSION 


Nach dem Anschlag in Berlin schlägt wieder 
die Stunde der politischen Hardliner 

Justizminister Heiko Maas (SPD) legt Gesetzentwurf zur 
erweiterten Anwendung von Fußfesseln vor 

Nur kurze Zeit nach dem Anschlag in Berlin vom 19. 
Dezember und seit Bekanntwerden des Tatverdächti¬ 
gen Anis Amri, melden sich die politischen Hardliner - 
insbesondere aus Kreisen der CDU/CSU - lautstark zu 
Wort. CSU-Chef Horst Seehofer war einer der ersten, 
die zum x-ten Mal eine Neujustierung der Zuwande- 
rungs- und Sicherheitspolitik fordern. So mehrten sich 
Rufe, einen neuen Passus mit der Verlängerung der 
Abschiebehaft im Aufenthaltsgesetz einzuführen, wenn 
als Haftgrund „Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung“ (§ 89a StGB) vorliegt. Hierfür zeigte 
sich Bundesinnenminister Thomas de Maiziere offen, 
während die SPD das für rechtsstaatlich problematisch 
hält. Proteste kamen auch vonseiten der LINKEN. 
Menschen „aufgrund ihrer Gesinnung oder eines allge¬ 
meinen Verdachts“ einzusperren, verstoße gegen 


rechtsstaatliche Prinzipien, sagte Jan Körte, Innenpoli¬ 
tiker seiner Fraktion im Bundestag. 

Nach Angaben des Bundes Deutscher Kriminalbe¬ 
amter (BDK) gibt es derzeit rund 500 sog. Gefährden 
Um diese Personen besser beschatten zu können, 
schlägt sein Vizevorsitzender Sebastian Fiedler den 
Einsatz von elektronischen Fußfesseln vor. Hierzu hat 
das Bundesjustizministerium einen entsprechenden 
Gesetzentwurf ausgearbeitet, der am 22. Dezember in 
die verschiedenen Ressorts zur Abstimmung gegangen 
ist. Fußfesseln, die bislang insbesondere bei Schwerst¬ 
und Sexualstraftätem angewandt werden, sollen dem¬ 
nach künftig auch für jene zugelassen werden, „die 
wegen der Vorbereitung einer schweren staatsgefähr¬ 
denden Gewalttat, der Terrorismusfinanzierung oder 
der Unterstützung terroristischer Vereinigungen verur¬ 
teilt wurden“. 

Diese Maßnahme ist Teil des Sicherheitspakets, das 
Innenminister de Maiziere nach den Gewalttaten im 
Sommer in einigen bayerischen Städten vorgeschlagen 
hatte. 

(NDv. 23.12.2016/Azadi) 


Mörder der Frauen von Paris „rechtzeitig“ 
vor Prozesseröffnung verstorben 


Am 23. Januar 2017 sollte vor dem Pariser Strafgericht 
das Hauptverfahren gegen Ömer Günay eröffnet wer¬ 
den. Er gilt als derjenige, der am 9. Januar 2013 die 
Kurdinnen Sakine Cansiz, Fidan Dogan und Leyla 
Saylemez in Paris ermordet hat. 

Doch zu diesem Prozess wird es nicht kommen. Am 
19. Dezember erhielten die Familienangehörigen der 
Ermordeten die Mitteilung, dass der Tatverdächtige 
verstorben sei. 

„Es läuft darauf hinaus, dass die Verbindung des 
Mordes mit der Türkei vertuscht werden und der Pari¬ 
ser Mord einer individuellen Tat eines wahnsinnigen, 
zügellosen, Abenteuer suchenden Mannes zugeschrie¬ 
ben werden soll“, schreibt der Journalist Ferda £etin 
am 19. Dezember. Es habe im Zusammenhang mit der 
Verbindung von Ömer Güney mit dem türkischen 
Geheimdienst MIT „unzählige handfeste Informatio¬ 
nen und Belege“ gegeben. Deswegen hätte der 
Gerichtsprozess durchaus „zu einer Krise zwischen 
Frankreich und der Türkei“ führen können. Der franzö¬ 
sische Staat habe vor der Wahl gestanden, dass „entwe¬ 
der die Beziehungen des Auftragsmörders und der 
dahinter stehenden Macht mit einer gerechten Verurtei¬ 
lung“ aufgeflogen wären oder das Verfahren „mit einer 
Verjährung oder dem Tod des Attentäters eingestellt“ 


würde. Frankreich habe sich „für Letzteres entschie¬ 
den“. 

Obwohl die Anklageschrift bereits am 9. Juli 2015 
fertiggestellt war, setzte das zuständige Gericht den 
ersten Verhandlungstag auf den 5. Dezember 2016 fest, 
der dann ohne Begründung auf den 23. Januar 2017 
verschoben wurde. 

Während seiner Haftzeit in Paris hatte Günay auch 
Besuch aus Deutschland, nämlich am 4. Januar 2014 
von seinem ehemaligen Arbeitskollegen Ruhi Semen 
und dessen Sohn Ümit. Das Gespräch wurde über¬ 
wacht, u. a. durch ein Geräusch-Filtersystem. Günay 
übergab seinem Besucher einen Zettel mit Anweisun¬ 
gen zur Kontaktaufnahme mit dem MIT in Ankara. Das 
Gefängnispersonal ist hiergegen nicht eingeschritten. 
Am 27. Januar wurde Ruhi Semen hierzu von der deut¬ 
schen Polizei vernommen. Nach Durchsuchungen sei¬ 
nes Hauses und Arbeitsplatzes sowie der Auswertung 
seines Handys, konnte herausgefunden werden, dass es 
einen „Fluchtplan“ Güneys aus dem Haftkrankenhaus 
gegeben hat. Beim zweiten Verhör am 2. September 
2014 hat Ruhi Semen alles gestanden, auch die Über¬ 
gabe des Zettels für den MIT. 

„Die französischen Behörden haben einerseits den 
Beginn des Verfahrens in die Länge gezogen und ande- 
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rerseits parallel dazu den Tod des Beschuldigten vorbe¬ 
reitet“, schreibt Ferda £etin. Auf die Rolle des MIT bei 
den Pariser Morden bezogen, weist er auf eine Rede 
Erdogans von 2015 hin, in der er sagte: „Sie infiltrier¬ 
ten unsere Institutionen und verübten hier und dort 
Morde.“ 

(Gesamttext des Beitrags s. unter http://civaka-azad.org/) 

Angehörige der Opfer von Paris: Wir werden 
die Akte nicht schließen 

„(...] Es sieht danach aus, dass ein bereits seit langer 
Zeit niedergeschriebenes Drehbuch nun in die Tat 
umgesetzt wurde. Denn wenn es zu dem Verfahren 
gekommen wäre, dann wäre nicht nur Ömer Güney vor 
Gericht gestellt worden. Auch der türkische Staat, der 


türkische Geheimdienst MIT und die türkische Regie¬ 
rung wären mit ihm vor Gericht gestellt und verurteilt 
worden. Ömer Güney war eine Spielfigur und mit sei¬ 
ner Beseitigung wurde der türkische Staat geschützt. 
Verantwortlich für diese Situation sind die französi¬ 
schen Behörden. Wir, als die Angehörigen der Opfer, 
werden die Akte und diesen Fall weiter verfolgen. Der 
Täter war nicht alleine. Die übrigen Täter müssen 
gefunden und vor Gericht gestellt werden. [...] Wir 
möchten die Öffentlichkeit informieren und bitten alle 
um Hilfe, die Gerechtigkeit wollen.“ 

(Vollständiger Text s.NÜ(/E Nr 799 v. 23.12.2016; www.isku.org) 


GERICHTSURTEILE 


Verfassungsbeschwerde gegen Armenien- 
Resolution abgewiesen 


Das Bundesverfassungsgericht hat am 19. Dezember 
einen Beschluss exemplarisch zu acht Verfassungsbe¬ 
schwerden gegen die im Juni vom Bundestag verab¬ 
schiedete Resolution zum Völkermord an 1,5 Millio¬ 
nen Armeniern in den Jahren 1915/16 im Osmanischen 
Reich veröffentlicht. Sie wurden abgewiesen. Weshalb 
durch diesen Parlamentsbeschluss die Grundrechte ver¬ 
letzt worden sein sollten, sei „nicht ausreichend“ dar¬ 
gelegt. Eine solche Möglichkeit sei „im übrigen ... 
auch nicht ersichtlich“. Die Einstufung der Massaker 
als Völkermord wird von der Türkei abgelehnt. Aus 
Protest gegen den Bundestagsbeschluss war der türki¬ 
sche Botschafter aus Berlin abgezogen worden. 

Az: 2 BvR 1383/16 


(NDv. 20.12.2016) 


Datenschützer*innen begrüßen EuGH-Urteil 
zur Vorratsdatenspeicherung 

Nach einem Urteil des Europäischen Gerichtshofs in 
Luxemburg vom 21. Dezember ist eine anlasslose 
Massenspeicherung von Kommunikations- und Stand¬ 
ortdaten mit den Grundrechten unvereinbar. Der EuGH 
stellt in seiner Entscheidung klar, dass nur eine gezielte 
Speicherung von Daten in Frage kommen könne. Die 
Bundesregierung ist aufgefordert, das 2015 beschlos¬ 
sene Gesetz für eine Vorratsdatenspeicherung sofort 
aufzuheben. Rechtsanwalt Meinhard Starostik, der die 
Verfassungsbeschwerde vor dem Bundesverfassungs¬ 
gericht vertritt, meint ergänzend: „Besser wäre, der 
Gesetzgeber handelt jetzt sofort, um zu verhindern, 
dass die Telekommunikationsanbieter eine teure Infra¬ 
struktur aufbauen müssen, die wieder verschrottet 
wird, wenn das Bundesverfassungsgericht die Neure¬ 


gelung des Gesetzes aufhebt.“ Es dürfe jetzt nicht 
zugelassen werden, „dass eine grundgesetz- und euro¬ 
parechtswidrige Vorratsdatenspeicherung zum 1. Juli 
2017 in Kraft tritt, obwohl ihre Tage mit dem Urteil aus 
Luxemburg gezählt sind“, so der Jurist. 

Der Arbeitskreis gegen Vorratsdatenspeicherung - 
ein Zusammenschluss von Bürgerrechtlem, Daten- 
schützem und zivilgesellschaftlichen Initiativen - for¬ 
dert darüber hinaus, künftig alle Sicherheitsgesetze auf 
ihre Wirkung und schädlichen Nebenwirkungen vorab 
zu überprüfen. 

„Es geht nicht an, dass erst jahrelange Gerichtspro¬ 
zesse auf höchstrichterlicher Ebene der Bundesregie¬ 
rung die entsprechende Nachhilfe zur Verfassungsmä¬ 
ßigkeit ihrer Vorhaben geben“, sagte Franziska Lux 
vom Arbeitskreis. 

(aus der Stellungnahme AK Vorratsdatenspeicherung v. 22.12.2016) 

Europäischer Gerichtshof bestätigt 
Sonderstatus der Westsahara 

Am 21. Dezember bekräftigte der Europäische 
Gerichtshof (EuGH) in Luxemburg den Sonderstatus 
des von Marokko beanspruchten Territoriums der West¬ 
sahara. Das Handelsabkommen der EU mit dem nord¬ 
afrikanischen Land gelte nicht für das besetzte Gebiet, 
wohl aber für Marokko. Damit wiesen die Richter eine 
Klage der Befreiungsbewegung POLISARIO gegen 
den Vertrag ab und hob ein Urteil der Vörinstanz auf. 
Die im Kuratorium des Vereins „Freiheit für die Westsa¬ 
hara“ vertretenen Bundestagsabgeordneten Sevim 
Dagdelen (Linke), Frank Heinrich (CDU), Kerstin Tack 
(SPD) und Katja Keul (Grüne) begrüßten das Urteil, mit 
dem klargestellt worden sei, „dass die Westsahara nicht 
zum Hoheitsgebiet des Königreichs Marokko gehört“, 
heißt es in einer gemeinsamen Stellungnahme. 

(jwv. 22.12.2016) 
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ASYL- UND 
MIGRATIONSPOLITIK 


ZahlenMenschen 

Wie das Bundesinnenministerium am 22. Dezember 
mitteilte, wurden seit Jahresbeginn bis Ende November 
23 750 Ausländer*innen aus Deutschland abgeschoben; 
im gesamten Vorjahr waren es 20888. Bis zum 1. 
Dezember sind zudem 51243 Anträge im Rahmen 
eines Programms zur „Förderung der freiwilligen 
Rückkehr“ bewilligt worden. Nach einem Bericht der 
Tageszeitung „Welt“ zufolge leben nach Angaben des 
Ausländerzentralregisters aktuell 215 000 Ausreise¬ 
pflichtige in der BRD. Diese Zahl werde - so die 


Untemehmensberatung McKinsey - bis Ende 2017 auf 
„mindestens 485 000“ steigen. 

(jw v. 23.12.2016) 

Deutlicher Anstieg der Asylanträge aus der 
Türkei / Rund 80 Prozent Kurden 

Von Januar bis November sind der Antwort der Bun¬ 
desregierung auf eine Parlamentsanfrage zufolge 5166 
Asylanträge türkischer Staatsbürger verzeichnet wor¬ 
den, von denen knapp 80 Prozent Kurden gewesen 
seien. Danach sei die Zahl der Asylsuchenden seit dem 
Putschversuch vom Juli deutlich angestiegen. 

(NDv. 27.12.2016) 


ZUR SACHE: TÜRKEI 


► Berichten der „Bild“-Zeitung zufolge hat Bundes¬ 
kanzlerin Angela Merkel in der Sitzung der Uni¬ 
onsfraktion am 29. November im Umgang mit der 
Türkei empfohlen, weiteren EU-BeitrittsVerhand¬ 
lungen eine Absage zu erteilen. Kürzlich hatte 
Erdogan erklärt, „sehr viele Alternativen“ zu 
einem EU-Beitritt zu haben. Am 29.11. sagte er in 
Istanbul: „Wir haben das Buch der EU noch nicht 
geschlossen.“ 

► Medienberichten von Ende November zufolge 
wurde das deutsche Unternehmen ECE Projektmana¬ 
gement GmbH Opfer der staatlichen „Säuberungs¬ 
politik“ in der Türkei. Der Shoppingcenter-Betrei¬ 
ber, Tochtergesellschaft des Otto-Konzems, sah 
sich gezwungen, den Management-Vertrag für ein 
erst im Frühjahr eröffnetes Einkaufszentrum 
„Modern East“ in Istanbul aufzulösen. Die Eigen¬ 
tümerfamilie wurde 
verdächtigt, der 
Gülen-Bewegung 
nahezustehen. 

► Wie der Militärrat 
von Minbic (MMC) 
am 1. Dezember mit¬ 
teilte, sind in den 
Reihen der „Demo¬ 
kratischen Kräfte 
Syriens (SDF) zwei 
Internationalisten 
durch einen nächtli¬ 
chen Angriff der tür¬ 


kischen Armee westlich der nordsyrischen Stadt 
am 24. November ums Leben gekommen. Es han¬ 
delt sich um den aus Kalifornien stammenden 
Michael Israel (Robin Agiri) und um Anton Leschek 
aus Bielefeld (Zana Ciwan), der sich erst im Sep¬ 
tember den Anti-IS-Kräften angeschlossen hatte. 

► Die Autorin Asli Erdogan und Kolumnistin der kur¬ 
disch-türkischen Zeitung „Özgür Gündem“, die 
seit August im Gefängnis von Bakirköy sitzt, hat 
am 2. Dezember einen Brief verfasst, der an die 
Süddt. Zeitung geschmuggelt und veröffentlicht 
werden konnte. „Ich bin Schriftstellerin, nur eine 
Schriftstellerin. Ich erzähle. Ich verleihe Worte 
eine Bedeutung, Der Bedeutung gebe ich Worte. 
Das ist meine Arbeit, meine Aufgabe, mein einzi¬ 
ger Daseinsgrund. Aber nun kann ich nichts mehr 
erzählen, nicht einmal mir selbst, mein Herz ist 
wie gehobelt, mein Mund 
voll Späne. [...] Die Lage 
in der Türkei ist schlimm, 
sehr schlimm. Solche 
Rechtlosigkeit, Willkür 
und solchen Druck haben 
wir noch nie gesehen, und 
es wird täglich noch hef¬ 
tiger. In der Türkei entsteht 
seit Jahren eine Diktatur 
nach nahöstlichem Vorbild. 
Europäische Länder 
haben dabei ein Auge 
zugedrückt, weil sie sich 
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auf die Flüchtlingskrise konzentriert haben“, 
schreibt sie u.a. 

► Der Menschenrechtskommissar des Europarats 
verurteilte in einem am 2. Dezember veröffentlich¬ 
ten Bericht die Militäroperationen im Südosten der 
Türkei scharf Die Sicherheitskräfte hätten zahlrei¬ 
che Menschenrechtsverletzungen begangen, 
darunter das Recht auf Leben. 

► Dem am 6. Dezember von Amnesty International 
vorgestellten Bericht „Vertrieben und enteignet“ 
zufolge haben die türkischen Behörden die Vertrei¬ 
bung von geschätzt einer halben Million Menschen 
im Südosten des Landes zu verantworten. Innerhalb 
eines Jahres seien die Anwohner*innen infolge 
eines „brutalen Vorgehens der türkischen Behör¬ 
den“ aus ihren Häusern gezwungen worden, was 
sei als eine „kollektive Bestrafung“ zu bezeichnen 
sei und laut humanitärem Völkerrecht verboten. 
Allein in Diyarbakir-Sur hätten rund 24000 Men¬ 
schen ihr Viertel verlassen müssen. Im März die¬ 
ses Jahres hatten die Behörden die meisten Grund¬ 
stücke in Sur zwangsenteignet. 

► Einem Bericht der Zeitung „Cumhuriyet“ vom 
7. Dezember zufolge hat die HDP dem türkischen 
Staat die Misshandlung ihrer inhaftierten Funkti¬ 
onsträger* innen vorgeworfen. „Isolation ist eine 
Form von Folter, und unsere Ko Vorsitzenden und 
Abgeordneten sind der Folter ausgesetzt“, erklärte 
der HDP-Abgeordnete Meral Danis Bestas. 

► Aufgrund der Talfahrt der türkischen Lira, ruft 
Erdogan am 7. Dezember die Bevölkerung zum Ver¬ 
kauf möglicher Devisenreserven auf: „Die, die 
Devisen unter ihrem Kissen haben, sollen kom¬ 
men und ihr Geld in Gold umwandeln.“ Binnen 
eines Jahres hat die Lira im Vergleich zum Euro 
um mehr als 20 Prozent eingebüßt. Das Verteidi¬ 
gungsministerium wechselte mehr als 262 Millio¬ 
nen Dollar und gut 31 Millionen Euro, um die 
Landeswährung zu stärken. Erdogan meinte, Devi¬ 
senspekulanten und militärische Gegner würden 
versuchen, die Türkei „zu teilen und zu zerstören“. 

► In einer Pressemitteilung vom 8. Dezember macht 
der Zentralrat der Armenier (ZAD) in Deutschland 
darauf aufmerksam, dass der türkische Staatsappa¬ 
rat verstärkt auch gegen Christen vorgeht. So 
wurde die aramäische Bürgermeisterin von Mar- 
din abgesetzt, was als Warnsignal für alle christli¬ 
che Konfessionen verstanden werden sollte. Sorge 
bereite dem ZAD die Tatsache, dass sich Europa 
wegen des Flüchtlingsdeals in „eine türkische 
Falle“ begeben habe. 

► Weil sie angeblich der Gülen-Bewegung naheste¬ 
hen, wurden am 9. Dezember 51 Akademiker der 

Istanbul-Universität festgenommen; nach weiteren 
36 werde gefahndet. 


► Am 9. Dezember sind in der Südosttürkei weitere 
Gemeindevorsteher der „Partei der Demokratischen 
Regionen“ (DBP) wegen Terrorvorwürfen verhaftet 
worden. Es handelt sich um die Bezirksbürger¬ 
meisterinnen von Yüksekova, Adile Kozay und 
von Cukurca, Hilal Duman. 

► Die türkische Stadt Kütahya verteilt eine Bro¬ 
schüre mit dem Titel „Ehe und Familienleben“ an 
frisch Vermählte. Darin wird z.B. die Gattin darauf 
hingewiesen: „Wenn du als Ehefrau beim Sex 
sprichst, wird dein Kind stottern“ oder Tipps für 
den Mann: „Heirate gebärfreudige, liebenswürdige 
Frauen, aber sie sollen Jungfrauen sein“ oder: „Für 
den Fall, dass die Frau zickig ist, sollte der Mann 
sich nicht sofort scheiden lassen, damit diese Frau 
nicht auch noch zum Verhängnis für einen anderen 
Mann wird. Stattdessen sollte der Ehemann eine 
zweite Frau ehelichen, damit sie die erste Frau zur 
Vernunft bringt“ oder „Eine Frau, die sich nicht 
für ihren Mann zurechtmacht, ihrem Mann als 
Herrn im Hause nicht gehorsam ist, kann geschla¬ 
gen werden“. 

► Am 10. Dezember explodierten in Istanbul 2 Bom¬ 
ben; über 40 Menschen - darunter mehr als 30 
Mitglieder eines Sonderkommandos der Polizei - 
wurden in den Tod gerissen. Die „Freiheitsfalken 
Kurdistans“ (TAK) sollen die Verantwortung für 
die Anschläge übernommen haben. Bereits vor 
diesem Bekenntnis machte die Regierung die PKK 
hierfür verantwortlich. 

Die HDP verurteilte in einer Erklärung die 
Anschläge scharf und forderte alle Beteiligten auf, 
alles in ihrer Macht stehende zu tun, damit sich 
solches nicht wiederholt. Insbesondere müsse von 
einer Politik Abstand genommen werden, die die 
Gegensätze verschärfe und Spannungen vertiefe. 
Zwei Tage nach dem Anschlag teilte das Innenmi¬ 
nisterium mit, dass in elf Provinzen und Kreisstäd¬ 
ten mindestens 568 Personen, „die sich für eine 
Terrororganisation betätigt“ hätten, festgenommen 
worden seien - in der Mehrzahl DBP- oder HDP- 
Mitglieder. Neben mehreren Bürgermeistern wur¬ 
den auch zwei Abgeordnete der HDP, Caglar Demi- 
rel und Besime Konca verhaftet. Damit ist die Zahl 
der verhafteten HDP-Parlamentarier*innen auf 12 
gestiegen. 

► Die AKP hat am 10. Dezember ihr Gesetzesvorha¬ 
ben zur Änderung der türkischen Verfassung ins 

Parlament eingebracht. Viele sprechen von einer 
Ein-Mann-Diktatur. Künftig soll es möglich sein, 
dass der Staatspräsident gleichzeitig auch Vorsit¬ 
zender einer Partei sein kann und auch Chef der 
Exekutive. Ihm wird ferner zugestanden, per 
Dekret zu regieren. Ein Kabinett wird es nicht 
mehr geben, sondern nur ein oder mehrere Vize¬ 
präsidenten. Der Präsident wird diese als auch 
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Minister oder hohe Amtsträger des Öffentlichen 
Dienstes benennen. Er soll das Parlament auflösen 
können. Die Mitglieder der Höchsten Kommission 
der Richter und Staatsanwälte (HSYK) sollen dem 
Gesetzesvorhaben zufolge zur einen Hälfte vom 
Präsidenten und zur anderen vom Parlament 
bestimmt werden. 

Sollte der Verfassungsentwurf im Parlament die 
Zustimmung von 330 bis 367 Abgeordneten erhal¬ 
ten, wird eine Volksabstimmung nötig. Bekommt 
er mehr Stimmen, gilt er als angenommen. Die 
faschistische MHP will die Pläne Erdogans unter¬ 
stützen, die sozialdemokratische CHP und HDP 
warnen vor einer Diktatur. 

► Die EU zieht erstmals Konsequenzen aus den Ent¬ 
wicklungen in der Türkei. Deutschland und andere 
Mitgliedstaaten folgten zwar nicht den Forderun¬ 
gen des Europaparlaments auf Einfrieren der Bei¬ 
trittsgespräche, doch wurde bei einem Treffen der 
Staats- und Regierungschefs in Brüssel am 15. 
Dezember offiziell festgehalten, dass die Verhand¬ 
lungen mit der Türkei nicht weiter ausgeweitet wer¬ 
den. Österreichs Außenminister Sebastian Kurz 
bekräftigte seine Forderung nach einem Einfrieren 
der Verhandlungen, womit das Veto der Abgeord¬ 
neten des Europaparlaments unterstützt werden 
solle. Es gehe darum, ein politisches Signal zu set¬ 
zen. 

Zur Tagung des EU-Außenministerrats in Brüssel 
erklärte die LINKEN-Abgeordnete Sevim Dagde- 
len u.a.: „Für EU-Beitrittsgespräche mit der Türkei 
fehlt jede Grundlage. [...] Die türkische Regie¬ 
rung nimmt den Kurden jede Perspektive auf eine 
politische Partizipation und setzt auf den Bürger¬ 
krieg.“ Eine Erweiterung der Zollunion mit der 
Türkei müsse gestoppt werden: „Denn sie würde 
ausschließlich der Stabilisierung einer Diktatur die¬ 
nen.“ 

► Laut einem Bericht der Menschenrechtsorganisa¬ 
tion Human Rights Watch (HRW) vom 15. Dezember 
geht Erdogan systematisch gegen unabhängige 
Medien in der Türkei vor mit dem Ziel, „Kontrolle 
oder Kritik an ihrem rücksichtslosen Vorgehen 
gegen vermeintliche Feinde zu verhindern“. 148 
Journalist*innen und Medienarbeiter*innen seien 
in Polizeigewahrsam oder inhaftiert. Seit der Ver¬ 
hängung des Ausnahmezustands seien 169 Medien 
und Verlage geschlossen worden. 

► Am 23. Dezember wurde die HDP-Abgeordnete 
Pervin Buldan verhaftet und der „Terrorpropa¬ 
ganda“ beschuldigt. Nach einem Verhör ist sie 
später wieder freigelassen worden. Inzwischen 
befinden sich 12 der 59 HDP-Parlamen- 
tarier*innen in Haft. 


► „Wir fliegen nicht in die Türkei. Mit Erdogan will 
ich nichts zu tun haben“, kündigte Gertjan Verbeek, 
Trainer des Fußball-Zweitligisten VfL Bochum, 
am 26. Dezember gegenüber dem sport-informati- 
onsdienst (sid) an. Ähnlich verhalten sich die 
meisten Bundesligaclubs.Noch vor einem Jahr 
bereiteten sich 16 der 36 Vereine der 1. und 2. 
Bundesliga für die Rückrunde Ende Januar in dem 
türkischen Dorf Belek/Provinz Antalya und ande¬ 
ren Orten vor. Stattdessen trainieren Profi-Clubs 
nun in Spanien, Portugal oder Dubai. Im Juni hatte 
das türkische Tourismusministerium ein Minus 
von 40 Prozent bei den Urlauberzahlen aus dem 
Ausland gemeldet. 

► Weil der Kantinenbetreiber der Tageszeitung „Cum- 
huriyet“ geäußert haben soll, dass er Erdogan kei¬ 
nen Tee servieren würde, ist er Medienberichten 
vom 26. Dezember zufolge wegen Präsidentenbe¬ 
leidigung in Istanbul festgenommen worden. Ein 
Gericht soll Untersuchungshaft angeordnet haben. 
Der ehemalige Chefredakteur der Zeitung, Can 
Dündar, der sich seit dem Putschversuch im Juli in 
Deutschland aufhält, ist wegen angeblichen 
Geheimnisverrats zu sechs Jahren Haft verurteilt 
worden. Mehrfach hat er die Türkei als Diktatur 
bezeichnet, in der „Gesetzlosigkeit“ herrsche. 

► Nach Mitteilung des Innenministeriums haben in 
der Zeit zwischen dem 19. und dem 26. Dezember 
türkische Behörden insgesamt 1682 Personen 
wegen angeblicher Verbindungen zu „Extremis¬ 
tenorganisationen“ vorgeladen; 516 davon seien in 
U-Haft gekommen. Die Einsätze seien gegen die 
„Gülen“-Bewegung, die PKK und gegen den IS 
gerichtet gewesen. 

► Der Börsenverein des Deutschen Buchhandels for¬ 
derte am 27. Dezember erneut die Freilassung der 
Autorin und Kolumnistin Asli Erdogan, die seit 
mehr als vier Monaten im Gefängnis sitzt. Sie soll 
angeblich Mitglied einer „terroristischen Vereini¬ 
gung“ (hier ist die PKK gemeint) sein. „Mit dem 
Prozess soll kein Verbrechen bestraft, sondern eine 
kritische Stimme zum Schweigen gebracht wer¬ 
den.“ Sie hat zahlreiche Romane verfasst und u.a. 
für die vor 3 Jahren eingestellte Zeitung „Radikal“ 
sowie die prokurdische Zeitung „Özgür Gündem“ 
geschrieben und sich für die kurdische Minderheit 
eingesetzt. 

Am 29. Dezember begann der Prozess in Istanbul. 
Nach der Verhandlung wurde sie aus dem Gefäng¬ 
nis entlassen. 
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Leyla Zana - Kämpferin für Demokratie und 
Frieden 

Sommer 1996: Unter maßgeblicher Beteiligung des 
feministischen Frauenblatts „Wir Frauen“ wurde eine 
Kampagne zur Freilassung von Leyla Zana gestartet. 
Etwa 5000 Frauen aus elf europäischen Ländern und 
Nordamerikas unterschrieben den Aufruf „Ein Tag im 
Gefängnis für Leyla Zana“ und erklärten sich hierzu 
bereit. Leyla Zana war 1991 als erste Kurdin auf der 
SHP-Liste ins türkische Parlament gewählt worden. 
Bei ihrem Amtseid trug sie ein Stirnband in den kurdi¬ 
schen Farben und legte den Loyalitätseid in türkischer 
und kurdischer Sprache ab. Das und ihr mutiges Eintre¬ 
ten für eine politische Lösung des türkisch-kurdischen 
Konflikts machte sie zur Feindin des türkischen Staa¬ 
tes. Im März 1994 wurde ihre parlamentarische Immu¬ 
nität aufgehoben. Gemeinsam mit anderen Kollegen ist 
sie verhaftet und im Dezember 1994 zu 15 Jahren Haft 


wegen „Separatismus“ verurteilt worden. Im Juni 2004 
wurde Leyla Zana aus dem Gefängnis entlassen - auch 
ein Erfolg der internationalen Solidaritätskampagne. 
Seit 1995 ist sie Trägerin u.a. des Sacharow- und des 
Aachener Friedenspreises. 

Am 9. Dezember 1996 reisten sieben Frauen der 
Initiative „Freiheit für Leyla Zana“ nach Ankara, um 
aus Anlass des Internationalen Tages der Menschen¬ 
rechte dem türkischen Staatspräsidenten Demirel die 
Unterschriften der Kampagne zu übergeben und um 
vor dem Gefängnis zu demonstrieren. Eine Erlaubnis, 
Leyla Zana zu besuchen, erhielten die Frauen nicht. 

Die kurdische Politikerin ist 2015 für die HDP 
erneut ins türkische Parlament gewählt worden. 

Sommer 2016: Die Immunität von 138 HDP-Abge¬ 
ordneten wurde aufgehoben, darunter auch die von 
Leyla Zana. 

(u.a. aus „ Wir Frauen Ausgabe 4/2016) 


KURDISTAN 


Antifaschistisches Bataillon in Rojava 
gegründet 

Laut offizieller Mit¬ 
teilung vom 19. 
Dezember hat sich 
in der Föderation 
Nordsyrien - 

Rojava - ein Antifa¬ 
schistisches Interna¬ 
tionales Bataillon 
(Antifacist Interna¬ 
tional Tabür) im 
Kampf gegen den 
sog. Islamischen 
Staat und andere Terrorgruppen gegründet. Es wurde 
von Freiwilligen aus der ganzen Welt ins Leben geru¬ 
fen: „Heute schließt sich eine Gruppe aus Antifa- 
schist*innen, Internationalist*innen, Anarchist*innen, 
Kommunistinnen, Sozialist*innen und Libertären 
dem Kampf der Unterdrückten und zur Unterstützung 
der Revolution in Rojava an. Wir kommen aus der 
Dunkelheit des westlichen Kapitalismus, um zu kämp¬ 
fen und von unseren Genossinnen in Rojava zu ler¬ 
nen, wie wir zur wirklichen Freiheit gelangen und zum 
Existenzrecht für jedeN. Wir hoffen, mit ihrer Courage 
eine Welt ohne Unterdrückung und Verfolgung, eine 
Welt ohne Faschismus und religiösen Fanatismus, 
erschaffen zu können. In dieser Absicht setzen wir 
unsere Segel im erstarkenden Wind der Freiheit, 
Gleichberechtigung und dem Respekt vor unsrem Pla¬ 
neten. [...]“ Das Logo des AIT zeigt einen Phönix, ein 
Symbol, mit dem bereits Revolutionär*innen 1935 


gegen den Franco-Faschismus kämpften. In der Erklä¬ 
rung wird auch der „gefallenen Genossin Ivana Hoff- 
mann“ gedacht, die im März 2015 im Kampf gegen 
den IS gestorben ist. Mehr als ein Dutzend Freiwillige, 
die sich den Volksverteidigungseinheiten (YPG/YPJ) 
angeschlossen hatten, sind seit der Befreiung der Stadt 
Kobane vom IS im Jahre 2014 ums Leben gekommen. 

(Kurdish QuestionKQv. 21.12.2016) 

Joanna Palani: Vom Anti-IS-Kampf in 
dänische U-Haft 

Sie heißt Joanna Palani und kommt aus Dänemark. Die 
23-jährige Politik- und Philosophie-Studentin kämpfte 
zunächst in den Reihen der „Frauenverteidigungsein¬ 
heiten“ YPJ in Rojava und ein halbes Jahr bei den 
nordirakischen Peschmerga gegen den sog. IS. Bei 
ihrem ersten Einsatz in Syrien wurde ein Mitkämpfer 
in ihrer Nähe von einem Scharfschützen erschossen, 
weil seine glimmende Zigarette zu sehen war. Der IS 
hat auf die Tochter iranischer Kurden ein Kopfgeld 
ausgesetzt. 

Nun sitzt Joanna Palani in Untersuchungshaft in 
Kopenhagen. Im September 2015 war sie nach Däne¬ 
mark zurückgekehrt, um ihre Eltern zu besuchen. Von 
der Polizei erhielt sie die Mitteilung, dass sie 12 
Monate nicht ausreisen dürfe. Sie setzte ihr Studium 
fort, gab kürzlich aber zu, gegen das Ausreiseverbot 
verstoßen zu haben. Prompt wurde sie in U-Haft 
genommen. Ein Termin zur Prozesseröffnung steht 
noch nicht fest. Es drohen ihr bis zu zwei Jahre Haft. 

(NDv. 29.12.2016/Azadi) 
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INTERNATIONALES 


Trotz Gerichtsentscheid: EUTELSAT verhindert 
Ausstrahlung kurdischer TV-Sender 

In zwei separaten Verfahren hat das Handelsgericht in 
Paris den Satellitenbetreiber EUTELSAT verpflichtet, 
das Ausstrahlungsverbot der beiden kurdischen Fern¬ 
sehsender Med Nuge und Newroz TV aufzuheben und 
umgehend wieder mit den Ausstrahlungen zu beginnen. 
Im Falle einer Zuwiderhandlung wurde -der Betreiber 
dazu verurteilt, eine Strafe in Millionenhöhe zu zahlen. 
Doch die Unternehmensführung und Anwälte von 
EUTELSAT versuchen, die Bemühungen um eine Wie¬ 
derausstrahlung ins Leere laufen zu lassen und zu 
behindern. Bisherige Vereinbarungen der Sender mit 
EUTELSAT wurden vonseiten des Unter¬ 
nehmens einseitig für ungültig erklärt. 

Stattdessen forderte es Med Nuge und 
Newroz TV dazu auf, ihren Uplink 
(Datenfluss zum Satelliten) von Frank¬ 
reich aus vorzunehmen, was mit großem 
technischen Aufwand durchgeführt 
wurde. Daraufhin hat EUTELSAT den 
beiden Fernsehsendern eine neue Verein¬ 


barung zukommen lassen, in der dem Betreiber das 
Recht eingeräumt werden soll, die Ausstrahlung von 
Sendungen jederzeit einseitig zu beenden, ohne dass 
rechtliche Schritte hiergegen möglich sein sollen. In 
einer gemeinsamen Erklärung der Sender machten sie 
klar, dass sie das rechtswidrige Vorgehen von EUTEL¬ 
SAT nicht akzeptieren werden. Dies stehe offenbar in 
einem Zusammenhang mit den offenen und verdeckten 
ökonomischen Vereinbarungen des Betreibers mit der 
Türkei. Für einen Milliardenbetrag habe EUTELSAT 
erst am 5. Dezember den türkischen Satelliten Gök- 
türk-1 über eine Trägerrakete ins Weltall gebracht. 

(ANF/Nücev. 6., 9. 12.2016) 
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DEUTSCHLAND 

SPEZIAL 


Die langen Arme des türkischen 
Geheimdienstes 

Konsulate mit besten Beziehungen zu BKA und deut¬ 
scher Polizei 

„Was das Regime derzeit auf der Grundlage eines 
begrenzten Notstandsrechts mit dem Staats- und Justiz¬ 
system anstellt, hat mit gelebter Rechtsstaatlichkeit 
nichts mehr zu tun,“ erklärte Rechtsanwalt Christian 
Rumpf gegenüber dem „Neuen Deutschland“. Er 
forscht und lehrt seit den 1980er-Jahren zum türki¬ 
schen Recht. Das türkische Amtsblatt „Resmi Gazete“ 
veröffentlicht regelmäßig lange Listen inzwischen fest¬ 
genommener oder suspendierter Beamten, Angestell¬ 
ten, Richter oder Staatsanwälte, die angeblich Verbin¬ 
dungen haben zur PKK oder FETÖ genannten Gülen- 
Bewegung. Aber auch deutsche Staatsbürger stehen im 
Visier der türkischen Behörden, wie Ali Ertan Toprak, 


Vorsitzender der Kurdischen Gemeinde und Mitglied 
im ZDF-Femsehrat. Ein Richter in der Türkei habe ihm 
gesagt, dass sich sein Name in Daten der Sicherheits¬ 
polizei befinde. Bis heute kursieren Aufrufe, angebli¬ 
che Gülen-Sympathisanten oder der PKK dem nächs¬ 
ten türkischen Konsulat zu melden. Kürzlich erst habe 
ihm, Toprak, eine Rund-SMS folgenden Inhalts 
gezeigt: „Melden Sie den Sicherheitskräften Personen, 
die FETÖ-Terrorpropaganda betreiben. Keine Angst! 
Sie können anonym bleiben. Namen und Wohnort des 
Beschuldigten zu nennen, reicht aus.“ Als Kontakt war 
eine Berliner TelNr. und die email-Adresse des Gene¬ 
ralkonsulats in Frankfurt/M. angegeben. Ein Testanruf 
ergab, dass sich die türkische Botschaft meldete. Auf 
die Frage, ob dies die Meldehotline sei und man terro¬ 
ristische Personen nennen könne, habe der Teilnehmer 
zunächst „evet, buyurun!“ (ja, bitte) geantwortet. Spä¬ 
ter wurde das zurückgenommen. Solche SMS gebe es 
nicht. Er sei Botschaftsrat und Polizeiattache und für 
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die Zusammenarbeit mit dem Bundeskriminalamt 
zuständig. Er leite ihm gemeldete „Straftaten“ an die 
deutsche Polizei weiter. „Das ist eine Schutzbehaup¬ 
tung“, sagte Toprak gegenüber der deutschen Presse. 
„Offizielle Vertreter der Türkei hetzen die türkische 
Gemeinschaft gegen deutsche Staatsbürger auf, das 
geht nicht.“ 

Auch Kamil Taylan, langjähriger ARD-Journalist, 
fühlt sich in Deutschland nicht mehr sicher, weshalb er 
seit kurzem im Ausland lebt, wo die Erdogan-Gefolg- 
schaft nicht so ausgeprägt ist. Er sei wegen seiner 
Berichte und Analysen seit dem Putschversuch ins 
Visier des türkischen Geheimdienstes geraten und habe 
zahlreiche Drohungen aus Deutschland erhalten. Kamil 
Taylan wurde von der Türkei bereits zweimal ausge¬ 
bürgert. 1980 beantragte die Staatsanwaltschaft gegen 
ihn 476 Jahre Haft wegen „Beleidigung der Ehre der 
großen türkischen Nation“, wovon er inzwischen 
amnestiert wurde. „Jetzt geht es wieder von vorne los“, 
sagte der Journalist. „Ich erwarte täglich die Anklage¬ 
schrift wegen Mitgliedschaft in FETÖ oder der PKK 
oder bei beiden.“ 

(ND V. 1.12.2016/Azadi) 

Hetzkampagne und Drohungen türkischer 
Nationalisten gegen Sevim Dagdelen 

Anlässlich der Veranstaltung am 6. Dezember in Rem¬ 
scheid „Die verlorenen Menschenrechte am Bosporus: 
Wie lange schauen Deutschland und die EU noch zu?“ 
mit der Bundestagsabgeordneten der LINKEN, Sevim 
Dagdelen, gab es Versuche von ca. 30 türkischen 
Nationalisten, die Veranstaltung im Gemeindesaal des 
alevitischen Vereins zu stören. Die Polizei musste 
gegen die Störer, die eine 5 x 4 m großen Türkei-Fahne 
mit sich führten, Vorgehen. Auch im Internet gab es 
eine Hetzkampagne gegen die Parlamentarierin. Atta¬ 
ckiert wurde auch die Vorsitzende des Integrationsra¬ 
tes, Ankay Nachtwein (SPD). Für Metin Arslanoglu, 
Vorsitzender der Gemeinde, sind die Vorkommnisse ein 
Beleg dafür, dass der Konflikt zwischen Erdogan- 
Anhängern und politischen Gegnern auch in Rem¬ 
scheid angekommen sind. Er habe etliche Hassbot¬ 
schaften auf seinem handy gespeichert. Von body- 
guards geschützt haben über 100 Besucher*innen dem 
Vortrag von Sevim Dagdelen folgen können. 

Einige der übelsten Kommentare auf der Intemet- 
seite „Remscheid li türkler“ nach der Veranstaltung 
sind gelöscht worden, nicht aber gegen Ankay Nacht¬ 
wein, die als Anhängerin der PKK beschimpft wurde. 
Remscheids Oberbürgermeister Mast-Weisz „Das 
Recht der freien Meinungsäußerung ist unumstößlich 
mit unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
verbunden. Angriffe sind zu verteilen und konsequent 
zu ahnden.“ 

In ihrem zweistündigen Vortrag berichtete Sevim 
Dagdelen über ihre Recherchen, wie der türkische Staat 


eine Nebenaußenpolitik betreibe. Organisationen wie 
die DITIB, deren Imame vom türkischen Staat in die 
Gemeinden geschickt werden, seien ein Beispiel dafür, 
wie weit der lange Arm Erdogans reiche. Sie forderte 
einen Wechsel in der Türkeipolitik. 

Auch am Vortag in Bottrop gab es Versuche türki¬ 
scher Nationalisten, die Lesung der Abgeordneten aus 
ihrem jüngst erschienenen Buch „Der Fall Erdogan - 
Wie uns Merkel an einen Autokraten verkauft“ zu stö¬ 
ren. 

Der Landessprecher der LINKEN NRW, Christian 
Leye, erklärte am 6. Dezember: „Es ist unerträglich, 
dass Sevim Dagdelen als Kritikerin der türkischen 
Regierung erneut zur Zielscheibe türkischer Nationalis¬ 
ten wird. [...] Es ist nicht hinzunehmen, dass türkische 
Nationalisten auch in Remscheid versuchen, ihre anti¬ 
demokratischen Positionen mittels Drohungen und 
Hetzkampagnen durchzusetzen. [...] Das Grundrecht 
auf Meinungsfreiheit werden wir verteidigen gegen 
Autokraten und Antidemokraten.“ Die LINKE NRW 
hatte zu der Veranstaltung eingeladen. 

(RP/RGA online v. 7.12.2016) 

AStA der TU Berlin: Keine Ehrendoktorwürde 
mehr für türkischen Ministerpräsidenten 

Der AStA der Technischen Universität Berlin fordert 
die Aberkennung der Ehrendoktorwürde für den türki¬ 
schen Ministerpräsidenten Binali Yildinm. „Seit der 
Verleihung 2011 kam es in der Türkei zu gewaltigen 
Umbrüchen hin zu einem Bürgerkrieg, geführt von 
einem autoritären Regime unter Federführung von Prä¬ 
sident Recep Tayyip Erdogan und Ministerpräsident 
Yildinm“, begründet AStA-Sprecherin Hannah Eberle. 
Von den „Säuberungen“ betroffen seien in der Türkei 
alle Bereiche öffentlicher Institutionen. Am 7. Dezem¬ 
ber 2011 hatte Yildinm die Ehrendoktorwürde erhal¬ 
ten. „Die Gremien der TU müssen die notwendigen 
Konsequenzen im Rahmen ihrer Möglichkeiten ziehen. 
Der Wissenschafts- und Pressefreiheit ist nicht gedient, 
wenn weiter geschwiegen wird“, sagt Björn Tvätt vom 
AStA. 

(NDv. 7.12.2016) 

Deutsche „Ertüchtigung“ 

Am 11. Dezember übergab Verteidigungsministerin 
Ursula von der Leyen in Amman 16 „Marder“-Panzer 
an die jordanische Armee; weitere 34 sollen folgen. 
Die Lieferung ist Teil einer „Ertüchtigungsinitiative“, 
mit der die Bundesregierung „vertrauenswürdige Staa¬ 
ten“ in Krisenregionen mit Rüstungsgütern ausstatten 
will. So soll in diesem Jahr Militärgerät und Munition 
im Wert von 100 Millionen Euro geliefert werden; im 
kommenden Jahr wird auszusondemdes Kriegsmaterial 
im Wert von 130 Millionen bereitstehen. Auf der Emp¬ 
fängerliste stehen Irak, Tunesien, Mali und Nigeria. 

(NDv. 12.12.2016) 
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Rüstungsexportbericht der Kirchen: 

Mehr Transparenz und strengere Ausfuhrkontrollen 
notwendig 

Vor dem Hintergrund der Zunahme deutscher Waffen¬ 
ausfuhren, sei eine Revision der gesetzlichen Grundla¬ 
gen zur Kontrolle von Rüstungsexporten dringend erfor¬ 
derlich, sage der evangelische Vorsitzende der Gemein¬ 
samen Konferenz Kirche und Entwicklung (GKKE), 
Martin Dutzmann, anlässlich der Vorstellung seines Rüs¬ 
tungsexportberichts am 12. Dezember. Es müsse mehr 
Transparenz bei den Entscheidungen über Lieferungsge¬ 
nehmigungen hergestellt sowie die Kontrollbefugnisse 
des Bundestages gestärkt werden. Kritisiert wurde der 
Anstieg der genehmigten Rüstungsexporte 2015 sowie 
im ersten Halbjahr 2016 insbesondere in Konfliktregio¬ 
nen und an Drittstaaten mit bedenklicher Menschen¬ 
rechtsbilanz - wie beispielsweise Saudi-Arabien und 
Katar. Derartige Genehmigungen seien völlig inakzepta¬ 
bel, so der katholische GKKE-Vorsitzende Karl Jüsten. 
Jan van Aken, außenpolitischer Sprecher der Linksfrak¬ 
tion im Bundestag, unterstützt den Appell der GKKE: 
„Es ist völlig richtig, dass wir endlich ein Gesetz zur 
Kontrolle von Rüstungsexporten brauchen.“ Er forderte 
jedoch gesetzliche Verbote ohne Ausnahmen. Den Bun¬ 
destag an den Exportentscheidungen zu beteiligen, hält 
er für eine „überlegenswerte Idee“, die allerdings durch 
die Fraktionsdisziplin beeinflusst würde. Agnieszka 
Brugger, Sprecherin für Abrüstung und Sicherheitspoli¬ 
tik der Grünen, erklärte: „Die zunehmenden Waffenlie¬ 
ferungen zur sogenannten militärischen Ertüchtigung 
schwacher oder fragiler Staaten sind ein gefährlicher 
Weg mit offensichtlichen Risiken.“ Die derzeitige Rüs¬ 
tungsexportpolitik diene weder dem Frieden, den Men¬ 
schenrechten noch der Sicherheit in der Welt. 

(NDv. 13.12.2016/Azadi) 

59 „Patenschaften“ für 36 HDP-Abgeordnete 

Am 13. Dezember veranstalteten Bundestagsabgeord¬ 
nete fraktionsübergreifend eine Protestaktion in Berlin. 
Mit Fotos von HDP-Abgeordneten bekundeten sie ihre 
Verbundenheit mit der verfolgten Opposition in der 
Türkei. An der Solidaritätsaktion beteiligten sich u.a. 
die Linken-Fraktionsvorsitzende Sarah Wagenknecht, 
Thomas Oppermann (SPD) und Anton Hofreiter (Die 
Grünen), die sich für den inhaftierten HDP-Vor sitzen¬ 
den Selahattin Demirtas einsetzen. Bislang haben 59 
Abgeordnete eine „Patenschaft“ für 36 HDP-Abgeord¬ 
nete des türkischen Parlaments übernommen. 

(jwv. 14.12.2016) 

Agent des türkischen Geheimdienstes in 
Hamburg festgenommen 

Aufgrund eines Haftbefehls des Ermittlungsrichters 
beim Bundesgerichtshof (BGH), wurde am 15. Dezem¬ 
ber in Hamburg ein 31-jähriger Türke festgenommen 


und seine Woh¬ 
nung durch¬ 
sucht. Er wird 
verdächtigt, 
Kurden und kur¬ 
dische Einrich¬ 
tungen im Auf¬ 
trag des türki¬ 
schen Geheim¬ 
dienstes MIT 
ausspioniert zu 
haben. Dabei 
habe er Informa¬ 
tionen über 
Kontaktperso¬ 
nen, politische 
Tätigkeiten und 
Aufenthaltsorte 
weitergegeben. 
Am darauffol- 


FAMILIENPATENSCHAFTEN 
Für die Würde der Menschen in 
Kurdistan 

Der brutale Krieg des türkischen Staates gegen 
die kurdische Bevölkerung hat verheerende hu¬ 
manitäre Folgen. Krieg und Instabilität beherr¬ 
schen die Türkei, allerdings nicht erst seit dem 
jüngsten Putschversuch des Militärs. Der Frie¬ 
densprozess mit den Kurden wurde schon vorher 
ad acta gelegt, Menschen- und Freiheitsrechte 
massiv beschnitten. In Folge wurde der faktische 
Ausnahmezustand mit monatelangen Ausgangs¬ 
sperren verhängt, ganze Stadtteile wurden von der Armee belagert und dem 
Erdboden gleichgemacht, hunderte Zivilisten starben, wurden gar bei lebendi¬ 
gem Leib verbrannt. Menschenrechtsorganisationen sprechen von 400000 Bin¬ 
nenflüchtlingen seit Mitte letzen Jahres. 

Diese Menschen brauchen unsere Hilfe! 

Werden Sie Pate für diese Familien! 

Der Rojava-Flilfs- und Solidaritätsverein aus der Türkei hat gemeinsam mit dem 
Kurdischen Roten Flalbmond (Fleyva Sor a Kurdistane) eine Patenschaftskampa¬ 
gne für diese Familien gestartet. Bisher konnten 3 186 von 31 100 erfassten 
hilfsbedürftigen Familien unterstützt werden. 

Mit einem monatlichen Mindestbeitrag von 150 Euro - dieser kann auch von 
mehreren Personen zusammen getragen werden - leisten Sie, leistet Ihre Orga¬ 
nisation nicht nur einen finanziellen Beitrag für eine Familie, sondern Sie spen¬ 
den auch Floffnung und ermutigen die Menschen zu weiterem Widerstand 
gegen die Despotie. 

NAV-DEM Demokratisches Gesellschaftszentrum der 
Kurdinnen in Deutschland e. V. 
http://navdem.com | Weitere Infos zur Kampagne: 
http://www.heyvasor.com/de 
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FAMILIENPATENSCHAFTEN 



genden Tag ist 

er laut Pressemitteilung des Generalbundesanwalts 
vom 16. Dezember zwecks Eröffnung des Haftbefehls 
und der Anordnung zur Untersuchungshaft dem Ermitt¬ 
lungsrichter in Karlsruhe vorgeführt worden. 

Im August hatten verschiedene Medien - so die 
„Welt am Sonntag“ 20./21.8. - gemeldet, dass der MIT 
über rund 800 hauptamtliche Offiziere in Westeuropa 
verfügt, wovon sich die meisten Agenten in Deutsch¬ 
land befinden. Hinzu kämen noch 6000 weitere Spitzel. 
Seinerzeit hatte Christian Ströbele (MdB der Grünen 
und Vertreter seiner Fraktion im parlamentarischen 


Kontrollgremium 4 ) bestätigt, dass es im Bundesgebiet 
„unglaubliche geheime Aktivitäten“ des MIT gebe. Er 
forderte von Verfassungsschutz, Bundesnachrichten¬ 
dienst und der Polizei, ihre Kooperation mit der Türkei 
dringend zu überprüfen. 

(Azadi) 


Kurdische Politikerinnen konkret bedroht 

„Die Kurden in erster Linie, aber auch weitere demo¬ 
kratischen Kräfte, die in Europa leben und sich poli¬ 
tisch betätigen, sind Zielscheibe des türkischen Staates 
und seines Geheimdienstes“, sagte der Co-Vorsitzende 
des Demokratischen Gesellschaftskongresses der 
Kurd* innen in Europa (KCDK-E), Yüksel Kog am 22. 
Dezember in Hamburg. Seinen Kenntnissen zufolge 
seien im April drei Teams aus der Türkei mit jeweils 
zehn bis 15 Agenten nach Deutschland eingereist, „um 
konkret Menschen zu eliminieren“ - darunter auch ihn 
selbst, so Kog. Ausspioniert wurde auch die Fraktions¬ 
vorsitzende der Linkspartei in der Hamburger Bürger¬ 
schaft, Cansu Özdemir. „Wir wissen, dass die Gefahr 
nicht vorbei ist“, betonte sie nach der Festnahme des 
türkischen Spions in Hamburg. 

(ND V. 23. 12. 2016/Azadi) 
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IN MEMORIAM 


Eckart Spoo - Mahner und Aufklärer - ist tot 



aum- 

Eigenes Werk, CC BY-SA 3.0, 
https://commons.wikimedia.org/ 
w/index.php?curid=54193242 


tag der Publizist Eckart 
Spoo. 

Nach seiner langjährigen 
Tätigkeit als Korrespondent 
der „Frankfurter Rundschau“ 
, war er Initiator der monatli¬ 
chen Diskussionsabende 
„Vespern in Berlin“, zusam¬ 
men mit weiteren Publizisten 


Am 15. Dezember verstarb 
kurz vor seinem 80. Geburts¬ 


Gründer und Mitherausgeber 
der Zweiwochenschrift für Politik, Kultur und Wirt¬ 
schaft „Ossietzky“ sowie Mitinitiator und Redakteur 
des „Grundrechte-Report. Zur Lage der Bürger- und 
Menschenrechte in Deutschland“. Schließlich hat er bis 
zuletzt den jährlich im Berliner Haus der Demokratie 
und Menschenrechte stattfmdenden „Nationalfeiertag“ 
am 3. Oktober, dem Geburtstag von Carl von 


Ossietzky, initiiert und moderiert. „Eckart Spoo war 
über viele Jahre engagiertes Mitglied des Liga-Kurato¬ 
riums zur Nominierung von Menschen und Gruppen, 
die für ihre Zivilcourage und für die Verwirklichung, 
Verteidigung und Fortentwicklung der Menschenrechte 
und des Friedens von der Liga mit der Carl-von- 
Ossietzky-Medaille ausgezeichnet wurden,“ erinnert 
sich die ehemalige Präsidentin der Internationalen Liga 
für Menschenrechte, Fanny-Michaela Reisin. 

Das Vorstandsmitglied der Liga, Rolf Rössner 
erklärte: „Wir haben einen großen Mahner und Mit¬ 
streiter gegen Krieg und Militarismus verloren, einen 
Mitstreiter für Menschenrechte und Frieden, der ein 
Joumalistenleben lang kritisch und unbequem der Auf¬ 
klärung verpflichtet war. Und der engagiert für die 
Pressefreiheit, auch für die ,innere Pressefreiheit 4 in 
den Redaktionen, und gegen Medienmonopole, 
gekämpft hat. Er bleibt für uns ein großes Vorbild und 
wir werden ihn sehr vermissen.“ 

(aus PM Internat.Liga v. 16.12.2016) 


UNTERSTÜTZUNGS¬ 

FÄLLE 

Im November und Dezember wurde über 16 Unterstützungsanträge entschieden und ein Gesamtbetrag von 
3230,62 € bewilligt. 

Für Einkauf erhielten (12) politische Gefangene im November insgesamt 1236- € und im Dezember 1133- € für 
11 Gefangene. 
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